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Bericht 
des Handelsausschusses 

über den Bericht der Bundesregierung betref­
fend die Nutzung der Kernenergie für die 
Elektrizitätserzeugung samt Anlagen (111-99 

der Beilagen) 
und 

über den Antrag der Abgeordneten. Dkfm. 
DDr. König und Genossen betreffend 

energiepolitische Maßnahmen (56/ A) 

Die Bundesregierung hat am 13. Dezember 
1977 einen Bericht betreffend die Nutzung der 
Kernenergie für die Elektrizitätserzeugung samt 
ApJagen dem Nationalrat vorgelegt. Der gegen­
ständliche Bericht dokumen1liert nicht. nur die 
von der Bundesregierung getroffenen Maßnah­
men, sondern bezieht auch technische, wissen­
schaftliche und energiepolitilSche Informationen 
ein; er enthält neben einer Einleitung Ausfüh­
rungen über den Energiebedarf und seine Dek­
kung, über die unkonventJionellen Energiequellen, 
über die Kernphysik, die Kernenergie in der 
Welt sowie über das Problem der Strahlung und 
der Mensch, die Kernenergie und ihre Risken 
sowie über das Abfallproblem und die Entsor­
gung der Kernkraftwerke. Dem Bericht ist ein 
Anhang angeschlossen, der im I. Teil die Dar­
stellung der. bisherigen internationalen Entwick­
lung auf dem Gebiete der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie, soweit diese Entwicklung auf 
österreich Einfluß hatte, im 11. Teil die recht­
lichen Grundlagen für das Genehmigungsver­
fahren von Kernenergieanlagen und· für den 
Transport von radioaktiven Materialien, den bis­
herigen Ablauf des Genehmigungsverfahrens für 
das erste österreichische Kernkraftwerk und die 
hieraus resultJierenden E;rfahrungen, im IH. Teil 
die energiepolitische Situation, die Nutzung der 
Kernenergie und die hiezu bestehenden Alternati­
ven sowie im IV. Teil die einführenden Stellung­
nahmen der Experten bei der Regierungsklausur 
am 6. Juni 1977 in Schloß Hernstein enthält. 

Außerdem sind dem Bericht vier Bände ange­
schlossen, die zahlreiches Dokumentationsmaterial 
über die Kernenergie enthalten. Ferner sind dem 

Bericht Wortprotokolle über Idas Symposion 1 -
Graz, das Symposion 2 - FeMkirch, das Sympo­
sion 3 - Lirrz, und über das SY'mposion 4 -
Wien, betr,effenrd ,die Infol'mationskampagne 
Kernenergie beigegdben. 

Die 4bgeordneten Dkfm. DDr. König und 
Genossen haben am 1. Juni 1977 einen Entschlie­
ßungsantrag betreffend energiepolitische Maß­
nahmen eingebracht. In diesem Antrag wird die 
Bundesregierung ersucht, umgehend durch gesetz­
liche bzw. administrative Maßnahmen sowie 
durch Vereinbarungen mit den Ländern, wo dies 
auf Grund der Kompetenzlage erforderlich ist, 
für zahlreiche energiepolitische Maßnahmen Sorge 
zu tragen. Ferner wird die Bundesregierung er­
sucht, dem Parlament jährlich einen Bericht über 
die Auswirkungen der getroffenen Maßnahmen 
auf dem Energiesektor unid die Entwicklung im 
Rahmen der Internationalen Energieagentur im 
Rahmen eines fortgeschriebenen Energieplanes 
vorzulegen. 

Der Handeisausschuß hat den Bericht der Bun­
desregierung und den Antrag 56! A in seiner 
Sitzung am 14. Feber 1978 erstmals in Verhand­
lung genommen und zu dessen Vorbehandlung 
einen Unterausschuß gewählt, dem von der 
SozialilStischen Partei österreichs die Abgeordne­
ten Dr. .H ein d I, Hofs t e t t e r, Doktor 
Fis ehe r, Dr. S t e y r e r, Will e und Z i n g­
I er, von der. österreichischen Volkspartei die 
Abgeordneten H i e t I, Dr. Marga Hub i n e k, 
Dkfm. DDr. K ö n i g, S tau d in ger und Dok­
tor Wie s ,i n ger sowie von der Freiheitlichen 
Partei österreichs ·der Abgeordnete Dipl.-Vw. 
Dr. S t i x angehörten. 

Der Unteraussmuß hat den Bericht der Bun­
desregierung und den Antrag 56! A in vierzehn 
Sitzullgen unter . Beiziehung von zahlreichen 
Sachverständigen im Sinne des § 40 Abs. 1 des 
Geschäftsordnungsgesetzes sowie von· fünfund­
dreißig Vertretern verschiedener Organisationen 
österreichischer Kernkraftwerksgegner und von 

t 
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2 969 ,der Beilagen 

Direktor~n des Gemeinschaftskernkraftwerkes 
TuHnerleM als Auskunftspersonen eingehend be­
raten. 

In ,der Sit'zung des Unteraussmusses 'des Han­
delsausschusses a:m 15. Feber 1978 wUI1de gemäß 
§ 35 Ahs. 5 ider ,Geschäftsol1dnung einstimmig 
beschlossen, Idie Vertmulichkeit des Unteraus­
schusses aufzuheben. In Ider Si.tzung 'am 21. Feber 
1978 ersuchte ider Obmann, einer IAnregung von 
Ausschußm'itgliooern IfoJgen:d, ,den Präs,i.denten 
des Nationalrates, \gemäß § 39 Aos. 2 der Ge­
schäftsoronung, die Ahfassung einer lauszugs­
weisen Darstellung Ider VeI1handlungen durch 
den Stenogr<liphen,dienst zu vel1anlassen, welchem 
Ersuchen statogegeben wuride. . . 

In der Sitzung des UnteraU'sschusses des Han­
delsausschusses ,a.m 14. April 1978 wurde be­
schlossen, [,ür me Sitzunga:m 25. Aprili 1978 die 
Vertraulichkeit ,des Unterausschusses nicht auf­
zuheben. 

An Iden iBera:tungen des Untemusschusses 
nahmen ,zeitweis·e Idie Ahgeol1dneten AnneJ.iese 
Alb re c h t, Ha t.z 1, Ke r n, Roman He i n z, 
Dr. S c h m i ,d t, R e c h b e r Ig e rund K ö c k 
sowie BUIllde9minister für ,Bauten und Technik 
M 0 s e r, BUnldesminister ·für Gesundheit 
u!lId Umweltschutz Dr. Ingr~d L e 0 cl 0 J.t e r, 
Bunldesmin'ister f.ür Handel, Gewerbe un1d Indu­
strue Dipl.~ Vw. Dr. S ta r i ba ehe' r, . Bundes­
minister für Inneres L a n c und Amtsführ,enlder 
Stadtrat für die Geschäftsgruppe Inneres und 
Bürgerservice S, chi erde r teil. 

Die Bel1atungen nahmen rund 65 Stunden 
in Anspruch. Der Verlauf dersell?en kann 
dem bei~edruckten ResümeeprotokoII entnom­
men wer.den, daß 'gemäß § 39 Ahs. 2 der Ge­
schäftsol"dnung von den Unterausschußberatun­
gen durch den Stenographendienst des National­
rates verfaßt wurde. . 

Im Unterausschuß konnte ·über den Bericht 
der BUIl'desregierurug kein Einvernehmen' erz,ie! t 
werden. 

nie sozialistischen Mitgl.ietder Ides Unter:aus­
schusses erklärten sich ,mlit dem Inhalt des iBe­
richtes der Bundesregiel"ung einverstanden und 
betonten, Idaß ,dieser ·seinen Zweck als Diskus­
sionsgrunldJ.;ljge für eine MeinuIllgsbhlldung und als 
zusammenfassen/de Infol"mation z;um Prohlem­
bereich' der Kernenergie eIifüllt habe. Insbeson­
dere identifizieren sie sich vollinhaltlich mit den 
SchlußfoLgerungen ,des Berichtes, wonach die Bun­
desreg.ierung ,,1a.US· ihrer Verantwol"tung für die 
Sicherheit der österl"eichischen Bevölkerung nur 
solchen Lösungen zustimmen (wil1d), ,d,ie in Ab­
wäogung von energieWlirtsch'aftlichen Standpunk­
ten sowie solchen' ,des Umwelt- uilid Landsch'afts­
schutzes, insbesondel"eaber der Gewährleistung 
der Sichet'beit Ider Bevölkerung ,in umfassender 
Weise Rechnung tragen". 

Der Vertreter der FPö lehnte den Regierungs­
bericht zur' Kernener.gie .ab, teils weil er ihn 
als unvollständig erachtet, teils weil der Bericht 
an verschi'ooenen SteJ.len, \insbesondere in seinen 
Schlußfolgerungen Feststellungen beinhaltet, die 
nach Auffassung ,der F:Aö unzutreffenJd sind. 
Vor aUem kann seiner Ansicht nach der im Regie­
rungsbericht ent'h<liltenen Feststellung, wonach 
,,·die Gewinnung von Strom aus Kernenergie 
als sicherer betllachtlet wel1den ,kann als ,die Ge­
winnung von Strom aus anderen Energiequel­
len", nicht beilgepflichtet werden. Weiters teilt der 
Vertreter Ider FPO nlicht die im Reg,ierungs­
bericht vertl"etlene Recht~auffassung, ,daß die Be­
stimmung eines Ortes .für eine Lagerstätte für 
AtomrnJüll nicht in idie ~petenz ,der Bundes­
regierung .falle. 

Die Vertreter ,der 'öVP .Jehnten den Bericht 
der .BuIl'desregierung gleichhlls ab. Da im Unter­
ausschuß wooer über den Bericht der Bunldes­
re~ierullig (1H-99 Ider Beilagen) noch Ülber den 
Antrag des Ahgeondneten Dipl.-Kfm. DDr. K ö­
ni g (56/A) Einvernehmen er·zielt wurde, konnte 
dem Handelsausschuß in seilller Sitzung am 
1. Jun~ 1978 durch Iden ObmannstelJvertreter 
Abgeordneten Hof s t e t t e r nur ein münd­
licher Bericht erstattet weI1den. 

Hierauf tl"at ,der Ausschuß in die Beratungen 
über den Bericht der iBun/desregiierung und Iden 
Antnag 56/A ein. Im Zu~e Idersdben br,achte 
Ahgeordneter Dkfm. DDr. K ö n i g einen An­
trag ein, den Benicht ,der ,Bun'desregierung betref­
fenld -die Nutzun:g ,der 'Kernertellg1ie rur Idie Elek­
trizitätseI"'Zeugung samt Anlagen (IrJI-99 der Bei­
lagen) nicht zur ,J(,enntnis z'u nehmen. Weiters 
bl1achten ,dieAlbgeol'dneten Dkfim. DDr. K ö n i g 
ullld Genossen einen Entschließungsantrag betref­
fend Maßnahmen Zur Sicherung ider österreichi­
schen Enel1gieversorgurug ein, Ider u. a. Idie Bun­
desregierung aufforidertle, die folgeruden Maßnah­
men zu treffen: 

1. Vorlage eines Reak~or~ichel'heitsgesetzes nach 
in temactiollialem Voribild, um kl,are Veran t­
wortungen sicherzustellen; . 

2. Eral1beitung .gesetzlicher Bes1Jiunmungen für 
überregionaJ,e A1armpläne im Falle radio­
aktiver Zw.ischenfälle, ,insbe~onJdere Reaktor­
zwischenfälle ; 

3. Vorlage gesetz.Jiicher Regelungen für den 
sicheren Tmnsport raidioaktiver Brennstähe; 

4. Gewährleistung einer lückenlosen Kette für 
,die WiederauFbereitung ,der BrenneJemente 
und die Lagerung ,des Abf.alls; 

5~ Ver.binldliche Aussagen 'Über die maximal 
'zulässige und nachweisbare Strahlenbdastung 
,in der Umgebung der Reaktoreinrichtun­
gen un1d Reaktorfolgeeinrichtungen; 

6. Konkrete Maßnahmen bezüglich Energie­
sparen sowie zur Fönderung 'der Entw,ickJung 
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969 der Beilagen 3 

und ,des Einsatzes alternativer Energiequel­
len. 

Von ,den sozialistischen MitJgliedern des Unter­
ausschusses wurde zu den im Entschlüeßungsan­
trag genannten Maßnahmen insbesondere einge­
wandt, daß diese, soweit sie sich auf, die Sicher­
heit des Kernkl'lalftwerkes Zwentenldorf beziehen, 
bereits verwirklicht wunden. 

,der Kernenergie in österreich (Inbetriebnahme 
d'es Kernkr:aftwerkes ZwenteI1dorf) vorlegen. 
(Siehe Bericht und Antrag 970 Id. B.) In formel­
ler Hinsicht wurde -in diesrun Antrag beantngt, 
,dieses Bunldesgesetz gemäß Art. 43 ß-VG einer 
VolksaJbstimmung 'Zu 'Unterziehen. In der an­
schließenden Diskussion ergriffen ,d,ie Abgeord­
neten Dr. H ei n d 1, Dkfm. DDr. K ö n i g, 
Dr. Marga Hub i n e k, Dipl.-Vw. Dr. S t i x, 

In 'der idarauffoLgenden Debatte ergriffen die Te s chI, K ö c k, Dr. Wie s i n ger, Dr. F i­
Abgeordneten Dkfm.' DDr. K ö n i g, Doktor sc her, Dr. Hau se r, Dr. Ne iss e r, Dr. E r­
He i nd 1, Dr. Fis ehe r, Dipl.-Vw. Dr. S t;' x, mac 0 r ,a, H i 'e t ,1, W i 11 e 'und Ider Aus­
Dipl.~Ing. 'Dr. L e li t n e rund Dr. ,Marga schußohinann AJbgeordneter S tau d i n ger 50-

Hu bin e k das Wor't. Die Aussd:rußsitzung wie der IBundesminister Ifür Handel, Gewerbe 
wurde sOIdann unterbrochen und am 9. Juni 1978 und Industrie DipL-V:w. Dr. St a,rib ach er 
forogesetzt. An Ider Debatte dieser Sitzung be- ,das Wort. 
teilngten sich die Ahgeol"ldneten Dkfm. Die Ausschußsitzung wunde sodann nochmals 
DDr. K ö ni g, Dipl.-Vw. Dr. S t i x, Doktor unterbrochen UI1d am 26. Juni 1978 fortgesetzt. 
Wie s ~ n ger, Dr. Er mac 0 r ,a, Di.pl.-Ing. Als Berichterstatter im Ausschuß f,ungierte Ab­
Dr. Lei t ne r, Dr. Fis c her und Dr. H ein d 1 geordneter Dr. Kap au n.An ,der Debatte dieser 
sowie ,der AusschußobmannAibgeondneter S t a u- Sitzung beteiligten sich Idie Albgeor:dneten Dkfm. 
d in ger. Abgeordnener Dr. He in.cl 1 stellte DDr. K ö ni g, Dr. F.j s ehe r, Dr. Wie s i n­
den Antr,a.g, ,der nächsten SitzUI1g des Han- ger, Dr. Marga H u hin e k, Dr. Er m -a c 0 r a, 
delsa'llsschusses weitere Experten bei:wzieheri. Dr. N eis se r, d'er AusschußOibmann Ah­
Dieser Antnag wurlde mit Stimmenmehrtheit an- geordneter S tau d i n ger, IBundeskanzIer Dok­
genommen. über Antrag des Abgeordneten tor K re i s, k y und ,der iBundesminister für 
Dr. Fis ehe r wut1den sodann Idie Verhandlun- Handel, Gewenbe UI1d Industrie Dipl.-Vw. Dok-
gen verta.gt. AuCh dieser Antrag wurde mit tor St a r i b ach e r sow,ie Sektionschef Dr. A d a­
Stimmenmehrheit ,angenommen. mo vi. c h. Im Zuge der fortgesetzten Verhand-

Der Handelsalusschuß setzte seine Verhand- ,lungen brachten die Ahgeondne1:en Dkfm. 
lungen am 23. }uni 1978 fort. Im Zuge derselben DDr. K ö n i g und Genossen glleichfaHs einen, 
wunden der Vorsitzen:de ,des Aufsichtsrates der Antrag gemäß § 27 Albs. laer GeschäJftsordnung 
Gemeinsmaftskernkr'aftwerk TuUnerfeld GmbH., im Zusammenhang mit den Benatungen über den 
Generaldirektor Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. E r- Bericht Ider Bundesregierung (III-99 der Beilagen) 
ba ehe r, .der SteUvertretende Vors,itzendedes ein, der Handelsaussmuß möge ,dem Nationalrat 
AUJfsichtsratels der Gemeinschaftskernkraftwerkden Entwut'1f eines 'Bundesgesetzes über die 
Tullnerfeld GmbH., Generaldirektor Dr. G r u- friedliche Nutzung der Kernenengie in österreich 
bel", sowie die Direktol'en des Gemeinschafts- v.or1egen. (Siehe ebenfal,ls 970 'd. B.) Auch dieser 
kernkraftwerkes Tullnerfel.d GmbH. S tau cl i n- Antrag sah vor, daß das BIUJndesgeseoz im Falle 
ger und Ne Ii t w ich als Experten beJragt.Di- seiner BescMußfassung ,durch Iden Nationalrat 
rektor StaUidinger terlt'e auf IBefragen dem Han- einer Vo1ks.a.bstimmung Igemäß Art. 43 B-VG zu 
delS'ausschuß mit, Idaß ",das gesamte bis Ende unterziehen ist. 
dieses }aJhres im Kernkraftwerk gebundene Kapi- In weiterer FoLge zog der A1bgeordnetJe Dkfm. 
tal inklusive der Brennstoffversongung ,bei rund DDr. K ö n i.g seinen Antrag, ,den Bericht der 
8,5 Mrd.Schilliing" liegt. Direktor Ne n t- BUnJdesregierung (III-99 ,d . .ß.) nicht zur Kennt­
wie h erklärt, ,daß zusätzlich ILU Ider 'genannten nis zu nehmen, zurück. Ein Antrag ,des Abge­
Summe im Fall einer Nichtinbetri'ebnahme des ordneten Dr. E rm ac 0 r a, d~esen Bericht zur 
:Kernkraftwel'kes Zwentendorf noch Beträge in Kenntnis zu nehmen, wulide in namentlicher 
der Höhe von 32 bis 55 Mi1l. S pro Abstimmung mit 12 Ja- ,gegen 8 Nein-Stimmen 
Monat notwendig sein wüt1den, um die Betriebs- angenommen. Mit Ja sümmt:en Idie Albgeordneten 
bereitschaft ,d'es Kraftwerkes zu erlhalten. Auf Ba ,b a n i t z, E>r. Fis ehe r, Dr. H 'e in d 1, 
Idi,esJbezügEche Fragen hin v'ertraten aUe vier an- Hof s t e t t e r, Dr. Kap au n, K ö c k, L ,e h r, 
gehörten Sachverstä11!digen die Meinung, ,daß im M ü h 1 ha ehe r, Te sc h 11, W i,ll 'e, Z in g 1 er 
Kernkraftwerk Zwentendorf die "technische und Dr. Er mac 0 r :a; mit Nein die Abgeorid­
Sicher'heit albsoLut gegeben" sei. neten DMm. DDr. K ö n i g, Dr. Wie s i n ger, 

Sodann brachten die Abgeor;dneten Dr. F i- Dr. Hau s e r, H i e t 1, Dr. N eis s e r, S t a u­
s ehe r und Genossen einen Antrag gemäß § 27 d i n ger, L an d g r a f und Dipl.-Vw. Dr. S t i x. 
Abs. 1 ,der GeschäJftsoronung ein, Ider Handels- .oer Antrag des Abgeor.dneten Dipl.-Vw. 
ausschuß mÖlge dem Nationalrat ,den Entwurf Dr. S t i x aluf Nichtkenntnisnahme ,des Bericht'es 
,eim~s Bundesgesetlzes Ü1berclie friedliche Nutzung wurde hierauf vom Antragsteller zurückgezogen. 
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Der Antrag der Abgeordneten Dkfm. 
DDr. K öri i g und Genossenhetreffend enel'gie­
politische Maßnahmen (56fA) und Ider ebenfalls 
vom Abgeordneten Dkfm. DDr. K ö n i g in der 
Ausschußsinzung ,am L Juni 1978 eingebrachte 
Entschließungsantra,g betreffenJd Maßnahmen zur 
Sich'erungder östJerreichischen Energieversorgung 
,fanden bei der Albstimmung im Alusschuß keine 
Mehrheit. 

Hingegen wurde ein Entsch,ließungsantrag des 
Abgeordneten Wille, der tdi'esem Bericht heige­
druckt ist, mit Stimmenmehrlheit angenommen. 

Zum lBerichterstatter für das Haus wurde der 
Abgeordnete Ur. K a pa u n gewälhlt. Auf Antrag 

Dr.Kapaun 
Berichterstatter 

des A:bgeondneoen Dr. Fis ehe r wurde be­
schlossen, Idie V'Om Stenographendienst gemäß 
§ 39 Albs. 2 GOG hel'gestellte aus,zugsweise Dar­
stelltmg Ider Verha11ldIungen ,desUnter:ausschusses 
diesem BerichiantJuschließen. ' 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt ,der Han­
,delsausschuß somit den An t rag, 

1. der Nationalrat wolle den 'Bericht 'der Bun­
desregierUllig lbetreffellld die. Nutzung der Kern­
enel'1gie für ,die Elektrizitätserzeugung samt An~ 
lagen (III-99.d.IB.) 7JUr Kenntnis nehmen und 

2. d~e bei geld r u c k te Ent s ~ h 11 i 'e ß u n g 
annehmen. 

Wien, 1978 06 26 

Staudinger 
Obmann 

Entschließung 

Die Bundesregierung wird ersucht, unverzüg- triebrraJhme ru.11Id während Ides S,etriebes des Kern­
lich eine spezieUe Reaktorsicherlheitskommission kraftwerkes Zwentendorf ,diegenQueste Einhal­
ZiU hiLden" die !die A'Ulfgaibe erhält, analog den tung aller, Sicherheitsbestimmungen . zu Üiber­
internationalen Gepflogenheiten vor der Inbe- pI1Üfen unld tJu gewährleisten. 
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Auszugsweise Darstellung der Verhandlun­
gen des Unteraussdtusses des Handelsaus­
schusses zur Vorbehandlung des Berichtes 
der Bundesregierung betreffend die Nutzung 
der Kernenergie für die. Elektrizitätserzeu-

gung samt Anlagen (IU-99 der Beilagen) 
und des Antrages 56/A (11-2392 der Bei­
lagen) der Abgeordneten Dkfm. DDr. König 
und Genosse'n betreffend energiepolitis~e 

Maßnahmen 

a) Sitzung vom 21. Feber 1978 

Obmann-Stellvertreter Abg. Dr. He i n d I er­
öffnet die Sitzung um 13 Uhr 35 Minuten. 

Der Ausschuß faßt vorerst d(!D Beschluß, über 
die Verhandlungen eine auszugsweise Darstellung 
im Sinne des §39/2 der Geschäftsordnung, sofern 

, der Präsident des Hauses zustimmt, führen zu 
lassen. 

Weiters beschließt der Ausschuß je einen Ver­
treter der folgenden Organisationen in seiner 
nächsten Sitzung zu hören: 

1. Initiative österreichischer . Kernkraftwerks-
gegner, 

2. Mütter gegen Atomenergie, 
3. Weltbund zu~ Schutze des Lebens, 
4. Umweltschutz-Zentrum (österreich:ische Ge­

sellschaft zur Förderung von Um·weltschutz 
und Energieforschung), 

5. -Initiative Tullnerfeld gegen Atomkraft­
werke, 

6. Katastrophenhilfe österreichiseher Frauen. 

Abg. Dr. Fis ehe r (SP) hält in einer grund­
sätzlichen Stellungnahme zum· Regierungsbericht 
fest, daß dieser natürlich als einheitliches Doku­
ment verstanden werden . muß, auch wenn er in 
verschiedene Bereiche nach der Zuständigkeit der 
einzelnen Regierungsmitglieder geteilt ist. 

Es ist naheliegend, daß die Regierungspartei 
zu Icliesem Bemcht weni;ger Fra.gen stellen wird 
als die Oppositionsparteien. 

Der Regierungsbericht ist einer der umfang­
reichsten, sorgfältigsten und gewissenhaftest aus-

gearbeiteten Berichte, und obwohl es eine große 
öffentlichkeit gibt, die diesem Bericht irgend­
welche Fehlerhaftigkeiten oder Unrichtigkeiten 
n,achweisen will, ist es [n keinem WIeS entlich en 
Punkt gelungen, daß irgend jemand hätte nach­
weisen können, daß diese oder jene Aussage oder 
Feststellung dieses Berichtes einen groben oder 
schwerwiegenden Fehler enthält. 

Behauptet wurde etwa in letzter Zeit, daß zur 
Frage Ider Sicherheit nichts enthalten ist, was 
einfach auf Unkenntnis der Tatsache beruht, 
weil sich große Teile des Berichtes mit dem 
Problem der Sicherheit befassen. 

.Bürden Vorwurf, Idaß ZJU 'altern:aniv,en Energie­
quellen oder ,P,rob!lemen des Enel"ßi,eengpasses 
nichts ·en'tihlailtJen ist, gih ldasse1be. 

B'leilbt ,ein Problem, welches in der DislwsSlion 
eine gew,i!s'se Rolle spiek: Ob Ider Regierumgs­
bericht ~n seinen Schlußfolgerungen 'Thicht hätte 
präzT&er sein sol,len. lEimen Bericht kann man 
bekanntlich ändern. Wäre der Regierungsbericht 
«uch im 'dien Schlußfolgerul1igen biszugJanlZ be­
stimmtJen Zielsetzungen 19JegJang·en,etwa inder 
Fmge :der Enldlla;gerung, 'dann hätte ,er seine 
Kompetenz iÜ!berschr~uen, !Und es wäre vom 
parlamen1)aI'ischen StJandpunk,t sicher f.alsch ge­
wesen, eine ,soqezidierte Entscheidung anzupei­
len, und man hätte den Spielraum des Parla­
mentes r,3!stauf Null!l reduziert. Diese FI'exibilität 
des Berichtes verhindert von vornherein, <daß· 
StJandpunkte einbetoniert 'sind, bietet eine Ver­
han'dlungsgrundlage für idi',esen Unterausschuß, 
dieser wiI1d 'am Schluß seiner V,erhandlungen 
wesentLich ibesser in der Lag,e sein z,u efi'tscheid1en, 
wi,e sich einzelne Minglieder Ides Nationalrates 
im Sinne des freien Mandates zu d'iesem ,Bericht 
steHen Wiertden. 

A'hg. DDr. K ö n i 19 (V,P) sieht eine überein­
stimmung nur ,dahin glehend, daß ,der Benicht 
ebenso wie der Entschln.e{wngsantrag sel;b;stvet~ 
~ständUich Disk>us'sitOn~gmIldhl~e i&t. Die öVP 
1fjhnt denB,ericht aoberab. SeLbstverständlich hat 
dieser Bericht Teile, denen die öVP ldurchaus 
zustimmen könne. Im beschreihenden Teil hat 
die&er B,ericht ·ein hohes Maß an InformatJion, 
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die Haruptkritik betriff·t IdJas, was im Bericht 
nicht erwähnt und offengeblieben ist. 

"AuSßieZeichneteBntscheildungsgrundlage" 
dies steht ,im Wi1derspl'uch 7JU G~anz, der erklärte, 
daß ,der BeI1icht albsolut keine En'tscheidiungs­
gru:nd1age ist ,und er ohne neue Unterlagen 
überhaupt keine Möglichkeit !sLeht, .daß das Par­
lament 'entscheirdet. Es gilbt in :den verschi·edensten 
Bereichen off,ene Fragen: Im B,ereich der Sicher­
heit, ·des Ene~g,j,eengpasses,der AbifiaUagerung, 
der Energi,eeinspaI"ung und Ider Alternativenerg,1e. 

Ev>ident ist der W,jderilpI1uch zWiischen Bericht 
unid pol'itischen Schlußfolgerungen. Generaldirek­
tor Ehrbacher hat darauf hingewiesen, daß die 
'auf.gesteLlte ,Foroel'ung 'bezüglich ,der 'EnidLagerung 
praktisch ein Nein hedeutet, im Ber.icht der 
Bundesr~gierung steht aber ein Ja, also ein 
unauflöslich,er Widerspnuch. Der ,Bericht ,i·st also 
von einer poEnischen Entschddiungsgrundlage 
meilenweit entfernt. 

Der Ber.ichtist nicht 'sehr flexibel, ganz im 
GegenteiL Auch der Herr ·Bunideskanz,ler scheint 
dias erkannt' zu hahen und woUte deshalb sog,a,r 
den Bericht fallenlassen. Ich nehme aber gerne 
zur Kenntnis, daß ,die Regierungspartei bereit 
ist, flexibe:J in ,der Sache zu sein. Dies w~rtd 
sicher sachliche Beratlungen el1mög.lich'en. 

~bg. Dr. S ti x (FP) begründet di.e Alblehnung 
seiner Partei damit, daß ,dieser Bericht entschei­
dende Mängel enthäIt. Der: 'Ber.icht ist keine 
Verhanldlungsgrundla.ge, alb er eine .Ba.sis, um ehen 
über jene Mängel zu diiskut;ieren, die der B,ericht 
im bedenklichen AUSffioaß 'aJUfweist. Der Bericht 
ist eine ArbeitsgrundlaJge für 'eine vernünftige 
Ausschußtätlj,~keit. 

Hierauf wird folgen'de Fnage beh.u1Jdelt: 

S. 3, 5.: Welche QUailifikationsedordemisse 
des Betriebspersonals und der verantwortlichen 
Betri·ebsleiter sind noch ,nicht erfüJl1t ,und his 
wann können sie erfüllt werden? (S. 86) 

(Aiuf S. 136 wird f'estigesteIlt, daß der zu er­
bringen die Qua}jifikat~onsnachWieis ,für :das im 
regulären Kraftwerksbetr,jeb zum Einsatz kom­
mende Führungspersonal noch ausständig ist.) 

·Bundesminister M 0 s ,e r: Nach ,den öster-' 
reichischen Vorschriften hat Ider' Betriebsleiter 
eine ,akademische Votbihlung nachz'uweisen. Der 
erste unsangeiboteneBetrie:bS!leiter hatte di,ese 
VOIlaussetzung -nicht und wurde idaihe.r von Haus 
;tUS zurucIDgewiesen. 

In der Zwisch'enzeit haben sechs Schichdeiter 
die vorg,eschlliebene Prü,fung abgelegt. Unter 
d:i:esensechs Schichtleitern befind,en 'sich drei 
D~plomingenieure, :die in 'der Folgez,eit auch 
eine Ausbildung als SiffiulalJortniner erfa;hren 
hahen. Also eine wesentLich ,höhe~e Ausbildung 
a.Js im Normalfaill. Vier BetI1Lebsl.eiter werden 

gebraucht, weil ma,n Ia,uch mit KranIDheit und 
U rlaJub rechnen muß. W:ir ,bl1auch,en noch 'einig'e 
Sch,ich:t1eiter, der 'St:a:nd ist :also noch nicht voll­
ständig. Es ,ist Aufgahe ,der KWU,dieses Per­
sonal vorzusch'1agen und beirm {Ba,utenminist·er,i.um 
um die Anerkennung ,des Persona:ls anzusuchen. 

Abg. DDr. K ö ni g (VP): Welche Arusbil­
dungsvol'schriften he~tehen, welche Richtlinien 
gibt es, bestehen die nur bei Ihnen oder gibt 
es ,a,uch noch Ausbilcdung.&vorschriften, Quali­
fikationseI'fortdernisse, für Idi:e ,ein anderes Ressort 
zuständ1g wäre? . 

El1ach:ten S.ie di,ese Aus,bildungsertordemiss.e für 
ausreichend? 

W,ie entsprechen unsere Ausb~ldungsvorschrif­
tenbeispielsweise den ideutsch,en Vorschnilften? 

,Bundesminister M -0 5 er: Die Arusbildung 
richtlet ·sich nach der Da.mpfkesselverordnung. 
Die AlJI.9bild:ung, ,die für den Betl'ieb eines Reak­
torrs notwen1dig ist,geht weit Ülber die Aus­
br1dungeines Dampf'kesse1wärters hinlaJus. Ich 
erachte !sie für ausI1eichenid. Ein 'aJndieres Ressort 
ist meines Wissens nicht beteiligt. 

Unsere Richtlinien wurden auf Grund inter­
na,oional greifbarer VorschI1iften a,usgearbeitet. 
Es wurde nicht nur VeribindJung mit den deut­
schen Stehlen aufgenommen, ·sonldem .a,uch mit 
der AtombehöI1de in den USA. Unsere Aus­
bildungsvorschriften wurtden ,"on dieser Behörde 
fü'r ausreichend ,empfunden, ja W!ir gehen sogar 
weit über die amerikanischen Vorschriften hinla'lls, 
wei<l. wir <sagen, daß diese Ausbildung keine ein- .' 
malige sein darf, sondern daß das Personal 
immer wiederkehrend das SimulaJtortJ:1aining mit­
zumachen hat. Diese unsere Vorschriften werden 
jetzt sogar von anderen Staaten übernommen, 
weil sie gegenwärtig international g!!sehen als die 
besten Au:sbiJdungsvorschriften gelten. 

.AJbg. DDr. K ö n i g (VP): ,Auf S. ·86 heißt es: 
"Schließlich werden strenge Bedingungen hin­
sichtlich der Qualifikation des Betriebspersonals 
und der verantwortlichen Betriebsleiter gestellt, 
die ebenifalls vor eliner Betrieibsbewilligung er­
füllt werden müssen." 

Frage: Sind ,al,l d~ese Qualifikationserdiol1dernisse 
erstent und erfül1,en sowohli ,der vemntwort­
Ioiche B·et6ebsleiter sowie sein St;e1lv'ertreter sowie 
das sonstige Betriebspersonal das schon? 

In Wielchem Zusamme11Jhanig steht !da,mit .die 
Bemerkung auf S. 136: "Ebenfalls noch aus­
ständig '.ist der ZlU erlbti1ngende Qualifika:tions­
nachweis für ·da'S ~m r:egu1lären Kraftwerksbe­
trieb ZlumElnsatz kommende Führ.ungs,personal." 

Bundes'ffilDnistier M 10:S ,e r: Di'ese Vorausset­
zungen liegen Ige.genwärt~g für di·e Betriebsleiter 
noch nicht vor. Die in Aussicht genlOmmenen Be­
tl1iebsleitler ha.ben Z!Wat Idie Sch,ichtileiterprufung 
a;bgelegt, sindausgebilldet nunmehr an-
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Simuiliatoren,es fehlt aber .noch ,der Praxisnach­
weis, wir haben noch keinen B'etriebsleiter an­
erkannt. 

V;o,Us,tändige Ausbildiungsvorschr,jifüen: Das ~st 
im BOB!. 383/77 veröff'entlicht worden. 

Albg. Dr .. W,ielSin.g,e r (VP): Wie lange 
wi~dda's dauern? 

B,unidesmini~ter M 0 5 ·e r: Das kann Ihnen 
der Bautenminister nicht beantworten. Dieser 
Antrag muß von der KWU ibzw. GKT kommen. 

Abg. Dr. Marga Hub,inek (VP): Diese 
Inbetrielbnahme kiann a1lso el"'St 'zu einem Zeit­
punkt erfo1~en, bis die hcblich qualifizierten 
BetrielbSileiter hzw. diese El"'Satzleute vorhanden 
sind. Es wird also von der personellen Situation 

. der Zeitpunkt Ider Inbetri'ebnahme hesn~mmt. 

ßundesminister Mo se r: Das ist vö~1~ richtig. 
Ein Kraftwerk kann nicht ohne Betridbspersonatl 
betllieben werden. Die Qualifikanion und ob di,e 
Voraussetz,'Ut1Jgen :wtrefnen, sinld mit B,escheid des 
Bautenmin:istell~ums f,estzu'steUen. ,Für Iden Be­
triebsleiter wUride noch kein solcher Bescheid 
erteilt. Wann die GKTdas beantl"lagen wird, 
kann man noch nicht S':ligen. Das Ministerium 
hat mit .Bescheid festzulegen, ob jemand als 
Betriebsl'eiter 'eingesetzt wel1den ,kann. 

Abg. DDr. K ö n ,i g (V;P): iOie Ausbi:l.dun~s­
vorschr,iften ientsprechen also 'dem letzten Stand 
und Wlurd.en ,internat:ionatl ,ahgddärt. Das ge­
samte Personal -' 'mit Auslllahme des Betriebs­
leiters und seines Stel!lv'ertreters - das möchte 
ich aber noch höllen - wil1d atlso nach ;diesen 
Qualifik:ationserfollclemissen lausgebHdet, während 
das ,für den Betlliebslei1Jer nicht gilt, weil offen­
bar kein Annrag,gesteHt wurde und Sie erst 
dann ,den Antrag pri1fen können. 

Welcher Pra~isnachweis ist denn vor:geschr.ie­
ben, in welcher Dauer, ·für 'den B,etriebsleiter 
und seinen Stellvertreter? 

Bundesminister M 0 s e r: Es ist keine be­
stimmte Dauer,sond:ern ,es wird im EiniZelfall 
:w prüfen sein, ob diese Pllaxis ,in ,einem an­
deren Atomkraftwerk ver'glleichballer KO~'struk­
tron ausreichenld list. Nicht das ig.esamte Person'al 
wurde bereits bei uns beantragt, sondern für 
sechs Schich:nleiter sind die P'ru,fung,en durch­
geführt. 

Abg. Dr. S ti x (FiP) v,erweist 'auf e'in,e von den 
Abgeordnet·en Dr.ISoix, Pl1ischenschlager ul1Id 
Genossen eingebrachte sch:l1iftliche AnfI"age be­
treffend Sicherheit des DampBdruckkes'Sels 
Zwentendorf ul1d frägt, ob 'dJieseschon mül1Id1ich 
ooantwortet w.enden kann. AnLaß war d~e Be­
haJuptung einer T'ageszeinul1g, ,daß es bei diesem 
KesseIl gravti'erenide Mängelg,ebe. 

Bundesminister M iQ 's.e r: An der schri-nt1ichen 
BeantwortlUlng wiI'd g,egenwärtiiggeaI"beitet. Aber 
heute schon: Nicht ldie gerin.gste, Gef,ahr und 

l1icht ,der g,ering~e Malllgell :besteht an diesem 
Gefäß. Erstmals Ü'berha!upt: Ia:uf ,di·eser Welt wurde 
dieses Gefäß mit ,einem Verfahr,en .geprüft, 
welches noch nliemals angewendet wul1de, mit 
dem sogeruanmen SchalDvmmlissionsveroDaihren, die 
Anltage ,ist voililkommen einWl3lnldfrei, vor alLem 
die ;in der 'tagesrz'eiJtung !besprochene Schweißnaht. 
Es äst eine RöntgenidJurchstl"ahilung, Ultraschall­
durchstmh1ung und Schaillimmissionsverfahren 
verwendet wOl"lden. 

Dr. G r Ü'ffi m: Auch das FaJ:1bpenetrationsver­
fahren. 

Abg. DDr. K ö n ~.g (VP): W,i'eviel Personal ist 
noch 7lU prüf,en? 

W,ie steht ,es hins,ichtlliich 'des B'etriebsl,ei:ters und 
seines Stellvertreters? Können Sie, Herr Minister, 
ungefähr sagen, in welcher ,zeitlichen' Größen­
ordnut1Jg 11iiegtdenn die .PraXiis, ldi,e Ider Betriebs­
leiter haibenmuß? 

Bundesminister Mo s e r: Von diesen sechs von 
mir genannten, die ,die Schichtileiterprüfung ge­
macht haben, sind drei Diplomingenieure, die 
eil1mal die akaidemisch!eA<usbitdul1lg haben. Um zu 
einer Schichtleiterprüfung zu kommen, muß der 
Betreffende mindestens sechs Monate in einem 
Aromkl1aftwerk gearbeitet haben, bevor er 'Z·ur 
Prüful1g ZlUI~\Iassen wil1d. 'Drillt mlan ,in ein Atom­
kraftwerk ein, das ,etwla bereits zwei Ja:hre :in Be­
trielb ~st, dann kann man sich -die.:dort ,geIllilchten 
Erfahrungen ja relativ schnell aneignen. Daher 
siieht für den Betruebsl'eilter :die A1usbiJLdungsvor­
schrift keine über sechs Monate hinausgehende, 
zcit1ich hegrenz.te zwingenIdle Tätigkeit in eil1em 
anderen Atomkraftwerk vor. 

Die nächste Frage: 

S. 3, 7.: Wann wirld ,die Sicherhe]t der Kahel­
fühnung (Retunldanz) gflgelben sein? (S. 136) 

Bundesmin:isber Mo s 'e r: Zum Zcitpunktder 
Verfassung Ides Berichtes Wlaren Idie Untersuchun­
gen noch n1ich.t ,abgeschlossen. Münldlich voraus 
ist uns mitgeteilt wOl1den, ,daß eine strenge Prü­
fung durchgeführt W1Ul"Ide :und Idaß ·etwaige Ereig­
nisse, wie :li'e ,in :diesemamerikanischen Kmftwerk 
vOI1gekommen ,sin:d, hei 'uns .nicht vorkommen 
könnten. Die Sicherheitssysteme sind völlig unab­
hängig, auch wa's die :Ki3lbel:ftührung anlangt, ge­
baut worden, 'SOldaß ein l\;abetbl1and in einem 
Sicherheitssystem nlicht ,a:l1e .in Gefahr bringen 
könnte. 

Dr. G r Ü Iffi m: Oberahl dort, wo es sinnvoll 
war, war eine fast hundertprozentige Kabel­
retundanzprüfung vorgesehen. 

Abg. DDr. K ö .n :i:g (VP): Ist das schon durch­
geführt oder angeortlnet und befindet sich 1m 
Stadium der Durchführung? 

Dr. G r ü m m: Sie ist fast abgeschlossen. Es 
sind nur noch 'ganz weru.ge I\;abell, ldie hequem 
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el1ledigt wenden können, Ibis ,eine Inlbetniebsetzung 
in Fl1age kommt. Normalerweise hat niarn zehn 
Prozent Svichproben gemacht, l3Jber Browns Fel1ry 
wrar für uns ein Anhaß, eine ~a:st htunlderprozentige 
Prüfung IdunhzuJfiilhren, mas ein,en erheblichen 
Aufwand bedeutet hat. 

Albg. DDr. K ö n [Ig (ViP): Auf S. 136 wind 
besonders ,~m Hi:l1!Mick auf den ,Kabelbnand in den 
USA autf &e Retun:danz Wert gelegt. Wie list es 
mit den ~stig;en technlischen Einrichtungen und 
mit den Sicherheitseinrichtungen baulicher Na­
tur? Sind bereits sämtliche Prüfungen abge­
schlossen, was ist da noch offen? 

Bun:desmini'sver M os :e r: Bei sämcl<ichen 
Sich'erheitsei:nl1ich:tungen list ,eifre dreif,ache Recun­
,danz vorgeschl1ieben bzw; ,in Zwentendol'f vor­
handen. 'Prüfungen, soweit sie das Bautenmini­
sterium aus der Zuständigkeit für das Dampf­
kesselwesen durchzuführen hat, sind keine mehr 
offen. 

Dr. G r ü m m: Wü:runterscheilden bei der 
Kernkraftslicherhcit !die ltetll11l'dafilZ einerseits und 
die DiViersifikavion anldenerseits. 

Das Prinzlip der Retunldanz tbesteht ,dacin, daß 
immer mehrfache Einrichtungen vorhanden sind, 
sie also ,unalbihängtig .voneinanlder arbeiten, soldaß, 
wenn eineausfäih, n'Üch 'andere ,da sind. Es g,ibt 
sogar regeLmäßig ein Zwei- unld Dneisystem, wo 
das Meßsystem lan Idrei Meßkanä1en .eine Auktiion 
veransualtet gew~sseI'lmaßen, lum .absolut. sich·erzu­
gehen. Sind Störungen vorhanden, das System 
prüft ~ich ununterbrochen selbst, wind eine Ab­
schaltung eingeleitet. Die Reuunldanz ist zum Teil 
auch rätumIich, das heißt, :daß ein ahtahlender Ge­
genstaIlld, eine Explosion :micht ,dUe !dreifachen Ver­
bin,dungen durchschneiHen kann, sondern extr,eme 
UnW'ahrscheinl:ichkeit entsteht, Idaß sie gleichzeitig 
sind. 

Die Divergifikation hesteht ool'in, daß ver­
schiedene physikalische Prin'2'!ipien verwendet 
werden, um ein und Idliese~be Frütung, revundant 
und ·raiuml!ich verschi,eden verlegt, vorzunehmen, 
sodaß a.lso maXlimalle Uflia'bhängigkeit im War­
tun.gssystem Ibesteht. . 

Ab,g. Dr. M'ar:ga H u !b 'i n e k (VP): Besonders 
durch Spröd risse sol1 eine Unfal1gefahr gegeben 
sein, vor 'aillem in Ider KühlIeiJtung. Bei nicht 
rechtzeitliger Entldeclwng hahnen sich hier Kata­
strophen an. Angeblich könne man diese Spröd­
risse durch das Ma,terual nicht ,ausschalten. Was 
sagen Sie dJaZJU, Herr Minister? 

Bundesminister Mo se r: Dieses Problem ist 
auf das genaueste unterwcht worden, es ist bei 
uns nlicht vorhanden, sagen die Experten. 

AJbg. Dr. S t:i x (FP): 'Das list nicht !in über­
einstimmung mit der beklannten Tatsache, daß die 
Versprödung des Materials ja erst durch ionisie­
rende St!1ahlen entsooht, also von Anfang an 

übe~h3lupt nicht fes~gesteililt weIlden kann, ob ein 
Material spröde .ist oder llIicht. Wie kommen Sie 
daher zu Ihrer Aussage? 

Bundesminister Mo s ,e r: Dieses Reaktcirgefäß 
besteht ja nicht nur aus dner Schicht, a·us einem 
Stahlkörper. Es ~st ja ,innen aufigeschweißt eine 
Plattierung, Idie ver:hinldert, Idaß etwa Wasser an 
das wagende Mater,ixl herankommen kann. Al,le 
Fragen der Versprödung, der Dehnung des Mate­
rials, der Bel'astung, his weit über iden Betriebs­
<fruck hinaus, sinld lauf dias 'genaJUeste und pein­
lich,ste untersucht worden. 

Abg. Dr. Mal"ga Hub Q ne k (VP) weist auf 
die Unlfalbthaiufiigkeit ~n Eng1and h~n. Häufi,ge 
UnfaHgefahren sollen ~mmer Sp;tJnnungsl"Iisse in 
Anhg,etei:1en gewesen sein. Offensichtlich kann 
man diese Unfall queUe nicht heseitigen. Hier. ist 
Ihpe Antwort n~cht ganz Ibefr.iedigenld. 

Dipl.-Ing. W,i s c h ~ n: Es ,gi,bt ja zwei Pro­
bleme. Das ,eine ist Id!ie Versprödungdes Werk­
stoffes zufolge Ider StnaMung ,im Reaktordruck­
gefäß. Es wurde genau untersucht, wieweit der 
integriepte schndle Neutronenfluß an" ,der Reak­
tortdruckgefäßW'and 1in denViierzig Jahren der 
LebenSIdauer des Reaktortdnuckgefäßes w1rksam 
wind. Wenn der schneLle Neutronenfluß 
1019 MVT, ,a!lso diesen Barameter überschreivet, 
muß man mit einer VersprÖldung <fes Werkstoffes 
rechnen. Das äußert sich in einem Anstieg der 
Spröddrucktempenailur. In Zwentenldorf gibt es 
ein MVT von 1018• Eine Zehnerpotenz unter­
halh <fieses hicischen Wertes. Um dliese Siche1'1heit 
aber zu üherprüferi, haben wir angeordnet, daß 
im Reaktortdruckgefäß Eillihärlßeproben, vorge­
spannte Binhängeprohen, vorgesehen sirud, welche 
von Zeit zu Z'eit untersucht wenden. 

Das zweite betnifft Sprödmss~ in den Rohr­
leitungen. Auf Grurud unseres hesonderen Wun­
sches wurtden !in Zwentendorf nur stahilisierte 
Stäbe verwendet, daher ist eme solche Spröd­
bruchgefahr nicht gegeben. 

Abg. Dr. W:i ,e s i n ger (VP): WJe war das 
mit den Turbinen in Grafenwörth? 

DipI.-Ing. W i s chi n: Hier ist keine Paralleli­
tät ,gegeben. Der PrüfiamWiand für einen Rotor ,ist 
wesentlich geninger urud Idie Beanspruchung eine 
ganz anldere. 

Abg. Dr. Wi e si n ger (VP): Das muß doch 
bei Erteil'ung 'der Betnieibshew~Ui:gung geprüft 
w017den sein. 

Dip:l.-Ing. W ~ s eh Ii n: AJber nicht von der 
Behörde. 

Bunde9ffiinister Mo s e ri Man muß unter­
scheiden zwischen DampfkesseMruckgefäß und 
zwischen .dem, Wlas bei einem Laufkraftwerk vor­
ha:IlIden ist. Beim D;tmpfkesselIdruckgefäß gibt es 
eiqe eindeutige Zustän'digkait der Behörde, beim 
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La.ufkvaftwerk g~bt es kein~ Möglichkeit der 
Prüfung. 

Sekcionschef nr.F r 'a n k: niese Rotoren 
unterl1iegen keiner ,amtlichenp'rüf'lmg, zum Bei­
spiel ,alber eine Starumauer sehr woh!!" denn bllicht 
eine Stauma.uer, list !die öflientlichkeit betroffen, 
bricht ein Rotor in einem Knaftwerk, fLllt halt 
ein Rotor aus, 'UI1d es list ein finanZlidler Nachteil 
für !die Elektrizitätswil1tschalft. 

Abg. DDr. K ö n i,g {VP): Zum Fra,genkom­
plex D,iversifika"ion, ,der Sicherheiten. 

Wie ,ist' eine .mehrhche Sicherheit der Kühlung 
gewäihrleistet? 

Wie sieht es a.us mit der ,melhl1fachen Sicherheit 
hinsichdicheiner Untel1brechung des Vorganges 
der Kernsp<l!ltung? 

Wiie sieht 'esaJus hin!licht1ich einer mehl1fachen 
Sicherheit beim Austritt von Dämpfen, wenn es 
diu'rch ~I1gIendiein Gebrechen d;lJZU kommt? 

Dr, G r ü m m: Bezüglich des Kühlsystems: 
Dieses list ein Mehrkrcissystem, bei den Not­
kühJ1ungen haben mir ein mehrfiaches System, be­
ginnen1d mit idem Hochidruckeinspeisesystem. 

Zweitens, das Kernflutsystem tritt dn, wenn 
der Druck V'Ollstänidi.g verlorengegangen ist; 

Weiters haibenwir das' Niedel1druckeinspeise­
sysoem unld das Notkühlsystem. Diese Systeme 
siIlld vierstrangig -ausgeführt mit voHiger Unab­
häng·igketit . voneinander. ,Anla/log ist .die Aus­
führung bei den Notstromdiesel. 

W!as die Atbscha1tJung rdes Raaktors hetfl.ifft, ist 
die Sache so, idJaß ,die An~ahl der Abschahstäbe 
überdimensioniert ,ist: Weiter ha.ben wir bei den 
Regelstabant!1ieben 'Zlwei unaJbhängülg voneinander 
arbeitenJde Systeme, einen Bloel\Jtroantrieb ,und 
einen Druckku'ffiIulator. SchIießlich gibt es noch 
ein VoreinspeiSiesystem, welches eine chemische 
AbsclvaJtmöglichkeit bietet. -

Reaktorschrutzsystem :SelbstverstäOldlich sind 
diese System'e f,aüil S'afe ausgestattet, jede Störung 
in einem sölchen Schuuzsystem muß zu einem 
sichereren ZustanJd Lim Rea-ktor -Eijhren. Was Idas 
fai! safe betrifft, so sinld ,die elektrischen Schutz­
systeme so au~eführt, Idaß ein Stromausf'all dazu 
führt, daß ,das Einschießen lder Regelstäbe erfolgt, 
also ein sicherer Zustand. Den elektrischen Signa­
len, die d~e Sticherheit kontrol1ieren, wiIid eine 
Hochfrequenz ,überlagert, ,die eine Störung an­
zeigt. Fällt einer -aus, leuchtet ein Lämpchen auf, 
bei mehr laIs ein:em erfoLgt eine Ahschalturug. Das 
ist das :Auktionsprinzip, zwei von drei Kanälen 
&inld maßgeben'd, was eingeleitet wind. Wir haben 
natürl'ich alMe EIie'ignisse in Ider Welt zum AnLaß 
genommen, da·s Kernkraftwerk Zwenten:dorf 
spez;j.'e~l dararuf'lJU prüf.en, ob Ime Prohierne, cLi'e 
sich anJderwärts ergeben haben, berücksichtigt 
sind. 

Abg. Dr. Mar.r>a Hru!b'i n e k (VP): Eine 
Frage -an den Herrn Minister. Offens.icht!lich muß 
dlieR-egiel1Ung Zwe~fel gehaJbt haben. Die Reg:ie­
rung hat- beti ihrer Infor'mationska.mpagne Unfr.tll­
gefahren nicht au~eschlossen. An welche Möglich­
keiten halt man ,dahei ged'<lcht? 

BundeSlffiinister M 0 se r: Wir müssen :uns he­
griffilich einigeri, d,ie FVaige 'des GAU, !also des 
größten a-nnehmba:ren UnfaHes, Jst die An­
nahme, daß eine. Dampfi1eitlUnglam Reaktorgefäß 
oder eine Spe'isewas.sedeiJt-ung momentan senk­
recht abbricht. Diesen GAU klann das Sicher­
heitssystem ,aufnehmen. TheoretJisch gesprochen: 
Eine Explosion .des Reaktortd11Uck.gefäßes ist sicher 
nicht vom Sicherheitskörperaiuif,ZlUnehmen, dafür 
ist er a.uch von seiner Konstruktion her -nicht ge­
elgnet. Eine Explosion Wiir1d völLig 'ausgeschlossen, 
weil ,die Prüfungen des Dampfkessels in einer 
Form vonsta'tten g,eganlgen ist, die erstmalig auf 
der Welt üherthaupt ist, also mit .allen technisch 
denkbaren MÖlg'lich:ke:iten. 

Alhg. DDr. K ö n ,i 'g (VP): Wie 1st es mit 
den Vorschriften ·hinsichtlich ,der Sicherheit? In 
welcher Weise iSit es hier möglLich, 'm-e Vor­
schrüften hins~chdrm der Sicherheit dem Stand 
dler Enltwicklunganzupassen,? Im Verordnungs­
weg, mit EinzeUbe!lcheilden, durch Nachtra,gspru­
fungen, wie würde das erfolgen, wenn das Werk 
i,n Betrieb ist,drese aider jene weitergehende Er­
kenntn~5vor1<iegt, bed!a11f es einer gesetzHchen 
Regelung? 

Bunde&ffiinister M·o s er: Bisher sind diese 
Aufila.gen durch EJinlzelbescheMe erliassen wor-den. 
Natürlich ,giht es auch ldie M~lichkeit, auch in 
Zukunft hei A.nderungen der Techniken, bei 
ständig wiederkehrenden Prüfungen, die dort 
vorgeschrieben sind - auch ,in einem höher-en 
Maße atlsaHgemein übl<im -, alte Besch'ei-de zu 
beheben unJd durch neue'ZIU ersetzen. 

-Albg. Dr. S t i x (,pP): Herr BUnlde&minister, Sie 
sprachen vom GAU-Fall unJd meinten diam~t da·s 
senkrechte A>breißen eines Rohres. Versteht man 
nicht unter GAU den :denkbar möglichen Fall 
der KernschmeLze, der -g;aniZ allgemein dadurch 
entstehen kann, daß Kühlsysteme ausfallen? 

Dr. G r ü m m: Be~m größten anlZun'ehmenden 
Unhhl handelt es Slich um.jenen UnBaJ!!, der von 
den Experten als mit einer gewissen- Wiahrschein­
lichkeit möglich erachtet wi'l'Id ufildder :zm den 
schw.ersten Konsequenzen für die B'evölkerung 
führt. U nfäille, die jenseits dessen Eegen, liegen 
in der Größenor~nurugder Tötung ,einer Million 
Menschen wie oorch ein Eridbeben; Man ha:t <1Ilso 
Unfallklassen ~eschaffen. Beim größten a~u­
nehmenden Uruf.aH, beim GAU, stehen wir auf 
dem S1Ja.oopunkt, daß Idieser für die Bevölkerung 
mit größten Kon,sequen!ZenveribundenJe UnfaLl zu 
keioon KOll!Sequenzen für di'e Bevölkel'ung füh­
ren Idal'lf, daß durch Strahlung kein Todesf'<lll 
in der BevÖ'lkerung auftreten darf. Wrir haben 
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die Annahme gemacht, daß ,durch ein schweres . auch aufandJeren Gebieten ausdenken. Etwa das 
Erdbeben die Hauptrohrleillung, die dickste I( gesalffioe Rladiowuivitätstinv.entlar der Vereinigten 
Rohrleitung, in einer physikalisch n!icht bewerk- Snaaten plus Abf.alla.ger ste1lteine Lenalkapaz,ität 
s'tdlba;.ren Weise reißt. Also ,das Rohr der Physik von etwa 1010 Toten dar, (die Jamerikanischen 
widersprechenld quer IdurchgeschLagen Wlird. Wir Chlol"fabrikensteUen ,eine Let:atlkapazität von 
halben weiter angelllOmmen, daß ,die beiden 1014 Toten dar, es ist bekannt, idaß Chlol'tanks 
durchschlagenen Enlden so auseinandergeriss'en noch ,dazu ,in Snadtgeb~eten liegen. Das zeigt, daß 
wer1den, Idaß heide Querstäbe freigelegt sind unid die Sicherheitsrriaßnahmen Ider Kerntechnik für 
das Wass.er mit voller Wucht herausspl1itzen andere Bereiche der Technik Vorbild sein können. 
kann. Wenn dJieser F,aill eintritt, idann muß sich.er- Ich möchte also diese St1J!d~e richtig v,erstanden . 
gestellt werden - IdJie AufLagen verlangen das -, wUssen. 
daß die Bevölkermiligkeiner unzulässigen Menge 
an Rad'ioakt:ivität ,ausgesetzt ,iSit. In diesem Mo­
ment muß zlUnächst die Hochdmckeinspei'sevor­
richtung, dann Idj,e N,jadendruckeinspeisevorrich­
tunlg, dann das VorflUitsystem einsetzen, der 
Reaktor ,ist umgeben von einem Cont:ainer mit 
einer 20 bis 30 mm Stahlhülle, die lan kritischen 
Stellen JoppelwaIlll1ig lausgeführt ist. Der gesamte 
Druck und' die Temperatur müssen aufgenom­
men werden und di,e Wärme, die frei wil"d, vom 
Notkühlsystem aufgefangen wel'den. Dieses 
Containel'system ist zudem noch von dem sehr 
stark amgeruhllten Gebäulde umgeben. Selibs't bei 
diesem extrem unwahrscheinlichen Zwischenfall, 
dem GAU, ,ist die Bevölke11Ung ,geschützt. Wir 
haben uns ,auf Sicherheitskriterien l1er Deutsch'en 
BUI1ldesreprwbEk, ,als auch !der ,amerikanischen 
Atomenergiekol11frnission gestützt, und für den 
österreichischen Reaktor haben wir jeweils jenes 
Kr,itenium ,glenommen, welchesZJu den schärteren 
Bedingung,en ,führt. 

Ahg. DDr. K ö n.i 'g (VP) : Bescheide erwachsen 
doch in Rechtskraft. In welcher Form können 
diese abgeändert werden? Bedarf es dazu legi­
stischer Maßnahmen? 

Wer ist eigentlich zruständitg .für di'e ba;ulichen 
Probleme, die sich engeben mit der StiHegung des 
Werkes, wo liegen die Normen dalfür? 

BUilidesminis,ter Mo s ,e r: Ein Bescheid wird er­
la'ssen, unter wdch,en VoraussetZlungen eine Be­
willigung erteilt werden kann. Dann wel"den 
diese Vorauss'etzungen ig.eschaffen urud iiberprüft. 
In den. Bescheiden kommt .zum Ausdruck, daß 
auch in Zukunft lauifenidPrüfungen vorzunehmen 
sirud. Wenn sich di.e 'technik weitererutwickelt, SI) 

sehe ,ich keine Schwieri,gkeit, beü ,diesen wieder­
kehrenden Prüfungen a;.uch ZlU verlangeru, daß 
auch eine z'USätZiliche Methode angewendet wird; 

BauLiche Maßnahmen, St~Hegung, hat ,das 
Bautenministerium ruicht (die geringste Kom-
petenz. 

Abg. Dr. Mal1ga H u hin e k (VP): Welchen 
Unfall hat man damals vor Augen gehabt, ah Abg. DDr. K ö ni g (V:P): Sie hahen gesagt, 
damals bei der InFormationskaJmpa;gne der Bun- Sie sehen keinle Schwierigkeiten z.usätzlicher Auf­
desregierung '"Oll' einem Unfalli gesprochen gahen. Wenn ·es nicht im Gesetz steht, daß auf 
wurde" der n,~cht ausZJuschließensei und schwere dem jeweil,igen technischen Stanid abZiustimmen 
Schädigungen der BeV'ölkel'ulligim Umkreis von j'st, i5lt man dann inder Lage, eine einmal er-
800 km mögLich sind? teilte Bewilligung zu ändern, kann man der Ge-

sellschaft ein zusätzlliches teures Verfahren v'Ür­
Bundesminister M'O s e r: Das Minsterium hat schreihen? 

von einem solchen U ntalm nie ,gesprochen. 
A:bg. Dr. Fis c h.er (SP): Das Strahlen-

Dr. G r ü m m: Di,ese Frag;e kann ich auf- schutzgesetz, § 5 Abs. 9, durchbricht 'aus diesem 
klären. Sie firuden in den Beilagen des Berichtes Grund die Rechtskraft unld sieht vor, daß auch 
ein Statement von Brolda, das sich auf diese Frage die spätere Vorschreihung z,usätziJ,icher Maßnah­
bez.ieht. Es han'delt sich dalbei um eine Unter- men auf Grund der während der Errichtungszeit 
suchung des deutschen Inst~tutes für Reaktor- gew'Onruenen Erfahrungen oder neuerer wissen­
sicherheit, und es gling ,um die Fl1a.g,e, wie groß das schaftlich,er Erkenntnisse lffiög;lich ist. 
Risiko für die Bevölkerungw schlimmsten FaH 
i51t. Das In.stitut für Rea;.kt'ÜrsichJerheit machte eine BUnidesminister Dr. L e od '0 1 t e r: Noch er-
hypothetische Studie, Fl1ageWlar, was pass,iert, gänz,end: StI1alIlenschutlzgesenz § tU 
wenn ,das !gesamte Aktivitätsinrventar eines Reak- Abg. Dr. Marga H u h 'i n e k (VP) weist noch 
tors' freigesetzt wird, z. B. Meteoreinschlag, eine einmal auf ,die Diskrepanz hin, Idenn 'auf der einen 
ähnliche Oberlegung wuride bei ,einer Aufarbei- Seite wird sehrüherzeugend Idie geringe Wahr­
tungs!anlage angestellt. Es W1ur1de festg.estelk, diese scheinlichkeit einer Unfialll;gefahr da·rgelegt, aber 
hypothetischen Grenzrisken sind in heiden Fällen umgekehrt ist man ,Jer Meinung, ,daß im Um­
etwa gleich. Das SJinld natürIich keine prtaktischen kreis von 50 km keine Si,ed1ung sein dür.fe. So 
UnfäNe, sonldern liegen .an der Grenze der muß man al'5o doch gewisse Unfälle einkalku­
Phantasie. Man bekommt eine erhebliche Akivi- lieren, Unfälle, die wahrschieinlicher s,iI1ld als das, 
tätsausbreitung auf große Entfernungen. Solche wie uns dies Herr ,Professor Grümm vorgetragen 
hypothetischen Unfälle kann man sich allerdings, hat. 
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Bunde~min.ister Mo se r: Das sind sicher theo­
retische Frageil. Grullldsätzllich: Der Suandon 
Zwentendorf ist nicht vom Ba,utenmin'ister.ium 
bestimmt worden. Zu deralllderen Frage: Wir 
sind ausschlließLich ZJUstänldig für die Sicherheit 
des Dampfkesseilgefäßes und dler unter Druck 
stehenden Leitlungen. In .diesem BeI1eich ,geschah 
alles, was gegenwärtJvg nach dem neuesten Stand 
der Technik übern3Jupt möglich ist. 

Nächsue Frage: S. 7, 4. a) bis c): 

Ist die Bundesregierung bereit, die von der 
öVP ,im Bar.lament in der Fonm eines EntschEe­
ßungsantr<llges eingebrachten 18 konkreten Vor­
schlläge zur Förderung ,des Enengiesparens und der 
nichtkonventi'Ünellen Enel1gien LU v.erwirklichen? 

(Dj,e im Bericht aJUf ,den Seiten 156 ff. ange­
führten Maßnahmen bleiben durchwegs hinter 
den Vorschlägen ·des öVP-Antra,ges zurück) z. B. 

a) S. 156: Während der BeI1icht 11JUr den Nach­
weis des Wärmev.eI'bI1auches der W ohnun;g 
verLangt, binldet der öVP-Antl"ia.g die In­
anspruchnahme von W ohnlbauförderungs­
mitteln an die Einhalt,ung ernöhoer Wärme­
schu tzw erte. 

Bundesminister M 0 s e r: Die Länder wurden 
bereits wiederholt mit Erlaß a,ufmerksam ge­
macht, daß Wohn;Da,uförlderuI1Igsmittel nur unter 
gewissen Bediingungen' an FÖI'derungsw.erber ge­
geben werden soll:len. Etwa die Verpflichtung zu 
einem höheren Wärmeschutz. Einige Länder 
haben dav'Ün Gelbl1auch gemacht,W.ien hat. als 
einzi.ges Land ,die BaJUol1dnung geändert. G.egen­
wärtig ist ein neuerLicher Edaß an die Länder in 
Vorber,eiuung, mit dem ,die Länder verhalten 

. weI'den, nur n'Üch unter rdies<er Bedingung Wohn­
bauförderungsmittel zu Vlergeben. 

Im eigwen B:auhereich sind mit E·rlaß aus dem 
Jänner 1975 aUe B,aUldlienststellen angewiesen w'Ür­
den, die Ump1anung für diesen erhöhten Wärme­
schutz durchzuführen bzw. bei Neuplanungen 
diesen erhöhten WäI1meschutz schon in der 
PlanungspMse einzubauen. 

Abg~ DDr. K ö n ,i g (VP) : Habe ich Sie 
richtig verstmden, daß Sie nach dieser Aufforde­
rung an die Länlder nun als zweite Stufe hina,us­
geben, ,daß keine iFöl1derung mehr erfolgt, wenn 
nicht erhöhten Wärmenormen entsprochen wiI1d. 
Bedarf es nicht LU diesem Zweck einer Novellie­
rung des Wohnbiauförlderungsgesetzes, daß Länder 
eben Mittel nicht vengeben könn'en, wenn nicht 
die eI1höhten Wärmeldämmungsnormen erfülh 
sind? Denn sonst bleibt es 'W~eder im Belielben der 
Länder, ob sie davon Gebllauch machen oder 
nicht. Einerseios geht es um die Binheit!1ichk,eit, 
andererseits s'Üul es zwingen'd sein. 

Bundesminister M 0 s e r: Wir hahen in ande­
ren Bereichen mit Erlässen schon recht viel Erfolg 

gehabt. Ich gebe LU, daß nicht alle Lälllder bisher 
die Bedingungen der Darl1ehensZlusicherung in den 
BescheiJden aufgenommen halben. Es wird geg.en­
wärtig bei mir .in Vorlb.ereiüung geprüft, ob im 
Wege einer Verond11JUng für alle dias gleichge­
stellt werlden könnte. 

Ahg. Dr. Hau s er (ViP): Es muß doch leicht 
mö,gl,ich sein, die Veribinidullig einer FÖl"derungs­
leistlung ,der BundeSlges,eozgebuDig .an ein vom 
Bund festgelegtes Maß lan Wärmeschutz z.u 
knüpfen. 

Bundesminister Mo s'e r: Wir befinden uns in 
keinem Widerspruch, nur haben wir :aUe kein 
Interesse, schon in Ider ersten Phase Länderkom­
petenzen zu beseitigen oder einzuengen, wenn es 
andere Möglichkeiten unter WahI1Ung der Länder­
kompetenzen gibt. Der Erlaß ha·t in einer Reihe 
von Ländern durchaus voll .gewi.rkt. Wenn wir 
das mit ·einer V.erordnung machen können, 
brauchen wir das nicht .in ein Bundesgesetz hinein­
zuschrei!ben, wa·s an sich auch der kürzere Weg 
ist. Jetzt prüf,en wir, ob die säumiJgen Länder 
nachgezogen halben. Wenn das .!llicht im Verol"dL 
nungsweg geht, wenden wir das m~t einem Gesetz 
machen. 

Abg. DDr. K ö ni g (VP): Das ,ist wohl der 
entsche~dendiste Punkt zum Energiesparen, noch 
dazu ist das mit relativ geringen Kosten verbun­
den. Außeridem ist der Einsatz inllän1düscher Be­
triebe, inländli'Schen Materials mö~lich, Sicheruilig 
der Arbe.itsplätze. In welcher Weise beabsichtigt 
das Ressort den El1g®nissen .der in Auftrag ,ge­
gebenen ForschungSianbeü Rechnung zu tragen? 
W.elche von den V1011gesch'ba,genen Maßnahmen 
sind: verwirklichhar, was ist nicht verwirklichbar, 
aus welchen GI1ünJden? Könnten Sie uns dazu eine 
genaue Unter<lage Lur Veclügung ste:11en? 

Bundesminister M'Üs.e r: Ich bin durchaus 
daZlu bereit. 

Abg. Dr. F ,i s ehe r (SP) I1egt an, in eine 
Entschließung des ParLaments einen entsprechen­
den Passus ,aUlfzunehmen, der darauf zielt, daß, 
soweit es von Bundesseite her möglich i5t, jene 
Maßnahmen ausgeschöpft werden, die bewirken 
könnten, ·daß Idie Läruder bei der Zuteilung von 
Fö.rderungsmitte1n aUlf diese energiesparende Be­
dingung Rücksicht nehmen. 

Aihg. Dr. Marga Hub i n ,e k (VP) wi1l eher 
auf ,die Ergebnisse der Arbeit des Herrn Weiser 
warten. 

Ahg. DDr. Kön,i,g (VP): 

Zu b) S. 157: Währenld der Bericht lediglich 
eine Förderung von Wärme- und SchaU­
schutLmaßllIahmen nach 'dem Wohnungs­
verbesserungsgesetz vorsneht, verlangt der 
öVP-Antr:ag eine Priorität der FÖ1"1de­
rung derartiger EneI1giesparmaßnahmen. 
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Zu c) S. 157: La,ut Berimt saHen Rimtlinien 
für einen erhöhten Wärmesmutz an 
Bundesgebäuden erLassen werden. Dem­
gegenüber vefllangt der öVP-Antrag eine 
itndierung ,der Ermittlung des Bestbiet~ 
unter Bepücksicht~gulllg der Baukosten 
pLus nJachfolgeI1lden Heizkost,en Üiber 
einen mehrjalhri.gen Zeitraum. 

Hier soll man einen längerfristigen Wirt­
schaftsvergleich <lnsteIlen, unter 'Berücksichtigung 
der Hersteltlung5lkosten aIls. aum ,der Folgekosten, 
und nicht nur einen Ver~leich der Herstellungs­
kosten. 

Bundesminister Mo s ,e r: Es gibt seit einiger 
Zeit im Bautenminisllerium ,durchaus die Ver­
pfl1ichtung, bei den Neubauuennicht nur die 
Baukosten zu betrachten, sOllldern :liuch die Fo'lge­
kosten. Es gilbt seit ,einigen Jahren die Verpflich­
tung, eine eigene Wä11ll1ebooarfsremnung anzu­
stellen. 

W:as die Wohnungsverbesserung anl:angt, hat 
,der Minister den Auftl'l31g gegeben, einen Entwurf 
zu erarbeiten, um ,dieses GesetzllJOch einm;l.l w 
verlärugern. und hiebei widd man sich überlegen, 
ob die Verbesserung von Wärme- und SchaH­
schutz eine gewisse Prior,ität bei den Verbesserun­
gen hahensoll. 

Zu Frage S. 3, 1.: 

Erachtet diieBundesregi'erung d!~e Alarmplä:ne 
für ausreichend? . 

(Auf S. 86 w:il'ld festgesteNt, Idaß dtiese Pläne 
erst geprüft werden.) , 

Bundesminister La n c: Nach § 117 
Abs. 3 StSchVo. si,nu .Marmpläne auszüarlbeiten 
un1d zu genehiIügen, bevor eine B'etriebsbeWlilli­
gung ertdlt wiI1d. Meines W~ssens sind solche 
Pläne :in VOJibereitmng, das Innenministerium ist 
aber n.icht die für die Prüfung zuständige Be­
hÖ!"Ide, SOnldern in erster Instanz in mitIleibarer 
BunidesverwJalrunig die Bezirkshauptmannschaft, 
für die überregion'alenAilarrnpläne ist die Zu­
ständigkeit des LanJdesnaupnmann'es gegeb~n. In 
bei'den Fällen sind rdie Verfahren eingeleitet, und 
die Prüfung läuft. 

Abg. Dr. Mal'l~ H 'u h Ii n e k (VP) kann sich 
nicht vorstellien, ,daß man nicht so wie anderswo 
eine eigene Sicherheitstruppe schafft und andere 
Kontrollm\1ßnuhmen V1orsieht, als das gemeiniglich 
möglich ist. Man miuß doch einen A:1armplan 
haben für den F:liH eines Eingriffes von außen, 
aber auch für die nOI"lI11iale Sicherheit bestimmte 
Vorste:llunlgen hahen, die sicher nicht der BeZlirks­
hauptmann von Tulln entwerfen kann. Welche 
Oberlewng,en hat darüber das Ministerium an­
gestent? 

skh dara,uf, und darauf grüruden. sim larum, die 
Kompetell2en. Wenn .diese KompetenJZen vOnJ &er 
Frau Ahgeordn,eten vorhin als "Scherz" bezeim­
net wurden, so istda.s ei,DJe Wiertungsfnge, zu der 
der Minister smrwer Stellung nehmen kann. 

Es liegt hier eine Verwirrung von zwei Be­
griffen vor. Die A:bsimerung gegen den Zugriff 
von a;ußen ist Sache ,der Sicherheits:behör,den, 
die Frage der Alarmpläne ist, ins aHgemeine 
Deutsch,e übersetzt, eigentlichidie Frage des Ka­
tastrophenschutzes, und zw,ar Id'es örtlichen und 
,des ÜlberörtJichen, die "A'larrnpläne" haben nichts 
mit der Außensicherung, mit der A:bsicherung 
gegen Zugriffe Dritter zu tun, sondern das ,ist 
Viorsorge g,egen eine Katastrophe, <die von diesem 
K'ernkraftwerk ihren Ausgang ,nimmt. Es kann 
eine kleinräumige oder eine großräumige Ge­
fäihrdun1g eintreten. Bür Idie kleinräumi,ge ist 
der Bezirkslhauptmann, für großräumige 
,der LandeshalUptmann zuständig, und für das, 
was ,die Landesgr,enzen Ülberschreit'et, die Landes-. 
hauptleute und die zuständigen JlundeSlbehörden. 
Die müssen sich Idann koordinieren. Dieses Ab­
stimmungsverfahren ist in Beratung und muß 
bis 'zum Zeitpunkt der Betriebslbewilligung abge­
schilossen sein. 

Ahg. Dr. Marga H:u bin e k (VP): Die Bun­
desregierung ;hat zwar IdiJe ..Nbsicht, Zwentendorf 
in Betrieb zu nehmen, 'daß man aber die Frage 
der Sicherheit auf das beschränkt, daß der Be­
zirkshauptmann v-on DuHn zwei Gendarmen ab-. 
steLlt, ist verwunderlich. Im Ausland gilbt es 
eigene Spezialtruppen, Sich!erheitstruppen, sollen 
diese durch zwei hi1edere GendaI'men aus Tulln 
unrd Umgebung ersetzt werden? Wer soll tat­
sächlich dien norurtalen Betrieb gewährleisten, wer 
kontrolliert, wer das Kernkraftwerk hetritt, wer 
v'erwethrt Fremd'en einen Zutritt und wer ist da, 
,daß Kernkrraftgegner keine Saibotagen vornehmen 
können? 

Bundesminister L an: c: Im habe doch klar und 
deutlich gesagt, daß es eine ,der VoralUssetzungen 
für einen BetriebsbewiHigungsbescheid ist, daß 
Alarmplänre rvorlliegen, die genehmigt werden 
müssen, und zwar nach 117/3 ,der StSchVo. Ich 
hahe versucht darzustellen, daß ,das ,diesen Be­
stimmungen Izugrunlde Eegell)de BunJdesgesetz eben 
gewisse Kompeten,z,eint!eilungen vorsieht, die der 
Ge~etzgeber festgelegt hat. Das ist die Vorsorge 
gegenüber KatastI1ophen, die sich aus der Be­
triebsart .,dieses Kernkraftwerkes eI1geben kön-
TIlen. 

Eine anJdere Sache ist der Schutz dieser Anlagen 
vor dem Zutritt Dritter von außen, das ist 
Aufgahe der Sichel"heitsvorkehl'ungen. Dazu 
haben Sie ja dann die Fragen 3 und 4 gestellt, 

Bundesminister L a n c : Der Nationalrat hat das daher habe ich das bei den Fragen 1 und 2 noch 
StSch-Gesetz bescMossen. Die StSchVo. gründet, nicht erwähnt. 
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Daher hestimmt nicht ,der Bezirkshauptmann 
von TuUn oder der Lande9hauptmann von Nie­
derösteri:eich ,d'arüber, dbund wie viele Gendar­
m.en, sondern im Rahmen ,dieses Alarmplanes, 
wenn z~ B. Sicherheitsorgane 'zur Feststellung der 
StrahiLenintensitätgeibraucht werden, sagt }etzt 
die zuständige Behör:de, ich hrauch'e von dir, 
Sicherheitshehör,de, Z'ul' Assistenz in dieser Kata­
strophenschu'tZfrage soundso viele Leune ,der und 
,der Qualifi~ation. Es' Igibt einen niederösterrei­
chischen Ka'tastrophenplan, der aue h inkludiert 
Katastrophen, ,die sich~urch Strahlungen ergehen, 
hier kommt es dann zue~nem großräumigen 
Katastrophenplan,ahgestdh auf Idieses Kraftwerk. 
Hier wir:d es ,wch geWisse Assiste1llZ~uf.la.gen für 
dile Sicherheit~behörden geben. Das hat .aber nichts 
zu tun mit . der alLgemeinen Schutzaufgabe der 
Sicherheitsbehöl1den. 

Ahg. DDr. K ö n i 'g (VP): Der Bericht sagt, 
,daß von der GKT ein Alal1mplan vorgelegt 
w,uI'lde. Wem ist ,er vür,ge1'egt worden, von wem 
Wlird er derzeit geprüf.t, unid von wem w,irtd er 
bewi11igt? 

Halten Sie die Kompetenlzreg-dung, ,daß für 
den örlllichen Bereich led~g'lich die Sezirksver­
walllungsbehörde in' !bezug auf den Alarmplan 
kompetent ist, für ,zufriedenstel<1end? 

Wie schaut es mit diesem überregionalen Plan 
aus, wann wil'd es so etwas ,geben, w~e ist das 
erfülllbar? 

Bundesminister La n c: Der ördiche Alarm­
p]an geht his zur Kraftwerksgrenze; hier schlägt 
;die Gesellschaft vor, hewilligt wir1d ,das <durch das 
Bundesmin1sterium für Gesundheit und Umwelt­
schutz. 

Kompetenztatbestand Kiatastrophenschutz plus 
Spezifika, ,die sich aus einem K!ernkraftwerk er­
gelben. Es gibt auch ancliere prekär,e' Situationen, 
die nichts mit ,der friedlichen Nutzurug .der Atom­
energie zu tun haben, und ,da ist fdiese Kompe­
tenzlage auch gegeben. Ob ich dies'e Kompetenz­
Ia,ge für ausreichend hahe? - darüber wird dieser 
Ausschuß in seinen Beratungen zu ,entscheiden 
haben. Meine Meiruung ist: W'enn diese Kompe­
tenztatbestände z. iß. bei einem Kriegsfall in 
Österreich ausreichen ,oder bei einer großen Na­
llurkaiastrophe, ,dann müssen'sie,gllaulbe ich, ,dafür 
auch ausreichen. 

Ob. <die Alarmpläne hinsichtlich des Teiles, der 
die Sicherheitslbe'hörlde betrifft, erfüUbar sind, diese 
Frage kann ich nicht beantworten, :bevor die 
AIarmpläne nicht genehmigt ,worden sind. 

Erst dann, wenn die Sicherheitsbehörden die 
. vorJiegende~ Ahrmpläne für erfüLlb.arhalten, 
,erst ,dann ist 'eine ,der Voraussetzungen für einen 
Bewilligungs!beschdd gegeben, sodaß es hier 
keinerlei Risken gilbt. 

. ,Aibg. Dr. F i sc h ,e r (SP) gibt der Abg. 
0.1"0 Hühinek recht, daß,,das Strahlenschutzgesetz 
1969 ,einstimmtgheschlossen wurde. Nicht recht 
g~bt er ihr in derVermutmng, daß ,das Strahlen­
schutzgesetz nicht 'schonausdI'Ücklich unter Be­
zugnahme auf den 'Ba:u von Kernkraftwerken 
vom Nationalrat v,eralbschiedet w,urde. Die Er­
läuternd'en Bemet1kungen ,der. Regierungsvorlage 
d'es Burudleskanzilers KJ:aus hzw: SozLalmi,nO.si:ers 
Rehorzeigen an ZJahlreichen S1leMen, Idaß aus~ 
drücklich ,die :Bestimmung,en unter Sezugnahme 
a:af den Bau a.uch von Kernanlagen formuliert 
wurden. Gleich im § 1 des Gesetzes findet man 
den Begriff "Anlagen ,im Sinne ,des Gesetzes" . 
Aus den Erläutel1un~en ,geht· !hervor, daß dar­
unter lauch Kernanla:gen zu verstehen sind. Auch 
wenn das dam;uls in hezug auf Kernkraftwerke 
beschlossen wut1de, ist nicht ausgeschlossen, ·daß 
gewissie vechnische Weiter:entwicklungen etwa ,im 
Zuge ,der StlScbVo 'Bel1ücksichci~llllg gefun'den ha­
ben. Diese ist ja so konstruiert, fdaß sogar die 
Rechtskraft von Bescheidendurchbrochen werden 
kann, um den· jeweili~en technischen Dingen· 
Rechnung zu tragen. .' 

Das zweit!e ist eine Grundsatzf.rage, nämlich 
ob wir das föder,alistische Prinzip quasi im Ein­
zel.fa:11 je nachdem von der ,einen oder anderen 
Seite her hetrachten. Wir haben nun ma<1 eine 
hundesstaatliche Gliederung, die Kompetenzen 
des Bundes sind in ,der Bundesvet1fassung taxativ . 
aufgezä:hJh und ,die Ge~er:allklausel zugunsten der 
LäIllderilJbgesteUt. Es ist nuneiruma;l so, daß im 
Sicherhel-tswesen die Aufgaben bereits auf Be­
zirks- und dann auf Landesebene einsetzen, un:d 
die Btelhörden :würden sich s,ehr da&eg,en wehren, 
würden wir ~agen, wenn es wichtig wird, habt 
~hr Länder damit nichts mehr zu tun. 

Die Bestimmungen des StSch-Gesetzes (§ 38/4) 
sinld ja klar, die Aufgaben' des Landeshaupt­
mannes . sirud Igenannt, er kann sich bei deren 
Durchführung der Sezirksverwaltungsbehörden 
bedienen, und sind ja ohnohin sehr rigoros. Es 
wird . sogar ,in die Grund- 'und Freiheitsrechte 
eingegriffen, und zwar hei Gefahr im Verzug. 
Diese Eingriffe sind durch das Gesetz gedeckt, 
'eben ,deshaLb, weil man bei der Konstruktion. 
der Sicherheitsmaßnahmeri im Zuge des 
StSch-Gesetzes die Kompeteruzen ,des' Landes­
,hauptmannes und der Bezirksv'erwa:hungshehörde 
urud in weiterer Folge natürEch :der 'Bundesbe­
hörde so konstruieren woHte, und der Gesetz­
.geber etwas Ungewölhnl1ches getan ,hat, einen 
Eirugriff in vel1fassurugsrechtlich geschützte Rechte 
vorzusehen, um diesen- Katastrophenschutz im 
NotfaH möglichst wirksam zu machen. 

Albg. Dr. Marga H u Ib i n e k(VP): Offen­
sichtlich hat das StSch-Gesetz 1969 dem dama­
ligen Sichel"heitsbedürfnis ,des Nat~onalrates ent­
sproche11'. Seither sind neun Jahre tedmismer 
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Fortschritt, das ist ein Faktum. Ich bin ein An­
hänger -des föderalistischen p,t1inzips, aber id1 kann 
mir bei bestem Willen nicht vorsteHen, daß man 
der Bevölkerung begreiflich macht, daß für die 
Sicherheit eines Kernkraftwe~kes die Bezirksver­
wa:luungsbehörde verantwortlich sein kann. 

Ich lese im ~ericht, daß internationale Emp­
fehlungen herangezogen wurden, und dann steht, 
es wurden Alarmpläne ausgearb.eitet, und zwar 
von der GKT. Der Her.r Innen.minister sa-gt, sein·e 
Alarmpläne seien erst in A·usaribeitung, wenn ich 
richt~g verstanden habe.' Konkreue Fuge: 'Sind 
dies,e Ala~mpläne der GKT für Sie nicht zu ver­
wenden, wem Sie Ihre eigenen Alarmpläne aus­
arbeiten lassen? Bis wa-nn weI'den diese Alarm­
pläne vorlPegen? 

Abg. Dr. S t,i x (FP): Es ist nicht -richtig, daß 
keine NoveHierung <des StSchG biSlher verlangt 
wurde. -Es g.rb diesbezügEch sogar einen Ent­
schließungsantrag Ider FPö, nur hat dieser keine 
Mehrheit gefunden. 

Das zweite an den Herrn .Bundesminister. Sie 
hahen jetzt wiederholt ,gesagt, ke~ne Genehmi­
gung der Inbetriebnahme, ,,"or VorLiegen der 
Alarmpläne. Zu welch-ern Z·citpunkt rechnen Sie 
mit -der Gene'hmigung und .Fertigstellung der 
A~armpläne? 

Bundesminister L'a n c: Ob der Allarmplan der 
GKT von mir als ausreichend erachtet wird oder 
nicht, Antwort: Dieser Alarmplan ,ist beim Bun­
'desministerium für Gesundheit und Umwelt­
schutz in Prüf,ung. 

Für die Erste'l1un.g ,des üb~rregiona.Jen· Alarm~ 
planes ist das Innenminisverium nicht ~uständig, 
sondern das LanJd. Wie ich weiß, wind an einem 
solchen Y:orschlag des Landes im Einvernehmen 
mit allen zuständig.en Behörden gearbeitet. Die 
Ausku11Ift, wellch,en Stand das hat, kann ~ch im 
gegenwärtigen Zeitpunkt ibei best·em Willen nicht 
geben. Es wird aiber nie z'u einem ALarmplan des 
Innenministeriums kommen, sondern nur zu 
einem des Landeshauptmannes. 

Abg. ,Dr. Wie s i n.g er (VP): Welcher Lan­
desha-uptmann erläßt Iden AJarmp'lan, denn im 
Edle eines UnfaUes wäre ·das ja nicht auf Nieder­
österreich :beschränkt. 

Die Ausfühnungen des Herrn Dr. Fisch'er dek~ 
ken sich idem Prinz,ip nach vömg mit unserer Ein­
stellung z>um Strahlenschutzgesetz . .Das Parlament 
hattegrundsätzEch die Verwendung von Kern­
kraftwerken für die Energieg.ewinnungeinstim­
mig beschlossen. Sicher wir ,dies<es Gesetz im 
J a.hre 1969 eines der modernsten, ,zieht man aber 
in Betracht, welche Et1fahrungen man' aus Zwi­
schenfä.Jlen der letiZten Jahre gewonnen ha t, so ist 
die überlegunJg sicher berechnigt, ob d,as StSchG 
nicht einer Knderung unterzogen werden sollte. 

, V 9mHerrn Innenminister häue ich gerne ge­
wußt, wie das jetzt mit den Alarmplänen läuft. 

Bundesminister La n c: Was den A,1armplan 
für das Gelände betrifft, ist es klar: GKT hat 
Plan erstellt, eingereicht,nach' 117/3 StSchVo 
Bundesministerium für Gesundheit und Umwelt­
schutz kuständig. 

Alarmplan im Sinne von Katastrophenschutz­
vorsorge : Kompetenz Länder. 

A:larmplan nicht auf Grund einer gesetzlichen 
F,est'legung notwendig, sondern Voraussetzung 
für .die, .ßetriebsbewilligung für \das Kernkraft­
werk, daher auch über das -Land Nitederösterr-eich 
hinausgehende Abstimmung von !<Jatastrophen:­
schutz, ist gleich Alarmpläne. Die Koordinierung 
wir,d automatisch dadurcli erfO'lgen, .daß ja die 
Boetriebsbewillig-ung von -einer Behörde zu er­
lassen ist und .die wieder als Voraussetzung für 
di'eseBoetriebsbewilligung vollziehbare AJarmpläne 
verlangt. 

Abg. Dr. Wie si n ger (VP): Mich würde 
jetzt interessieren: Jetzt passi'ert wirkiIich irgend 
etwas. Wo ist dann die zentrale Einsatzstelle? 

Boundesminister La n c: In diesem Alarmplan 
muß es bis zur Organisation .hin und bis zur 
technischen Einrichtung hin einJeneigenen Plan 
geben. Dieser Plan ist in Verhandlung, und bevor 
.dieser nicht fertiggestellt und seine Funktions­
.fähigkeit nachg-ewiesen ist, gibt es keine Betriebs­
bewilligung. 

Abg. DDr. K ö ni g (VP) .glauht nicht, daß 
man aus dem grundsätzlich'en hundesstaatlich,en 
A'1lfbau aoJ.eiten kann, daß -in beson!ders gelager­
ten Fämen keine Durchbrechung eI'folgen sollte. 
Das hängt von Fragen der Zweckmäßigkeit ab, 
besonders von Fragen der Sicherheit. Die Frage, 
ob das noch zeitg.emäß ist, ist sicher berechtigt, 
denn im J ahr-e 1969 hat1~e man sich'er nicht die 
Erfahrun'gen, Ülber .die mari heute verfügt. 

Man muß doch ,um .für einen KatastrophenfaU 
vorbereitet zu sein, alle El'fa,hr-ul1Jgen, auch die 
aus dem Ausland, nützen ünid diese sammeln. 
Das kann doch am besten eine !Bundesbehörde. 
Nota 'bene, da vieHeicht mehrere Ressorts zu­
sammenwirken müssen. 

Das zweite <betrifft die .zentl1a'le Einsatzleitung. 
Es ·ist zwar legitim, daß d·er Herr Innenminister 
sagt, ,das kann er nicht beurtei!len, das muß, der 
Ausschuß heurteilen, ob das ausreichend ist oder 
nicht, nur mir scheint die Frage ,doch <berechtigt, 
üb das a,usreichend ,ist. Ich ,habe den Eindruck, 
daß der Innenminister die bloß fachliche Organi­
sation für -ausreichend hält, das wenden wir uns 
eben überlegen müssen. Offen 'Meibt nach wie 
vor die Frage, bis wann es überha·upt einen: 
Alarmplan gibt, da ,die Länder zuständig sind, 
werden wir eben j-emand von den Ländern hören 
müssen. 
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Abg: H ie tl (VP): Der Regierungslbericht 
spricht !da"von, daß MIch ALarmpläne für eiIlJen 
"meiteren Raum" vorliegen müssen. Die" Be­
völkerung verlangt, Idaß für :den T':lg X so­
fmt mit einem Schla.gaJuf w.ei.em Gebiete ein­
geschrrrtten werden kann. Wer ist da zuständig? 

Albg. Dr. F is c h ,e r (SP): .Auf Gmrud des 
StSch-GesetZies ist eben zum Schutz und für 
Sicher'heitsmaßn-ahmen de·r Landieshauptmann be­
traut, !der eben. ·eine Reihe zusätzl~cher spezi.eller 
und von eller übrigen Rechtslag.e abweichender ZU" 

Siätzlicher Kompe.entren hekommen halt, die da­
hin gehend konZiipiert 'sind, daß. für Iden Betrieb 
eines Kernkra;ftwerkces solche Betriebsmaßnah­
menerforderlich sind. Diese 'sind demonstrntiv 
aufgezä:hilt. DaJs ~st die Vorsorge, 'die der Gesetz­
geber in bezug auf ein Kernkf'aftwerk getroff,en 
hat. Ich :leugne kieine tedmischen V:erän'derungen 
und Entw,icklungen, a!ber ,es ist ja n,icht so, daß 
die Kernkraftwerke seliuher Wleseno1ich unsicher.er 
g.eworden sind, sondern eher sicherer. Ich ,g.l:l<ube, 
bei Beruck:sich1JiJgung .aJller Umstände dürfen wir 
nicht Idavon a'll'sgehen, !aJIs ob Idas keine lex 
specialis für KernkraftWierke wäre. 

Abg. Dr. S t·~ x (FP): Die Disku~sionsgr,uppe 6 
hat eiIlJe:z..usammenfassenldeBeurteilung der aus 
Sabotage I'esu<1tier.enden Bedrrohung gegeben. "Die 
Sa'botage ,ilSt ,eine Bedwlh!Ung ohne Verglle.ich mit 
anderen ,Ber.eichen 'der Tech.ni:k lund ider Z,ivili­
sation." 

Teilen Sie die B!eurtl;)ilung der Dimension 
d,ieser BedI'ohung, ,un'd wenn ja, welche beson­
der·en und offensichti1ich ,über ~das >&ewöhn~iche 
Maß hinausgehenklen Vorbereitungen haben Sie 
getroffen und' werden Si.e treff·en, um ·di,eser 
Bedrohung zu begegnen? 

Bunidesminister L·a; n c: Die org,anisatorischen 
Vorkehrungen If.ür innere Sicherheit einschließEch 
der ,inner,en A!hschirmung 'Vor Sabouge sind 
meines Wlissens schon ·Bestandteil des Einla@e­
I'ungsbewilJig:ungsbeschddes desBM für Gesund­
heit !U11Id Umweltschutz. Was Idi:e Sahonagemög­
lichkeiten durch Eingr,iff vOri ,außen betrifft, 
wO' zwe,ifeHos ,das Innenminii'sterium und seine 
Orrgan1e ZlUständ~g 'slind, g~btes, entw,ickelt aeuf 
Grund 'der Ertfa.h11U11igen in tder .gan'l1en Welt, eine 
R<eihe vO'n AlufLag.en, Idie in einer NoveHe Zlum 
SicherheitskoIl'tl"OUge~etz auch Bestlandtehl di,e­
s'es Gesetzes· werden ·soHen. Die NO'veLle befindet 
sich in Ausa,rbeitUing .jm ,Bundeskanzleramt. 

Die Problematik hestehtdanin, /daß nach dem 
letzten ,Stand der organisatorischen Erikenntnisse 
entsprecherude Aufhlg,en zu el'hssen sind, d'afür 
soll eine NoveHe zum SicherheitskcontroLlgesetz 
Idlie rnnersta.atliche Rechts,grundlage 1iefern. Auch 
wenn ldiese &echtsgrundla.ge noch nicht {.enig­
g,es'tellt ist, ,ist rue Meinung falsch, daß 'solche 
AufLagen maengeils R.ech,tsgrundL<II~e,nichtedassen 
worden s·i11ld. Dem ist nicht so., ,denn ,die Er-

füllung dieser, Auflagen verlangen 'lJUm Beispiel 
auch die Lideranten V10n hrennharem Material. 
Daoher mußte sich die RepuJblikösterreich ver­
pflich1Jen, s.Le hätte da's' MIch von sich ·a,us ge­
tan, ,die Erkilärung aJbwgeben, Idaß di'ese Sicher­
Iheinsvorschriiften ;entsprech,e11ld eingehaJlten wer­
den. N atürl<ich war. auch die Geseltlschaft,. die 
dieses Kernkraftwerk hetreihen wird, 'ohne inner­
staatlliche RechtSlgru'lldlage menitorisch bereit, 
Idiese Aufillagen zu akzeptieren. Natüd,ich h'aben 
'di'e Sicherheits:behÖl'!den lauch kontI1o,tLiert, oh 
die von der Gesetlscha<ft. freiwillig ülhernomme­
nen Sicherhmt~vorkeJhningen in RichtJung Ab­
wehr von SaJoota,ge, Bingriften Dritter von 
.. ußen, erfÜilllt worden !Sind. 

Ahg. Or. S ti x (FP) : Meine erste Frag.e war: 
Im Ber,icht wurde f.es~estellt, daß Idie Sabotage­
möglichkei t ,eine Bedrohung ohne Vergleich in 
andenen Ber,eichen der Technik lund Zivilisa-tion 
darstellt. Schließen Sie :sich dem an? 

Bundtesminister' La n c: Ich fühle mich dazu 
nicht fachlich alUsgewieseri', um über ,die pMllO­
sophische Dimension bei SabotaJgeakten :gegen 
Kernkraftwerke eine' BeurtehllUll'g a,bgeben Zu· 
können. Aber in ,dem Maße, a/l,sdies Besta,nldtteiI 
des Regierunggberich.es ist, bekenne ich mich 
dazu. 

Zu 3. und 4.: W,ann werden Idie ,enuprechenden 
Sich.erheitsvorkehrungen .gegenuber mög­
lichen Zugriff'en, unlbefugter P,ersonen, also. 
gegen Saebo.tage vo.n a"ußen ,und~nnen, ge­
sch'aff,en sein, Idie ,a,uf S. ,86 des B,erich.es 
gefordert wurden? 

Wann soll eine No.vdi1e 'lJum Sicherheits­
kontrollgesetz vera:bschiedet weriden, mit 
der !SicheI1heitsmaßna<hmen alUch ges'etz~ich 
vOI1g,eschl'iehen werden können? (S. 86) 

BundesministJer L 'a n c: Für Idie Erstellung 
e~ner NoV'elle 'lJum SicherheitskontroLlgesetz ist 
das, Bundeskanzleramt ZJustä,ndig. An :der Fertig­
stellung wird Igeall'beit,et, die damit in Zusammen­
hang 'stehende' innerstaatLiche R.egeLung für die 
zwangsw,eise V'OUziehull'g lYon Sicherheitsvor~ 
schri:ftenist ,gegeben, wir1dalber berei·ts. jetzt 
lam{ freiwi~tiger Basis voHzogen. 

.Albg. DDr. K Ö ill i g (VP): G~bt es im Ausla,rud 
in ver:g11eichharen Anl:IJgen einen :bewaffneten 
Werks'schutzO'der EXJekuü\ribeamte, Idie ,im Ge­
lände postiert s'ind? 

Wie v-erhält es s.ich im FaUle eines Streiks? 
Gibt es daefür Vorsor.gen? 

Es würde jetzt tatsäch!loich etwas passieren, es. 
wür.de jernau'd mit Gewalk dilie Einflichtungen 
des Kernkraftwerkes rz-erstör,en, mit Gef>ahr für 
jeden, der da hineinkommt. Ist die Exekutive, 
das Bundesheer, d~nn dazu in der Lage, da 
hinei,nzugehen? 
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. Bundesminister L an ci Ich kann die Fmge 
niCht· beantJwol"ten, wie viele Kraftwerke in 
der Wellt von wie v,ielle'n L'euten bew:acht werden. 

Von EU1'lopa ,ist mir :bekannt, idaßes ~n ider 
MehriJahl Ider Kraftwerke ~eine ständige Be­
wachung gilbt. 

Bei konkreter Bedrohrung: Die Exdwtiive ist 
daZJu da, um ,einerseits da", demoktiaüsche Demon­
strationsrecht zu ermöglichen, 31U1f. Ider anderen 
Seite h:iJben w.ir den Objektschutz 'durchzufüh­
ren. So wurde das . im Inland ibi'shet gehand­
habt. In Iden vom Auslanld ,übernommenen Sicher­
heitsaufiL3I~en für ,den' Objektschutz ge~enÜlber 
dem Zugriff Dl'itter ~st lauch nirgends eine 
Dauerbesetzuong mit BeWlaffnetlen vorgesehen. . 

Die Stl'lelilk,fr'31ge ist eine Frage, ..die ion den 
Genehmtg'lll1lgsbescheiden Ides IBM 'für. Gesund­
heit 'Ilnd Umweltschutz zu 'r,egeln list. 

Auf dieF1'I3Ige des Abg. Dr. Kö n i g, was 
geschieht, wenn :sich das Perooul .im. Fa~le, daß 
etwas iP3:'Ssiert, wdgert, Ihineinzugehen, ,a;ntwortet 
Bunidesminister La on c: 

Dafür gibt es einen örtLichen A!larmpJ:an. 

Ahg. DDr. K ö n i g (V;P): Ich sp1'leche jetzt 
davon, daß I~m Werk .etWlas passi:ert. Es könnte 
:sein, daß sich. doie Bediensteten weig,ern, unter 
diesen Umständen hineinz;ugoeihen. Gitbt es dann 
ej.ne Resewe, die in Ider Lag,e ist, die wichtigsten 
Schutzarufgaiben wahrzunehmen, ,die notwendigen 
Hebel ZJU Ibetätigen, auch hei'Gefäh1'ldung des 
Lebens? 

Wiir ha.ben in österreiclI keme ,Bestimmung wie 
inden anderen Länldern, daß ich ,bei Str,eik 
jemanlden verpflichten ikann, 'daß er, w,enn grö­
ßere Schäden entstehen könnten, nicht streiken 
!dürf.e. D.aher gibt ,es im ahlgemeinen V en~in­
barungen, dlaß man, auch wenn gestreiJkt wird, 
dafür OOI1gt, :daßdmngliche Wartulllgsfnagen g,e­
wähtLeistet :sind. 

Bundesminister Dr. Leo,dolt,er: Der inner­
ördiche Aliarmplan enthält ,Bran1d, technisches 
Gelbrechen und ,einen !StralhtIenzwischenfall. Es 
~bt eine automatische Abschaltun:g, und ,der, der 
händisch 'aibschaJ1.tet, ist an ,der Wartung unld 
i~t geschützt, sodaß das, Wlas Sie, Herr Ahgeord­
neter Kön~g g,esagt haben, eigentlich nicht in 
Betracht klommt. 

Dr. G.r ü m m: Da·s ~st lein ProbLem des 
menscholichen Vers agens. In einem sO/lch,en FaH 
,greift ·der iffielhl'fach Ige~icher-te Alutomatismus 
'der Anlage Idurch, schalltet das K~aftwerk ab 
unid bl'lvngt ,es in ,einen lSicheren Zustand. Das 
sind j'a VOl1aussetzungen wie heim GAU. Auch 
hier müssen wir da.von '31usgehen, Idaß die Be­
tru,ehsmannschaft'aibgehalten wtird 'Ilnld es auf 
Grund nervEcher BeLastuntg FieihJlgriffe giobt. '. 

Es Ig~ht .folg,ende Regelung zwti'schen Mensch 
und Computer. SicheI1heitsoomputer und das 

Sicherhflhsahschaltsystem gehen '3:luf alle .Fälle 
nach ;der sicheren Seite 'hün; auch wenn der 
Mensch versagt. Der men'schliChe Ei.ngl'iff wird 
~loo überprül~t. 

Die <3iutomatrsche Regelung siehta.uf alle 
FälLte vor, ,in dem Moment, Wlenn ,ej,n ·unzu­
läss~ger Betr'ielbszustand erreicht ist, abzwschalten. 
Handelt es sich 'aJber :um Zustände, die sich über 
SounIden 'Ilnd 1iage' a'll~uen, weI1den sie ,dem 
BetI1iehspersonal signaLiSiert. Der Comp'11'ter und 
das Schutisystem überprüfenständ~gdie mensch­
,1ichen Eingriff·e, ob abogeschtaltletWierden muß, 
'unld ,er schl3il:tet in Idem Moment ab, wo ,etWlas 
3iUlf . die 'Ilnsiche~e Sertegeht.Ein übelwiH~ges 
BetrU,ebsperoonail kann !3:l1oo auf Grunidder Ver­
bLoclwngen ·das System .in keilloegefähtiliche 
Situation bringen. [),as 3iutlom'atlische System ist 
nicht :msschaltJbar. Dieses kann nur :bei ,abgefahre­
nem Reaktor stillgelegt werden, und' zwar mit 
ß.ewimgung ,der Behördekönn,en fiür Reparatur­
zWieckenatüclich gewisse Umgehung,en von 
ßiLockierunlgeng;em.acht w,er1den. Um di,ese Blok­
ki,erungen umgehen zu 'können, ist eine 19;roße 
Sichel'heitsprozeoor notJwenldiJg,die ~m inner­
hetriebIichen Sichertheitsausschuß hera:ten wetiden 
,muß. 

Abg. DDr. König (VP): Das; was die Be­
wiJHj,g;ung der 'ß.ehör:de ,erf.ordert, IgeschiJeht na­
türlich nrurim Norm~16aLl. . Darum kUmmert 
sich ja 'nur Ider, der ol'ldnungsgemäß handelt. 
Die MägIich'keit 'der Ausschalnung der' Sicher­
heitsautomatlik gibt ,es nur die ,ersten Stunden 
nicht, Idann g~bt ,es sie 'sehrwdhl. 

Nachd'en bi$herigen AusführuIlIgen Sltellen mir 
also fest, überall dort, wo es maschineLle Ein­
,richtung,en gilbt, 'sind :s~e 1iairl saf.e, mehdach. ge­
sichert. Aber dort, wo es um ,die Mensch,en 
geht, ist einf'achauSiglestattet. Da gilbt es aho 
wederlExek'lltlivbeamte, die dias können, noch 
eine Pionierahtei'1ung, die Idas kann, wir w,erden 
uns 'da;mit auseinandersetzen 'müssen, 'Ob man 
da's akzeptlieI1en kann. V'Lei11eicht müssen wir 
als Gesetzgreber auch die. "mehrfache Ahsiehe­
l'ung" des Menschen vorschreiben. 

Eine Frage an den Herrn Miruster: W'ann 
werden dies,e 'Sichel'lheiotsvor~i:lhl'lungen gegenüber 
mögl.ichen Zugriffen ,uIJIbef:ugterPersonen ahge­
schlossen sei,n? 

Bundesminister La n c: Sie sind zum großen 
Teil ah&esch'lossen. ·B,ei Iden ,dr:ei oder vier noch 
nicht 'a.bgesch1lossenen Punkten - das hängt 
lauch von Ider Witterung ab - 'krann es :sich 
höchstens um Wochen handeln. 

Dr. Grümm: Vlile1rleichth:l!beich mich etwas 
mißv,erst~nd~icha1l1Sge'drückt. Die automatischen 
Schutzsysteme haben Pr:i.orität gegenüber dem 
Menschen. Im v,ersuchte ia:'U9Zudrücken, daß die 
Tätigkeit des ß,etl'i;ebsper~na1s di.e Alutomacik 
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nicht übe~l'oHen bnn. Das Reaktorschutz'system 
ist rof ,aLle Fälle <da, ,es i,st so, diaß bei V'ÖrfäHen, 
bei denen Abweichung,en vom Beorvebszustand 
~ängel1e Zeit gegJeben sinid, man dem Personal 
die Möglichkeit ,eines EiIllgriffes ,g~bt. Wit1d'nicht 
ei11lg,egriffen, Ischa;ltet die Automatik ab. Die 
Automa'tik gibt also ,absolute Sichel1heit, <diefail 
safe rst, wenn der: Mensch nicht wüH. 

Zur Retunda.DlZder a,usgelbildeten Leute. Es 
ist klar, daß man für .den Schichtbetrieb die fünf­
fache BesetiJUng haben muß, bei größer.en Ab­
weichungen Wlird man diJe sonstige Mannschaft 
zur Unterstütz,ung h~nibeorldern. Ich 'g:Lmhe, man 
sollte eher Iluf diese Leuoe lZ:uruck.greifen als 
auf Leute ,der .Exekutiv'e, den,en Iffian diese volle 
AlUsbitlldung sich,er nicht ßeben kann. 

Zur Fra.ge der V,erriegeL'llng. Da möchte ,ich 
vo\.lkommen klarstemen, ,daß ,einie Außerkl1aft­
setz'U'ng rderentspremenden Verriegehing,en durch­
aus möglich ~st, :aher dra.s wäre ,ein FalH der 
Verschwöl1ung Ider Igesamten Mannschaft. Die 
amer.~kanischen Terrorstandards nehmen an, daß 
etwa 15 Leute das KI1aftwerk angr.eif.en, wobei 
dr,ei Personen hochinteLLigent lund V'oIHqualifi'lJiert, 
also Schichtleiterstatus ha,ben rund ,aus ,<der Be­
triebsma.nnschaft sind, iUIl'd \gemeinsam mit den 
Leuoen von ,roßen ,angreifen. Man geht davon 
aus,daß V,erschwörlUrugen im ~größeren Umfang 
in e~ner B,etrli.ebsmannschah schwer geheimzu­
halten si,nd. 

Beim GAU muß garantiJert sein, daß der Re­
'aktor ~bgd,ahren w,erden kann von ,der ~aroe' 
aus. Die Leute smd also strahI.enschutzmäßig 
so z,u ,schü1JZen, daß ,ihnen nichts passiert. 

Abg. Dr. Wiesin,ger (VP): Wenn man 
jetzt ,die D~s,klUsSli.on zusammerufaßt, hin ich über 
die Vorkehl1ungen der Allarmpläne 'der Sicher­
heitsV'orkehrungen ,nicht ,inf.ormiert. ~ie schaut 
so ein ALar.mpLan larus? Ich würde bitoen, doch 
mehr ,ins Detail zu Igehen, denn es wurde 
dem Parlament nicht bekannt, was eigent­
.tich genau unterommen wiUrde, was g,eschieht. 
VieLleicht könnten wir he~m Expertenhearing 
konkrete Untedargen Ibekommen. 

Brundesmj,nister L a: n c: Ich habe meine Auf­
gaibe hi,er im Ausschuß ßlicht 90 verstJanden, als 
.A!1armpla,nexperbe gehört zu werden. Was 'alle 
A'ußensicherungsfra.gen an'langt, ist die Kompe­
tenz Ides ~undesmünisteri-ums für Inneres geg,eben, 
unid 'rue A,u,f.1a.gen, di,e wir hier ,gemacht 'haben, 
sind kna>pp vor ,ihrer r,estlosen E1'lEübLung. 

Die Ailarmpläne sind mer~tori,sch ,gesehen eine 
Fr.age des Katastrophenschut:res und a'Ller Maß­
nahmen, die erforderLich sind. Daz,u ~stes sicher­
lich möglich, die Ex,perten a.uf 'diesem Geb~et 
zuhör:en unld sich daldurch ,eine Meinung zu 
biMen. 

Zu Frag,e 1.: Wur:de derGKT anläßlich der 
. Baugenehmigung 'durch die Reg.ierung 
Kreisky (Baubesch'luß 22. März 1971, S. 162) 
ein EntsoligungskonZJept vorg.eschrieben urud 
welche konkreten Auf,la.gen ·enthältes? 

(Auf S. 88 behauptet' nlimLich die Regie­
rung, si'e sei nicht Idafür 'V,erantwoft.llich, 
daß bisher kei,ne .A!nträg.e für Lagerstät1ben 
gestelh wurden.) 

Bundesminister Dr. L,eodo1 te r: Die Re­
gierung Kr:eisky hat der GKT keine B,augeneh­
migung erteilt. Dafür ist ,die Geme~nde Zwenten­
dorf bz'W.an ihrer Stelle Idi,e Niederösterreichi­
sehe Landesregil:erung zuständig. Ein Entsorgun,gs­
konzept wurde nicht V'orgesehen, weH davon 
'3Usg,egangen WUr1de, daß ,die ,arbgelbrarniliten B,r.enn­
demente ins Ausla11ld gebl'lacht werden, so daß 
dieser Prunkt von vornherein vom Gemein­
schaftskraftwerk Tullnerfeld nicht angerührt 
wurde. 

Abg. DDr. K ö ni g (V,P): Davon ~st man 
ursprünglich,sicher ausgeg.angen. Das QstarUer­
dings schon sehr l'a,ng.e änlßerst 'ungew,iß gewor­
'den, seihst ·wenn man G1'lund zu dieser An­
nahme gehabt hätte, daß man rdües,e Entsor­
gung im A,u-sland durchführ,en kann, so stellt 
sich doch äffilffier die Frage, was out ma:n, wenn 
das. 'nicht kLappt. Warum hat man sich ,eigent-
11ich 50 sehr :da:rauf ver,Lassen, man wird ,die 
,abgebrannten Brennstä:be ,ins Ausla;nd Ibekommen, 
man wirld sie auch n~cht w~ederaurber.eiten, 
wrat1um hat man dazu k~ne AlternatiV'e gesch'af­
Iten? 

Seit man am Ber,icht ,arbeitete, hat:te man 
ander.e VorstelLungen vron der EntsoligUIlg. 
W:arum ist in ,dieser Phlase kein Entsorgungs­
k!on:oept vorg.esch,rieben worden? Wann wird das 
vorgeschi-:ieben werden? . 

Auf die Fr3lg.e ,des ~bg. Dr. Fis c herstellt 
DDr. K ö n ig richtig, daß es in Frage 1 
richtig heißen soll: "unter der Regierung 
Kreisky". 

Abg. Dr. W,j e s i nlg e r (VP): Es wird be~ 
hauptet, daß 'erst lim Juni 1976 seitens des Ge­
sundheitsministeriums V'on der GKT erstmalig 
der Nachweis für 'die Entsor,gungsmaßl.'lIaihm,en 
verlangt wurde, j,edoch ,]n keiner rechtsverbind­
lichen Art. Sümmt diese Version, und wenn 
j-a, wieso ist man 1976 plötzlQch Iclaraufgekom­
men, Idaß man jetzt .auf einmal 'me Entsorgung 
braucht, ,um eine BetriebsbeWliLLugtung geben zu 
können? 

A1bg. Dr. S t ix (FP): Zur W,iederaufber·ei­
tungrue Fr,ag,e: Am 24.F,eber soll die Gese1l­
schafterversarmmlung mit jenem Vertrag be­
{'aßt werden, 'der mit einer französischen Gesell­
schaft zwecks Wiederaufhereitung . vereinbart 
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wurde. Es soll indi,esem V:ertra:g die Bedingung 
enthllilten sein,. Idaß binn,en 30 'tagen nach An­
nahme die Bundesl"e;gierung ,erne Garantieer­
klärung a!bg'~bt ,bezüglich einer späteren Rüdt.­
n:ahme ,des AtomllllÜlls. StiJIIllmt das? 

Bundesminister iDr. L e 0 doll 't.e r: Der GKT 
ist wiederlhoilt 'Seit ,dr,ei· Jahren die AufJage 
erteilt worden, ein EntsorgungskJonzept vorru­
legen. 'I1atsäch:lich ist Ider Brief im J a,hre 1976 
er:gangen. Esgijbt k'eine .ßew;m~g'ung ,des Be­
tri,ebes, ohne daß ein Emtsorgungskona;ept vor­
l,ieg't. Zur Fr,alge des .A!bg. StJix: Ich habe diesen 
Vertrag nie gesehen. 

Bun!de~miIllister Dr. S ·t ',a r [ 'b ach.e r: Die GKT 
hat mit COGEMA ei'nen: Wiedenatufher,eitungs­
vertrag para~hiert. Darin g~ht es ldie Regelung, 
daß 'bei ,der Wii:ederatu4ibereittung sozusagen drei 
Elemente anfalLen: Das ,eine ist Uran, welches 
W11ed~r nach Deutsch'Land gehen WÜrlde, um dar­
IlIUS Bl"ennstaibe zu machen, das zrweite .i~t PJu­
ton1um, weJches -an die französisch'e Regierun.g 
zurudt.faiLlt, das 'dritte si11ld di.e 2 Kubikmeter, 
Idie ab 1990 anifa:l1en würden, ,und 'es li,egt in 
der Option der französischen Firma, ob Oster­
reichdas zurudt.nehmen muß O!der nicht. 

A\hg. Dr. S t i x {FP): lst ,es richoig, daß die 
Bundesregierullig jetzt' schO'n diese Garantieer-
lclärung 'abgehen muß? . 

Bun1desmmster Dr. S ta r i,b ach e r: Nach 
dem jetz~gen v,ertr,agstext ja. 

Bund:esmmister Dr. L e 0 Id 0:1 t er: VidJeicht 
auch eine Er:gänzung, wamm 1976. Da h.at 
die GKT um die BetriieihshewiUi,gung eingereicht. 

~bg. Dr. W:i e~ in ger (YP): Es wird be~ 
hauptet, daß die GKT >bereits ,im Jahre 1972 
schriftEcheinldeutig klangelegt iliat, Idaß sie für 
die Entsoligung keinerlei Vorsorge treffen wird. 
Dann list von 1972 bis 1976 Ihl1erserts keine 
R,eakcion emolgt. 

Bundesminister Dr. L ,e 0 d o.It ,e r: Sie hat ge­
meint, sie y.erbr~ngt es in:s AusLand. 

A'bg. Dr. Wie s i n ge r (VP): Nein, sie hat 
sichdaraw berufen, 'daß nach§ 93/2 StSchVo 
IdieBehörlde für den Atommü11 ,einen Platz zu 
bestimmen hätlte. Das war 1972, stimmt das, 
daß dann ~eitens des Ministeriums keine rechts­
verihindliche 'Erklärung erfolgte? Das sind immer­
hin v,i,er Jalhre. Erst 1976, rnntel'essanterweis.e ,im 
Zusa:mmenihang mit der Entwidclung in Schwe­
den, kam Iplötzllich Idas Ministel1ium, welches 
gesa:gt hat, wir müs·sen es jetzt doch machen .. 

Bundesminister lDr. Le 0 d 0 I t 'e r: Die Frage 
mit dem zu .bestimmenden Ort ist j!a ausdisku­
tiert. Der VeNlas'sll'ngsdJienst hat Idazu Stellung 
~nommen. Die iBd,löl1de soll feststeHen, ob dies,er 
Ort Igeeilgonet . .ist. Ob diese Diktion jetzt be­
sonders hübsch. ist oder nicht, ob sie irrtüm-

Lich vers1:!a,nden werden i~ann, ,das ist eine andere 
Frage, aJber von vornherein war. es ,ittnmer so, 
daß die GKT für die iß,eseicigung des Atom­
abfaJJ1sru sorgen hat. ~uch die GKThiat diese 
Meinung g'eaiußert. 

Ahg. Dr. S t i x (FP): Die Bundesregierung 
hat ,also nicht den Ort der Endlagerung zu 
bestimmen. Wci!e ka,nn nun die Bun1desregierung 
z. B. im Vertrag mit ,dieser französischen Firma 
eine GarantieerkJärung 'bezüglich Rüdt.nalhme des 
MüJJs .zu irgendeinem Zeitpunkt ,abgeben, wenn 
es gar ·nicht lin ihrer MachtvoH~ommenheit 
liegt, den Ort Ider En!dJr,a,gerurugzu bestimmen? 

B'undesminister Dr. S ta r ,i Ib.a c:h e r: Das .ist 
eine Vlertragsang.elegenheit, Idiedie Firma be­
trifft und nicht da:s Ge~u>ndheitsm,inisterium. 
Daher darf ich sa,g,en: Richti,g list, daß wir jetzt 
da's Außenhande1s&esetz novelr1ieren müssen, um 
das notwendige Instrument;al1Vum ZI\l haben, da­
mit die BI\l11ldesr.e~ierung den notwendigen Ent­
schLuß hat. Ansonsten könnte theoretisch di·e 
F~nma ,einen solchen Vertmg unterschreihen, mit 
dem Rlisiko, daß ,die BuU'desr~i:erungdann diese 
Erklärung nicht abgiht. Die GKT wilid daher 
wohlweisLich vorerst mit der RegieIlu>ngKon­
takt aufnehmen müssen, ob si,e diesen Vertrag 
tatsächlich unterschre~ben kann. 

~bg. Dr .. W i ,e .s i n ,ge r (VP): Im Vertrag 
steht ,a'lso, g,~bt diese RJegiemnJg diese Enklärung 
nicht ab, wil1d der GKT ein entspreche11ldes 
Pönale auferlegt. Wenn Sie dieses Außenhandels· 
gesetz ändern, d3inn nlUr deshalb, um der GKT 
Iden Abschluß des V,ertn3iges zu 'ermöglichen. Wenn 
das so list, wamm sitZien wir dann noch da? 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Sie 
sagen: "Im Vertrag stelht", ich kann nur Sr.agen: 
"lm V,ertr,ag sdll stehen". Der Vertrag . wurde 
dem Minist·erium noch ruicht ,eingereicht. Daher 
sin!d 'aUe Schlü~e, die Sie jetzt 2i'ehen, absolut 
theol'et;ische, wi'e es in Ider Pnaxis .g,ein wird, 
kann ~ch derZieitnoch nicht Sr3igen. 

Ich rnehme a,beran, daß s:iJch fdl~endes er­
eignen wird: Wir haben si;l'bstverständlich ver­
~cht, den AtommülJ ,ins ·Ausbnd zu bringen, 
wie es ja latuch di'e el'kilärte Albsicht lder Gesell­
schaift 1969/70 schon gewesen ,ist. Das war bis 
jetzt noch möglich, diesbezügliche Verhandlun­
gen finden weiter statt. Wird der COGEMA~Ver­
tl1aJg .tatsächlLich v,()n (der Gesdlschaftahgeschlos­
·s·en, '\lind muß die Reg~e11Ul1ig di'es~ Erklärung 
geben, müßten die notwendigen weiteren Schritte 
gesichert sein, daß entweder di,eser Müll. im 
1ruarud lagern oder· ins Aushn-d v,erbl"acht wer­
den kann. 

Abg. Dr. Wie:s ,in Ig ,e r (VP): Richtig, 
1969/70 .gab ·es di,es.e A!Una'hme .. Welche Schrrtte 
wurden seitens der .Regierung gesetzt, 'Um zu 
erreichen, daß Jj,ese Mögl1ichkeit im Ausland 
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besteht? Zum zweiten, wenn idieser Vertrag,da­
von abhängt, daß ,die EndIrugerung in öster­
r·eich f,eststeht, wenn keine ausländische Mög­
lichkeit besteht, ,d-;mn ist' ja 'in näChsuer Zeit 
miteinrem derartigen' Abschllliß durch Idie GKT 
gar nicht zu rechnen, " 

iBundegmj,n,istler ' Dr. S t la r Q ba ehe r: ' Das 
letzte ist vollkommen r~chtig. nie GKT wird 
bum dias Rlisikoauf sich nehmen, ohne eine 
diesbezügLiche Erklärung der BunidesregieruIlig 
einen Vertrag a:blJtliSchließen. Aber Idas liegt im 
Ermessen der GKT.' ' 

Bezüglich der ersten Fr.age w,ar für mQchvon 
vomherein klar, daß die Endllragerun!g,' Zwischen­
lagerung, setbstverstänldLich ,eine Angelegenheit 
der GeseHschaft ist, denn ?;Um, Betniebeines 
Kernkraftwerkes .gehört auch idas Weg,bringencler 
abgebrannten Bl"'ennelemente. ' 

Albg. Dr. W lie,s i n g ,e r (VP): D~e GKT hat 
sich seit 1972 ,auf Idie DtSchVo berufen. Die 
Frau Bundesministierhlat erkläTt, daß sie im 
Jahre 1976 die Auflargeerteilt hätte, weil seitens 
des Verfassungsdienstes ein Gutachten gekom­
men sei. Wird uns di.eses Gutachten zur Ver-
fügung gestellt? (Wird bejaht.)' , 

Hier bestehen nämLich Difler,enzen. Professor 
Mo~er aus Sal2)burrg hat ,in ,einem Artikel 'ein­
deutig festgellcgt, daß seiner rech,tllich,en, Beur­
teilullig nach die Behörde sehr wohl für ,die 
Bestimmung !des St'andor,tes ilJuständig !ist. Es 
g~bt also j'etzt schon zwei RIechtsmeinungen. Sie 
wissen das doch schon seit 1976, w,al1Um gübt 
es his joetzt keine ,F.eststellulligskla~e beim Ver­
~as'sUrngsgerichtshof oder eine Inuerpretation des 
Gesetzes ~dur,ch >das Parlament? 

Abg. Dr. Heindl ('SP): Die GKThat j,a 
erst 1976 um die Betriebsbewilligung emge­
holt, erst dann konnte diese AufLage erteilt 
werden., ' 

BU11Jde~minister Dr. ,L ,e od 01 t ,e ,r: Die GKT 
[si wiederihdlt ,an uns heranlf,1etreten.,Für die 
GKT war es ,sicher mindestens seit dem Jahr'e 
1974 Mar, daß sie ,den Ort suchen muK Im 
Jahre 1976 halben wir gesagt, Ida der Betr:ieb 
in Idie Nähe geriicktist, ihr werdet keine Be­
triebsbewillLigung !bekommen, Wienn :nicht die 
Entsor.g,uIlgsf1'1age @elÖSt i&t. 

Ahg. DDr. K ö n ,i g (V,P): Es gibt 'hü:er offen" 
·sichtlich ,unterschiedliche' rSt:lJndpunkte in der 
Fl"'age, wer ist Ziuständig Ziur ,ß,estimmung der 
Entsorgung? Die ,ß,el1ufung auf :das Gutachten 
des Verf,assungs:dienstes bindet Idie GKT in keiner 
Weise. 

Bundesminister Dr. S t a r li ha eh ,e r: Es wurde 
von der GKT akzeptiert, daß ,sie ,die Voraus­
setZiungen für die Entsorgung zu schaffen hat. 
(Ahg. 'Dr;' Wie si ri Ig ,e r: Das stimmt doch 
nicht!) 

'Bundesminister Dr. L ,e 0 d 01 te r:Im Ener­
gi,eplan 1976 steht es de7lidrert tdrinnen. 

Abg. DDr. K ö n ig (VP): Der Bner.gieplan 
ist ein' intemes Papier der Bundesreg,ieru.rlg, hat 
aber Üiberhauptkeine verhillidliche AusWiirkung, 
ist für ,die Gesellschaft ein rechtliches Nichts. Recht­
lich relevant ist, daß~e im Jahre 1972 mit­
geteilt hat, Idaß sie nticht für die Erstellung. 
eines Entso1'1gungskonz'eptles zuständig ist. Dazu 
hat sich das Ministe1'1~um jedenfaNs schriftlich 
nicht geäußert, sodaß nur !die eine schriftliche 
WiUenserkläI"Uillg v0111iegt. 

Welche konkreten AuHagen machte das Mini­
ster~tim? Welche A,ufl3@en ,hat das Gesullldlhreits­
m~nisterium, gestützt auf vorliegende auslän­
dische' He~spieleund 'Enf.ahrungen, ,~emacht, die 
emüilltweriden mus!>eri? Wenn das Ministerium 
der ,Aruff:assung i'st~ Idaß ,für die En tSOligung '.die 
Gesellschaft ZJUständ~g ~st, müssen doch AufLa,gen 
~mad1t werden. '1m StSchG steht eindleutig, 
daß atie Behörde nähere Vorschriften ZJU er­
'hessen hat, ,dazu ,gehörtaiuch die Lagerung. 
Wenn es solche konkreten AuiHagen nicht grbt, 
wann 'kommen die? 

Abg. Dr. Marga Hub i n e k (VP) stellt 
die Grundsatzfrag,e, wer dafür zuständ]g ist, 
wenn idas in i~e V,emn'twol"'tung der GKT fällt.' 
Wiarutn hat ,die Frau Minister Probebohrung'en 
1n Au1frtrag gegeben? Warum ist die Frau Minister 
F.irnberg nach P,ersien ,gereist? 

Blunde~mi'ni:ster Dr. L e od 0 1 t e r: Ohne Pro­
j,ekt gibt es ,keine Auflage. Das Projekt wird 
geprüf't, das Projekt muß ,Idie GKT vorsch,lagen, 
und .dann Wiil"'d ,"on der Strahlenschutzbehörde 
geprüft, ob das möglich ist. 

Bine Studie über r.die Möglichkeiten wurlde in 
Auftrag gegeben, weil das Ministerium nicht ab­
hängig sein sollte und man eine eigene Meinung 
aus dieser Studie herausarbeiten wollte. Das ist 
eben eine Basis für die' überprüfung des Ortes, 
der uns angeboten wird, und auch der übrigen 
Auflagen, die wir erteilen müssen. 

Bundesminister Dr. St a r i ha ehe r: Zu 
Persien. Ein Reporter führte dort ein Gespräch 
mit dem Ministerpräsidenten. Laut Rundfunk­
mitteilung wurde erklärt, Persien sei bereit, den 
Atommüll zu übernehmen. Das veranlaßte uns 
zu klären, was an dieser Reporteraussage wahr 
ist. Wir informierten sofort das Außenamt und 
den dortigen Botschafter, darüber hinaus war zu 
diesem Zeitpunkt die Frau Minister Firnberg 
in Persien und hat die' Gelegenheit wahrgenom­
men, den Schah auf dieses Problem anzusprechen. 
Daraus habe~ sich erste Kontakte ergeben.' 

Abg. Dr. Wie si n ger (VP): Wann haben 
Sie diese Studie in Auftrag gegeben, und was hat 
sie gekostet? 
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Bundesminister Dr. L e 0 d 0 I t e:r: Schon vor 
1976. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Das würde 
schlüssig beweisen, daß Sie zu diesem Zeitpunkt 
sehr wohl die Ansicht vertreten haben, daß die 
Bestimmung des Endlagers dem Ministerium zu­
kommt. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 I t e r: Wir haben 
doch nur eine Studie über die geologisChen Ver­
hältnisse in Auftrag gegeben. 

Abg. Dr. Wiesinger (VP): 1972 hat die 
GKT erklärt, das geht uns nichts an.' Sie haben 
bis 1976 darauf nicht reagiert. 1976 haben Sie 
erklärt, für die BetriebsbewiIligung muß die GKT 
einen Standort bekanntgeben. In der Zwischen­
zeit ist aber folgendes passiert. 1974 haben Sie 
der GKT einen Brief geschrieben, aus dem ge­
schlossen werden konnte, daß diese Auffassung 
der GKT nach wie vor mit der Auffassung des 
Ministeriums konform geht. Gleichzeitig geben 
Sie einen Studienauftrag zur Feststellung von 
Standorten. Der politische Schwenk der, Regie­
rung war auf ,der Kritik der Atomkraftwerks­
gegner und der schwedischen Erfahrungen basie~ 
rend und beruht nicht auf der sachlich rechtlichen 
Situation. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 I t e r: Das war 
sicher nicht der Fall, denn wenn sich das Mini­
sterium ZJueiner gutachtlichen Tätigkeit ent­
schließen muß, so muß man auch wissen, auf 
was man sich da verlassen kann. Deshalb wurde 
von den Fachleuten im Ministerium verlangt, 
daß eine Studie ausgearbeitet wird, um Kriterien 
für eine Beurteilung zu haben. 

Das' zweite ist, daß wir ein standortbezogenes 
Konzept verlangt haben, und dieses ist bei uns 
nicht eingereicht worden. 

Abg. DDr., K ö n i g (ViP): Meine F'raktion ist 
der Auffassung, daß das Fehlen eines Entsor­
gungskonzeptes doch eines der ganz großen Ver­
säumnisse ist. Wir teilen nicht die Auffassung, 
die Sie vertreten, daß man ohne Projekt kein~ 
Auflagen geben kann .. 

Sie sagten, das BBe-Konzept wäre von Ihrem 
Ressort überhaupt nicht behandelt worden. Heißt 

. das, daß Sie mit diesem Konzept nur offiziell als 
Antrag nicht befaßt wurden, weil Sie gesagt 
haben, i91 will ein standortgebundenes, oder ist 
es so, daß· Sie auch im Kontakt zwischen Be­
hönde und Gesellschaft nicht befaßt wunden? 

Abg. Dr. S ti x (FP): Im Regierungsbericht 
auf S. 170 heißt es: Das Problem der End­
lagerung ist heute noch nicht vollständig gelöst. 

Wenn ja, für wann erwarten Sie überhaupt eine 
vollständige Lösung? 

Im Regierungsbericht auf S. 100 ist ausgesagt, 
daß die Betriebsgenehmigung undenkbar sei, 
bevor nicht die ganze Kette der Entsorgung bis 
zur Endlagerung gelöst ist. Bedeutet das bis zur 
vollständigen Lösung der Endlagerung, denn das 
würde ja bedeuten, daß die Bundesregierung in 
ihrem eigenen Regierungsbericht zu erkennen 
gibt, daß Sie diese Frage überhaupt n'icht lösten. 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Weiß .. 
kopf sagt im zweiten Satz ausdrücklich: Es ist ein 
Problem, das im Prinzip lösbar ist. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 t e r: Das, was 
Professor Weißkopf gesagt hat, bedeutet: Man 
weiß 'heute nicht, ob man abgebrannte Brenn­
stäbe dauernd lagern wird, ob man sie wieder 
aufbereiten wird und ob man den Atommüll 
dann dort lagern wird. Das heißt, es ist theore­
tisch gelöst, es ist nur die Frage, was gescheiter'ist, 
ob man' das so oder so machen soll. 

Wie Sie wissen, sind 200 Kernkraftwerke 
heute in iBetrieb und 40 slnld in Ba·u, und jeder 
macht mit seinem Kernkraftwerk etwas, was 
noch nicht ganz gelöst ist, wo man dann in 
zwanz~g oder mehr Jahren einen anderen Weg 
einschlagen wird. Vielleicht sagt man dann, 
Brennstäbe zu vergraben ist ein Wahnsinn, man 
braucht das darin enthaltene Uran. Vom ökono­
mischen Standpunkt ist es sicher noch nicht ge­
löst. Es geht darum, einen geschlossenen Weg 
zu haben, was wir mit den abgebrannten Brenn­
stäben machen. Die Bundesregierung hat sich hier 
ganz dezidiert geäußert, daß vor der Betriebs­
bewilligung ein Entsorgungskonzept vorhanden 
sein muß. 

Dr. G r ü m m: Einige Worte zu "gelöst" und 
"nicht gelöst". Das ist ein sehr mißverständlicher 
Begriff. Von der technischen Seite müssen wir 
sagen, daß wir heute so viele Methoden . der 
Konditionierung; des Abfalles kennen, ich kenne 
allein zirka ein Dutzend, von denen es jede flir 
sich garantiert, daß der Abfall auf lange Zeit aus 
der Biosphäre ausgeschlossen wird. 

Der Fordreport steht auf der Grundlage, nicht 
aufzuarbeiten, damit kein Plutonium aus Kern­
kraftwerken mißbräuchlich verwendet werden. 
kann. Wir sind heute in der seltsamen Situation, 
daß es ein gutes Plutonium gibt, das ist das 
Plutonium, das sich in den Bomben befindet, und 
es gibt schlechtes Plutonium, das ist das, was sich 
in den Kernkraftwerken befindet. 

Dieser Fordreport kommt zu dem Schluß, daß 
Stimmen Sie oder die Bundesregierung mit man die Brennelemente ohn~ Aufbereitung ein­

dieser Feststellung des Experten Professor Weiß- Ia.gern -kann, man kommt zu einem !positiv-en Ent­
kopf auf der Regierungsklausur in Hernstein I schluß. Der Fordreport sieht dieses Problem als 
überein? jlösbar an und verschiebt die Frage des "gelöst" 
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dorthin, welcheramerikanische Bundesstaat ist 
bereit, daß es eingelagert wird. 

Ich möchte betonen, daß' die Vereinigten Staa': 
ten etwas tun müssen, weil nämlich die mili­
tärischen Abfälle, die genau so beschaffen sind, 
wie die zivilen, die 700fache Menge der zivilen 
ausmachen. Kein Mensch spricht davon. Wir 
haben hier die internationale Verschwörung des 
Verschweigens der Atombombe ,in Ost und West. 

Das amerikan'ische Abfallproblem der zivilen 
Reaktoren ist einfach zu lösen, indem man bei 
je 700 militärischen Fässern ein ziviles mitlaufen 
läßt. 

Bine völilig ander,e Auffassung halben Staaten, 
w,ie Japan, Deutsche Bundesrepublik, Frankreich, 
England, die auf dem Standpunkt' stehen, ein 
Drittel des Urans gewissermaßen auf alle Zeiten 
wegzuschmeißen, könne man sich nicht leisten. 
Sie müssen daher aufarbeiten, um sich die Rest­
energie zu erschließen. Es gibt aber Argumente, 
daß die dann konzentrierten Abfälle günstiger 
gelagert werden können als die Brennelemente. 

Auch der kritisch eingestellte Flowersreport 
sieht dieses Problem als gelöst an, interessanter­
weise allerdings so, daß man die Lagerung unter 
dem Meeresboden als. günstiger - betrachtet als 
unter dem Festlandsockel. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 t e rbetont, daß 
das Gesundheitsministerium ebenso wie ,das Bau­
tenministerium die allerneuesten Erkenntnisse 
herangezogen hat. 

Abg. Dr. Hau s e r (VP): Mir scheint diese 
Auffassung, daß die Behörde den Standort der 
Endlagerung erst dann zu klären hat, wenn ein 
Antrag vorliegt, mit dem Gesetzestext nicht ver­
einbar. Im § 90 StSch Vo steht, von der Behörde 
ist zu bestimmen, wohin verbracht werden muß. 
Was ist mit einer Betrieoogesellschaft, die über­
haupt keinen Standort nennt? (Bundesminister 
L e 0 d 0 1 t er: Keine Genehmigung!) 

Aber wenn die politische Entschevdung zu 
treffen ist, ein solches Kernkraftwerk in Betrieb 
zu nehmen, daonn weI'den Sie sich doch mehr 
als Regüi;rungsstelle Ibemühen mÜlSsen,idiesen 
Stailidort zu besuilInmen. Die Politik muß doch 
auch Idie Entschddung treffen, welche möglichen 
Verfahren techn!ischer Art der MüHbeseitig,ung 
soUen angeWJanidt werden. Das ist ja nicht nur 
eine Fl1age d'es loka'len StallIdpunktes, sondern 
auch in welch,er Art abigel':l@ert w,ind. (Albg. Dok­
tor Fis c her: Hahen Sie ges3Jgt: poLitische 

. Frage?) Ich g~au'be, daß das zweifellos zum Schluß 
eine pO'htische Entsche!ildung ,~st. 

Bundesminister Dr. Sta r i b la c'h ,er: Ich bin 
für Ta:U'se11'de B'etr,iebsgenehmigungen zustänldig. 
Ist d:as jemals poLitisch entschieden worden? Es 
ist doch Angeleg,enhelit der Gesel'llSchaft Zu sagen, 
ich betreibe jetzt ein Kernkraftwerk, an dem und 

dem Stallldort, uilid die Gesellsroa,ft entzieht sich 
dieser Aufg.a!be ja nicht. Es ist die gmße Frage, 
wi.e die GesellISchaft ökonomisch, ,geseNschaftspoli­
uisch entschei'det, welchen VorschJlag sie macht. 
Dann sagt die Behörde ja oder nein. 

Abg. Will e (SP): Es gibt kein w,ie. immer 
geartetes technisches Projekt, d:as driese techni.schen 
Probleme nicht aufwirft. Wenn diese Probleme 
alle ,da sind und Zium Teil sichtJbar wer,den, 
wollen wir uns v,erf'ahren ,in die Juristerei oder 
in die Technik, oder wdfLen wir eine LÖSlUng 
suchen. 

Beim LagerprdbLem ~ann man natlürlich ver­
langen, das muß eine geschlossene Kette s,ein und 
die hat bestimmte .A!ufLagen. Aber wanum kann 
es nicht ein Zwischen- oder EIlIet13Jger oder ein 
kombiniertes Lager geben, ,das il1 ,diesen Fragen, 
die offen sind, :z,u lösen versucht. w,ar.um muß 
man dias vel1graben, Wlarum kann man kein Lager 
bauen, das für ein Kernkl1aftwel'k gleichlJeitig ein 
Zwischen- und LEndlager ist? 

Dr. G r ü m m: Selbstverständlich ist es mög­
lich, sämtliche La:gertechn'iken auch oberirdisch zu 
entwickeln, es g~bt hier led.iglri.ch ,das Argument, . 
daß für spätere Generationen hi.er Probleme ent­
stehen könnlen. Das i'st der entscheidende Grunid, 
aber im P!1inzip läßt sich ein Obertlagelager ba:uen. 

Abg. DDr. K ö n ,i 'g (VP) (an die Frau Bundes­
minister): Wann haben Sie erstlmatls der GeseH­
sdlaft hekanntgegeben, daß Sie ein standortbe­
zogenes Projekt ,als VOl1aUSSetlZlung für eine Be­
triebSibewirIigung erachten? 

Haben Sie der GeseLhcQtalft jemah, beahsichtigen 
Sie da~, gesagt, in welcher Form die En'dlagerung 
erfolgen soH? Schle~den gewisse Verfahren völ1i.g 
aus? ' 

In Zwentendorf g~bt es ja ein genehmkgtes 
Lager zum Ab'l'atgern der Brenn'S'täbe. Wie würde 
es mit ·einer Erweiterung \dieses La-ger,s aussehen? 

Ahg. Dr. Wie s li n ,g e r (VP) (an Profes­
sor' Grümm): Fa,[len in österr-eich I3JUßer in 
Seibendorf andere str'ahlenlde Abfälle an? Was 
geschieht mit denen? 

Ahg .. Dr. F i 's ehe r (SP): Wille hat von 
juristischen SpitzfiIlldi,gkeiten ,gesprochen, Dok­
tor Hauser V'On. einer pol,irisch,en Entsch,eidung. 
Für mich liegt ,der Weg ,inder Mitte. Auf der 
ein,en Seit,e soH man ja Ge.seuze nicht nur an­
w.enden, man soll sie sinnViOll anwenden, denn 
würde man versuchen, sie ad absurdum zu führ,en, 
kirne man in die größten Schwierigkeiten. Um­
gekehrt, das als bloße politisch,e Entscheidung 
aufzuf:assen, wül1de erstens doch außer acht Lassen 
die SitTU'ation, wie sie hier vorge~unden wird, und 
zweitens kommen wir dann ZlU einem ganz ande­
ren Problem: Je mehr ich das Gewicht a.uf die 
politische Entscheidung 'lege, umso weniger ~ann 

\ ' 
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sich der Geseuzgeber ,davon absentieren, denn Hier ist zu Ibemängdn', daß das Vollziehen 
niemand wird ,dieses K:onzeptdurchhaltenkön~ oUenJbar hin- und hergeschoben wind und schön 
nen, daß der GesetZigeber und ,das Parlament zwar langsam wirdaJus diesem großen Spiel mit der 
dauernd die poEtische Venantwortlichkeit der politischen Verantwo!'nuilig und ,der politischen 
Regierung gegenüber ,dem P:adament betJonen, bei Bedeutung dieser Sache womögJich eine Zustän­
aUen Angelegenheiten Idyr VoHziehung das digkei,tdes Pa!l'laments fürs Regieren. Das ist auch 
gruIlldsätzEche Mitspracherecht des Parlaments 'in nicht ParJameri;tarismus; daß im Pada!ment die 
Rechnung steHen, s\ch in vielen, vielen Fragen BehöI'dene~tscheidiungen ,faHen .. 
in Form von Entsch'liießungen, Wii'UensäJußerungen Die Fnu Minister ha!t gesagt, es muß eine 
Gehör verschafften, in vi'e'len Fragen Wert 'dar.a,uf klare Entsche~dung über Idie Entsorgungsfrage 
legen, daß ,auf MeinuIlIgsäußerungen des ParJa- geben, vorher ,gibt les keine Betridbsbewilligung. 
menus Rücksicht g,enommen wir<d, und ,dann bei Ist. das so zu v,erstehen, daß nach Standor:t und 
einer so entscheideiliden Lebensfnage sagt, da vdll- nach Art der Lagerung schon im B'etriehsgeneh~ 
zi'eht's ,die Gesetze uilid in welchem Sinn uJ1ld nach migungsverfahren diese Sicherheit gegeben sein 
welchem PTlirwip, nach Wlelchen Prin~ipien und muß? Oder genügt es, wenn im Zeitpunkt der 
nach welch,en G1'lundsätzen, das geht uns nichts Betriebsgenehmig,ung das in Aussicht genommene 
an. Nach der GesetJzes- und Verfass,imgs'lage kann VerEa'hren 'der En1dlagerung ,in Zukunft als eini­
man sagen, natürlich ist es Aufgabe der Regie~ germaßen verwirklichhaJr anzusehen ist? 
r.ung, GesetZie anzuw,enden unld die politische . 
und rechtliche Verantwornung daJür zu tnagen; Wenn es 'bereits so viele t,echnlsche Verfahr,en 
aber jene politische Ver,antwortung; die man im gi;bt, wie Herr Professor Grümm gesagt hat, 
Parlament nuneinma'l hat für das pohtJische Ge- dann ist es doch für eine Behördea,uch wichtig, 
schehen, kann man nicht auf die bloße Gesetz- in welchem überschaubaren Zeitraum kann ,die 
gebung re'duiieren. Gehen wir einen Mittelweg, Kaverne gebaut wenden, ,oder dieses oder j,enes 
und ich bin sicher, daß wir da ,auf ganz festem Lagerungssystem gelbaut werden. 
Baden sind. Abg. Dr. S ti x (FP): Dr. Fischer, Sie haben 

Wenn hier so quasi durch FraJgestel'Lungen der gemeint, Ider Gesenzgeber schriebe hier eine Ver­
E~ndruckerweckt werden soHte, da g'iibt es einen antwortungder R,egierun'g zu, wo 'er eigentlich 
Zeitraum, wo diese Regieliung in das behördIiche dazu geha<ltensei, hiezu SteUung z,u beziehen. Ich 
Verfahren eingetreten, ist, ohne Klarheit gemacht meine, .diese SteLlung hat der 'Gesetzgeber bezo­
zu haben über die Entsor.gungsfl1ag;e und dann gen, inldem ,er eben dasStratbJenschutizgesetz be­
irgendwo ZlumZeitpunkt X ist .die Entsorgungs- schlossen hat und in diesem "He K!ompetenz der 
fra,g,e in den VOI1dengnu.n:d getreten, dann muß Bundesregierung übertragen hat. 
man halt danauf hinweisen, daß die erstenrich- Ein internationaler Trend degt Mar die Ver­
tungsweiseruden Schritte ,auf diesem Gebiet gesetzt anewortlichkeit der Regierungen tür die Lösung 
worden sind, ohne die Entsorgungsfrage beant- der Endlagerung fest. 
woroet zu haben, ZlU einem Zeitpunkt, wo diese Frau Bunde!mlinister: Dem iBerichtder. Dis­
Regierung ,die Vel1antworoung nicht getragen h'at. kussionsgruppe 8 ist zu entnehmen, daß es bisher 
Die Regierung' KIaus hat eindeutige Weichen,in keinen radiologischen Lastplan ,für ,die Donau 
diese Richtung gestelllt, die EntSlOl1g1Ungsfrage war 'g~bt. Stimmt das? Und wie vel1häilt sich die Bun-
jedenfalls da,mals n1icht beantwortet. desregierung zu diesem Problem? 

Die ·neue Bundesregirerung hat weitere Schritte hl Für Idie Beurteilung des genetischen Stra 'en­
gesetzt im Rnhmen einer EntWlicklung, die schon 

risikos ist auf Seite 51 und 52 des Regierungs~ vorher hegonnen hat unJd hat das qua'si· fonge-
,berich'tes für die Er.höhung der Mutationsrate setzt. 

ein B,eispiel für 'eine 'Generationsdiosis mit nur 
Abg. Dr. H 'a u s ,e r (VP): Mit der For:mu- 30 mrem angeführt. Warum wird nicht von .den 

lierung "politische Entschddung" war gemeint, 5 000 mrem als der ,tolerierten Höch~tgrenze aus­
daß es unyer:Zlichtihar ist.nach Idem Iderzeit'igen Ge- gegangen und von dieser ,Basis ,die Mutationsrate 
setzes'staIlld, daß die zuständ~ge Behörde eine Ent'- berechnet. Wie stebhsich dieSundesregierung Zu 
scheidung trifft, auch über den Standort uilid der' einer Heralbsetzung der Generationsdosis " auch 
Art der EntsoI1guilig. für Östereich auf 2 000 mrem ,analog Ider Bundes­

Zur pd1itiscben KontroJile Uilid der Bedeutung 
des ParlaJments: Die politische KontroHe <l'ls 
zweit'er großer Fuß jedes Parlaments setzt vor­
aus, daß eben regiert wind; daß v.el'Wla:ltet wird 
und die Verwalnung kontroHiert wil'd. Voraus­
setzung ist, daß eine Behönde etWlas tut, auch 
wenn sie nichts tut, obwohl sie dafür zuständig 
i~t, kann das diepdlitische Kon'troUe des Parla­
ments auslösen. 

republik Deutschland? 
NoCh einmad Langzeitschäiden. In der Diskus­

sionsg~'ppe7 ist eine Fes'tsteUung des Nobel­
preisträgers Watson au~drücklich fesogehaIten, 
es heißt darin: Unser Wissen über die Schädigung, 
inslbesondel'e über die Langzeitschäden, wird noch 
aLs zu gering eingeschätzt, um den Bau von Kern­
kr;\lftwerken zu verantworten. Teilen Sie diese 
Ansich,t? 
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Abg. Dr. K ö n i g (VP): Man kann von uns 
nicht lYehaupten, daß wir' nicht Ider Auffassung 
sind, daß zwischen (dem Auftrag der Regierung 
einerseits und dem Padalffi.entaooererseits eine 
Wechselbeziehung besteht und wir :dieser Wechsd­
beziehung als Parlamentarier durchaus gerecht 
werden woDlen. Aber das kann nicht bedeuten, 
daß idie Regiemmgnicht regiert, und das Parla­
ment das wahrnehmen muß. A.uch der Hinweis 
auJ die VoraI'beiten der Regierung Klaus ist 
vöHig verl'ehlt, ,denn damit war der B·aiU des 
Kernkraftwel'1kes Zwent,endorr noch keineswegs 
gesichel't. Die Frau Bundesminister hat ausge~ 
führt, man war ,eiben der A'UMasSlung, man könne 
die abgebrannten ß.rennstäbeins Ausland führen. 
In der Zwischenzeit hat sich ,~e71e~~t, Idaß das nicht 
möglich ist. Spätes~ens seit diesem Zeitpunkt ist 
unserer Meinung nach die Regierung sä.umig ge­
worden. Das Bar1ament will sich der Entscheidung 
nicht .entziehen, wo es 'die Verantwortungpla­
ziert hahen will. 

Dr. Gr ü m m: ESlentstehen A'btfäUe nicht nur 
in Seibersdot.f, auch in ,der österr,eichischen For­
schung, in der StahEndustrie, in ·zunehmendem 
Maße in der medizinischen Praxis. Sdbersdorf 
übernirmmtAlbfä~le in zunehmenldem Maße von 
anderen Institlutionen. Es ,gibt auch 'ein Abkom­
men mit dem Wissenschaftsminist1erium hetref­
f.end die Abfälle der Hochschulen. 

Das StSchG hat eine übergangsfrist geschaffen, 
das F-orschungszentlClum Sdbersdorf alls Ganzes 
ist noch nicht ,endgüLtig bewiHigt, sondern es 
ist noch die. Frist offen, weil .d~e gesamte Kapa­
zität der B,ewiUl1gu11igslbahÖt1de .im ,Aug,enbilick 
mit dem Kernkraftwerk hefaßt ist. Der Reaktor 
ist seine~eit auf Grund eines Gutachtens der 
amerikanischeiI Atomenergiebehörde bewilligt 
wor;den. Wi,r befinden uns jetzt noch inden· 
über;leitungsphasen. Alle neuen Einrichtungen in 
Seibersdorlf werden Idem normalen BewiUigungs­
verfahren unterzogen. In diesen La:gern lagern 
wir vor a'Hem den sehr voluminösen Abfall aus 
den Spitä<1ern. 

Uns wäre ,es natürlich recht, damit die Anlagen, 
die wir ha:ben, wirtschafdich günstig g,enützt wer­
den, daß alle Spit3jler und aUe sonst~en Einrich­
!lungen bei uns abliefern. Laut § '91 muß der 
Bezirkshauptmann Ibestimmen, wo Igelagert wird, 
daher ist 'es schwierig, hrer einhei·tliche Entschei­
dungenzu Ibekommen. Manche Spitäiler ~assen ,das 
in Bldbehä1tern in iI'gendeinem Raum stehen. 

Iril der Welt hufen gegenwärtig 206 Kernkraft­
werke. Kein einziges dieser Kernkraftwerke hat 
sein Abfa'Hprohlem gelöst. Der Grund ist ein­
fach: Es ,gibt ja noch kaum Aibfal.l lin der 
Welt. W1enn es einen rAlbf.all gibt, so ist das die 
700fache Menge der Anombombenproduktion in 
den Verein~gten Staaten. Eine AnLage wie Zwen­
tendorf erzeugt pro Jahr ja nur etw,a 2,5 bis 3 m3 

. 
aktiven A!bfa.ll. Das ist ,eine verschwDndende 
Menge. Von oder wissenschalftlichen Seite will 
man nichts überstürzen, weil ja kein Zwang ,dazu 
besteht, denn n~emand wihl Entscheidun,gen tref­
fen, die ,unw~derl1uflich sind. Wal"um soll man 
denn nicht ·die jetzigen Methoden verbessern und 
von denen 'die, ökonomisch günstigste aussuchen? 

iBundesminister Dr. Le 0 d 0 1 te r: Bei Idem, 
was Dr. Hauser g,esagt hat, g~ltdie zweite Va­
riante. Das heißt, wir haben Zeit, wir brauchen 
ein entscheidungsre~f.es :K!onzept. Es ist hei ·uns 
ein Kompaktlag.ereingereicht, das w~r;d geprüft, . 
wenn wir das Kompaktlager hewrlligen können, 
dann kann man sechs Jahre ,dort lagern. Für den 
BaJU eines Lagersst1elle ich mir zwei oder drei 
Jahre vor. 'Ein Lager mit Standort verLingen 
wir ,desharlb, weil wir sonst keinen Platz hätten. 

Die Feststehlung, welches Verfahren, ist Sache 
Ider Sachv.erständigen. 

Lastplan ,der .Donau: Das müßte man' mit der 
Landwirtschaft ausarbeiten. Man müßte das auch 
mit der Blun(desrepuhlik machen. ' 

Beul'teilung der Emmiss~on: Beim Kraftwerk 
ist vorgeschrieben 1 mrem. 

(HierauJ diskutiel'1t Ider .Ausschuß Ülher weite.re 
Termine, beschließt die Ladung von Experten 
und schließt seine Sitzung um 19 Uhr 20 Minu­
ten.) 

b) Sitzung vom 28. Feber 1978 

Obmann Alhg. S t alu d in g le r eröffnet die 
Sitzung um 9 Uhr. 

Nach einer krU'rzen Diskussion bezüglich der 
Sitzungstermine wer.cl1en die Vertreter ider sechs 
geladenen Cirganis.ationen hereingebeten. 

Obmann Abg. Stau d i n ger steHt überein­
stimmung fest, daß von jle.der der sechs Gruppen 
ein informiel"ter . Vertreter gehört wird und ·daß 
TonbandiaufiIahmenim Sinne Ider Geschäftsord­
nung nicht stattJhaft sind. Das Fernsehen wird 
einen stummen Schwenk machen. Die Vertreter 
der sechs .geladenen Organisationen weriden darauf 
hingewiesen, .daß vorgesehen ist, Expertep. mit 
Pro- und Kol1lt'raargumenten 'ZJU hören. 

An der Aussprache nehmen teil: 
Alois Ho rn 'e r (Initia,tive österr,eichischer 

Kernkraftwerksgegner), ' 
Dr. Elisabeth Sc h mit z (Katastrophenhilfe 

österreichisch.er Frauen, Bundesleitung), 
Heinz S c h m 1.1 t zer (Umweltschutz-

ZentI'IUm, österr. Gesehlscha.ft ,zur .Förderung von 
Umweltschutz- und Energieforschung, Volks­
hegehren gegen Aromkraftwerke), 

Freda M eiß n ·e r -B ,1 a u (Mütter gegen 
Atomenergie, über;partei'licher Verein), 
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Josef Man d 1, Gemeinderat (Bürgerinitiative 
T'U!l1ner.fdd g,egen Atomkraftwerke), 

Dr. ALt,red Ti s s e r an d (präs~dium des 
Wehbundes z,um Schutz des Lehens). 

Dr. Elisabetlh S c h mit Z Ibringt zuerst im 
N amenaJler österreichischen A tomgegnerver­
bände und Bürgerinitiativen den schärfsten 
Protest vor, weil n:icht sämtliche 26 angem'eldeten 
Org'anisationen zu diesem Hearing eingeladen 
wurden, denn das Volk hat zweifellos ein An­
recht, gehört zu werden. Deshalib wird ein zweites 
Hearing ,geford~rt. 

Als Ombudsfrau ,der noch ungeborenen Gene­
rationen deponiere ich .ein klares Nein ZIU Zwen­
tendorf und zum Aoomstrom. Wir Mütter geben 
Leben und tngen Verantwortung für das Leben, 
wir wissen um ,die Gefahren und Risken der 

'Atomenergie und ,lehnen die Inbetriebnahme 
eines Atomknf.twerkes nur 30 km von Wien 
entfernt aJb. 

Als Ln Friaul tätige Sozialarbeit,erin ,darf ich 
darauf hinweisen, daß die von Wissenscha,ftern 
festgesteHte Erdlbebengefährdrung dieses Bereich'es 
keineswegs nach zwei oder drei Jahren behoben 
sein wird. Mich muten die A'Usfühl"ungen ,des 
sogenannten "Ex:perten" Dr. Drimmd sehr ko­
misch an, wenn ,er sagt, ·es hat 1590 ein soundso 
sta'rkes ErdbeJben g,egeben, 'deswegen habe man 
die Er,dbeberuwanne nach der Stärke dieses Bebens 
gebaut. Das kann ,für uns nicht maßgeblich sein, 
diese Erdlbebengefährdwng stellt eine ungeheure 
Gefährdung dar. 

Nach dem amerikanischen Stmhlensch,utzgesetz 
muß ein Kernkraf,twerk minldestens 50 km Ab­
stand zu einem B,aHungszenrtrum haihen und in 
einem dünnbesiedelten oder 'Unbesiede!t.en Gebiet 
liegen. Daher wifid daiS österreichische StSchG 
auf ,dem Rechtsweg angefochten. -

SchließEch ,fordere ich' namens der gesamten 
Ac-omgegnerbeweg'Ung eine Volksabstimmung. Das 
souveräne Vo'lk hat über \dieseFrage zu ent­
scheilden, der Nationa:ll'at ist hi'e2\u nicht kom­
petent. Wir nehmen dieses v'eI1fassungsmäßig ver­
ankerte Grundrecht, eine Volksabstimmung zu 
fordern, für ,uns in Anspruch, insJbesondere ich 
als Frau und Mutter, denn wir 3,8 Millionen 
österreicherinnen sind ,de .facto von der politi-
schen WiUensbi1d'Ung ausgeschlossen. . 

Schließlich möchte ich als Senialarheiteri.n be­
tonen, ,daß Anomenergie die unsoziahte Energie 
der W clt ist, und es wundert mich, ,daß gerade 
So~ialisten es sind, Herr Präsident ß.enya, Herr 
Bundeskanz,ler Kreisky, Genosse Fischer und so 
weiter, die ein so1ches VorhaJben betreiben. 

Wir alBe wissen um das Ansteigen von Kinder­
krebs und- Leukämie in Gegenden um amerikani­
sche und hu.ndesdeutsche Kernkraftwerke. Wir 

haben von dort verschiedene Statistiken erhalten. 
Es ist ein Skandai, was hier mit dem Lebender 
Menschen gespielt wird, und wir pI'Ocestieren 
schärfstens dagegen .. 

Schließlich. möchte ich rbetonen, daß Atomkraft­
werke, schnelle IBrüter USIW., arusschließlich zur 
Plutoniumgewinung für die amerikanische 
Rüstungsindustrie dienen, ,aHe die dafür sind, 
machen sich zu Steigbügdhaltern der Rothschilds 
und Genossen. 

Sie aUe kennen die Halhwertzeüt von Pluto­
nium, das ist eine irreversible Entscheidung für 
Jahrtausende rund J ahrmiUionen, wer von Ihnen 
kann ,das veran'tworten? 

Viele Stellendes Regierungsherichtes enthalten 
unwahre Behauptungen, die sich Ileicht widerlegen 
lassen. Die Kllärung ,der Haftung iUmi der Ver­
antwortung liegt nicht vor. B,ekanndich hat auch 
Herr Ahg. Wiesinger erklärt, daß ein neues 
Reaktorsicherheit&gesetz heschlossen werden 
müßte. 

Da Herr Kluibobmann Fischer schon mehrmals 
betont hat, ,daß v'oraussichdich ein Entschlie­
ßungs<lintr<lig angestrebt werden wirld, habe ich mir 
gestattet, den Entwurf eines gemeinsamen parla­
mentarisch,en Entschließungs'antrages von SPö, 
öVP und FPö Ihnen heute czu unterbreiten. 

Dieser lautet: 
"Die dr.ei im Nationalrat vertret,enen Par­

teien SPö, öVP 'Und FPö rheschließen hiermit, 
auf Grun'dder ,durch ein Atomk:raftwerlk für Si­
,che1"heit, Gesundheit uncf Leben Ider ,Bevölkerung 
gegeben'en G e f a h ren und R i s k e n sowie 
auf Grund der Q n t ern a t i 00 n a J t,echnO'logisch 
ungelösten Frage aer E n Id 1 ag e run ,g ,des 
Awrnmülls das Kernkrakwerk ZWientendorf 
n ich t in Betrieb zu nehmen, sond,ern es in ein 
kalorisches oder 'geothermisch-es Kl'aftwerk u m­
z u bau e n. Die daz,u erforderJ.ich,en Mittel wer­
·den Idru,rchden Verkauf ,der noch vor der par­
lamentarischen IBeschlußfasfiung uMer Präjudizie­
rung des Parlaments .iJmportie1"t,en Uranbrenn­
stälbe sowie mit Hilf.e der für Iden Ba,u eines 
Zwischen-und EIlIdla,gers, den Hin- und Rück­
transport nach La Hague ,und für die Bewachung 
präl~minierten Mi 11 i a er den beträge aufge­
bracht. 

Im BewlUßtsein ,unserer Vierantwortung für Si­
cherheit, Gesundheit IUnd Leben derösterreichi­
schen Bevölkerung >beschließen wir daher den 
sofortigen Bau s top p sowohJ für Zwenten­
dorf ah auch für St. Pantaleon/Stein und .das ge­
plante 3. österreichische ~ernkraftwerk im La­
vanttal in Kärnten und soornierendie diesbe­
züglichen Verträge. Mit ,den dadurch rfreiwerden­
den, für den IBa;u von insgesamt ,drei Atom­
kraftwerken vo,rgesehenen ,Bud,genmitteJn des 
Bunides, der Länder, der Landeselektrizitätsgesell-
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schaften und der Verbundgesellschaft forcieren ein sogenanntes IBürgerge~präch machen könnte. 
wir den ,Bau von geothermischen, Sonnenenergie-, Diese ModaEtäten sind his jetizt nicht 'gegeben, 
Windenergie-, Biogas-, StJ:1Ohverbrennungs- und wert keine UnterLagen zur· Verfügung gesteHt 
RecyclingaJ1!lagen~ die Aribeitsp>lätze in de'r Stahl- Wiurden, wir ersuChen, wir for,dem die Offen~ 
industrie ,etc. sichern, ohne Leiben,' N amr und legung ,des g,esamt'en Genehmigungsverfahrens, 
Umwelt auf Jalhrtausende hzw. Jahrmillionen zu insbesondere des Sicher:heitsberichtes mit sämt-
vernichten. lichen dazu~ehöl'enden Gutachten. 

Im Bewußtsein unsel"er Verantwortung für die Wir benötigen für 'eine sachliche Besprechung 
Völker der Ostb[ockst:liaten und Ider Dritten Welt der Anlgdegenheit 'dieUntertlag-en des derz,eitigen 
beschEeßen wir, künftighin k ein ,e Reaktor- St:lindes 1m Brennstoffzykbus. 
anlagen oder -bestandteil,e in die Sowjetunion, Wir ·fol'dern Einsicht in den Vertrag mit der 
die CSSR oder in Drittländer Zu exportieren, COGEMA. 
sondern ausschJießlich wnwelt f r eu nd I ich e Wir müssen annehmen, dre MiMiarden, die 
Sonnenenergie-, Windenergie-, geothermische, f d . d d jetzt ·ür ein Zwischen:l:liger notwen ig sm , ' as 
Biogas- und Strooverbrennungsanlagen sowie Honorar für Idas Au.fbereiten, den verlorenen 
Know-how ins Ausland ~u liefern. Aufgrund ß I b Baukostenzuschu , a:J ,dieses edingt ja 'eigent-
der uns vorliegenlden neuesten wiss,enschaftlichen lich, daß wir das ansch,einend verschobene zweite 
und hio'logisch~medizinischen Erkienntnisse über un'd <fritte Atomkraftwerk zu ,gewärtigen haben. 
P I u ton i u ,in und die Zunahme von Kr'ebs und 
Leukämie sowie von genetischen Ertbschäden und Wir woHen ,die Ahrmpläne kennenlernen, und 
Fehlgeburten im Umkreis amerikanischer und zwar in dem Sinne, was mit ,den Menschen ge­
deutscher A,tomreaktoren, schneller Brüter und schieht. § 38 StSchG steHt klar heraus, daß im 
WiederalU<fbereillungsanhgen lehnen wir diese Katastrophenfall die Grundl'echte des Bürgers 
n e g a t i v e Art von "Entwicklungshilfe" für au:fgehoben Wleooen, ·daß mit HiMe Ziuständiger 
die Vö,lker in den Ostblocks,taaten und in der politischer Instanzen die persörrl1iche Freiheit und 
Dritten Welt, die sich nicht wehren können, ab. ·die Grundrechte der Person entscheidend beein-

trächügt werden können. 
Wir .fordern vielmehr die IAEO auf, ihren 

Namen auf Internatio.nal Allternati,ve Energi'es Zum Gespräch der Regierung in Hernstein 
Organ:Dzation zu ändern und ihr Programm ent- wUI1den Herren berufen, die ein ,ausgesprochenes 
sprechend ,uffiZiusteHen, wofern nicht ,das Image Blädoyer gehalten ;ha:ben. So'lche Scherze werden 
der USA für immer schwer beeinträchtigt bzw. vom Bürger abgelehnt. Vielleicht haben Sie es ge­
zerstört werden soll. Das International Alter- spürt, ich weiß nicht, wie weit 'das demokratische 

Gespür hier vorhanden ist, Ich hin 'etwas ent­native Enengi,es Prcigrarrnme würde von und ganz 
,den Intention:en von Präsident Jimmy C art e r täuscht, weil ich mir vorgesteUt h:1Jbe, es geht 

. ein bißchen laxer zu, daß man uns nicht als Unter-entsprechen, Idessen mut1ger Kampf ge gen den 
weiteren Bau von schnellen Hrütern, Atomkraft- tanen wertet. Dre iß,ehandlul1'g <bei .der "PfIOrte" 
werken und Wiederarufiber,eitungsanlagen und für spricht aber nicht dafür. Wir fordern ein solches 

Gespräch in aller öffentlichkeit mit anderen Ex­Energiesparmaßnahmen und die Iforc~erte Nut-
zung von Al1ternativenergien für die IAEO maß- penen, ,die wir Ihnen dann brieflich hekannt-
geblich sein soUte. Wir fOl'dern daher die IAEO geben werden. 
sowie die Regierungen 'und die Industrie .der gan- Obmann Ahg. S t an- d' i n ger Ibetont, er habe 
zen Welt a.uf, den Bau von Atomkr:l!ftwerken, sich vürgenommen, vom Vorsitz her nicht 'emp­
schneHenBrütern, Wiedera,uflbereitungsanbgen, finldlichzu reagieren, bitte dieses Vorhaben nicht 
Atomwaffenfa;briken 'und AtommüHdepots, d. h. anlZiusehr 'zustrapa2'!ieren, indem Sie ,uns mari­
di,e globa'l,e Ver nie h tun' g der Menschheit gelnde demokratische Ha..ltung unid dergleichen 
durch dIe 'lehen- iUnd umwe1tzerstörende Nuklear- V'orwernen. (Dr. Sc h mit z: Wieso ist die Presse 
und Plutoniumtechnologie, w ·e I t we i t zu ausgeschlossen?) 
stoppen. 

Dr. Ti s s re r a n d bittet wn die Adressen all Mit diesem Entschließul1'gsantng bekennen wir 
uns aus V,erantwortung gegenülber ,der heute le- jener Bürgerinitiativen, ,die nicht gehärt w,urden, 
benden so'wieaUer kommenden Genera..tionen zu ,damit eine Mög}ichkei,t zur Albsprache ,gegeben 
einer neuen Umwdt e <t h i k und zur Sonnen- wird. 
energie aIs Energie .der Zukunft. Mit diesem Vorige Woche hat die Sendung "Horizonte" 
ökologischen Energiekonzept im Geist des Club Fakten gebracht, und es wür.de den Herren Abge­
of Rome und des Gottlieb Duttweiler-Instituts. oI'ldneten s'elhr in der Waihrheitsfindung helfen, 
in Zürich beschreiten wir an der Schwelle zum wenn vor der Parlamentsdebatte und vor den 
Jahr 2000 n-e u e Wege für österreich, neu e Entscheidungen das ,den Herren A:bgeordneten 
Wege für die g;tnze Welt!" vorgetragen würde. 

Dr. Ti s s 'e r ,a n d ist Ibeauftragt, die Modali- Obmann Ahg. S tau d i n ger: Dies ist ein 
täten zu besprechen, unter ,denen man einmal Unteraussch,uß, der unter AuschliUß der öffent-
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lichkeit tagt. Es wul"de zwar die Vertraulichkeit 
bei Beratungen aufgehoben, das ibedeulJet natür­
lich nicht, daß die Presse zu den an sich unter 
A'usschluß der öffentlichkeit laJuf'enden Verhand-
1 ung'en Ibeig,ezogen wird. 

Was die iBe<handlung ,an der "Pforte" anlangt, 
sind wir dafür nicht iliUJständig 'und verantwort­
lich, abler ,die Wahrnehmung 'der Sicherheits­
bestimmungen im öster1"eichischen Parhment wird 
g1"oßzügiger a,ls in irgendeinem Parlament der 
E1"de gelhandhabt. 

Dr. Freda Me i ß n e r - B la u: Ich möchte 
vorerst .einmal dank'en, daß wir sechs h~er vor 
Ihnen sitzen und unsere Meinung hringen dürfen. 
Ich nehme fest an, Idaß die anderen zwanzig oder 
dreißig BürgJerinitiativenauch g,ehört werden. 

Auf Ihnen 'lastet ,die Verantwortung für uns 
österreicher. Diese Last ist ,immens. Srekönnen 
aber un'sMüttern unsere Vera.ntwortung nicht 
ahnehmen, ,diJe bIeibt, was immer Sie entscheiden. 
DeshaLb ha:ben wir uns "Mütter ,gegen Atom'­
energie" genannt. 

Warum "gegen Anomener.gie"? Wei!l wir nicht 
nur' gegen Atomkra.ftwlerke 3JwftI'eten, sondern 
gegen Atomrüslmng. Wir sehen diesen Zusam­
menhang ~wischen Atomrüstun·g und Atomkraft 
sehr flagrant. Die Großmächte machten doch den 
Anfang mit Atomkraftwerkien ausschließlich aus 
kriegerischen Gründen. Aotom:w,erke sind Zu­
lieferindustrien ,für die. Rüstung. 

Die Atombefürworter stehen auf dünnem Eis, 
unld aas Eis wird~mmer dünner, je mehr wir 
wissen. 'In meinen Hän:den habe ich eine der 
letzten Publikationen aer ECE Ülber Umwelt­
aspekte ,der Energieproduktion. Sogar die Atom­
energiebehörde Ibeginnt zu warnen, ich habe, hi'er 
die .gaThZe Liste der Refel'eIlJzen. Ich hahe mir 
einen Absaoz über die allgemeine ,Blewertung von 
LeichtwasS'erreaktore.n ü'berset2)t: "Von einem 
rein technischen Standpunkt kann gesagt werden, 
daß eine möglicherweise harmlose Niedrigverseu­
chung oder Verseuchung mit niedriger Radio­
aktivität' während des Normalbetriebes unver­
uleidilichist, und aaß für das PrOlblem Langzeit­
lagerun;g des hochraldiroaktiven Mülls noch keine 
Lösung gefunden wurlde, welche vom wirtschiaft­
lichen, policischen, technischen und Umweltsoa11ld­
punkt eindeutig 11Ufriedenstdlend ist.''' 

Zur Verseuch,ung mit niedri.g.er Ra:dioaktivität 
hat ,die Krztekammer für Oberöstel'reich und 
die für Nielder~ster1'leich ganz klar gesagt, es steht 
außer Streit, ,daß es keine unschädliche Dosis für 
Radioaktivität gibt. 

Trotz des Druckes, der auf luns ausgeübt wiro: 
Wir können nicht den Gedanken akzepti,el'en, 
daß wir unsere Kinder in eine Welt hineingehen 
lassen des zunehmenden Zwanges, der 11Unehmen­
den Entfremdung, der zunehmenden Zerstö-

rung, ,dler ZiunleID.menden Macht von instinutionen. 
Wir wenden uns wehre.n, was immer diese Ent­
scheidung ist. Ich v,ertrete hier viele, viele Mütter; 
und wir werden jeden Tag mehr. 

Im RegiJerungshericht sind so viele Frag,en die 
ungelöst sin!d, vor allem ,das Atommfullproblem. 
Selbstverständlich sagen die Minister Leodolter 
una Stal'ibacher, wie in der "Horizonte"-Sendung, 
es wäre d.as Beste, \dasins !.Ausland zu bringen. 
Halten Sie ,das über,haupt für moralisch akzep­
tabel in iorgendeiner Form lunseren Müll, weil er 
für uns ZJugefäh~lich ist, Menschen h'in:wschieben, 
die sich nicht wehren können? Damit der Schah 
von Persien oder rdieRussen - Her.r Dr.Heirudl 
hat mir gesagt; 'er möchte ,das Atomgeschäft am 
liebsten mit den Russen machen, und in zehn, 
fün:fzehn Jmren g~bt es mein AtommüUproblem 
mehr, weil uns ,der Mist Teuer aJbgekauft wird. 
Ich habe ihn gefragt: Für Atombomben? Sagt 
er: Ja, und ,für schneLI.e Brüter. (Abg. 
Dr. He i n d 1: Das habe ich nie gesa,~t! Das 
nächste Mal, wenn ich mit Ihnen spI'eche, wer,de 
ich mir einen ProtokolMührer mitnehmen! Sie 
hatten ,einen, ich wollt'e mir ,eLnen mitnehmen! 
Das ist unerhört! Mit Ihnen IDann man nur mit 
einem ProlJoIDalliführer reden! Ich hatte leider 
niemanden, Ich habe mich auf lhre Seriosität 
verlassen, das war ein Fehler!) Ich nehme das 
zurück, denn ich will hier nicht Herrn Dr. Heindl 
angegriff'en halben. ' 

Dr. Ti s s e r a n d: Ich habe aus dem Munde 
des Herrn Bundeskanzlers vor zwei Jahren ge­
hört - wir waren in ei~em sehr engen Kreis, 
Zeugen sind da-':, als ich zum Herrn Bundes­
kanzler gesagt habe: Herr Bundeskanzler, Sie 
haben es relativ einfach, Sie können ja sagen,wir 
geben es ins Ausland, sagte er: Nein, das würde 
ich nicht sagen, denn ich stehe vor Ihnen als 
internationaler Sozialist- und als solch inter­
nationaler Sozialist kann ich das Unglück des 
Atommülls anderen Völkern nicht zumuten. 

Dr. Freda M eiß n e r - B lau: Herr Doktor 
Tisserand! Ich bin nicht hier, um Parteipolitik 
zu machen. Das wäre so absurd von mir, darin 
einen politischen Ang,riff zu suchen. Ganz im 
Gegenteil. Die Atomgegnerschaft und die Atom­
befürwortung geht quer durch alle Parteien. 

Herr Abgeordneter Hofstetter! Die Lüge mit 
den Arbeitsplätzen. Von den Gewerkschaften 
kommt ein enormer Druck; was sich in den Be­
trieben tut, ist grotesk. Es gibt Beeinflußung, 
Massen an Propaganda, was da für Gelder aus­
gegeben werden. Trotzdem: Wir wissen, daß 
20000 Arbeitsplätze pro Jahr in österreich ver­
lorengehen durch die Rationalisierung. Wofür 
sollen wir noch mehr Energieproouzieren? -
Damit die in Ranshofen aus Aluminium Bier­
dosen 'machen? Das ist genau die Welt, in die 
wir mit unseren Kindern nicht gehen wollen. 
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überlegen Sie sim dom. eine Tarifpolitik, 
setzen Sie den Strompreis progressiv fest. 

Wir haben versch1iedene deutsche Katastrophen­
smutzpläne durchgearbeitet. Da gibt estatsäch­
lim den Satz: "Wer versumt, aus dem Sperr­
gebiet zu entkommen, wird erschossen." Das ist 
die Technologie, die uns eine derartige Welt be­
schert. Wenn Herr Innenminister Lane sagt, es 
gibt genaue Bestimmungen, wann gesChossen 
wiI'd und das wird nicht erweitert, dann zeigt 
das eine erschreck,ende Ignoranz. Man muß 
schießen, wenn jemand total verseucht ist! 

Die Story, daß Zwentendorf das sicherste 
Atomkraftwerk der Welt ist, glauben wir nur 
solange, als es nicht in Betrieb ist. Es ist das 
allersicherste bis zu dem Tag, an dem es in 
Betrieb geht. Fehler slnd menschlich, ganz klar. 
Die Konstrukteure von Würgassen haben auch 
Fehler gemacht, das Werk 'steht still, wie so viele. 
Die Hälfte der amerikanischen Atomkraftwerke 
werden stillstehen. Wir dürfen doch nicht eine 
Technologie, bei ,der Fehler einen Tod für 
Tausende bedeuten, benützen, um ein bißchen 
mehr Energie, die wir nachträglim nicht brauchen, 
die unsere Arbeitsplätze gefährdet, in Betrieb 
nehmen. Wozu ,denn? Können wir österreicher 
denn nicht die Ausnahme sein? Zwentendorf für 
einen Nutzen von I,SO/o? Dafür wollen wir uns 
diese Laus in den Pelz setzen? Das scheint absurd. 

Die Bevölkerung wit1d bereit sein zu sparen. 
Das ist gar keine ,Frage, da:s ist ja nie probiert 
worden. Rund 400/0 unseres Energieverbrauchs 
geht auf für Raumheizung. Die Gebäude von 
1900 brauchen fünfmal weniger Energie als die 
heutigen. Das bedeutet,. könnten wir um ein 
Fünftel reduzieren, könnte Zwentendorf und 
St. Pantaleon eingespart werden. 

St. Pantaleon. In diesem Jahr sind allein 
270 Millionen dorthin gegangen. Wofür denn? 
Es soll ja nich,i: gebaut werden. Da ist ja irgend 
etwas nicht in Or.dnung. Das kommt doch heraus. 
D~s läßt sich dom nicht verheimlichen. Wir er­
fahren doch alles. 

Auf Ihnen lastet die Entsmeidung! Wir Mütter 
werden ganz bestimmt die Marmortafel derer 
gravieren lassen, die für Zwenteridorf gestimmt 
haben, denn die sollen zur Verantwortung ge­
zogen werden! 

Alois Ho r n erbringt einen massiven Protest 
ein gegen die Nichtöffentlichkeit dieser heutigen 
Sitzung, daß die Presse nicht zugelassen ist und 
daß keine eigenen Tonbandaufzeichnungen ge­
macht werden dürfen. 

Ist dieses heutige Gespräm eine Alibiveranstal­
tung? Gründe dafür: Wir haben keinerlei Unter­
lagen. Weder die Sicherheitsunterlagen noch den 
Katastrophenplan, noch sonst etwas. Wir fordern 
mit Nachdruck die Offenlegung dieser Unter­
lagen. 

Wir sitzen hier und haben die Möglichkeit zu 
reden, gleimzeitig werden sowohl in Zwenten­
dorf als aum in Ober österreich und Niederöster­
reim Vorbereitungen getroffen, für die Inbetrieb­
nahme. Das bedeutet, es werden vollendete Tat­
sachen geschaffen werden. 

Aus diesem Grund fordern wir auch die öster­
reich,ischen Vertragspartner auf, den Vertrag mit 
CO GEMA nicht zuu.nterzeichnen, und zw.ar aus 
finanziellen Gründen, aus techrlischen Gründen. 

Die Initiative österreichischer Kernkraftwerks­
gegner anerkennt nicht einen Beschluß des. öster-. 
reichischen Parlamentes an, und zwar deswegen, 
weil die gesetzlichen Grundlagen für ~ine In­
betriebnahme Zwentendorfs vorhanden sind. 
Daher for/dern wir eine Volksabstimmung. Ich 
fordere die Bekanntgabe der Unterlagen bezüg­
lich des Atomkraftwerkes St. Pantaleon in Ober­
österreich. Es gibt ein Direktorium, es gibt ein 
Konsortium für die GKS. Wir wollen auch die 
neue Bezeichnung für GKS kennenlernen. 

Wir fordern die österreichische Bundesregie­
rung und das Parlament auf, massiven Protest 
bei der Tschechoslowakei, Ungarn, Jugoslawien 
gegen das geplanteAtomprogramm dieser Länder 
einzulegen. Bekanntlich plant allein die Tschecho­
slowakei bis zum Jahre 1990 zwölf 440-Mega­
watt-Reaktoren an der Grenze. 

Wir fordern eine Offenlegung des Wärmelast­
planes der Donau, sowohl für österreim als 
auch für Bayern. 

Zur Standortfrage kerntechnischer Anlagen in 
österreich. Die geologischen SicherheitsfaktoreIl! 
oder Unsicherheitsfaktoren dürften aus den 
Pressemeldungen der letzten Wochen hinlänglich 
bekannt sein. Zur politischen Standortfrage~ 
Nachdem Alberndod geplatzt ist, versucht man 
neuerdings Lagerplätze sowohl ,in Oberösterreich 
als auch in Niederösterreich iu suchen. 

Zum Normalbetrieh von Atomkraftwerken. 
Es stellt sich heraus, außer den bekannten Tat­
sachen, daß diverse Radionuklide nicht eingehen 
in das Strtahlenschutzgesetz. 

Wir stellen die metereologischen Ausbreitungs­
berechnungen der Abluftfahne in Frage, und 
zwar deshalb, weil sie im Mittelwesten der Ver­
einigten Staaten gemacht wurden und in Mittel­
europa andere geologische Bedingungen herr­
schen. 

Wir haben erfahren, daß es im Notkühlsystem 
'skandalöse Zustände gibt. 

In letzter, Zeit' ist klar hervorgegangen, daß 
bei der Endlagerung hochaktiver Abfälle die 
Methodik der Glaslagerung bereits überholt zu' 
sein scheint. 

Wir verwahren uns auch gegen den Bau eines 
sogenannten Zwismendauerlagers. 
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Heinz Schmutzerstellt einleitend fest, 
daß seine Vorredner das Thema schon so aus­
führlich behandelt haben, daß ein Großteil seines 
Konzepts erledigt ist. 

Dieses Atomkraftwerk bringt doch keinen so 
nennenswerten Energiegewinn. Techniisch bringt 
es die Leistung von zwei besseren Wasserkraft­
werken. Wenn schon die ganze Bevölkerung vor 
dieser Art Energiegewinnung zittert, aus welchem 
Grund will man sie mit Gewalt dazu zwingen? 
Zwentendorf bringt doch für die österreichischen 
Haushalte nur einen Primärenergiegewinn von 
10/0. Es wäre doch besser, das erste europäische 
Erdwärmekraftwerk zu machen. Das würde 
Arbeitsplätze beschaffen, den österreichischen Er­
findergeist anregen. 

Wenn österreich den Weg in die Atomkraft 
geht, braucht man doch 20, 30 Werke, eines ist 
nicht genug. Wenn das nicht der ,Fall ist, ist das 
eine Kraftwerk genau genommen für die Katz. 

Zum Geologischen wurde bereits ausgeführt, 
daß es ein Irrsinn ist, in der Nähe einer Groß­
stadt zu bauen, denn eine ZweimiIIionenstadt ist 
innerhalb von drei Stunden nicht evakuierbar. 
Man muß doch auch bedenken, wie diese Sachen 
dann behandelt werden, etwa für einen Fahrer 
ist das ja nichts Greifbares, es besteht doch die 
Gefahr, daß damit nicht sorgfältig umgegangen 
wird. 

Dr. Freda Me i ß n e I" - BI au weist auf den 
Chlorgasunfall in den USA hin. 2 000 Leute 
wurden bis jetzt evakuiert, weil ein Transporter 
umgefallen ist. Wir dürfen doch nicht glauben, 
daß Transporter, in denen Brennstäbe sind oder 
radioaktiver Atommüll, nicht umfallen können. 

Heinz S eh mut zer wiederholt nochmals, 
daß ja ein Atomkraftwerk nicht genug ist, man 
braucht doch 20, 50 oder 100, und da beginnt 
es ernst zu werden, denn diese Sache kann dann 
der Mensch nicht mehr heherrschen. 

Josef M a: n d I bedankt sich für die Einladung. 
Die Bürgerinitiative Tullnerfeld gegen Atom­
kraftwerke 'ist als eine der letzten entstanden. 
Wir mußten feststellen, daß Fachleute, die das 
besser wissen als wir Landwirte, sagten, was da 
entsteht. Da wir in der Nähe von Zwentendorf 
sind, sagten wir Tullnerfelder Landwirte uns, 
wir müssen uns darüber Gedanken machen. 

Die Werbung steuert heute . die Menschen. 
Unsere Produkte aus dem Tullnerfeld werden 
als atomverseuchte Produkte gelten, die Werbung 
wird sagen, man soll sie nicht kaufen. Es kann 
uns passieren, daß wir auf unseren Produkten 
sitzen bleiben. 

kann diese Gegend verlassen, aber wir Landwirte 
nicht. Wir Landwirte bringen aber das tägliche 
Brot, wir wollen es gesund und nicht mit Atom­
strom verseucht erzeugen. 

Es war nicht leicht, die Landwirte für unsere 
Bürgerinitiative zu gewinnen. Wir werden aber 
alle unsere Berufskollegen auffordern, gemeinsam 
gegen' ,die Inbetriebnahme von Zwentendorf zu 
agIeren. 

Zum Evakuierungsplan wurde uns gesagt, es 
sei keiner zu erstellen, da die Bevölkerungsdichte 
zu groß ist. Es soll dieses Gebiet bei einem Un­
glücksfall im Umkreis von 10 km mit Panzern 
abgesperrt werden, ausgeflogen werden nur 
wichtige Personen, alle übrigen müssen in diesem 
Kreise verbleiben und warten, was auf sie. zu­
kommt. Da gilt dann unser Aufkleber: Atom­
kraftwerk - Tod auf Raten. 

Obmann Ahg. S t ,a oll ,d i n ger: Wia.s den 
Protest bezüglich der tlff,en~llichkeit der Sitmung 
des Untenausschusses an'lal1jgt: Ich bitte Sie um 
Respektierun1g des Gesetzes. Die Geschäftsord­
nung,dieses Gesetz, ist 'gebaut auf Grund langer, 
langer Erfahr,ung. 

Es sa.gte jemanid, diese Anhörung ist eine Alibi­
handlung. Es weIden :die Mitglieder diesese Unter­
ausschusses glanz gewiß flalsch beurteiilt, wenn an­
genommen wind, sie s!,ien die einzigen tlster­
reicher, die sich in dieser Sache nicht schon so 
etWlas wie eine Meinung gebildet haben. 

Warum nur sechs Gruppen? Als der Unter­
ausschuß den BescMuß faßte, welche Gr.uppen ein­
geladen weI'lden, wal"en eine Vielza:hl von An­
suchen, gehört zu wenden, überha.upt .noch nicht 
da. Fern,er ließ sich der Unteralusschuß von dein 
Gedanken leiten, daß '.die j.et:z.t eingeladenen 
Gl1uppen die repräsentatiVlSten sind und die regio­
nal urud s:ach'liCb. zuständigsten. Herr Schmutzer 
hat ja als fünfter Diskussionsredner schon gesagt, 
es ist vieIes vorwegJg,enommen von dem, was er 
sa,gen woBte. 

Dr.'Freda Me i ß n e r - BI a u: Es steht uns 
sehr, sehr f'ern, in il'lgenldeiner Form irgend etwas 
den anwesenden Damen und Herren unterstellen 
zu wollen. Wir sind uns des Ernstes Ihres Ver­
such,es zur Wahrlheitsfindung durchaus bewußt 
und respektreren das. Dennoch: Es giJbt Gmppen 
- der Ge~amtösterreichiJsche Naturschurzbund, 
der Niederösterreichische Natlursmutzbund, Ge­
werkschafter gegen Atomenel1g1ie - die gehört 
werden sollten. Sie könnten einen ganz anderen 
Aspekt in diese Frage hineinbl1ingen. Wir 9ind 
kein repräsentativer Durchschnitt. 

Wir sind daraufgekommen, die Bevölkerung Dr. Ti ss er a n d: Der :&a.um Linz WJird durch 
hat die größte Macht, darum haben wir uns da's Atomkraftwerk St. Pantaleon sehr wesentlich 
zusammengetan. Das Tullnerfeld gehört auch zur beeinflußt. Auch dort gibt es eiIie GI1uppe, die 
Kornkammer österreichs. Jeder Häuselbauer I nicht gehört wurde, obwohl sie vom Interesse 
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her und von der B.etroffenheit her' überaus ren, das ist eine Überl'egung, die alle Parteien 
wichtig wäre. betrifft, die auch irg.endwie die Bundesregie­

Dr. Blis,abeth S ch.m i t z: Ich möchte 
15 Thesen geg'en .die Inbetriebnahme 
Zwentenldorf vorbringen. 

rung betrifft. Mir scheint diese jetzige Form 
noch der Demokratie reichlich ungLlIubWlÜrtdi,g, . wenn 
von zuerst zwischen den sogenannten Sozialpartnern 

unter vier Augen V,ere:inbarungen Ig>etroff,en wer­
den, Verei;n:barungen zwischen Kr:eisky, Benya, 
Sallinger und Igler, und dann werden V'erträge 
ratifiziert, laUes, ohne daß idas V'olk Einspruch 
erheben kiann. (Abg. Hof s t:e t t ,e r: Sie be­
haupt/en etwas, wa's Sie nicht beweisen können.) 
Dadurch w.ird das Vo!\gehen, daß man das Par­
lament im nachihineinentsCheiden läßt, unglwb­
würdig, wo wieder die Hel1l1en Soz~alpartner 
s,itz-en und nicht das Volk. 

Bez,üglich der Sichel"heit möchte ich auf die 
zahlreichen technischen Bannen hinweisen, z. B. 
Seve~o, Lecks in Bohrl'eitungen, Einsturz der 
Reich~brücke usw. Auch dieslbezJü,glich war man 
überzeu,gt, daß man ,"on Sicherheit sprechen 
kann. 

Bei der Besichtig>ulllg ,des Kernkraftwerkes 
Zwentcellldorf mußte ich feststellien, daß ein Auf­
zug nicht gegangen ist, bei einem zweiten Auf­
zug sind die Lichter nicht ge\gangen. 

Das Argument Wirtscha;ftsWlachstum und' 
proportion:aler StromverbraJuch stli:mmt ja nicht. 
Schon jetzt haJ:>Ien wir einen linear sinkenden 
StromverlbI1auch durch Energiesparmaßnahmen. 
Außerdem haben wir eine sinkiende Geburtenr:ate, 
daher suimmen diese Prognosen nicht. 

Professor Bl1ud<,mlann unld an.dere Gelehrte 
h:l!ben Ifestgestellt, ooß ,durch ~ecyd:ing eine 
Enel1gieersparnis von 100/0 eintritt. 

Die Dezentralisierung ist nach den heutigen 
Erkenntnissen der Wis'sensch:aft von größter Be­
deutung, die Gig>antomanengroßprojekte sind 
schwer krisenanfällig .in säJmtlichen Bereich·en. 

Das Argument mit der Auslallldsunahhäng~gkeit 
durch ein Kel1nkraftwerk ist ei~e komplette 
Farce, w:enn man bedenkit, daß Uran importiert 
w.ind, daß die ausgebrannuen Brennstäbe unter 
ungeheuren Risken nach Fnankreich transportiert 
wenden in ein Wiielder:au~bereitcurugsl<a.ger, welches 
es Üiberhaupt noch nichlt gibt. Es möge mir irgend 
jemand von der sO'z,ialistischen Fraktion beweis·en, 
daß durch ein Kernlkraftwel1k unser Außenhan­
delsdeiizit verringert wirtd. 

Atomstrom ist ökonomisch 100prozentig un­
rentabel. Sogar der Kcernkraftwerksbetreiber, die 
Herren Direktoren, haben mir gesagt, daß der 
Atomstrom in Zw;entenJd'Ürf völlig unrentabel ist, 
es wäre eine Katastrophe, Wlas sich da an -der 
Preis seite abzeichnet. Niemanld hat uns ,eine 
Kosten-Nutzenrechnung vOl1gelegt. 

Zur Atommül1endlagerung 1St ~u ·sagen, daß 
es ,eigentlich unter ,der Würde von Sozialisten 
Hegt, die ich immer mit dem posiüven lmag,e 
"sozial" assoziiert halbe, Idaß sie Idie AtommüU­
endl~e!\ung einer KleingemeincLeaulfhalsen wol­
len. 

Zur Frage der Sicherheit möchte ,ich nach­
tragen, daß es Terroran1schläge gibt, daß es 'Uluk­
l<eare Erpressung giht ,ood daß es-ein:en Kriegs­
fa11 geben kann. 

Schließlich möchte ich einen g-enelleLlen Zweifel 
an der pari1amentar.ischen Demokl1atile depon~e-

Einige k.urze Kommentare ZJum Regierungs­
ber:icht: 

Auf S. 7 wird behauptet: "Denn nicht der 
Wunsch, die modeI1ll'stle Techno1og.ie aus Pr,estige­
günden auch ~n österreicha~Wienlden, hat Zlum 
Bau des Kernkra.ftwerkes Zwentendlorf geführt, 
\Sondern der Druck der Enel1giev.ersorgungsl1ag-e." 
Bundeskanzler _ Kreisky ullld Präsiid'ent Benya 
haben aber gesa.gt, wir machen uns vor· Idem 
AusLand lächer:Lich, w,enn wir Zwentcendorf niicht 
in B,etr,ieb nehmen. Das ist doch r.einles Prestige­
denken, denn :der Druck .der Enel1gieversol"lgungs­
lage ,j'st nicht gegeben. 

Auf S. 15: "Die Mög.lichkeitJen der Verwer­
tung ,des Getreidestrohs in österreich wurden 
mehrfach ,geprüft. D~e hohen Kosuen des Ein­
sammelnsz,ur Enel1güev'erwertung i,n größer,en 
ArrLag>en schließt j'edoch !die Verwrirldichung aus." 
Herr Dipl.-Ing. Kcisser von cher Niederösterreic4i­
schen Lallldesregierung hat acber 'diesbezüglich be­
reits ein Projekt ausgearbeitet. 

S. 16: "D~e ,sich dauernd 'erhöhende Bevölke­
rungsz,ahl erforldert dn proportionaLes W·achs­
lmm :der Eneq~ie." Ich ,habe bereits dargelegt, 
daßcLas nicht stJimmt. 

S. 20: Eine weitJere unwahre Behaupuung: 
" ... durch düe Unterzeichnung des ,übe!\ein­
kommens über ,ein ~nternationales EnergiJepro­
gramm' " hat österI1eichdiese ,ullId j-ene Pflichten 
übernommen. Ich empfinde es latsempöl1end, 
daß w~r ~in Atomkraftw,erk in K'auf nehmen 
sollen, hloß um Stmm 1m :exportiel"len, um 
unsel1e Handelsbilanz zu saniel1en. D~ese würden 
wir weit besser ':.anierendurch den Alu~b""u geo­
tihel1ffiischer Anlag>en. Auf S. 22 ist nachzul<esen, 
daß für Zw,ecke der geothermischen Energie 
alLerdings nur die läppische Summe von 1,74 Mi;l­
lionen ausgegeben wurde. Es wird al'les für die 
Awmenerglie verwendet, alLein 50 Millionen von 
der E-Wirtschaft für die Forschungen ,in Seitbers­
dorf, ,und IdannWlagt sie .es, u!JIseine Strompreis­
erhöhung 'ZJU diktieren. Man hätte besSier statt 
der -1,7 MilHionen die 7 MiilliJar:den ,investiert, 
die ,man für Zwentendorf investiert hat und 
eine :innere Umkehr vollzQgen. 
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Auf S. 26/27 die J~stigste aHer unwaJhren Be­
hauptungen: Strom a.us einem Kemkr,aftwe:rk 
ist bliilli.ger ,als . alUS Kohle oder öl, ermögDicht 
auch einen viel billigeren Brennstoff transport 
und ernnöglicht Idi,e AruLegungeines krisensicheren 
Vorrates flÜr mehrere Jahil'e. Ich ,glaube, daß das 
wirklich nur mehr komisch list. 

Auf S. 31 's1nJd wichtiJge Informaoilonen über 
di,e Hatbwertzeiten ,enthalten, daß zum B,eispiel 
U-236 350000 Jaihre mitvle1'1e LebensdaU!er hat. 
Da steHe ich noch~i11lIllilI die Fria,ge, wer von 
ihnen, Ider :eine solche ir.reversiible Entscheidung 
trifft, kann für 350000 J;ah1'1e rune Ver,antWor­
tU!ng übernJehmen. 

Auf S. 34/35 wird ga,nz kIrar Idargeste!llt, daß die 
'P1uto,niumproduktion ausschließlich eine Begleit­
erscheinung der RüstungSlindustrie ,ist, und die 
erstlen USA-Reaikooren 'anJSSchließlich der Ge­
winnung von PlullOnium für Idie ,Atombombe 
dienten. Die Seihersdol'lfer Forschungsanalysen 
soLlen der Nichtw,ei1JerVieribrei1Jung von Arom­
waffen Idi'enen. Das kann uns 'alBe nur ein Lächeln 
kosten, wenn 312 Kernikralftwerke in B,au, in Be­
tr~eb oder inP,1anung sind, aLlein 20 davon in 
unserer IUnmittjelJb:aren Nachbarschaft, 45 ,in Bau 
oder projektlliert sind, das ist ja kein 'echter Be­
darf, sonder:n ausschJließ1ich .der Umweg der 
P1utoniumproduktiIQn für die RüstungsindU'str,ie. 

Abg. Dr. S c r i n z i (FP):. Die bisherige Dis­
ku:sSlion ihat ,ergeben, lellie großen Frag'en S1ind 
die gesundheits- und sicherheitlSpolitischen, die han­
dels- und ,enel'lgiepolici,schen W1Ü1'1de ich a'ls völlig 
zweitrangig lbeti:1achten, und !VOIr la11,em als Wshar. 

Von mir SUmmt das ,erste Ider Off,enüichkeit 
vorgeleg,te gesuilidheitspolüiJsche Konzept mit ei­
ner klaren Ahsa.gean die Indienstnahme der 
Spaltungs energie aus umwelt- und ge~undheits­
polioischen Gründen. ' 

,Bei di'eser Sache hah'en wiir Abgeordnete nur 
eine sehr sekundäre ~oUe. Es diegtein Iteg,ie­
rongsbericht vor, dem können wUr 2';ustimmen 
oder nicht, was an den Kompetenzen und der Ver­
antwortung ,der Rie~e11UIlig nichts ä'Ilidert und 
di,ese höchstens moralisch Ibindet; da'sgi'ltauch 
für da's Land Niederösterreich. 

Versuch.en Si,e uns Abgeordnete nlicht ~u kate­
gori5iieoon, w,ir s~nd nicht von Dr'gJendeiner Lobby 
~esteuerte Leute, ich . bin, ,w~e Sie wissen, ein 
Gegner des Unternehmens, aher ich plä,di,ere da­
für, ,daß man 'auch ,den ß.elfürwor.tern sachIich 
g,egenÜlbert1"itt. Es ,gib ebensach1iche Ar,gumeI:1te, 
d~e man auch dafür ins Tneffen ,führen kann. 

Ahg. DDr; K cl ni g (VP): iF:ür die OVP ist 
ebenfalls die Frage der Sicherheit eine ent­
scheidende Frage, das ,gilt auch für ldi,e Frage 
der Gesundheit. Für die öVP ist die Frage 
der Kerngicherheit eine!gr,un\d,sä,tZiI,iche Frage, 
nach der Verfassungslage und nach den prak­
tisch glegebenen Möglichkeiten ,ist es Sache der 

Reglierung, ,die Einhaltung von ,gesetzlichen, Be­
stimmungen, Vl()ifi Aurf1agen unld von wissen­
schaftilichen Erkenntni,ssen :bei Bescheiden im Ralh­
men ,der geltenden Gesetz,e ZIU beachte'nund 
zu Igarantieren. N~emandtml von uns wä1"e es 
möglich, die tausend .EinZ!el.ihescheide unld die 
d3ZIU ergang,enen StudiennachZ'll!prüifen, nachzu­
vollziehen. Das ist .auch nicht Aufgabe ,des P.ar­
Laments. 

Wir können uns aber in grundsätzlichen Fra­
gen auseinandersetzen, Idiesem Ziel dient das 
heutige Gespräch, diesem Ziel sollen die nach­
folgenden Gespräch,e mit den Experten dienen. 

Fragen an Dr. Blau: Sie 'haben gesagt, das 
ist eine Frage der ethischen Verantwortung, Sie 
als Mutter sind der Auffassung, daß Ihnen diese 
Verantwortung die Parlamentarier nicht abneh­
men können. Einige Ihrer Vertreter haben sich 
dafür ausgesprochen, es sollte eine Volksab~ 
stimmung stattfinden. Nehmen wir an, es würde 
bei uns eine solche Volksbefragung gemacht wer­
den und ,diese würde eine Mehrheit für die 
Atomkraft bringen. Wür-de ,das etwas an Ihrer 
moralischen Position ändern? Würden Sie einen 
solchen Volksentscheid hi,nnehmen, während Sie 
e~nen solchen des Parlameilts nicht anerkennen 
wollen? 

Sie sind auch gegen Atomrüstung. Diese ist 
vorhanden, sie hat heute ein vielfacheres Ge­
fährdungspotenzial als d~e Kernkraftwerke. Hal­
ten Sie die Entscheidung für die friedliche Nut­
zung von Kernener,gie für d'ie ,Fortsetzung eines 
bedrohlichen Weges, der mj.t der Altomrüstung 
beschritten wurde,' sozusagen eine quantitative 
Vermehrung des Risikopotentials, oder halten 
Sie es für eine qualitative sekuläre Entscheidung, 
die in ihrer grundsätzlichen Bedeutung etwas 
ganz anderes' ist /Und wei:t, üher Idie bereits vor­
handene B.edrohung ,durch' die Atomrüstung 
'hinausgeht. 

An Dr. Tisserand: Sie sprachen von der Be­
fürchtung, daß mit einem Kernkraftwerk per­
sönliche Eingriffe in die Freiheitssphäre ver­
bunden wär,en, die unterträglich sind. Nicht nur 
bei uns gibt es Gesetze, die Eingriffe in die 
persönliche Freiheitssphäre vorsehen, etwa ,im 
Fall von Katastrophen. Sehen Sie die ,diesbe­
züglichen Eingriffe in Grund1'1echte qulitativ als 
etwas völlig anderes oder quantitativ als so um­
fänglich an, daß sie in keinem Vergleich stehen, 
zu den auch sonst notwendigen oder vorhande­
nen Eingriffsmöglichkeiten in persönliche Frei­
heitsrechte im Katastrophenfall, wenn Verseu­
chungsgefahr droht, oder sprechen Sie ,sich Igrunld~ 
sätzloich gegen Bingriffe lin solche persönliche Frei­
heitsrechteaus, 'auch in anderen ßereichen? 

An Frau Dr. Schmitz: Sie sprachen von ein,em 
Umbau Zwentendorfs' zu einem kalorischen 
Kraftwerk. Ich nehme nicht an, daß Sie einen 
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Umbau auf fossile Befeuerung meinen, denn Erd­
öl und· EJ.;dgas sind zeitlich begrenzt, nehmen 
wir also an, Sie denken an eine Befeuerungs­
quelle. Sie halben für die StrohverwertJUng sehr 
konkret Oberbaurat Kisser genannt, wir werden 
uns dafürinteressier.en. Haben Sie für diese Vor­
stellung eines Umbaues eines kalorischen Kraft~ 
werkes und für die dazu notwendige Brenn­
stoffzufuhr konkrete Unterlagen, konkrete Vor­
stellung,en? 

An Herrn Schmutzer: Sie sprachen von einem 
Erdwärmekraftwerk. Gerade die öMV bemüht 
sich um diesen Bereich sehr, bislang mißt man 
der Nutzung in Österreich auf Grund der hie­
sigen geologischen Verhältnisse nur lokale Chan­
cenbei. Haben Sie konkrete Unterlagen? 

Abg.· Dr .. Marga Hub i n e k (VP) :Es gibt 
h~er eine Fülle von ethischen Fragen. Wir haben 
alle hier den Eindruck, ,daß Idie Verantwort­
lichen in diesem Land hemüht sind, ,den Atom­
müll irgendwohin ZiU transferieren, unter die­
sem Stern sahen wir auch die Reise eines Re­
gierungsmitgliedes nach Persien. Das ist sicher 
3Juch eine wichtige Frage, die jeder von uns 
beantworten muß. Ist das nicht eine neue Form 
des Kolonialismus, ,daß Atommüll in ,ein Land 
tra~sferiert wird, das seine Bedenken eben weni­
ger laut artikulieren kann als die 'Bürgermeister 
oder die Gemeindevertreuer im Waldviertel. 

Frau Dr. Schmitz, all die Fehler ,des Regierungs­
berichtes, die Sie aufgezeigt haben, haben wir 
ebenfalls aufg,ezeigt, wir haben ja noch reichlich 
Gelegenheit, auf die Fehlerquellen aufmerksam 
zu machen. 

Eine konkrete Frage an Frau Dr. Blau: Wir 
sind uns einig, ,daß man über wirtschaftliche Mo­
mente 3JUch ,'die Ziele .erreicht, ,die uns am Herzen 
liegen, nämlich die Fragen der Gesundheit und 
der Sicherheit. Für mich ist es ein Fragezeichen, 
ob wir das tatsächlich als zusätzliche Energie­
quelle benötigen, zum al der Anteil im Energie­
bericht der Bundesregierung als sehr bescheiden 
angegeben wird. Ich glaube auch, ,daß man der 
Bevölkerung begreiflich machen muß, sie soUe 
Strom sparen. Das ginge mit e~ner vernünftigen 
Preisgestaltung. Wie, glauben Sie, kann man der 
Bevölkerung am zweckmäßigsten begreiflich 
machen, Strom zu sparen? 

Albg. Dr. He i n ,d 1 (SP): Wir wollen nicht 
nur Experten hören, s0l1'dern auch Persönlich­
keiten, ,die sich ernsthaft mit dieser Frage be­
schäftigen, die sich damit beschä,ftigen, weil sie 
Anliegen haben. Billigen Sie uns aber bitte 
dasselbe zu. ' 

,Es stimmt ganz einfach" nicht, daß es die 
Regierung war oder ein Vertreter' Ider Regie­
rungspartei, die Alberndorf hinein gelegt haben. 
Das ist dokumentarisch nachweisbar.' Alberndorf 
war es selber und hat ,es sogar über einen An-

walt gemacht. Die Regierung kann und darf 
doch nur im Rahmen und am Boden der Gesetze 
arbeiten, sie kann daher nur den, Behörden 
Weisungen ,g,eben, politischen Willen einfließen 
lassen, . Besche~de erlassen auf Idem Boden der 
Verfassung. Sie kann nicht sagen, ihr dürft 
keine Bescheide erlassen, weil wir Angst haben 
vor einer Wahlniederlage. Wenn wir uns einig 
sind, .daß wir 'am Boden Ider Verfassung im 
Rahmen der Gesetze agieren, dann müssen wir 
den zuständigen pol~tischen I,nstanzen nicht nur 
das Recht, sondern die VerpfliChtung abver­
langen, daß sie auf ,dem Boden der Gesetze und 
im Rahmen der Veclassung handeln. Daher 
wird und kann nur jede Behörde in der jewei­
ligen Instanz und in der jeweilj,gen Ebene, wo 
agiert wil1d,! tätig werden. Wir sind der Auf­
fassung, daß das Parlament in einer so elemen­
taren Frage eine Willensäußerung abzugeben hat, 
die auch zu begründen sein Wil1d. Ich bitte, uns 
nicht zu unterstellen, daß wir es uns leicht 
machen, daß wir Alibihandlungen setzen. Wir 
wollen wirklich Ihl1e Bedenken hören. 

A:bg. Hof s t e t t e r (SP): Wir machen es 
uns nicht leicht. Sinn dieser Aussprache ist die 
Wahrheitsfindung. Wir alle wissen, daß Meinung 
gegen Meinung steht, daß Wissenschafter die 
eine Auffassung vertreten, andere eine andere. 

Aber ich war etwas überrascht über die Art. 
wie ,das Gespräch 'geführt wunde. Frau Dok­
tor, Schmitz, Sie haben untersteHt - das können 
Sie nicht beweisen -, ,daß interne Gespräche 
zwischen ,den Präsidenten stattgefunden haben, 
die dann im allgemeinen eine Me~nungsäußerung 
zum Ausdruck gebracht haben. Gegen das möchte 
ich mich verwahren. 

Man spricht von Lüge, Schwindel bezüglich 
der Arbeitspläitze, daß man in den Betrieben 
Stimmung macht. Sicher wird diskutiert, aber 
eine; möchte ich hier zum Ausdruck bringen: 
daß Idie Realität und das Sehen der Menschen, 
die dort direkt mit den Rroblemen befaßt sind, 
in bezug auch auf den Arbeitsplatz eine andere 
Auffassung bringt als das, was Sie als Lüge 
und Schwindel betrachten. 

Glauben Sie, . daß wir in Ider Lage sind, die 
Eigenversor,gung der Energie in Österreich :durch­
zuführen ohne ,der Energiewirtschaft, ohne der 
Kernenergie, unter der Berücksichtigung einer 
Drosselung. 

Die Idee des Energiesparens unterstützen wir 
vollinhaltlich. Nicht umsonst sind ,die Inter­
essensvertretungen in die Agenuur für Energie­
sparen eingetreten, aber dennoch müs~en wir 
alle dafür Sorge tragen, da wir in einer Wek 
leben, die leider Gottes von außen auch sehr 
stark auf die wirtschaftlichen Belange Einfluß, 
nimmt. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (liP): Es geht uns Ahge­
ol1dnete darum, eine vorwiegend als moralisCh 
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zu wertende Äußerung abzugeben, deren poli­
tisches Gewicht ausschließlich im freien Ent­
scheidungsra,um der Regierung liegt. Sollte das 
Parlamell!t mehrheitlich oder gar einstimmig 
zur Auffassung kommen, daß das Sicherheits­
risikoderzeit zu groß ist und das der Regie­
rung zum Ausdruck hringen, und die Regierung 
sollte 'anders handeln, dann wäre die nächste 
Konsequenz, daß das Parlament einer solchen 
Regierung das Mißtrauen aussprechen müßte. 

Ich habe dreI Grundfragen 'an Sie und' möchte 
fragen, wie weit ich da mit Ihnen in über­
einstimmung bin. 

Man kann sagen, es gibt eine Minimalstrahlen­
dosis, die biologisch gesehen als unschädlich be­
trachtet werden kann. 

Es gibt kein Atomkraftwerk, das in Betrieb 
sein ka·nn, ohne eine 'solche Minimatdauerstrah­
lenbelas!ung für eine wechselnde Umgebung. 

Nach Iden bisherigen Technologien gibt es keine 
Möglichkeilt, strahlende Abfälle sicher zu lagern, 
wobei "sicher" bedeutet, zu vertretbaren Kosten. 
Ein ganz entscheidendes Risiko ist der Transport 
des strahlenden Materials, der ja gigantische 
Ausmaße annehmen muß. 

Das sil1id Risikoabwägungen, teilen Sie hier 
meine Meinung? Diese wesentlichen Risikofak­
toren müssen diskutiert werden. 

Abg. Z in g I e r (SP): ,Frau Dr. Schmitz! 
Woher nehmen Sie die überzeugung, daß wir 
genug Strom hahen? Wir müssen Importe täti­
gen. 

Zum Sparen. Wir liegen mit 3500 Kilowatt­
stunden im Weltdurchschnitt.Aber es gibt in 
Westeuropa Quoten, die zwei- bis dreimal so 
hoch sind. Ich halte nichts von Sparappellen, 
wir wer-den nichts erreichen, vielleicht ein paar 
Zehntelprozent. 

Im ersten Energiekonzept aus' dem Jahre 1969 
steht schon, .daß ein Kernkraftwerk verwendet 
werden soll. Damals stand man vor der Wahl, 
soll man jedes Gebirgstal verbetonieren oder 
muß man sich anderen Technologien zuwenden, 
um Strom gewinnen zu können. 

Dr. freda Meißner-Blau: Zu den Fra­
gen des Herrn Dr. König: Die Frage Volksbefra­
gung ist für mich sehr hart zu beantworten, 
sie ist' eine legitime Frage. Wir leben in einer 
formalen Demokratie, und ich ,denke ganz be­
sonders an den ;Fall, in Kalifornien. Selbstver­
ständlich inüssen wir uns einem Volksentscheid 
unterwerfen, was iriuner noch nicht bedeutet, 
daß ich meine Sorg~n IUm meine Kinder los 
bin. Natürlich müssen wir gleich fragen, wie 
wird eine VolkS/befragung durchgeführt. Das ist 
dann eine Macht- und' Gddfrage. Wir sind uns 
völlig bewußt, daß wir als gewÖhnliche Bürger, 

die ihren Beruf haben, nicht über dieselben 
Mittel verfügen würoen, um die Bevölkerung 
vor einer Volksbefragung so aufzuklären, wir 
würden aber über das Menschenmögliche hinaus­
gehen, um unseren Teil zu tun. Trotzdem es 
kein Equilibrum gibt, würde ich heute dieser 
Volksabstimmung mit ruhigem Gewissen ent­
gegensehen. 

Zur 'Rüstung, eine ,Frage, die mich noch mehr 
bewegt. Ich glaube, es war Herr Dr. Grümm, 
der vor einiger Zeit gesagt hat, wenn die Atom­
müllfrage für die 206 existenten Atomkraftwerke 
noch nicht gelöst ist, dann können wir ruhig 
das 207. haben. (Dr. G r.ü m m: Das stimmt 
nicht! Das habe ich nie gesagt!) Ist das jetzt 
eine qualitative oder eine quantitative Entschei­
dung? - Es ist beides. Es kommt selbstver­
ständlich auf das 207. an, und zwar deswegen, 
weil man zum 207. nein gesagt hat, nein, wir 
liefern kein Plutonium für lebensbedrohende 
Atomwaffen. Wir in Osterreichsind in der 
glücklichen Lage, daß wir uns das leisten können. 

Frau Dr. Hubinek, ich danke für das Stichwort 
"Kolonialismus". Ich stimme zutiefst mit Ihnen 
überein, es ist eine moralische Frage, anderen 
Ländern unseren Atommüll aufzuhalsen. 

Zum Energiesparen. Ich glaube nicht, daß die 
Absatzschwierigkeiten unserer Stahlindustrie mit 
Energiemangel z,usammenhängen. Auch andere 
Länder mit einem höheren Pro-Kopf-Verbrauch 
haben diese Schwierigkeiten. Wie können wir 
sparen? Es ist sicher eine Frage der Tarifpolitik, 
ich bin nicht der. Meinung, daß nur ein paar 
Zehntel prozent herauskommen. Man muß die 
Bevölkerung ernsthaft über die Tarifpolitik an­
reizen, aber andererseits auch ganz konkrete 
Vorschläge machen. -Erste Schritte sind dieWär­
medämmung, die Raumheizung usw. Vor allem 
bei der Rammheizung wäre sehr viel einzu­
sparen. 

Wir sind vermutlich an .der Schwelle, wo eine 
energieintensive industrielle Produktion teurer 
wird als eine a,rbeitsintensive. Es ist jetzt ver­
mutlich schon billiger oder gleich teuer, statt 
einer Maschine mehr Menschen einzusetzen. 

Zu Herrn Dr. Scrinzi. Es ist eindeutig nach­
gewiesen, daß es ke~ne unschädliche minimale 
Strahlendosis gibt. Ich ·darf auf den Bericht über 
die hohen Leukämieraten bei den ame,rikanischen 
Soldaten hinweisen, ,die vor 20 Jahren bestens 
abgeschirmt bei den Atombombenversuchen im 
Pazifik dabei waren. 

Es gibt kein Atomkraftwerk ohne minimale 
Strahlenbelastung für die Umgebung. Das wird 
von 'der internationalen rAtomenergiebehörde 
bestät·igt .. 

Die bisherigen Technologien. Darüber sind 
'sich alle Experten einig, auch die Befürworter: 

969 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)32 von 144

www.parlament.gv.at



969 . der Beilagen 33 

Es gibt keine TechnDlogie, die .den strahlenden 
Müll sicher auf J ahrtauseooe beseitigen kann. 

Jahr.elang hat man nur die Argumente der 
KernkraftbefürwDrter veröffentlicht. Unsere Ar­
g~mente hat man einfach nirgends abgedruckt. 

Dr. Ti s 5 e r a n &: Ich bin überzeugt, daß Wir werden höchstens mit Schlamm heschmissert, 
alle hier eine WahrheitsfinIdung wDllen, aber verhöhnt, gesteinigt IUnd angegriffen. 
,diese Wahrheitsfindung ist mtt einem einmaligen Es wurden fünf Donauausbaustufen zurück­
Hearing ,der Bevölkerung in ·der Dauer VDn gestellt, als damals die Entscheidung für Zwen­
drei Stunden nicht möglich. tendDrf fiel. Es ist ein Faktum, daß die 

Herr Dr. König! Der Umfang des RisikDs - 1 400 Kleinkraftwerke durch eine sehr manipu­
ich rede nieht VDn der Wa:hrscheinlichkeit - und lierte TarifpDlitik umgebracht wU1"den. Wi.r fDr­
die LangzeitfDlgen sind 50' außerDrdentlich, daß dern aber. -diese Dezentralisierung und den Aus­
man das mit anderen Maßnahmen nicht ver- bau der Kleinkraftwerke. Zu meinem Befremden 
gleichen kann. Man sagt, bei einem atDmaren hat ·der Generaldirektor.,der Dra~kraftwerke erst 
Unfall wenden Maßnahmen el'griff.en. Diese Maß- vDrige WDche gesagt, '.daß 'die fünf weiteren 
nahmen sind VDn meiner Sicht als Arzt aus auch Draukraftwerke und -ausbaustufen ausschließlich 
wirklich nDtwendig. Man muß bei eirtem grDßen für den ExpDrt gebaut wel'den. WiesO' brauchen 
Unfall verhindern, daß PersDnen, die strahlen- wir das dann in österreich?, 'Wir expDrtier~n 
verseucht sind, die anderen "verseuchen". Fer- für 3 Milliarlden Strom. Auch ich bin für den 
ner ist im § 38 StSchG verankel't, daß die A<bbau des Außenhandelsdefizits, aber bei Güter­
Bevölkerung unter Umständen eingeschlDssen abwägung plädiere ich nDeheinmal für geD­
wel'den kann. Das geht auch aus deut:schen thermische, für SDnnenenergie, Windenergie, BiD­
KatastrDphenplänen klar hervDr. Die Betreiber~ gasanlagen, StrDhverbrennungsanla.genusw. 
seite sagt, ,dann wird man feststellen, wer ver-

In einem Schreiben an den Herrn Bundes­strahlt ist .und wer nicht. In SO' einer Flucht-
'" at' . lid h ch" . d' M kanzler beziehungsweise an die Bundesregierung Sl'.U 1Dn W1 es se r s w1eng sem, . 1e en- . 

schen in einer Wür,de zu halten, sie nun irt der ha'be ich bereits die Durchführung einer Volks­
abstirnmung beantragt, a'usgehend' VDn der Ar­gebDtenen Eile zu selektiO'nieren. Das ist eine SO' 
gumentatiDn, daß wir 3,8 MilliO'nen' Frauen in grausige Situation, die man sich vDrstellen muß. 
Österreich das Recht auf Mitsprache hahen,daß 

Der LangzeithDrizDnt beruht in den SpätfDlgen, uns ,das bisher verweigert W'Ul'de.Der Herr 
Krebs und Leukämie iund ,die genetischen Schä- BUnideskanrzJer hat mir geantwortet, ,das können 
den. er und die, Bundesregierung nicht entschdden,· 

Ich kDmme aus dem Ballungsraum Linz, aber sondern .das habe das Parlament zu beschließen. 
die Weltstahlkrise kann/durch ein DemDnstra- Ich stelle, sDmit vO'r dem A:tDmunterausschuß 
tiDnsatDmkraftwerk nicht behDben werden.' Das in aller ,FDrm ,den Antrag, das Parlament möge 
ist eIn sehr teurer Werbeaufwand. Linz liegt eine VDlksabstimmung beschließen. -

15 km entfernt. Das ist .ein Ballungsraum, es Bezüglich ,des Umbaues zuein:em kalDrischen 
könnte SO' wie in SeveSD werden.' oder geothermischen Kraftwerk: Ich dartf auf idie 

In meiner P,raxis habe ich sehr viel mit Arbei- !Milliar(denbeträge hinweisen, die aufgewendet 
tern zu tun. Der Standpunkt ,der arbeitenden ,wel1den müßten in Hinblick 3!ufden COGEMA­
Bevölke11Ung kDO'ndiniert viel mehr mit den Vel'tr,ag, iden AlbtranspDrt von Atommühl ins 
Auffassungen der AtDmgegner, weil die Leute Ausland, es stlÜn\den- für diesen Umhau Mill~ar­
sich sagen, wenn wir um einen SO' hDhen Preis denbeträge de .facto rzur VIerfügung. Es wäre sinn­
das Wirtschaftswachstum weitertreiben, ist uns vDll, die StrDhballen ,aus ,dem Tullnerfeldzu 
der Preis zu hDch. 'verwen'den.-

Zu den Fragen des Herrn Dr. Scrinzi. Seine 
Fragen muß man rückhaltlO's im Sinne einer 
Bejahung seiner Anfrage beantworten. 

. Dr. Elisabeth ,s c h mit z: Herr A~geDrdneter 
Zingler! Unser WirschaftsfDrschungsinstitut prD­
gnDstiziert ,derzeit ein 1,5prDzentiges Wirtschafts­
wachstum, eine stark rückläufige Auftragslage, 
eine weltweite Rezession, ,das deutsche Fin01nz-

. ministerlium h:a:t ~ür österreich sogar ein Null­
wachstum prDgnDstiziert. Daraus ist ersichtlich, 
daß wir uns umstellen müssen auf mOre intelli­
gent produots. 'Mein Anliegen ist, llimmer mehr 
junge Menschen für die Mitarbeit im SDzialbereich 
zu gewinnen, anstatt daß sie sich in Industrie­
betrieben einschulen lassen. 

Satellitenbilder beweisen, daß es in 7 000 bis 
9 000 m Tiefe unter ZwentendDrf in der Nähe 
des AtDmkraftwerkes .eine Dampfblase gibt, vul­
kanische Wärme, die zu nutzen wäre. Die öMV 
müßte ihre Geräte für diese Tiefe zur Verfügung 
stellen, jemand müßte die KDsten hiefiir tragen. 

Zu den, Stromsparmaßnahmen. .46 PrDzent 
der Befragten haben sich fürtempDräre StrDm­
ausschaltungen ausgesprDchen, ,hevor sie ein 
AtDmkraftwerk in Kauf nehmen. Das stammt 
aus demA1msbacher J ahrtbuch für DemDskopie, 
gainz zu schweigen von anderen Meinungsum-
fragen. . 

Meinen Dank an Herrn Dr. Scrinzi für dessen 
verantwortungsvDlle Ausführungen in seiner Ei-

3 
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genschaft als Arzt, meinen Dank 'an Herm 
Dr. St~x und an leIie ges·amte fre~heitliche Frak­
tion für ihr Nein zum Atomstrom. 

Im Regierungshericht steht übererbgenetische 
Strahlenschäden ja ohnehin sehr viel, S. 43/44. 
Auch Arzte müßten beim Expertenhearing ge­
hört werden, und ich möchte beantragen, daß 
Herr Primarius Dr. Stampfel aus Leoben, ein 
Röntgenologe, urud Herr Dr. Drobil oder andere 
gehört werden. 

Im Regierungsberich·t steht eindeutig: "Die 
Erfüllung all dieser Auflagen, Bedingungen und 
speziellen Regelungen weI1den allerdings nur 
dann für ·die Erteilung einer Betriebsbewilligung 
ausreichen, wenn auch die Kernfrage nach der 
Lagerung der Abfälle hefriedigend gelöst ist." 
Sie ist global nicht gelöst und unlösbar. Daher 
hoffe ich, daß das Kernkraftwerk Zwentendorf 
nie in Betrieb .gehen wird! 

Heinz Se h mut zer: Zur Erdwärme werden 
wir Unterla,gen 'senden. 

Zur Volksbefragung. ·Sie können sich nicht vor­
stellen, wie schwer- es ist, wenn man hiezu 
persönliches Lnteresse hat. Die Leute, die unter­
schreiben sollen, müssen z. B. ins Ra:thaus 
fahren, eine Unterschrift :bedeutet doch so viel 
wie tausend oder zweita,usend Meinungen. Wir 
halben schon einige tausend echte Unterschriften, 
wo die Leute tatsächlich zum Bürgermeister gehen 
und unterschreiben. Die Chancenungleichheit der 
propagandistischen Möglichkeiten ist so gewaltig, 
daß .es .unwahrscheinlich ist. Wir müssen ja das 
alles selber 'bezahlen. Eine Befr3igung ides Volkes 
kann nur dann ein echtes Bild der Volks­
meinung geben, wenn zuerst einmal das Volk 
von bei den Seiten mit gleicher Kraft informiert 
worden ist. Dann kann das Volk entscheiden, 
denen oder denen glaube ich. 

Das Energiesparen ist nicht so abzuwerten, 
weil der Anteil ,des elektrischen Stromes am Ge­
samtenergieverbrauch in österreich 12 bis 15 Pro­
zent beträ.gt. Wenn man vom Gesamtenergie­
verbrauch auch nur 1 Prozent einspart, ist das 
ungefähr so viel wie fast 10 Prozent des Strom­
bedarfes. 

Abg. AnnelieseA I b r ee h t (SP): Die Damen 
haben heute wiederholt an das Gewissen der 
Frauen. im P1arlament ,appelien, und ich darf 
Ihnen versichern, 'daß jede iFrau in Idi,esem Hohen 
Haus sich dieser :großen Verantwortung ganz 
besonlders bewußt ist. Als AbgeoI1dnete steht 
man vor einer schwierigen Situation. Einmal 
hört man Pro-Meinungen, dann hört man wie­
der Kontra-Meinungen, 'sieht einen Film und 
ist verunsichert. Dann kommt die Frage an das 
eig~ne Gewissen. Daher ist es ja notwendig, 
zu hören, zu hören, zu hör.en, denn das nimmt 
uns ja IetZ!ten Endes niemand ab. . . 

Frau Meißner-Blau, Sie haben recht, in. der 
allgemeinen Di'skussion wil'd eigentlich die Ab­
rüstung viel zuwenig angesprochen. Sicher, man 
bleibt in österreich stark 'im Lokalen, aber das 
ist ja kein lokales Problem. Bei einer Sitzung 
in Wien habe ich von Atomsperrverträgen ge­
hört, ·die sehr weitmasch'~g 'sind, urud ich hatte 
da'S Gefühl, ,ich Sltecke ja jetzt mitten im Atom­
zeitalter. Frau Doktor, gibt es bei Ihnen auch 
internationale Kontakte? Beschäftigt sich die 
Organisation "Mütter gegen Atomenergie" auch 
mit anderen Umwe1tfragen, oder haben Sie mo­
mentan nur Idie Stoßrich,tJUng Atomenergie? 

Abg. Dr. S t i x (FP) schließt sich . all dem 
an, was Dr. Serinzi geäußert hat. Meine Frak­
tion hat Herrn Dr. Serinci in seiner Eigen­
schaftals Arzt nominiert, und er nimmt hier 
in der Funktion eines Expenen an den Bera­
tungen des Unterausschusses teil. 

Zur Frage 206 Kennkraftwerke oder 207. Ich 
möchte nur darauf hinweisen, daß das eine 
völkerrechtliche Bedeutung hat. Einer Stellung­
nahme von Völkerrechtsexperten ist. zu .ent­
nehmen, daß nach ,dem internationalen Nach~ 
barschaftsrecht ein Staat Schadenersatzansprüche 
geltend machen kann, wenn vom Nachbarstaat 
schäd1iche Immissionen kommen. Diese Schaden­
ersatzanspruchsmöglichkeit geht aber verloren, 
wenn er selber Kernkraftwerke er.richtet und 
betreibt. 

Alle .derzeit gängigen Behauptungen über not­
wendiges und erforderliches Wirtschaftswachstum 
in Verbindung mit parallelem oder fast parallelem 
Energiebedarf und die daraus albgeleiteten Be­
hauptungen über die Aufrechterhahung oder 
Nichtaufrechterhaltung an Beschäftigung halten 
emer tieferen Analyse in keiner Weise stand. 

Es wurde gesagt, man hätte zur Verfügung 
ein internes Dokument des deutschen Institutes 
für Reaktorsicherheit. Ich wäre interessiert, die­
ses Dokument kennenzulernen. 

Abg. H,i e t 1 (VP) stellt fest, daß er eine 
mühsam aufgebaute Landwirtschaft hat, die seine 
Kinder einmal fortführen sollen. In dieser Rich­
tung rst die W ortme1dung zu verstehen. 

Zu Strom- und Energiesparen. Bei den Bauten 
ist es sicher möglich, entsprechende Energie zu 
sparen .. In einer Statistik stand, daß sich die 
Ha,ushaltsgeräte in ·den nächsten 10 Jahren ver­
dreifachen werden. Dafür werden entsprechende 
Enengien notwenldig sein. Mich würde. interes­
sieren, sind Sie der Meinung, daß .das in Zukunft 
so sein wird? 

Energiege~innen aus Stroh. Wir müssen uns' 
immer Gedanken machen, wohin. wir das Stroh 
bringen. Das ist vor allem eine Finanzierungs­
frage. 
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Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Kernproblem 
sind die Fragen der genetischen, biologischen 
und der gesundheitlichen Schädigungen. Sie kön­
nen Iden Eindruck mitnehmen, daß alle im Un­
terausschuß vertretenen Ärzte die Bedeutung 
dieser Frage in den Vordergrund stellen. 

Josef Man d1: Betrachten Sie uns so, als ob 
es Sie selber angehen würde. 

Alois H 0 r n er: Es wurde davon geredet 
"auf dem Boden der Gesetze bleiben", in Wirk­
lichkeit ist Idie Inbetriebnahme des Atomkraft­
werkes Zwentendorf gesetzlich bereits gelöst. 

Das StSchG, die höchstzulässigen Werte, die 
Frage, ob es eine tolerierbare Dosis an Radio­
aktivität gibt, ist sekundär. Primär wurden die 
,~esetzlich ZlUlässigen Dosierungen aus folgenden 
Gründen festgelegt. Man hat die Kosten- und 
die Nutzenkiurve geschninten, und zwar den 
Kostenaufwand für Sicherheits einbauten und die 
Kurve für ,den Kostenaufwand für eventuelle 
Behandlungen bei Strahlenschädigungen. (Abg. 
Dr. Sc r i n z,i: Das ist unrichtig! - Abg. Dok­
tor He i nd I: Das ist alles falsch! Sie reden 
und wissen nichts!) 

Dr. Freda Me i ß n e r - B lau:, Zu den 
Atomsperrverträgen. Spätestens seit Hiroshima 
und Nagasaki wis'Sen wir, daß wir uns selbst 
als Spezies ve~nichten können. 

Internationale Kontakte existieren. Das Echo 
kommt aus dem Auslan'd, analog zu unserer 
Gruppe haben sich in Genf, Baliel und München 
Gruppen gebildet. 

Die Atomenergie ist für uns nur die Spitze 
eines Eisberges. 

Was Idie zehnprozentige' Zunahme der Haus­
haltsgeräte betrifft, so sind das Prognosen, die 
einfach gestellt werden, damit der Energiever­
brauch und die ganze Industrie darauf ein­
gestellt werden. Wir Frauen können hier nur 
eines machen, Wi>derstand leisten und den Kram 
niCht kaufen. ' 

, Dr. Elisabeth S c h mit z: Bezüglich der Stroh­
verwertung Igvbt es ein System: Idie StrohibaHen 
wel"den sehr stark Igepreßt. Sebbstverständlich 
werde ich gerne den ~xperten auf diesem Gebiet 
bekanntgeben. 

Landeshauptmann Kessler ist ein Beispiel da­
für, daß man seine Meinung ändern kann. Auch 
mein Mann hat das 1969 mitbeschlossen, schon 
damals habe ich dagegen protestiert, wurde 
aber nicht gehört. Ich hoffe, auch Sie werden 
eine Kehrtwendung vollzieh,en, wenn Sie die 
ausführlichen Informationen von den Experten 
haben. 

Obmann Abg. S tau d i n ger: Sehr geehrte 
Damen und Herren! Damit endet dieses Hearing. 
Nochmals vielen Dank für Ihr Erscheinen und 
für die Beantwortung der Fragen. 

Um Mißverständnissen vorZJUlbeugen, halte ich 
fest, daß das Antragsrecht ,den Abgeordneten 
zukommt. 

Kritik ist durchgeklungen, daß diese schwie­
rige Fra~e in drei Stlunden gelöst werden soll. 
Das, unterstdlt, ,daß wir uns mit di'e~er frage 
noch nicht ibefaßt halben. Wir aUe haben be­
reits ausführlich Literatur studiert, um der 
unerhörten Ver.antwornung gerecht zu werden. 
(Die Vel"tll"eter ,der sechs Organisationen ver­
lass'en .den Saa!!.) 

.Albg. Dr. 5 t i x (FP): Meine F,raktion ist 
sehr beunruhigt, ja verunsichert über das Er­
kenntnlis des Verwalltung,sg,el1ich,tshofes. Wir ste­
hen unter 'dem Eindruck, daß damit die ge­
s,amte Grundlage, ,auf der der Bericht der' Bun­
desregierung beruht, irg,endwie ins Wanken ge­
raten ist. 

Daher svelle ich ,den Antrag - wenn das im 
Unteramsschuß IlJicht mögl:ichsein sollte, dann 
,im Ausschuß -, die B,eraiungen dieses Aus­
schusses zu V'ertagen, bis Khl'heit geschaffen 
-ist. 

Bundesminister Dr. S t la r i Ib la c h ,e r: Wenn 
Sie sagen Ider Regierungsberichtist unzulänglich, 
wenn Sie sagen, die Freiheitliche Partei ist be­
unruhigt, ~o kann ,ich ,daraUlf keinen Binfluß 
nehmen. Aber, KoHege Stix, ist Ih.nen klar, was 
der Verwaihuongsgerichtshof entschieden hat? Es 
wurde entschieden, daß drei (ßeschwerde~ührer 
rech,t Ibelrommen, daß zu prüf'en ist, ob sie zu 
hören sind. Das hat meiner Meinung nach auf 
den Rtjgi'eI1Ulng~bericht einen sehr geringen Ein­
fluß, wenn nicht ü1berlhawpt keinen. Das ist 
Sache der Landesregierwng, ,da'S zu ergänzen. 

Abg.' Dr. IF i sehe r (SP): Die Geschäfts­
ordnung sieht für einen Unterausschußkeillle 
Vertagung vor. Aus dem El'kennltnis geht her­
vor, daß der V,erwalltungsgerichtshofder Mei­
nung ist, daß das Land Niederöster,reich als 
Bauibelhördeden B,egriff des "Anniners" in 
eine,r Weise verwendet hat, der dem Verwal­
twngsg,et'lichtsho.f ,izUlIllindest nicht ausr,eichend 
begründet scheint. Die Niederösterreichische 
LandesregieruI1jg w.ird !lich entscheiden müssen, 
oh sie festhält an der AwFfassung, ·daß diesen 
Personen keine Barteistellung zu:kOlffimt und 
das entspl"ech'end Ibegründet, oder o:b sie den 
genannten Personen Pa,rteistellung einräumt. In 
he~den Fällen würde :ich meinen, daß das an 
'unser,er Aufgabe nichts ändert: 

AJbg. DDr. K ö n i.g (VP) r~gt an, dreseFrage 
das nächstema!l zu veI1folgen. 

Obmann Abg. S ta 'U d i n g e 'r unterbricht 
die Bemtungen wm 13 Uhr. 
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c) Sitzunglvom 10. März 1978 3. Bürger1nit.iatlive g~gen Atomgefahr,en, 
Möd1ing, ZJuhanden Frau nr. Elisabeth He 1-

.obmann .Albg. S ta ud i n ger eröffnet di,e 1 e r; 

Sitzung um 14 Uhr. 4. Gru'ppeunaJblhängiger Wiss.enschaftler, 

Die nächsten Tel"mi.ne ~ind vorgesehen für 
den 

14. März 1978, 9 bis 12,30 Uhr, 
17. Mä~ '1978,9 bis 15 Uhr, 
5. A'Pdl1978, 9 ibis 12'Uhr, Obis 17 Uhr, 

13. ApriJl 1978, 9 his 13 Uhr und 
14. Apnil 1978, 9 bis 13 Uhr. 

Für den 17. März 1978 sind foLgende Exper­
ten 'vorges:ehen: 

1. Herr Instlü;utsleiter für Reaktorsicherheit 
Dipl.-Jng. Walter B.j.un ,e r, Sob~esk~gasg,e 21, 
1090 Wien; 

2. Herr nirektor Dipl.-fug. Arthur S a 1-
ehe r, Technischer Oberwachungs-V'erein Wien, 
Krugerstraße 16, 1010 Wien; 

3. Herr Dozent DipI.-Ing. Dr. Josef Z e h-
man tU, Technischer überwachUings-V,erein 
Wien, Krugerstraße 16, 1010 Wien; 

4. Herr o. Univ.-P,rof. Dr. Hans K 1 e i n­
rat h, Technische Universität Wien, Elektro­
t,echnisches Institut, Karlsplatz 13, 1040 Wien; 

5. Herr Prof. Dr. Johannes Fr i s c hau f, 
I. Medizinisch,e Universitätsklinik, boropen­
station, Lazarettgasse 14, 1090 Wien; 

6. Her.r Prof. Dr. Enge1bert B ,r 0 cl a, InstJi­
tut für Physikalische Chemie, Währinger 
Straße 42, 1090 Wien; 

7. Herr Dr .. Peter W eis h, Institut für 
Umwdtrw1is.genschaften und Naturschutz, Burg­
ring 7, 1010 Wien; 

8. Herr Dipl.-Ing. Dr. Walter Pa p 0 u s 'e k, 
Technische Universität Gr,az, LehnkantleI und 
Institut für ReaktJor,phYSlik, Kopernikusgasse 24, 
8010 Graz. 

Wien, ZlUharuden Herrn PräsiJdentJen Professor 
Friedrich M. Fe r en c ak; 

5. österreichisch,er Na'turschutulhurrd, Salz­
burg, zuhanden Herrn Prä:siidenten PrOlf·essor 
Dr. E. S t'Ülb e.r; 

6. öster,reichische UmweltschUtlJbewegung, 
Landesgruppe Kärnten, Nimnichter, 9563 Gnes~ 
aUj 

7. Aktion!\gemeinsmaft Umweltschutz Gmun­
den, zuhanden Herrl1 Maig. Roland Lei c h t, 
4813 Altmünster; . 

8. Ni.ederösrerreichismer Nat'urschutZJbund 
Wien, zUihanden Herrn Kurt F r.j t s ehe r, 
Herrn Vorsitzenden Pie h 1 e ,r; 

9. Dacbvierlband der In~tiatJivgruppen öster-
reichischer Atomgegner, zuhanden Herrn 
VlizepräsidentJen Vet.-Rat Dr. Josef Lu k a s; 

10. Arlbeitsgemeinschaft gegen UllllIWeltschä­
den, zuhanden. Herrn lng. K'al"l N '0 wa k, 
Wienj" 

11. A:ktiQn Leberrsr,aum Wien, zuhanden 
Herrn OBR Dipl.-Ing. Walter K iss e r, Wien; 

12. Bür.gerini'tiative :W:a1dVliertel, Anbeitskreis 
gegen Atommüll, :whanden Herrn Peter W. 
K a stn,e r; 

13. WehiD.uoo zUim Schutz des Lebens, Lan­
desgruppe Vorarliberg, zlUhmden Herrn Pa r; 

14. Mütter gegen Atomknaftwerke, zuhanden 
Herrn Manfred Run z 1 e r, 5183 Rank­
weil; 

15. Arlbeitskreis 
burg; 

A 1;omenerg~e K:losterneu-

16. Bü(geninitiatiJve .gegen Atomg,efaihren, 
Klosterneuhurg, zuhanden Herrn Dipl.-Ing. 
Herwig K'a mp 1, Herrn .DDr. RudoU 
D r obi 1, Dehmgasse 6, 3400 Weiclling-
Klosterneuburg; 

Nach einer. Diskussion hetreffend Anhörung 17. Bü(gerinvtiative gegen Atomgefahren. 
weiterer Gruppen von Kel'Il'kraf\lWlerksg,egnern, Wien, zuhanden Herrn Dr. Ernst Z ö r n­
an der sich Id~e Albgeordneten nr. Wiesinger, 1 ai b, Postfach 14, 1123 Wien; 
Dr. MaI1ga Hubinek, Dr. HeindI, Dr. Anne-
liese Atbr,echt, Bundesmini.ster Starrbacher, 18. HÜI1gerinitiallive gegen Atomgefalhr,en i.m 
Dr. Stix, Dr. Hauser, DDr. Könilg beteiligten, WSL, Landesgruppe -Oberösterreich, zuhanden 
!kommt der Unterausschuß dahin gehend über- Dipl.-Ing. W.j tz a ny; . . 
ein, daß noch fu!lgende Gruppen, di'e sich bis- 19. Gewerksch'after gegen Aoomkraftwerke 
her gemeldet halben, gehört werden: Wien, zuhanden Herrn L'a'u b e r bz'W. Franz 

S c hall me i n 'e r, Schottenrirug 35/1, 
1. Aktion "Wissenscha.ftler gegen Atomkraft- 1010 Wienj' 

werke", Akademie der Wissenschaft, . zuhan- 20. Gesun:des Leben, Bund für V;olksgesund­
den Herr P'l"of. Dr. Kionr3Jd L 0 ren z, Aldolf heit, zuhanden Herrn Obmann Ing. Stefan' 
Lorenz-Gasse 2, 3422 Greife~teinl Altenherg; M ti c k 0, Drillgasse 17, 1238 Wien; 

2. Niederoster:reichisch'e Frauen-Initiative,' 21. Aktion "Wien gesU'nide Weltstadt", zu-
Gruppe MödHng, zuhanden Frau Irmgard hanlden Herrn Alois DQ r n er, Fach, 1, 
W u n ,d e r e r, Straußgasse 23, 2340 Mödling; 1204 Wiien;' 
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22. Herrn Dr. Siegmund Pr i gl i n ge r, 
4020 Linz; 
. 23. Aktion Umwelt, Niessenstraße 25, 

5020 Salzburg; 
24. Welllbund zum Schutz des Lebens, Lan­

des direktion Salzburg, z;uhanden Herrn W. 
Go d ef r 0 y, Möwenstraße 17, 5020 Salzburg; 

25. ,Ärzte gegen Atomkraftwerke, zuhanden 
Herrn Dr. Herbert K I aar, Wien; 

26. Welt!bund zum Schu'tlZ des Lebens, Lan­
deS'direktion Kärnten, zuhanden Frau Direk­
tor Annema,rie L·o r'b.e e,r, Getrerdegasse 13/2, 
9020 Klagenfurt; 

27. MitteJ.schürter ,gegen Atomkraftwerke 
Wien, zuhanden Herrn Stephan A cl I e r, Wien; 

28. Dachverband für ökolOig[sche Lebens­
sicherung unld z,ukUlll'ftsorienrier.te Umwe'lt, z'u­
handen Frau Renate Ger t n e r, ThaI-Eck 436, 
8051. Graz; . 

. 29 .. Bürgerinitiative "Weinsbergfor·st", über­
parteiliche Interessengemeinschaft gegen den Bau 
und 'Betrieb von Kernkraftwerken und Atom­
mülldeponien, Postfach 5, 3665 Gutenbrunn. 

Albg. Dr. S t i x (FP): Ich ha.betbei Ider Jetzten 
Sitzung ,den Antrag gestellt, die iHel1atungen des 
Unterausschusses 'zu unt'eI1brechen. Nun wurde 
eingewandt, daß dies· geschäftsordnungsmäßig 
nicht mä.glichsei.Es hat sich herau~gestdlt,' daß 
dies eine irrige A'U~f,ass<ung ist, der Antng könnte 
sehr wohl behandelt weliden,er liegt .daher nach 
wie vor zur Behandlung auf 'dem Tisch, und ich 
·bitte nun, den Antrag weiner zu belhandeln. Der 
Abgeordnete zitiert ,die Begründung aus dem letz­
ten KÜrrlZprotokoIl. 

Albg. Dr. H ein -cl 1 (SP) sieht keinerlei Zu­
sammenhang zwischen der Bntschei,dung ,des Ver­
waltungsgerichtsihofes in einer. Formfrage und 
den Beratungen Ides UnIJerausschuss.es. Dalher muß 
die sozialistische Fraktion diesen Antrag ableh­
nen. 

Ahg. Dr. Marga Hub i n e k (VP): Die Exper­
ten bei ,den Hearings werden gehört, um zu 
einem Meinungi>biLdungsprozeß zu kommen. Ein 
Hearing sollte man doch ,fortsetzen,' Herr Abg.e­
ordnet:er Dr. Stix, warum wdIlen Sie die Anhö­
rung. der Experten unterbrechen? Welchen Zu­
sammenhang hat ,das mit ,dem' Erkenntnis des 
Verwa'ltungsgerichtshofes? . 

Abg. Dr. S t i x (FP): In meiner Fraktion hat 
sich die Meiri,ung herauskristallisiert, daß die 
Rechtsgrundlage ins Wanken 'geraten ist,aufder 
Zwentendorf 'errichtet wurde. Man' &ieht wenig 
Sinn ,darin, weiter E~perten anzulhör,en, wenn 
nicht klar ist, ob uberhaupt in der ,gegebenen 
Rechtssituation ISO wie bisher weiterverfahrt;n 
werden kann. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP) ist der Meinung, 
es ist günstig, den Meinungsbrloongsprozeß fort­
zu~etzen und macht den V'Orsch'lag, diesen An­
~rag SQ Jange zurück.zus·teUen, ibis idas Experten­
hearing a,bgeschlossen ist. 

Abg. Dr. S t i ~ (FP) könnte sich mit dem 
Gedanken anfreunden, Idaß der Antrag vor­
läufig nicht abgestimmt wird, aber dem steht 
wdhl,die Geschäftsordnung dagegen. 

Albg. DDr. K ö ni g (VP) spricht sich für die' 
weitere Anhörung von EXiperten und Atom­
gegnern a-us, sollt'en hisdaJhin die FoLgen d,es Er­
kenntnisses Ides Ve1'lW,altung~gerichtSlhofes offen 
sein, würde die öVP einen solchen Antrag anders 
sehen als zum j'etzi~ Zeitpunkt. 

,Bei der Aibstimmung 'Wird ,der Antrag Dr. Stix 
au,f VertagtUng .abgelehnt. 

A:bg. DDr. K Önl ,i g (VP) 'zur Frage des Atom­
aussChuss'es: 

Es soLlen Experten gehört w;erden zu 

Nor'1llallbetrieb, Erage der Raldio.a.ktivität, ' 
R!eaktorunfällej 
Äußere Sich·el"heüt, 
Entsor,gung, 
dann der ,Bericht und der VP~Enischließungs­
a.ntrag. 

An der Befragung nehmen .folgenJde Experten 
tdl: . 

1. Herr Dr. 'Traugott Gatt i n ge r, Geo­
logische Bundesanstalt, Rasumofskygasse 23, 
1030· Wien; . 

2. Herr Dr. Julius D r-i m r1ll e J, Zentralamt 
für Meteorologie und Geoldynamik, Hohe 
Warte 38, 1190 Wien; 

3. Herr o. Univ,enitäotsprofessor Ur. Georg 
Ho r n i n g 'e r, Technische Universität Wien, 
Karlsplatz 13, 1040 Wien; 

4. Herr Pmf'essor Dr. A:lexander Toll man n, 
Institut für Geolog~e, Universitätsstraße 7, 
1010 Wien; 

5. Herr D01Jent w. Hofrat Dr. Michael F. 
S c h u c h, Peizga,sse 13, 1150 Wien. 

Die Seftragungder Experten1eitet Doktor 
G r ü m:m mit einem Statement ein: Bei der nun 
fO'lgenden Materie hand·eEtes sich um Risken. 
Das Risik'Oste1,ltein Produkt dar aus ,einem 
Schadenspotential multipliziert mit der Wahr­
scheinLichkeit des Eintretens. Wesenüichste 
Problematik ,der Atomdebatte ist, daß immer das 
Potentia.},geschiMert wird und die Frage· der 
Wahrscheinlichkeit nicht genügen'din den Vor­
der.grund tritt. Di,ese Technologie hat ein hohes 
Schadenspotential, es könnte ein gigantischer 

969 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 37 von 144

www.parlament.gv.at



J8 969 der Beilagen 

Smaden hervorgerwfien werden an der Bevölke- Obmann S.t au cl i n ,g e r: Wir Ihalben auch 
rung, die Sachlage .alber hewirkt, ,daß Idie Eintritts- nichts anderes. 
wahrscheinlichkeit extrem klein ist und tief unter BUl1ldesminister Dr. S ta r i b ,a c nci r: Akten­
den Risken vergleichbarer Technologien liegt. Zum einsicht ist rbei Hearings an rund für sich nicht 
Beispiel in den Vereinigten Staaten steHt das üblich aber sollte Ider Ausschuß Idas wünschen, 
größte Schaldenspotentia'l nicht die Kernenergie,. würd~ ich das dem Gesund:heitsministerium 
sOl1ldern das Chlor dar. Die Chlorproduktion empfehlen. Das. könnte allerdings zu einer .un~ 
eines J a'hr,es in ·den Vereinigten \ Staaten reprä-enc1lichren Ver,größerung rdes ganzel1l Heanngs 
sentiert 400 000 MiLEarden Meta,udosen. Der führeil. Sire ,haben in einer Publikation rbeha,up­
radioaktive Abfall von zehn Kernkraftwerken tetdaß auf Grund Ihrer Erkenntnisse und Ihres 
würde 40 Mi:llar,den Dosen dar~tel1en. Wi~sens die Gutachten auf einer fa.lsch'en ßasis 

Die Wa:hrsch.einlriehkeit, daß aus diesem Po­
tentia'l etw,as passiert, ist wegen der Ges·etz­
gebung, der Ausb~Mung des Personalsusw. extrem 
niedrig. 

Bei den äußel'en Einwirkungen auf Kernkraft­
werke unterscheiden wir menschliche und solche 
von der Natur und Technik. Wir hewegen uns 
hier in Risrkobereichen, Idie etwa mit dem Ab­
sturz von MeteOl"ell vergleichJbar sind. Speziell 
geht ,es dal"um, ob durch ein Ereignis von außen 
Ere~gnisse in Kernk,raltWrel'ken ausgelöst werden 
können, ,die dazu führen, ,daß Radioaktivitäten 
großer Menge freigesetzt werden. 

Zweite Frage, wenn ,es zu einer Freisetzung 
kommt, wie ,der Transport der Radioaktivität 
vor a,llem durch Gewässer stantfinden kann. Man 
muß beachten, daß Risse in der Bodenplatre 
auftreten können und durch (diese rgeringe Men­
gen von Ra,dioaktiv,ität austreten. 

Ich möchte da·rauf hinweisen, Idaß dem beson­
dereAwfmerksamkeit gewidmet worden ist, und 
ich möchte mich hier als reiner von 80000 Fach­
leuten für Ker·nkraftwerke ,in der Welt präsen­
tiel"en, die in ,einer k!ormischen Situanion sind: 
Einerseits w,erden sie beschossen, als seien sie 
Mitglieder ,einer ungeheuren Weltverschwörung, 
die die Welt unter Radioakoivität setzen wol!len, 
andererseits ,hingestellt werrden als Stümper auf 
ihrem Fachg'elbiet, denen 'die Iberühmte Hausfrau 
viele Feh'!'er nachweisen kann. In Österreich haben 
wir 300 Fachleute, die Schwierigkeit besteht darin, 
,daß wir der Form der Debatte, wie sie in der 
öffentlichkeit a,bgeführt w,ird, nicht gewachsen 
sind, das auch nicht gewohnt sind, un'sere Arbeit 
besteht Idal1in, Idas Beste, was wir können, aufzu­
wenden, um ,di,e Sichezfueit 'Zu garantieren. 

Dr. T 0 H man n !bringt ,einen Protest vor, 
weil ihm von Herrn Stau dinger rogesa.gt wurde, 
daß 'er zur Diskussion stehen!de Gutachten zu­
geschickt :bekommen werde. 

Obmann S tau di n ger: Meinen Sie den 
"E1ektro-Staudinger"? . 

Dr. Toll man n: Ich harbe rmit Ihnen telefo­
niert, und Sie sagten, ich werde die Unterhgen 
noch zugeschickt bekommen. Ich habe Grund­
lagen bekommen, aber das war nur die Hälfte 
der Regierungskamp<1ign'e. 

beruhen. Darüber soll sich ,der Ausschuß ein Bild 
machen. 

DDr. K ö ni.g (FP) rmeint, es sei ein Unter­
schirefd ob ein Laie oder ein EX!perte in die 
Unte;lagen E1nbIick nimmt. AHeJ:1dings soHten 
di~ Unterlagen ausschEeßlich der Meinungsbil­
dung 'der Experten ,dienen. 

Ahg. Dr. H ein d J (SP): Herr Professor 
ToUmann!Lhr Protest Ibeeindruckt mich über­
haupt nicht, denn wir halben arls Unterlage einen 
RJegierungsbericht, den wir genarn studiert harben, 
daraus ergeben sich für uns F,rragen. Ich hatte 
Gelegenheit, ,ein F'ernsehinterview ihrerseits zu 
verfolgen, und da halbe ich iden Eindruck ge­
wonnen, daß Sie sehr wohl die Dinge kennen, 
denn man kann nur über etwas ,etwas sagen, das 
man k'ennt. Halben Sie die Stel1rurugnahme in 
letzter Zeit abgegeben in Kenntnis dieser Gut­
achten oder nicht? 

Dr. Toll m·a n n: Herr Minister Staribacher! 
Ich wolrltees nicht sehber publi:deren, ich habe 
zwei A~beiten über Bruchtektonik ,geschrieben, 
eine 1970 und eine neuere 1977, wo ich mittels 
einer Karte ,gezeigt halbe, ,daß das Walrdviertel 
das bruch tektonisch am stärksten gest'örte Ge­
hiet ist. Dann smd Kolrlreg·en zu mir gekommen 
und haben gesagt, ich soll der Geschäftsführung 
der österreichischen Studiel1lgeseHschaft für 
Atomenergie darüber Mittei:lung machen. D~s 
ist nicht von mir allein alles a'usge!\langen. Die 
Journalisten nahen dann von dieser ~uhli~atio? 
gehört, das war das erstema'!, wo r1ch. m 'd1e 
öff.endichkreit hineingezogen worden Dm. Ich 

. hätte es 'g.erne a:uf anderem Wege verhandelt, 
habe aher nicht rdie Gelegenheit geharbt. 

Meine GJ:1urudlage war das Gll'uachten Von 
Dr. Gattinger, welches mir in einer Abschrift 
zugänglich gemacht wo iden is:. Di'e ~nderen G~t­
achten kenne ich ibis heue meht, d1e kenne 1ch 
nur aus Journalistenquellen. Hätte ,ich die Gut­
achten aNe gelesen, könnte ich konkrete~ d~zu 
SteHung nehmen und der Sache mehr d1enlIch 
sem. 

Bundesminister S ta r i ha ehe r: Ich habe von 
Ihn'en keinerlei Amegungenzugeschickt hekom­
men,ich wäre se'lbstverstän!dlich darauf einge­
gangen. 
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Albg. Dr. He i 111 d 1 (SP): Wenn Sie Erklärun­
gen im Rundfunk, Fernsehen und Presse abge­
ben, taten Sie idas in Kenntnis gewisser Dinge? 
Wir wollen Ihre konkrete Meinung zu den von 
uns gestellten Fragen: hören. 

.Albg. Dr. S t i x (FP) gilbt seiner VerWlunderung 
darüber .Alusdruck, in welcher Art dies'es Exper­
tenhearing beginnt. Dr. Grümm hat in seinem 
einleiten;den Statement von der schweigenden 
Mehrheit ,der Experten gesprochen, die Unter­
lagen :besitzen, welche nur sie verstehen. Man 
stelh ihnen keine Unterbgen zur Verfügung 
und wenn s'Le eine Fachmeinung äußern, dann 

-sagt man, das können sie gar nicht, ,denn sie 
haben ja nicht ,die Unterlagen. Das ist eine un­
,gerechte VOl1gangsweise g'egenÜlb<er Experten. 

Obma,nn S tau cl i n ge r: Es war vereinbart, 
daß Dr. Grümm zuerst ein Statement hält. Dann 
ist das Gespräch :losgegaI1ß,en auf eine recht un­
erwartete Art, und ich ,gl;t,u'be -nicht, ,daß Herr 
Professor ToHmann ,den Eindruck haben konnte, 
daß über ihn hergefa.Uen würde. Ich wür,qe mei­
nen, daß jetzt ,der Herr Professor Tohlmann das 
sagt, w;t,s seinem }etzigen Wissensstand ent­
spl'icht, rindes wird sich dann ein Gespräch er­
geben, naclJ'dem sich die :linde ren Herren Experten 
dazu geäuß'ert halben. 

Dr. G r ü m m -bestätigt, ,daß iDr. Tollmann 
ein Exemplar seiner Publikation übersan'dt hat. 
Ich habe ,festg,esMllt, daß den Fachleuten diese 
Arbei,t bekannt ist, und sah ,daher keinen wei­
teren Anlaß, das weiter tm verfolgen, weil ich 
das in den :besten Händen gewußt habe. 

Professor Dr. Toll man n: -Folgende Haupt­
punkt,e: Das Endhger im Wa!Idviertel oder in 
anderen Gebieten österr,eich,s. Das offizielle Gut­
achten aus 1975 hat eine Reihe von geeigneten 
Punkten ausgewählt: Wild an der Göpfritz, 
W eins:bergerWalld, a1sdie ,günstigsten im Wald­
v.iertel, dann ~m Mühlviertel ein1g,e, im Sau­
wald einige, einige weitere noch im Wa;ldviertel. 
Auch ötztalera'lpen unld SüdsteieI'lIllark. Ich 
möchte bei meiner Behauptung Meiben, daß dieses 
Gutachten wegen Vernachlässigung moderner 
Methoden gl"Undsätz,l'ich falsch ist. 

Folgende Punkte sind vernachlässigt worden: 

Es sind bestehende Untersuchungen nicht in 
der Arbeit zi:tiert, es fehlt ,ein Literaturver­
zeichnis,es fehlen detaillierte Karten. Göpfritz 
an der Wild - als günstiger Ort dargestellt -
ist als einziger Ort _ im Waldv,iertel geologisch 
sehr genau untersucht worden, ,dabei zeigt sich, 
daß bei 20 Bohrungen dieses Gebiet von großen 
Zonen zerriebenen Gesteins durchzogen ist, daß 
jede dieser Bohrungen in Iden verschiedensten 
Tiefen zahlreiche Zonen, die s;t,ndig z-errieben 
sind, angetroffen hat, und daß das Gebiet ein 

sehr stark tektonisch beanspruchtes ist, natür­
lich können hier auch Wässer zirkulieren. Es 
ist -wohl nur bis 50 m gebohrt worden, ein 
Endlager wäre 500 m tief, aber 'hier kann man 
nicht in die Tiefe ausweichen, der Gesteins­
körperdes Granulites liegt 'deckenförmig dar­
über, Idas geht aus veröffentlichten Karten her­
vor. 

Wir verfügen heute iiber Idie Methode der 
Satellitenbi1der. Sie sind seit 'der Skylab-Mission 
im Jahre 1974 abgeschlossen, die erste Mission 
gab es 1972, die dritte 1975. 1975, zum Zeit­
punkt dieses Hauptgutachtens, waren die Bilder 
schon in österreich, sind aber in -dieser Arbeit 
nicht verwendet worden; Idas sind Bilder aus 
emer Höhe von 915 km, auf Idiesen Bildern 
zeigt sich, ,daß ein ganz starkes Bruchnetz das 
Waldviertel zerlegt, was wir bisher nicht ge­
wußt haben. Diese Bruchlinien durchziehen das 
Gebiet in einem sehr großem Ausmaß, wch im 
Weinsberger Wald gibt es ein ,dichtes Netz von 
Brüchen, auch bei anderen ,Punkten, in Ober­
österreich, Mönchswald usw. gibt es solche Bruch­
linien, die es meines Erachtens unmöglich machen, 
daß man hier ein Endlager baut. Die Brüche 
sirud endständig, tiefgreifend, wir gehen kon­
form, ,denn Dr. Dr.immel hat gesagt, sie sind 
seicht vom Seismologischen 'gesehen, ,das heißt, die 
Erdbeben im Waldviertel haben in 4, 5 km Tiefe 
ihre Herde. Für einen Geologen ist das aber 
tief, daher ha;ben wir hier die gleiche Auf­
fassung. Diese ,Brüche sind also für die iEndlager 
zu tief. Dieses Bruchnetz schadet mit Sicher­
heit ,der Anlage eines Endlagers, ,denn ein End­
lager ist eine große AngelegeIl!heit. Ein Endlager 
soll 1 mal 1 km groß sein UIl!d in einer Tiefe 
von 500 m sein. Hier gibt es ein so dichtes 
Netz, daß man meines Erachtens nach den bis­
herigen Kenntni.ssen einen solchen Platz nicht 
finden wird. Hat man Brüche ,drinnen, dann 
gibt es sofort ,eine Wasserwegigkeit, langsam, 
sekulär, aber ,die Zeiträume, die man ins Auge 
fassen muß, sind ja groß. Nach all !diesen Tat­
sachen soll man in dieses Gebiet kein End­
lager setzen, auch im Gutachten von Dr. Gattin­
ger ist geschrieben worden, daß Entdlager auf 
keinen Fall in solche Gebiete österreichs kom­
men sollen, wo man Bruchtektonik hat. Das 
englische Gutachten von 1976 sagt außer,dem, 
daß man solche bruch tektonisch gestörten Zonen 
auf Grund des GruIl!dw3lssers usw. auf keinen 
Fall nehmen soll, auch wenn sie aseismisch sind. 

Ich habe nie ,gesagt, wenn ich im Satelliten­
bild Bruchlinien sehe, das ist eine seismische 
Zone - das wird nämlich über mich behauptet -; 
SOnfdern ich habe stets nur gesagt, daß diese 
Bruchlinien sehr ungünstig sind für ein End­
lager, und daß aus ,dem' alpinen Gebiet Erd­
beben, die hier in sehr großer Stärke auftreten 
können, nach NOl'den vorwiegend abgestrahlt 
wertden, unid wir naoüdich hei einer solchen 
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Situation mit Bewegungen an ,d,i~en Brumlinien 
remnen m.üssen. ' 

Es ist smacle, ,daß alle Detailuntersumungen 
fehlen, die Bohl"Ul1Igen, die flämenmäßigen Auf­
smlüsse, ,das hätte läng&t gemamt wel"den sollen. 
Wir können nimt beurteilen, die Gutamten stehen 
uns nimt zur Verfügul1Ig, was hierfür Verhält­
nisse sind, weil wir eben hier nimt die Wahr-
heit erfahren können. ' 

Hs ist nom die Frage, ob man andere Möglim­
keiten für ,die UnteI1bringung des Atommülls 
hat. Die ühr~ge Situation in ös~erreim ist nom 
ungünstiger, deshalh ist es rimtig, daß man 
vor Kenntnis der SateLlitenJbader geSla~ hat, 
das ist das seismism relativ ruhigste Gebiet, 
und daß man gesa.gt 'hat, deshalb geb\!n wir es 
ins WaIdviertel. 

1m übrigen österreim ist es so, daß tat­
sämlim die Seismik größer ist, daß auf Grund 
der Auswertung der Satellitenbilder ,das brum­
tektonisme Netz größer,geworden ist. 

Die Salzlagerstätte~, die' man 'sonst als, die 
idealsten Lager nimmt, weil sie eben oben ab­
dichten, gegen die Nässe einen natürlimen Panzer 
bilden, die sind bei uns gänzlim ungeeignet. Wir 
wissen 5eit langem, daß sie homm.obil sind und 
durm das gebirgige Terrain von selbst im plasti­
smen Zustand sind und letzten Endes Fließ­
tektonik zeigen. Untersuchungen in Hallstatt 
haben gezeigt, daß es an der abe,rfläme Bewegun­
gen von 20 cm pro Jahr gibt. 

'Es kann nimt stimmen, daß Herr Dr. Gat­
tinger die Satellitenbilder zur Verfügung gehabt 
hat, denn sonst hätte er darauf irgendwie Be­
zug nehmen müssen, womöglim ein Bild zeim­
nen mit Brumlinien und dann smreiben, warum 
er glaubt, daß trotzdem. 

Obmann Abg. S t a u,d i n ger: Darf im fest­
halten: Sie sagen, die Gutamten sind grun,d­
sätzlim falsm, weil sie VOn Voraussetzungen aus­
gehen, die nimt gegeben sind, man wind einen 
Lagerplatz im Waldviertel nimt finden, und alle 
anderen ins Auge gefaßten Plätze sind nom 
smlechter. 

Dr. Toll man n: Im habe nom dazu ge­
sagt, daß es viel zuwenig Detailuntersumungen 
gibt, aber nam dem jetzigen Stand würde im 
das festhalten wollen. " 

Sektionsmef Dr. Fra nk:Alles, was das Wald­
viertel betrifft: GiUtamten und Studien sind 
nimt im Rahmen von Geneh~igungsverfahren 
durmgeführt worden. Da's Gesundheitsmini­
sterium hat sim eine, Studie anfertigen la~en zur 
ei,gene ersten Orientierung. Das ist eine Studie der 
geologismen Bundesanstalt, aber kein Gutamten 
im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens. 

Die Verbundgesellsmaft hat in der Vorbe­
reitung von Untersumurigen liber die Möglim-

keit, eines der~rtigen: Endlagers ebenfalls die Böh­
misme Masse ins Auge gefaßt, hat hier mit dem 
Bund als Eigentümer als Teil des Truppenübungs­
platzes' gespromen, hat' Gutamter herangezogen 
und auf ,dieser Grundlage wurden bestimmte 
Teile ausgewählt, die möglimerweise in Frage 
kommeri~ , 

Die Gutam'ter hatten, wie Sie gehört' haben, 
die Satellitenbilder, ha:benempfohlen, bestimmte 
Dinge näher zuuntersumen. Diese Untersumun­
gen konnten bis heute nim'tdurmgeführt wer­
den, ,weil man die Baubewilligung der Bü,rger­
meister für Bohrungen hraumt; die bis heute 
nimt erteilt wurden. 

Abg. Dr. H ein d 1 (SP): Die vier im heutigen 
Inserat genannten Wissensmaf~er behaupten, daß 
ihre Ansimt, Herr Dr. Tollmann, falsm ist. Darf 
im annehmen, Idaß Sie der Meinung 'sind, daß das, 
was ,diese vier sagen, nimt haltbar ist. 

Dr. Toll man n: Diese vier Wissens"mafter -
Gutdeutsm, Holzer, Küpper und Weber - haben 
nimts von dem, was .im gesagt habe, wider­
legt. Sie halben nJimt gesml'ieben, daß eS in diesem 
Gebiet keine engen Brumlinien gibt, daß die 
nimt tiefgehend sind, daß keine Wasserein­
brumsgefahr ist, sondern sie haben einen einzi­
gen Prunkt angezogen, daß mlan aus den Satelliten­
bildern allein ke1ne El1dbebengefahr ableiten 
kann. Das habe im niemals behauptet, aber es 
wil'd in der Stellungnahme widerlegt. Zu meinen 
konkreten Einwendungen steht kein einziger 
Punkt. 

Abg. Dr. He i n d I (SP): Sie sagen, Böh­
misme Masse nein, die vier Wissendsmafter sagen 
ja. Sie hehaupten, das ist Mumpitz, was die sagen. 

Dr. Toll man n: In der Wissensmaft kann 
nimt '<libgestimmtwerden, es ist @leim,gültig, wie 
viele Herren etwas sagen. Es gibt viele Beispiele 
aus der Erdwis'Sensmaft, wo zum Beispiel fünfzig 
Jahte jemand bekämpft wOllden ist, dann hat 
sim herausgestellt, er hat remt. 

Dr. D r imme 1: Herr Professor Tollmann 
hat am 26. Jänner eine Pressekonferenzahgehal­
ten, die Massenmedien haben ,darüber berimtet, 
unter anderem das "österreimbi1d". Im zitiere.: 
"Gestützt auf amer.ikani'sme SateIIitenaufnahmen 
erklärte der Vorstand des geologismen Instituts 
Wien, ProfeS'sor Alexander Tollmann, daß die 
Endlagerung von radioaktivem Ahfall im nörod­
limen Niederösterreim von der Wissensmaft ni mt 
befürwortet werden könne. Die vorgesehenen 
Endformationen seien erobebengefährdet." 

Dr. Toll man n: Das stimmt nicht, den Aus­
druck "Erdformationen" verwende im nie. Das 
stammt vom "österreimbi1d", das habe. ja nimt 
im gesagt. 

Dr. D r i m m e I: Auch der. "Kurier" smrieo: 
"Der WissenschaJfter" --:- gemeint ist Dr.Toll-
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ma'nn - ,;stellte auf Gnin'd der NASA-Photos Die Aussage, daß es sich beim' Granulitge" 
im Waldviertel eine große Anzah:l noch aktiver biet um eine flache Schüs.sel hailldelt, ist be­
geologische!.: Brüche sowie' 15 Erdbebenepizent- stehende Hypothese, aber' nicht mehr, und ob 
ren fest. Sogar Zwentendorf ist dreifach erdbeben- es tatsächlich so ist, müßten Detail'llntersuchungen 
gefährdet." Die Kritiken beziehen sich auf solche erst heweisen: Es gilt durchaus gleichberechtigt, 
1\ußerungen. durch tiefe Bohrungen in der Tschechoslowakei 

, gestützt, auch,die Version, daß es sich dabei 
Dr. T 0 1'1 man n: Diese Dinge habe nicht.ich um einen geologischen Körper handelt, ,der in 

geSla.gt.ln den Zeitungen ist natür'lich V'erschie- die Tiefe abtaucht. Eine, Entscheidung ist gegen­
dentlich geschrieben worden. wäl'tig ohne weitere T,iefenuntersuchungen nicht 

Abg. H i e t 1 (VP):· Ich, hin, ein Waldviertler 
Abgeordneter. Mich interessiert, klar und deut­
lich als PolitiJker, wie man A'USs3igen der einzel-

'neJ;l in de,r Presse bzw . .in den Massenmedien 
wiedergibt. Mich interessiert jetzt klar die frage, 
Herr Dr. Drimmel, waren'Ihre Au&führungen be­
zogen auf tatsächliche Ausführungen des Herrn 
Dr. Tollmann im Fernsehen oder waren das Aus­
sagen ,des Sprechers? 

Dr. D r i m m e 1: Das waren Aussagen der 
Sprecherin ~m ,~Österr'eicl]bad". 

Abg. DDr.K ö n i g (VP) meint, daß es nicht 
zielführerid ist, üherdie von Medien wiederge­

,gebene Aussagen zu disklUtieren. 

Dr. G at tin.g e r br~ngt vorerst eine Stellung­
nahme zu den 1\ußerungen von Professor Toll­
mann: Bei meinem Gutachten handelt es sich 
um eine Studie, die im Auftrag des Gesund­
heitsministeriums gemacht worden ist. Diese 
Studie hatte lediglich zum Ziel, in Österreich 
jene Regionen aufzuzeigen, in welchen weitere 
Untersuchungen sinnvoll sein werden und inner­
haiLb dieser Gebiete Punkte zu nennen, die als 
Ansatzpunkte solcher weiteren Untersuchungen 
gelten könnten. Daß in dieser Studie keine Lite­
ratuI1angaJben ,aufgeführt 'Wurden, "daß außer 
'übersichtskarten keine deoai:Hierten g,eologischen 
Neuaufnahmen beige'legt waren, das lag in der 

zu finden. 

Zu ,den Störungen im Ber,eich Binderberg~ 
Wachtberg. Selbstverständlich sind diese Störungs­
linien bekannt, es kommt eben dar:llUf an, ob 
man so e,inen Ortsbegriff ,dann' etwas weiter 
östlich oder etwas weiter westlich ansetzt. Ge­
meint ist damit eben ein Gebiet in' .der Nähe 
des Binld'erberges :und !des Wiachdberges, und 
hier ist es ebenfalls so, daß erst genauereUnter~ 
'Suchungen Aufschlüsse geben können. 

Daß die Studie und das Gutachten für die Ver­
'bundgesellschaft zwei verschiedene Dinge sind, 
hat Herr Sektionschef Frank bereits erwähnt. 

Zu den StörungsLinien im allgemeinen und 
damit auch 'Im den Satellitenbitdern und ihrer 
Auswertung. Diese Satellite~bilder s~nd bei der 
geologischen Bundesanstalt seit etwa vier 'Jahren 
vorhanden, und' es w'Ul'den noch von Professor 
Holzer auf dem Gebiet Lufubildauswertung 
solche Auswertungen gemacht. Ich habe hier eine 
Auswertung aus ,einem alpinen Gebiet, und die 
Behauptung, daß die Störungsdichte im Wald~ 
vvertel, Muhlviertel ,größer sei als im, alpi'nen 
Raum, ist durchaus nicht zutreffend. ' 

Obmann Abg. S tau ,d i n ger: Sie woll~n also 
beweisen, daß die Satellitenbi1der zur Verfü,gung 
'standen. 

Na'tur dieser Studie, die eben nur eine erste Dr. Ga t tin ger: Wt;iter zu den Störungen. 
Orientierung für weitere untersuchenswerte Ge- Was wir hier auf den Bildern sehen, sind durch­
biete sein soll. Das war 1974. und 1975. aus nicht alles Störungslinien, sondern sogenannte 

In der Zwischenzeit 'sind überlegungen auf Photolinearmente; deren Auswel'tung führt zu 
angewandt geologischer Seite weitergegangen, und einer AussondeI1Ung von echten Störungslinien, 
zwar auch im internationalen Rahmen inter- BruchIinien. Was diese Bruchlinien nun tatsäch­
national gehen die AI1beiten in der gleich~n Rich- lich, für eine Anlage wie ein Endlager bedeu­
tung, in dem gleichen Tempo wie in Österreich. 'ten, ... 
östeI1reich befindet sich bei diesem Weiterarbei­
ten nicht an schlechtester Stelle, wir liegen zu­
sammen mit Schweden und Kanada, wO' die Pro­
bleme ',rein ,geologisch gesehen ähnlich gel,agert 
sind, sondern durchaus im Vorfeld der Unter­
suchungen. 

Kollege TO,llmann hat auch Göpfritz an der 
Wild angeführt mit iden nicht ,befriedigenden 
Ergebnissen für die Auswahl als Stan'dort für ein 
Synchrotron. Das ist durch'aus richtig, nur macht 
es einen Unterschied, ob ich in einem Gebiet 
etwas in 35 m Tiefe' anlegen wi'll oder ob ich 
an größere Tiefen denke. ' 

Obmann Achg. Si a ud i n ,g e r: Für uns hätte 
Bedeutung Inre recht bündige Stellungnahme 
dazu. Sind Sie der Meinung, daß das falsch oder 
richtig ist, was Tollmann sagt, weder das Wald­
viertel noch sonst irgendein Platz eignet sich 
für die Lagerung. ' 

Dr. Gatt i n.g e r: Wir haben nirgends in 
Österreich, außer,,im Anteil der Böhmischen 
Ma'sse, Gebiete,' ,die vielversprechend sind für 
weitere Untersudiungen und die Aussicht gewäh­
ren, ,daß- hier die Anla.ge eines Endlagers tat­
sächlich möglich ist. Ich stimme mit Herrn Pro-
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fessor Tollmann vollkommen überein,' daß es 
dazu noch. weiterer detai11iel'ter Untersuchungen 
bedarf. . 

Obmann Albg. Stau d .i n ger: Sie halten es 
für möglich, daß weitere Untersuchunrgen be­
weisen wel1den, daß Tollmann nicht recht hat. 

Dr. Gatt i ng e r: Ja. 

Bundesminister Dr. S t a.r i b ach e r: Es ist 
belegt, daß ,der geologischen Untersuchun,gsan­
stalt die Satelliteilibilder rbekannt waren. 

Heide stimmen überein, daß auf Grund dieser 
"Striche" es notwenldig wäre, Deoailuntersuchun­
gen zu machen. 

Beide Herren stimmen nicht ülberein, es gibt 
die Differenz, ob es eine flache Schüssel ist eider 
eine andere ,Formation, das kann man aber nur 
durch Bohrungen feststeHen. Da stimmen wieder 
beide überein. 

Dr. T olim ,a n n: Nicht gtanz, denn es ist so: 
Die Geologen, die ,dort rgeat1beitet halben, haben 
das Gebiet am besten kartiert. Die sind der Mei­
nung, ,daß Idas eine Schüssel ist. Abe'r jede geo­
logische AuEfiassung ist ,ei'nle HYlpothese, so ,lange 
keine Bohrung ~rchgeführt ,ist. 

Bundesminister Dr. S ta r i b 'a ehe r: Bohren 
können wlir 'aber nicht, weil wir icLazu keine Ge­
nehmigung ,"on ,den tdort :zustänld,j,gen Bürger­
meistern bekommen. 

Abg. Dr. Wi e s i n ger (VP): Wem hat das 
Bundesministeriuiffi den Aiuftrag erteilt? 

Dr. Ga t tin ger: Der geologi.schen Unter­
such'ungs'anstail,t. 

Dr. Wies'inger: Halben Sie diese Unter­
suchungenim Rahmen Ihrer normalen Di.enst­
obliegenheiten gemacht, oder Wlar dasein Son­
demuttrag? 

Dr. G 'a t tin ger: Das rst eine Alufgalbe der 
Bun:desansta-lt gewes'en. Das Bum:lesministerium 
ist nur für die Spesen talufigekommen. 

Auf ZUisatzfragenistelit Dr. Ga t t:i n ger fest: 
Der Begriff "riebirgsbauliche Mobilität" laus der 
Studie ist nicht i.dentisch mit Bruchtektonik, die 
Herr KoLlege ToNJmann nennt. 

Obmrann Ahg. S t ,a oll ,d i n Ig er: Prof.es-
sor Tollmann hat gesagt, Wa!1dv,iertel ungeeignet, 
andere G(lb~ete noch weniger ,geeignet. Herr 
Dr. Gattinger !hat 'dazu gesagt, er kann erst 
widerlegen oder Ibestätigen, wenn gebohrt ,i,st. 

Dr. G at tin ,g er: Wozu zu salgen ist, die 
grundsätzl,iche Eignung der Böhmischen Masse im 
österreichischen Anteil s'tleht nicht in Zweifel. 

Aibg.Dr. Wi ,e s i n ger (VP): Sie haben zu­
erst gesagt, wenn es eine Schüssel ist, ,]&tes nicht 
geeignet. Wenn diese Hypothese stimmt, (Sind Sie 

auch eher skeptisch. Wenn es eine arudere Form 
hat, ,das kann mari nur durch Bohrungen be­
wei~en, halten Sie es für Igeeiignet. 

Dr. Ga t t i ng e r: IDieseAluss'aige h.at sich auf 
einen speziel1en Platz, nämlich Granuil,itmasse von 
BlUimau bezogen. Der österr,eich,ische Anteil an der 
Böhmischen Masse ist, Viiel, viel größer und 
gibt v,iele weitere grunldsätzliche Möglichkeiten. 

BUllidesmin.i&ter Dr. St a r i ha ehe r: Die 
einen Geologen ,sagen, .3Juf Gnundder Bruch:1inien 
ist das schon von vorllIherein ausg,eschloss'en, die 
anderen sagen, sicher g,~bt es Bruchlinien, die lZiU!m 

Zeitpunkt !des Gutachtens !bekannt waren, aber 
das sp~elt keine RoHe, :denn w.ir gehen ja nicht 
auf eine Bruchlinie, sonldern daneben hin, 20, 
30 km. Wo es \dann konkrekt ist, kann ja über­
haupt ,erst eine Bohrung ef1geben. 

Man will ja momenoan ,dasEndlarge~ ,für 
500 000 }lahre noch nicht finden, sondern wir 
wdUen ein langfrisüge,s Zwischenbger schaffen, 
dennintema-tional wird sicher baotdeine Lösung 
gefunden sein. 

Abg.Dr. He i n d 1 (SP): Ich ,hiabe. aus den 
A:usfühnungenülber Idie BOf1macionen herausge­
hört, ,daß er sich vorsteillen kann, wenn man 
Bohrungen in entsprechende T~efen macht, könnte 
man erst dann wis&ensch:alfdich ha'lnbare A:ussagen 
über diese Masse machen. Können Sie s.ich vor­
stellen, daß bei Bohrulligen man ,durchaus zur 
Meinullig kommen kann, idaß man in einer ent­
spr,echerrden 11ide das finlden -könnte? 

Ahg. W i 11 e (SP): Vertritt Profes&or Toll­
mann nach dem de11Zeitigen Wi~senst1and die Auf­
fassung, ,daß ,die Böhmische Masse grundsätzlich 
ungeebgnet ist, daß Qibereine weitere Untersu­
chung erg,eben könnte, daß eine EiglllUng zu­
trifft? Dr. Gattiinger ,sagt, die Böhmisch'e Masse 
ist grundsätizlich geeignet, eine weitere Unter­
suchung könnte aber ,engeben, daß die Böhm,ische 
Masse ungeeirgnet ist. 

Abg. DDr. K ö nilg (VP): Scheiden ,auf Grund 
des Stutdiums der NAStA .. ,J:Jjhotos <die in ,dem Stu­
diUim 'g·elllannten Oroe von Haus alUS ';ws oder ti~t 
das nur wahrschein~ich,kann Idie endgültige Ent­
scheiidung'erst ,auf Grullid von Bohrungen erfol­
gen, oder sind Bohrungen von vornherein aus­
sichtslos. Herr Dr. Gattinger! Welchen Einfluß 
hatten die NASA-Ph'otos auf Ihre Untersudwn­
gen im Hinblick auf !die bisherigen Kartierungen? 
Nach welchen Kriteri-enw.ul'den in ,dieser Unter­
suchung ,die Soandorte ausgewählt? Gelten die 
Aus~agen, die Sre jetzt treffen, ,in ,gLeicher Weise 
für eine geoilogi-sche 'Endla.gerulllg, also eine unter­
irdische, wie tür eine oiberirdische? 

Dr. G ,a t tin ger: 'Der Bereich Ider Böhmi~ 
schen Mas.se ist gr,unrdsäezlich ,geei,gll-et, bei sinn­
vollem Ansatz der notwendigen weiteren Deta,i!­
untersuchungen ist es W'aJhrscheinlich; geeignete 
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Scandor,te für die TieHa~ermnJg von radioaktiven 
Abfällen ~zu fin'den. Es klann auch der Fiall sein, 
daß die Ellgebnisse weiterer Deua:~luntersuchung.en 
negativ sinld, es :koanri sich hel1aus,stellen, es geht 
nicht. Wahrscheinlich ist es, nach allem, was wir 
heUlte wissen, niCht auch <im internationalen 
Ver,gleich ges.ehen. 

Der Einfluß der Satellitenphotosauf <die Studie 
war der, daß die Punkte, ,die in ,den 'Ge'bireten .aus­
gewählt WlUl1den, in Zwischenräume von Photo­
lineamenten gesetzt wurden, wobei die Abstände 
von den möglichen Bruch}in~en, von den Linea­
menten so g,ewählt sind, clJaß dem heutigen Stanld 
des Wrssens nach, inter11!at~oll1aller Außfassung ent­
sprechend, Ep.tfernunlgen ab3 bis 4 km ausreichen, 
um lauf oder sicheren Seilte ZlU sein, wdbei die geo­
logische Ph~losophie ,die i'st, daß in den Bruchlinien 
Entspannungslinien sinid und in den dazwischen­
liegenden Blöcken mit weniger Gebil1g'Sspannun­
gen zu rechnen ist als in Gelbietlen, diewber große 
Stl'ecken vollkommen bruchfrei sind. 

Die Kriterien, nlach 'denen ,ausgewählt wurde, 
waren primär ,geo,logische,daldurch trat bereits 
bei der StUJdie eine Bevorz.uguUlg der Böhmischen 
Masse' in Erscheinung. Es wurlden aber auch 
Transpordragen mit in Betrtacht gezogen, das 
heißt nicht alls AusWlahlkriterien, aber als mit­
geliefente Daten. 

Zur unterlrtdischen oderoberiIidischen Lage­
rung. Die Problematik für eine oberil1dische Lage­
rUng in Ingenieul1bauten dder für eine üb er­
flächennahe Lagerung in Hohlraum:bauten ist 
sehr versch~eden von einer TieH<1Igerung. Die Tief­
lagerung willd wegen der günstigeren hydrolÜ\gi­
schen Voraussetz,ungen weltweit ges'ehen als allge­
meine Philosüphie ventreten, z. B. hat bei der 
letzren OECD-Sitzung' d~eser EnidLager.un;gsgruppe 
der Vertreter der IAEA in seinlern Snatement aus­
drücklich fe&tgestellt, daß Iderzeit die Tiefhgerung 
vün radioaktivem Albfall in geologischen Fürma­
tionen als vielverspl1echendsue uUld gangharste er­
kannt sei. 

Dr. Toll man n: Dile Abstände rder Bruch­
linien sind sehr kiLeinund sehr eng. Ich habe mir 
die aHerwichvigsten ,Linien herausgez,eichnet, 
manche sind Igiigantisch und gehen weit bis 
Böhmen hinein von der Donau weg, manche von 
den Alpen weg his nach Böhmen hinein. Wenn 
wir es detaiHierter einzeichnen, ist das oftvoH 
mit einem Netz. Hier sinld Idie Ahstände 2 bis 
3 kom, 'das ist aber nur eine Skizze der gröbsten 
Linien, es Igehörena:ber noch kleinere Linien ein­
gezeichnet, südaß wir ein sehr dichtes Netz haben, 
sodaß es nicht wahrscheinl}ich ist, das größere 
Blöcke ungestört in diesem Ghaos von Störungen 
dl'linnen liegen. 

Nach dieser Zerstückelung :gIaUlbe ich, die 
Böhmische Masse ist grunldsä.t:dich ungeeignet, 
aber se'libstverstänl<ilich muß· man alles probieren. 

Zur Frage der Stanldürte. Diese sind wirklich 
sehr ungünstiJg, sie liegen in sehr dichter oder 
enger Streuung von Stömngen ,drinnen, sodaß ich 
diese Stal1ldorte auf aHe Fälle als ungünstig in 
jeder Hin'Sicht ansehen muß. 

Ich kann einfach nicht gtauben, ,daß Dr. Gattin­
ger di;e Bruchlinien gekannt hat, die wir heute 
kennen auf Grund der Satel'litenbiMer, .denn er 
hat ja in 'reiner Stu/die stets dazugeschrieben, was 
ihm bekannt war .. 

Bei Tiefllaigern sind die Gesa'ffi.n~efähf\dungen 
gerInger. 

A:uf eine Zusatzfrage des Abg. Dr. Heindl: An 
.und für ·sichmuß man bohren über die Tiefe 
hinaus, in der dasEUIdlager liegt. 500 m erachtet 
man heute ah Mindestschutz für aUe äußeren Ge­
fähndnmg;en, ,ai so müssen die Bohrungen 500 m 
sein. Die Proße unter Ider W~tterungszone, die 
nach 10 m en1det, im gesunden Fels, ist reprä·sen­
tativ für diesen rGranulitgesneinskörper, und daher 
erwarte ich das b~s zu einer Tiefe von 1000 m. Ich 
glaJuhe; daß ·auch bei tieferen Bohrungen, als die 
jetz:! durchgeführten bis zu 50 'ffi., sich keine 
anderen Ergebnisse el"ll;lelben würtden. 

Nach einem Zi1Jat a'l1'S einer Arbeit vün Holzer: 
Es ,ist in sämt'liche Bel'ich1Je .offenbar nicht einge­
gangen, daß hier diese Gefäihl1dung durch diese 
Störungen g<egelben ist, da:s müßte ,ich mir selbSt 
am Satelllitenlblad pl'üfen ,unld in der N3!tur an­
schauen, dann könnte ich dazu SteiHung nehmen. 
(Das Zitat hat gelautet: "Am Standürt Perweiß 
sind im KilometerUrlllkreis keine Lineal1e ablesbar, 
welche Störu'ngen injil2lieren könnten, da'rüber 
hinaus zei1gtein Verg'l>eich von SatellitenbiLdinter­
pre1Ja,tionen ... , ,daß :die schwachen Satdliteniline­
are im . Bereich Ider Böhmischen Masse, nördlich 
des Kamp-'f.lusses seismotektonisch inaktiv sind.") 
In einem Bericht steht: ,Seit 220 Mrl'liQnen l'ahren 
ist ~diese Formatiün s1JaJbil, 600 MiHionen Jaihre ist 
diese große SchOiLIe alt, die hoch:ahiven AMäI.le 
können .in der Tiefe mit optilmaler Sichel1heit de­
püniert werden. Die 220 Mf1liünen J/ahr,e stimmen 
uberhaupt nicht. Es g~btdie Beweglichkeit in der 
Böhmischen Masse, Idie Id,ie Kreilde versetzt in 
vielleicht 40 Mi:llionen Jahren, die das Tertiär 
versetzt in vielleicht 20 dder 10 M~Uionen Jahren 
uUld die rezent wirken, das ist nachgewiesen; 

Bundesminister Dr. S t a r i b 'a c h le r: Wenn 
ich das ganz laienhaft ausdl"!ücke, sinld Sie also der 
Meinung, die Böhmische Masse ist ein Sandhaufen 
wire das ü'brige ösrterreich. So vilel ich aus aUen 
Gutachten henausgelesen Ihalbe, sagen die anderen 
Geologen, di'e Böhmische Masse ist geeignet für 
ein langdauernldes Zwischenlager, aher man muß 
selbstverstänldlich noch ,den Starudort firuden. Dazu 
kann ich nur sagen, jet'Zit :bin ich baff. 

Albg. Will e (SP): Ich habe zum wiedel'holten 
Male gehört, daß .die ,einzelnen Striche ·auf den 
Karten, die. von den SateHitenbiJMern herausge-
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zogen worden sind, Bruchliriien d'arste11en sollen, 
während Sie Herr Doktor, gemeint haben, es 
handelt sich nicht um Brüche. K!ann ich da um 
Aufklärung bitten. ' 

Aibg. DDr. K ö n i,g (VP): Die 'unnerschied­
lichen Snandpunkte in bezug a.uf die geologische 
. Eignung sind ldiargesnellt. Jetzt wäre es zweck­
mäßig, z;u einem anlderen' Punkt zu kommen und 
2lu frugen, was muß denn sO ein Stlanldört können, 
und zwar von der SeismoIQgieund der Hydro-
logi'e her. . 

Obmann A!bg. S >t la oll d i n 'g erschlägt vor, 
diese Frage vorläufig 2mrückzustelIen, um zum 
zweiten Te~1 des Refet1ates ToHmann zu kommen. 

Dr. T 0 11m ,a n n: Zunächst zu Herrn Minister 
Stacibacher, wieso so v,iele Geologen dafü·r sind 
und so wenige dage!;'Cn. Es zählt hier nicht so sehr 
die Zahl der GeOIlogen, sOnldern es kommt darauf 
an, .wer für diese Fragen zuständ~ ist. Bestimmt 
zustäIlldig, find.e ich, sinld die Leute, die das Ge­
biet kar,1)iert haben. niese sind ebentalls der 
Meinung, ,daß dieses Gebiet ungee~net ist. Ich 
selbst habe mich mehr MS il1geIlldeinanderer Geo­
loge in österreich mit der Frage der Bruchtek­
tonik befaßt. 

Zur Fl'age, inWiieweit Linien und inwieweit 
Lineamente. Ich habe hier keineswegs alle Photo­
lineamente aufgenommen. Ich ging von jenen 
Störungen aus, die von Ider Kiar,tierung her be­
kannt waren. Ich habeifestlgeSlle11t, in welcher Art 
diese auf den Satellitenlbiilidern 7.um Ausdruck 
kommen und habe diaS herausg,ezeichnet, was als 
Bruchtekvonik IlIach a'hlen verfügbaren Daten zu 
v.ertreten ist. 

Anf.orderungen an einen Stlandort: Ausmaß: 
1 mal 1 km, T.ief,e mindestens 500 m. Möglichst 
wClJ,ig Zu'tritt von Wasser. Ich könnte jetzt 
24 Punkte, aufzählen, ,die ikl~matische Frage, die 
Wasserf1"age, auch diJe Seismizität. . 

Bei der von mir ,gezeigten Karte käme noch 
ein ,ganzes Baket von horizontalen Störungen 
hinzu. Wenn man dieses ganze Netz heraus­
zeichnet und noch die überschiebungendazu, 
würde es noch wesentJIidi ungiin·stiger aussehen 
als auf dieser Kiarte. 

Standor,t Zwent,ellidorf: Das Tullnerföld samt 
Zwenteilidorf ist ,eines der am stärksten erdbeben­
gefährdeten Gebiete Ostös.terreichs. Dieses Gebiet 
hatte nach den historischen Daten die größten 
,Erldlbeben-,aUßer in Villach 1348 -, die.wir}e in 
ösnerreich hatten. Das Gut>achten von Dr. Drim-

. mel, welches ich n:i c ·h t gesehen habe,; muß ich 
aus mehreren Gründen laIblehnen: Indirekt habe 
ich es 'aus, fol\ß'enden Punkten entnehmen können: 
Im RegierungSlbericht steht: Neulengbach war das 
Zentrum :eines El1dJbebens mit der Stärke 9 im 
Jahre 1590, und ZW1Cntellidort wäre mit einer 
Intensität von 7,5 err.eicht W'Onden. Dem "profil" 

ist ·seine Meinung ZiU entnehmen, d~ß ein stärkeres 
Erdbeben als damals nicht zu erwarten sei. Das 
drit,te sind die Sicherheitsvorkehrungen, die für 
das Werk Zwentendorf offenbar in Aussicht ge­
nOllllIlln worden sinddder durchgeführt worden. 
sind, und die vor·sehen, daß .für kein stärkeres 
Erdlheben .als 7,5 .y orsorge ,getroffen ,ist . 

Folgerndes ist h~er nicht gbubwü!1dig: Da!> 
ZentrulInlag nicht, wie in Ider Literatur verbreitet, 
im Gehiet von Neulenglbach, sondern im 11ulIner­
f,eld. 

Professor To>l1mann z~tiert nun aus den Or~gi­
naLakten des bekannten Geologen Dr. Süß unter 
anderem (veröffentilicht 1873): "Beim Erdbeben 
1591 sind. viele ansehnliche Häuser und Schlösser", 
also f'estgefÜigte Gebälude, ",~anz zu Boden ge­
~angen, z,ur Baufäm·~gkeit ,gebnacht worden, daß 
sie ohne merkliche Unkosten nicht wieder zu er­
h~ben seien." 

Als nächstes wind über die dam<l'I\~gen Schäden 
in Rapoltskirchen zitiert. Aiuch etas neue Schloß 
in Judenau ist "niedergeworfen wonden". Judenau 
liegt am Südrand des Tullner Feldes. Die Kar­
tause Mauerhach schreibt, <daß der Kirchturm zer­
stört wurde. Dramails W1Utide ,gesch11ieben, daß der 
Hauptsitz des Er1dhebens in Mauer1bach, T.ulbing 
uilid soweiter gelegen war. Bduard Süß schreibt 
dazu, daß die größte Zer&1Jörung am Rlande der 
.A!lpen über das TuHnerkM hin eintrat. 

Damit Sie sehen, wie ein Endbeben in die Ferne 
wirkt: Es wirtl berichtet, daß in Traiskirchen 
und Baden 30 Häuser einstürzten, das ist schon 
37 km weit entfernt, ,daß der Stephansturm 
schwer beschäJdj.~t wunde, jedoch nicht einstürzte. 
Da!;'Cgen wurde der dbere Teil des Mich:aeler­
tUl1mes bis zur Uhr hel1ahgewonfen. Ja sogar in. 
einem 290 km entfernten Ort wuflden die Turm­
glocken zum Schwingen gebracht. Das ist das 
Zeichen für Idie Stärke 7 Laut Ider Merc<lIli-Skala. 
Wenn wir diese Berichte hernehmen, dann 
kommen wir mit dem Efldbebenzentrum im 
11uIInerfdd nicht ~u einem 7,5 Grad 'stlarken 
Beben, sorudern über 9 hinaus. 9 bedeutet al~e­
meiner GebäUldeschaden. Die Beschreibung der 
Dörfer zeigt, daß 10 2Jutrifft. Das ist wesentlich 
mehr als im RegierungSibericht angegeben. Ich hin 
der Meinung, daß man dieses Erd:beben nur mit 
dem in ViiUach, das hatte die Stärke 10, ver­
gLeichen kann. 

Zur Frage der max~ma:j.en Magnitude für die 
Z.ukunft. Heute halben wir Gott sei Dank einige' 
Möglichkeiten, kurzitristige Erdbeben "vorherzu­
sagen". Es ,gilbt ungefäJhr 10 Metihoden. Für d,ie 
langfristige P.rognoSie hat man drei Metlhroden, 
di'e M:lIgnrtude für die Zukunk yot'herzusagen, 
a'lsodie maxirrna!le Größe, die ,ein Erdheben. 
wahrscheinlich in diesem Gebiet hat. In unserem 
Gebiet sind keineswegs die Voraussetzun­
gen gegeben, daß man diese Magnitude so sicher 
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Vlor.aussagt, daß man da.raufhin die Simerung 
eines Atomkraftlwerkes abstehlen kann. Wegen 
,des aseismJismen Vähaltens dieses Gebiets fehlt 
die große Za,hl der ,ro}.einen ,B'elben, a,uf Grund 
de,rer man namein,er Metlhode die M3Jgnitude 
festlegen kann. Für die .Albsma:tz'llng nam Sme­
halin ist nö~g, daß man die Größe der Fläme 
kennt, die tektJOniische ,B.rumfläme, auf dersim 
>die EnclastJu:ng vol!Jz~eht und die 11iefe 'des Her­
des. Wälhrend man die Hel1dtiefe feststellen 
kann, kann man die GI1öße der iBrumfläme 
hier llIimt fest~tJellen. Die dritte Hauptmethode, 
di'e Gunkelsche Exremwel'tverte~l'llng, ist so, 
daß ma,n zumindest für tausend Jahre ordent­
limes Grund1agenmatJeriail hat. W,enn man diese_ 
Daten hat, k<l1nn man einigel1maßen ru,reimende 
Smätzu1lJgen albgelben. N am diesen vorliegenden 
Bellimten ist dies ein Gebiet mit den stäl1ksten 
Erdbeben ülberhaupt, aI~gesehen von Villam, 
dorth~n ein Kernkra.ftwerk -zu setzen, ist mei­
nes Eramtens uiliverantlwordim, denn es kommt 
ja nicht nur auf den Block an, Slondem aum auf 
die Zuleitungen, auf Idie Inneneinrimtungen 
und bei den 1591 besmriebenen Belben, wo 
Tül1me und Smlösser zerstört wurden, hat sim 
g,ezelgt, wie statik erdbebengefälhrdet dieses Ge­
biet ,ist. 

Dr. D r ,i Iffi me 1: Bei ,der Pressekonf.e-
r,eIllZ von Herrn nr. TIOHmann hat er ein Flug­
blatJt ausgeg,elben, unter Prullikt 4 heißt es: 
"Standort ,des KernkralftlWel1kes Zwentendorf ist 
drettam erdbebengefährdet. Erstens liegt er im 
direkten, besonders .gegen Norden gerimteten 
Ausstrahl'llngsber,eim des in der Vergang.6IlIheit 
wiederhOilt in: F,u1lJktJ]on getr.etenen starken 
Bebenzentl1Ums Neui1engham, wie aum im Re­
gierun,gsiberichte steht. Es kann außerd:em se1bst­
verständiliim niemand GanntJie geben, daß rue 
dem bisherigen Erdtbelbenenfal}}rungen angepaß­
ten Sicherheitsmaßnahmen nicht drurm sehr 
wahl möglime stärkere Erdbeben aufgehdben 
werden, wie das .aum von Fam}.euten nie er­
ahnne ß.eispiel ·Fr:iaul dokumentiellt." -Da hat 
Herr Prdf,essor Tal1mann eme Aussage über 
Erd:be~enfamleute lfiemamt;; ich kann sehr 
w,o:hlLiteramr vorlegen, daß in beZiug auf 
Friaul das den Fiachleuten bekannt war. 
"Zweitens' sind drurm ,d1ein den Untersumun­
gen der öMV -<AG pulblwLerten KartJen ,im Jahre 
1977 ~wei bedeutJende jung'e Bruche ul1JWeit von 
Zwentendorf bekanntgeworden, die die Erd­
bebengefährdrung ... weitJer versmärfen." Hier 
halben Sie eine dir:ek,te ß.ezieUlUng heCt!~este};l.t 
zwischen tektonischen Linien und Erdbebenge-' 
fährdu1ng. Sie leiten Vlon diesen tektJOnischen 
Linien sofört eine ErdibeibengefähI1dung aib. Das 
ist nicht möglim. (Widersprum vonDr. T 01 n­
mann.) 

"Drittens lie~t· das Kemkllaftwerkaouf einem 
hom mit Grundwasser enfiülltem etwa 10m 

mäm\:igen ,grdbkömigem Lockersedimentkör­
per, was bekanntlim bei Erdlbeben eine weiter,e 
loka!.eVerschiirfu1lJg ·der Belbenauswirkung be­
deutet." Das Kernkraf:twer'k soU auf Smütter 
,errichtet worden ·sein? In meinem Gutachten 
habe im gefordert, man. müßte das bekannte 
stäl1bte Erdbeben in NeUJlengbam bei der Pla­
nungUind Errimtung des Ker.n:kraftw·erks be­
.rücksichtigen. Das bedeutet, das Reakwr:ge'bäude 
und a:Ue relevanten Anlagen müßten auf festem 
Schli'er errim tet werden und nicht in Schütter 
gegJ1ündet. Plldf'e~oor. Tollma,nn lbelha,uptet, . es 
wird im Smotter ,gegründet. Diese Behauptung­
hätte Dr. Toilmann sofo!'t zu!'ückziehen kön­
nen, hätte er mim ,gefr,~gt. 

,Bundesminister Dr. S:t a ,r i Ib ach er: Herr 
Dr. Drmmel hat ~n e~ner Pressekonferenz er" 
klärt, die von ~hmg.eforderten Auflagen sind 
his z'um letzten IBeistricherfü'l1t. 

nr. D ,r j m m e 1: Der Berimt im "profil" 
von Professor T0I1!1mann ist ~nustriel't mit dem 
B<ild einer baufäUDgen Hütte: "Waldviertel ex­
trem e!'dlbebengefäilll'klet." (Professor T 10 <11-
ma n n: Das ist ohne mein Wissen hineingekom­
men.) 

Zum Bebenrzent11Um NeulLengbaeh. Tollmann 
meinte, das SpizentruJm war g,a,r nimt ;bei Neu" 
lenflbam,~ondern man' müßte aus eLen Süß'­
smen B,erich,t heraus1esen, daß das weiter nörd­
lich im Tullner Feld war. Ich zitiere aus dem 
gleichen Bericht: "Es ist .daher die Behauptung 
wohl geremtf.ertigt, daß die Maxima des v:er­
heerenden El"eignisses Vlon 1590 und der k I e i­
ne n Erschünerung. am 3. Jänner 1873 ZJusam­
~enfa:11en." An anderer· St:elle kann man finden, 
,daß das Epizentrum südlim von Neulengbam 
war. Sie halben j,etJZt aus dem Süß'schen Bericht 
hemusgelesen, daß das Epizentrum nicht süd­
tim, von Neulenglbam wa'r, sondern im Gegen­
'tJeill nÖ1"d!lim davon. 

P,rOlf'essor ToHmann hat· die seismische Skala 
auf a,1te histlol"isme Bauten angewandt, teilweise­
aous Felssteinen errimtet, auf Schlösser, Kirmen 
usw., die man nam den damaligen Regeln der 
Kunst el1b<l1Ute.In .der modernen Skala steht 
ausdrücklich drinnen, daß man eine LntenS'itäts­
absm,w~mung vallzunahmen hat bei lbestimmtJen 
älteren Bauwerken, man kann- nicht die Aus­
sagen über Smäden· an alten .ß<l1Uwerken ver­
g,leichen m~t Smäden 3!n mOIdemeren Ziegeil:hau­
ten oder gar B'etonlbauten. 

Die 7,5 Gr,ad aus dem Re.gierungSheri.cht be­
,ziehen sich nicht autf den .Schotter, sondern auf 
den bereits freigelegten Schllier, auf die Sdllier:­
oberkante. Wenn im jetJZlt aber auf den Smot­
ter beziehe, dann bekomme im Grad 8 für den 
Standort ZwentenidOt1f. 

Das BaUlWerk, das am Boden ste!ht - nicht 
1m Sm,ollter, im Schlier, 10 bis 12 Iffi tief ----, ist 
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ja nichteing,eSlpannt, sondern das ist. eine 
RieseDlbetonwanne, unterhalb der Betonwa-nne 
haben wir es mit Schlier zu tun, der sogar feucht 
,ist, 'ein Schmienmittel ~ewissermaßen. Bei so 
einem UnteI1gl"lUll1d und nicht eingespannten 
massiven WeI1ken wird bei den holhen Frequen­
zen der GegensdrwiIltgungen der Hoden gar 
,nicht 510 vi eil an Energ-ie übertragen ,auf das 
Kernk>r,a.frt:rwepk. Das kann man nicht nur nach­
lesen, wir halben aUch praktische El"fahrungen 
alUS dem Raume Wien aus dem J ahI1e 1972. 

,Es ist heute gängi,ge Hypothese, daß Konvek­
tionsstI1ömuIltgen im Erdmantel Energie auf die 
elastoplastische Kmste ü1bertragen, in der Kruste 
aLlmalh1ich S1peicheI1n und damit im Failleeines 

... iErdibeibens ain einer bereits vorhandenen Bruch­
fläche die Spannungsenergie in kurzer Zeit frei­
:gesetztwird; das ist das Erdbeben. Energie 
kann alLerdings nur ~espeicheI1t werden in einem 
verhä'ltnismäßig großem Vol'umen. 

Bezügl~ch der langfristigen Erdhebenv.orher­
S<lige. Zu einer ErdibehenVOl1he,rsage' gehören 
mehrere Ding,e. Sie beinJhaloen Zeit, Ort und 
Stärke. Es wvrd in meinem Gutachten nichts 
ü1ber die Zeit aU!1gesagt, im Gegenteil, ich sage, 
,daß nach unserem heuti~en W.issen ein Ereignis 
uer StäI1ke 1590 nicht ausschJi'eßenkann, OIb es 
kommt, weiß ich nicht, es kann kommen. 

1m Ja'hr,e 1935 hat Charles Richter die soge­
nannte Magnetudenskaila für LokaJhelben einge­
führt, war g,edacht aJIs lrogar.ithmisches Maß für 
die bei einem Erdibelbenkeigesetzre Energie, das 
hat sich bewährt, und Richter und Gutenberg 
,halben gemeinsam die Magnetudenskala bzw. 
den Matgnetudenlbegriff auf Fernbeb'en erweitert. 
Aber nicht nur auf Fernbelben, sondern auch auf 
T.iefherdbeben, die bei uns !?Iar nicht in Frage 
kommen, und es zeigte sich in der Folge, daß 
das Mag,netudenkonzept sowohJ für die klein­
sten tektonischen Baben alls auch f:ür die tek­
tJanischen Belben der Größenordnung von Friaul 
und daI'Üibereinwandfrei funktionieren. Es hat 
sichgez,eigt, daß hier ähnliche Prozesse v.orlie­
gen, w,enn alber ähnliche 'Prozess,e Vlorliegen, 
kann man evn physikalisches Modell erstellen, 
das einen gewlis,sen Bereich überstr,eichen soll 
und man kann nun ',an\hand. der von der 
Natur geliefePOen Daten das überprüfen. 

Süß sch,rdbt w,ber das EI1dbeben in Tullbing 
1873 - das muß man kritisch 'beleuchten -: In 
"manchen ~Häus~rn ~cIiienen - schienen! -
DaCh . und Boden ein'Zustür,zen. Da,bei ist gar 
riichts pass,iert, und heute nimmt man Tulbing 
als Beispiel für Zwent:endom. M<lin hat hie:r 
übertrieben, un'd es ist le~gentlich nicht so ge­
meint gew,es,en. 

Süß hat nach dem Erd/belben von 1873 Nie­
deröster,r·eich iber,ei~s, aber offensichtlich nur 
Niederöstenreich, hat dann sozusa,gen emen 

"Finger" quer über Breuwitz und. Zwenten­
dorf' gemacht und ,hat gesagt, das wäre die 
Kamp-Stoßllinie, die an sich zum Ausdruck brin­
gen soH, daß bei den ostaivpinen Beben die 
Energie bev'01~zugt nach Nord und Nordwesten 
abg,egeben wird. Er hat die Grenze des Behens 
an die sogenannte Ka.mplinie geset!zt, in Wirk­
lichkeit hat man aber das Beben auch in Ober­
österreich gefühlt. Er hätte das nie so machen 
dürf,en. 

Zur Ahschätzung der maximalen Magnetude. 
Die Fläche einer geologischen Stö,rung ist bei 
einem physikalisch ähnlichem Prozeß eine eiDldeu­
tige Funktion der StJöI1U11jgslänge. Ich kann eine 
Formel mit einer noch offenen K!on~t<linten an­
setJzen und auf Grund der beobachteten Maxi­
'ma~belben die HaJvbaI1keit einer salch,en Formel 
überprüfen und die entsprechende Konstante 
bestimmen. Ein russischer PI1ofessor hat das 
-getan, das ist SchebaEn, und f:md eine statistisch 
gesicherte Beziehung zwischen Maxima'lmagne­
tude eines EI1d/bebens in einer belkannten Erd­
behenzone und der zuständigen Stärungslage. 
Diese Hinweise habe ich am,gfJgriffen und habe 
auf Grund mitteleuropäischer Erdlbehenlinien 
,eine formal ähnliche Beziehung zu einem theo­
r,etisch etWaiS ,geänderten Hint:ergrund erstdlt. 
Auf Grund dieser BeZ'iehuIljg habe ich eine 
MagnetuideriJaJbschätlZungsmöglich,keit. Nun 
f:r~ge ich mich, ab sich Herr Prooessor To:Llmann 
Gedanken daI1Über ~emacht hat, in welchem 
VeI1hälonis die seismisch,e Energie steigen muß, 
wenn man den Intensitätsgrad eines .vorgegebe­
nen BeJbenherdes um ein Graid steigert. (Doktor 
T '0 I I man ,n: Potentiell!) Wenn ich um einen 
Grad hi:nautgehe auf der Skala, S1teigt die frrei­
gesetzte Energie um 10, bei 2 Grad umlDO usw. 
Das schüttelt man so leicht aus dem ArmeJ.? 
Professor TalLmann ist ja bis zu Gra<d 11 ge­
gangen. 

Ma,n kann die Magnetudenhäufigkeii: mathe­
matisch ansetzen, kann nun postu!ieren,diese 
Beziehung gi:lt im ~esamten Magnetuden!bereich, 
nun differenziere ich diese Beziehung, bekomme 
dann DifferenziaIe und kann über ein gewisses 
Zeitintervallintegrier,en und bekomme dann 
eine Energie zwisch,en Grenzen. Diese Energi,e 
würde .aUe Grenrzen überschreiten, wenn diese 
Bez,iehung heliebig veI1längel1t wäre. Das ist 
jetzt der Gegenlbeweis, daß man nicht verlän­
gern darf, daß es iI1gendWlo eine natürliche 
Grenze.gi:bt. 

Nun gilbt es die sogenaillnten Extremwert­
methoden. Damit kann man eine ~bschätzung 
nach alben OI1eff,en. Es gibt die Cu;u,.eJlmevhode 
in drei VariatJionen. Erste Methode, eine Gerade, 
die beli~big extI1apoliert wird. Friaul ze~gt, daß 
die extrem'sten Beben euw.a al~e 100, 115 Jahre 
auftreten. D<liS 'bedeutet, die Na,tur läßt das im 
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'DurchschDÜ:trt ,gar nicht länger aufstauen. Ich 
·darf also gar nicht linear extrapolieren, bis 
2000, '3000, 5000 Jalhre. Hier ist einmal 
Schluß. Dalher muß ein Gutachter reale Gren­
zen setzen, a11'So etwa 500 Jahl1e. 

Deswegen habe ich die Gren~e genommen, 
die mir das Beben von 1590 vorgegeben hat, 
und zwa,r nicht nach In1lensität, die ich ja belie­
big steiigenn ka,nn, das sagt a,ber nichts aus üher 
die Wirlkrun,g im Planun:gsgebi1et Zwentendorf, 
denn die Bnergie breitet sich ja vom Heben­
herd nach alMen Riichtungen aus, es wird die 
Bner,giedichte geriruger und nun ist praktisch 
kein Un1lerschied nach Her,dlage. Wenn ich den, 
Herd 10 km tief ansetlZe oder 5 km oder 7 km 
nief, Wienn die dort a1bgestrahI1le Energie in 
einer best~mmten Distanz gemess'en wird, dann 
i5't das z,iemJich gleichgülotig, es ändert sich näm­
lich nur die Hypotenuse. In meinem Gutachten 
habe ich eine unreallistische Her.dtiefe angenom­
men, \lJffi eine kleine Hy:pozentrailen1lfernung zu 
bekommen, um eine möglich~t hohe Energie­
dichte in Zwenllendorf rauszulesen. 

Ich salh EXiper,imente in japan 'und in Ruß­
land. Was gla,uIben Sie, welche Idee ich dann 
ha:tte? Neulenghach war ein starker Beben­
her.d 1590, 1873 war er schwach, aber als StaJl1k­
beben in Ufl'serem Sinne zu bezeichnen, weil 
Schäden an Gelbätuden au1igetreten sind. Am 
17. JuLi 1876 galb es in Scheihbs für die damalige 
Zeit Üiberra,sch,enderweise ein seihr heftiges Be­
ben, dann eb.enso ü1berraschend am 29. Jänner 
1967 in Molln in Oberösterreich. Ich halbe fest­
gesteHt, daßeinerseit,s alle Herde auf einer 
Linie le.g.en, sie sind äquidistant, sie haben die 
gleichen Ausbrei.tungsanoma:1ien in RichtlUng der 
Verbindup:gs11nie, alber auch nach Norden und 
Nordwesten, und ich halb.e ,den Hend:mechanis­
mus Vlon MoHn untersuch,t. Man muß den Be­
bensltrahl zurückverf,dlg,en bis zum Bebeniherd 
und dann k.anri 'man sag,en, wie dort die Be­
wegung Vlor sich g~gangen, ist. Da hat sich ge­
zeigt, daß 'die Bl1uchfläche genau in der Ver­
bindungslinie MoUn, ScheM>s, Neulengbach 
lj.~gt. Ich halbe auch an,der,e Bereich,e nach sol­
chren Phänomenen untersucht, maln findet sie 
frberaU. Nach solch,en Methoden kann man in 
der Se~smologi:e die Natur belauschen. Man 
kann 'Geheimnisl'leihr entreiß'en. Ich kann 
daher feststeHen, dlieses -Beben vo.ri 1590 im 
RauJme südlich von Neu!lengbach ist für dieses 
Gebiet als Maximalbelben anzusehen, man darf 
hier nicht h~na:ulf1i:zitieren. Di'e Na~1llr läßt s[ch 
nichtvergewaltigen, sie läßt sich nicht Enengioo 
aJbknöpfen, die nicht vorhanden sind. 

Die Gunk,el 3-MetJhode ist eme aibgewandte 
Metlhode, und Zlwar hat man glolbaQe und regio­
naJle Untenuchungen durch.gdülhrt. Es hat sich 
gezei.~t, daß tatsächlich e~ne lineare Be!Ziehung 

im WiahrscheinlichJkeitsdJ~a:gI,a:mm nach der Gun­
kel 3-Methode nur bei den kle~nen MragnetlU­
den, bei den kleinen Belben; eventuell noch 
existiert, daß a1ber tatsächlich die Funktion in 
dem Di:l.tgr3lmm eine nach oben konve~e Form 
annimmt' und einem Grenzwert zustrebt. Das 
bedeutet, 'Sie können h~er auf belLiebig Mi:llionen 
Jahre extra:poilieren, sie weI1den keinen höheren 
Wert als den Grenzwert bekommen. Nun sage 
ich, wenn man imstande ist, für eine Region 
eine Ober,grenze hek,anntzug,eben, dann kann 
nicht ein EinzeUerei.~nis von einem Teilgebiet 
einer Reg,ion das überschreiten. 

Es ist nicht zulässig, das Bpia.entI1Ull11 des histo­
rischen Be!bens VlOn 1590 nach Nor,den z!u ver­
setzen. 

Die BeiheniheJ:lde Neule~gbach, Schdbbs, Moll~ 
lliegen auf e~ner gera!den Linie. Auf GrUlfid 
meiner Untersuchungen kann ich zwa.r nicht 
mit maximaler Sichemeit ein Maximalbeben 
für den Raum Neulen{!ihach angeben, aber ich 
sehe ke~nen Grund, ein gJ:lößeres EJ:ldbeben 1m 
Ra1ume Neulengbach anzunehmen, als es 1[11 

Jahre 1590 war. 

Die denlklbau-e husstraiMung vom Starkbe'ben­
herd NeuIengbach ist ,gegeben, die müssen wir 
berücksichtigen, es war mein Hauptahliegen, es 
muß hier etwas gesche!hen, es darf nQcht im 
Schotter gegrü,ndet werden, es muß auf f.estem 
Schlier gegl1Ündet werden. Genauso ist es in 
die AulfUage hineingeflossen. 

. Albg. DDr. Krön i.g (ViP): Nach Tolilmann 
ist Zwentendorf von der Er:dbelbengdährdung 
her sehr sta,rk gefähl1det, Frage .an Dr. Drim­
md: Teilen Sie d~es,e Meinung? An Professor 
ToJilmann: Welch,e Erdlbeibenstälr:ke hätte berück­
sichtigt werden müs'sen? ' 

Abg. Anneliese Alb re c h t (SP): Ist Zwen­
tenldorf erdbehensicher? 

,Ahg. W i 111e (SP): ]hre Au~fassung ist, Herr 
Professor ToHmann, man hätte ~ür die Stär'ke 10 
vorsorgen müssen. Sind Sie zu diesem Schluß 
gekommen, weil fruher:e Gebäude zer5'tö:rt wor­
den sind? 

lDr. ToUm,ann: Bei Friaul halbe ich des­
wegen geschrieben, es ist nie erahnt w01'1den, 
weil diese StäI1ke fiür Friaul und für' diese Zeit 
nicht vorhergesagt war. 

Am Beispie<l der Schott,er;gJ:lündung oder nicht 
sehen Sie, was emtri'1lt, wenn wir keinen Zutritt 
zu den Gutachten halben; 

,Bei den alten nauten ha!be ich mich aibsicht­
lich an die Merkali-Skala gehaken. Die MSK­
Skala, 'die neue Skaila kenne ich sehr wohl, aJber 
ich nahm deshaillb die MeI1k:i.li~Skala, wei1 diese 
im Regierungslbericht verwendet wirld. Daß alte 
Bauten mehr SchäJden erleiden :als Na'burlbauten, 
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ist grundsätZJlich richtig. Hier sind alber eine 
,ganee Menge von· PEart1kir.chen; Schlössern, Bau­
ten, die sehr ~oh:l mit Quaderbli:icken . gefügt 
sind, zerstlÖn wOI'den. Piese sind· keineswegs 
für Erdbeben sehr anif~lig. In Fniaul hingegen 
wurde eine IBetolJ!brückegezeigt, die einen 
60 om Versatz durch den Eisenbeton ,gemacht 
hat. Daneben soandeine hundert Jahre ,alte 
Brücke, n.icht der igeringste Schaden. Daher 
ist a:UIf die Beschädi~I1g der a!Iten Schlösser 
sfihr wdhl zil achten. 

Dr. D r i m m e 1: Die Mercalli-Skala bezieht 
sich mit ihren Il!ormalen Intensitätsgraden auf 
nOI'ffi3!le Ziegellbauwel'ke aus der Zej.t unserer 
zw,aIl!Z~ger Jahre, und es sind Kor,rekturen anzu­
bringen, sofern es sich Ulm andere Bauwerke 
haIlidelt.Was ,die Michaelel'kirche betrifFt, diese 
Bruchstene waJr ja eine Soltbl'uchstel:le, gena:u 
dort ist sie abgdbroch,en, weil der Peitsche·n­
effekt wiflksam war. Um die Erdlbelbenkräfte 
Iiicht~g zu erfassen, mußte Zwentendorf. dyn .... -
mi.schund nicht stiatisCh berech,net werden. In 
Friau'l konnte man sehe~, die dnrtigen Stein­
ba'uten aüs Felssteinen urrd kugeligen Steinen 
sind samt und sonderseingestüflZt, darlehen 
kionnten Sie sehen sogenannte moderne, aJber 
U1IlJZJWeckmäßig errichtete B.autet1, die s,ind aum 
eingeg.angen und dann wieder andere moderne 
Bauten, bei denen es äuß'edich überhaupt keine 
SdJ.äden ga!b. 

Auf die Frage vom Bundesminis,ter ~ktor 
Stal'ibamer nach dem Beben von 1972: Das 
wa·r im ~aJume SeeJbens.tein-Pitten mit 73/4 

Epizentralintensität. In Wien hatten wir sehr 
untersmiedliche Intensitäten, es war teilweise 
5,5 UIl!d teiweise 63/4. Schäden sind aufgetreten, 
a1ber das war 'bewirkt durm eine Resonanz­
\Schw~ngrun,g von L'Ockiersedimentschichten, die 
in Zwentendoriwe~eräUlmt werden m1,lßten. 

Dr. T'O H man n: Die Hauptfragebetrifft die 
Vorhersage der MaX!ma'1magne~ude durch Herrn 
Dr. Drimmel··auf Gruilid von nicht publizierten 
Verfahren .. Sie nelhmen als ElidibebenheI1dgröße 
Neulengbam, Scheiibibs, Molln an. Im stimme 
gr.undsätz:lich zu, daß diese Reihe von Erdbeben 
durch ,die gleiche :große ~ew1egungdes Alpen­
raumes entstanden sirid. Aber ,die G.röße der 
Fläche kannriicht aibg,eschätzt werden, das geht 
an ,<ffm österreichisch-Bayrischen Alpen entlang. 
Di,ese FJäche ist durchaus viel ausgedehnter. Hier 
ist eine Größe eingesetzt, 'diedurm nimts he­
wiesen werden kann. 

Dr. Der i m m e J: Die Bewegung in Bayern 
,liegt doch nicht aufeiIlier geraden Linie. 

Ur. T 0 LI man n: Das List die üherschiebung. 

Dr. D r im m e 1: Das hat mit der ühersmie­
bung nichts .zu tun. (Di. Drmmel ,erläutert an 
.einerKartedas MoHner Bridbeben.) 

Dr. Toll man n: Das Mol:ln'er Erdbeben vor 
kurz'er Zeit ,war ,das erste StankJbeiben in Ober­
Qsterreich. Wäre diese Diagnose vor 1975erschie­
nen, wäre diese Frage vor 1966 Ig,es,teUt worden, 
hätte dies aUes nicht existiert, und Herr 
Dr. Dr~mmel hätt'e ,gesagt, diese Alpenrandüber­
schiehung hört auf nach ScheilYbs in Niederöster­
reich. Aher wir kennen ja Ibis 'Bayern die Aktivi­
täten aus Idieser A,lpenrandüherschiebung. 

Dr. D r im m e 1: Das stimmt nicht, aber ich 
haibe schon vorhin Igesagt, ich hatte das Glück, 
in Moskau Experimente zu sehen. Es stimmt 
nicht, daß in MoHn vorher keine IBeben waren. 

Ahg. DDr. K ö n i g (VP): Wie kommen Sie 
auf 10? 

Dr. T 'OJ I man n: Die Stärke 10 bedeutet, 
daß an herkömmlichen Bauten, nicht an eisen­
betonarmierten .B3JUten, beträchtliche Schäden ent­
stehen, daß ein großer Teil zerstört wird. Diese 
Bedingungen für die Stärke 10 sind 'erfüllt in 
den langen Beschre.ilbungen, die Süß gegeben hat. 

Abg. DDr. Körui.g{VP): Was passiert mit 
Eisenbeton? 

Dr. T 01,1 man n: <Di'e sinld natürlich besser 
bewehrt, alber ich verweise wieder auf das Bei­
spiel der Brücke in Friaul. 

Bei Zwentendorf hätte ich 10 berücksimtigt 
auf Grund der bei rden Gebäuden angegebenen 
Schäden. 

Selbstverständlich hat d'as von Süß heschriebene 
Beben, - 'er hat ja d'eswegen, Niederösterreich 
bereist - bis IBöhmen und Ungarn aUSIgestrahlt, 
aber Süß hatremt behalten, menn er gesagt hat, 
daß die HauptausstrahLung (dieses 'Beibens nach 
NOI1den geht, Ülber das TuUner Feld nach B'öh~ 
men :bis Leip(Z~g. 

Dr. D rimmel!: Went! man die Wirkung des 
Neu'Iengbacher Belbens auf. Zwenterudort ah­
schätZt, dann kommt es auf die Magnetude, auf 
die Energie des Bebens an, und nimt auf die 
Epizentralintensität in; Newengbam. Denn ,es 
kommt auf die .a,bgestrahlte Energi,e an, ,die ist 
daJtii:r verantwortlich, daß man das :Beben auch 
nom in größeren Distanzen spürt. Wichtig ist 
nicht; ob das 8, 9 oder 10 war, sondern wre weit 
halben die Leute das gespürt. Die Chronisten der 
damaJi:gen Zeit haben da~ seht wohl vermerkt. 

Dr. ToHmann: Es kommt ja nicht auf 
die Wirkung in Neulengbach an, sondern.die 
Sch~den g,:jirid ja im Tu.Uner FeLd. beschrieben, die 
in Idie Größenordnung 10 hineinfallen. 

Dr. Wie si nlge r (VP): Herr Dr. Drimmel! 
Sie waren in ]j}lJ.".er Argumentation sehr über­
zeugend. Ihre Methode ist nicht puib'lizi,ert, aher 
ist diese Methode allgemein bekannt? 
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Dr. Drimm:e:l: Die MetJhode ist nicht un­
bekannt, sie ist von Schebalin puJbli.ziert, publi­
ziert 1970. Ich habe diese Methode auf unsere 
Verhältnisse adaptiert hzw. ühel'prüft, ob SQ et­
was bei uns möglich ist. Das ist nicht auf eige­
nem Mist ,gewachsen. 

Dr. -G r ü m m: Es [st bekannt, daß Kernkraft­
werke in erdbebengefährdeten Gebieten stehen, 
gegenwärtig 14 in Japan, ich n:ehme an, ,daß hier 
entsprechende Erfahrungen 'eingeflossen sind. 
Wenn ich mich richtig e1'1nnere auch ka1lifornische 
Er.fahrungen. 

Beim Er.cLbeben etwas ,geringerer Klasse 
bleibt ,das Kraftwerk in Betrieb ws elektrizitäts­
wirtsch·a,ftlichen Gr,ünden, hei extremen Erdbeben 
geht das Kr<liftw.erk au.f alle F~]Le !außer Betrieb, 
das heißt aber noch hnge nicht, daß eine Ge­
fährdung der iBevölkerung eintritt. 

Auf eine Frage von ,Prof'essQr Tdllmann er­
klärt Dr. D r i il1l m e 1: Die Stärke ist bel'echnet 
für eine Beschleunigung, und zwar für eine dy­
namische. 

Dr. TQ J 1 man n: W,urde es so ,el"dhebensicher 
.gebaut, .daß ,das stärkste bekannte Beben unge­
fährdet überstanden wil1d? 

Dr. D r im m e 1: Bezo,gen auf die Schlier­
oberkante hat es 7,5, für ,den, SchQtter wäre 
es 8. 

Dr. T'O 1.1 man n: 7,5 oder 8. Nach Ider Mer­
calli-Skala sind. das wfiSentJlich 'geringere Schäden 
.als jene Schäden, Idie im Wiener Wald, in der 
Melassezone und in verschiedenen Gegenden be­
schrieben w01'lden sin1d. Dieses Gebiet rstaas Ge­
biet des stärksten je 'aufgetretenen Er.dbebens in 
Ostösterreich. Warum Istellt man in eine solche 
Region :dieses Kraftwer.k? Herr Dr. Drimmel, zu 
welcher Zeit sind Sie für ,diese Expertise herange­
zogen worden? ' 

Dr. Drimme'l: Mein Gutachten ,habe ich 
1971 ers~ellt. 

Dr. TQ 11 ma n n: Das erklärt alles! Das sagt 
rnirdoch, daß seit 1968 über.legungen an.gestellt 
worden sind, 1971 ein Gutachten vQr.gelegt wurde 
unld man erst heute in ,das Ganz'eeintritt. Das 
hätte natürlich 1968 gemacht we!lden saHen. 

Abg. Dr. Wie s in!g er (VP): Das ist eine sehr 
logisch'e überlegung. Nurstel'lt sich mir jetzt 
die Frage, wieso ist rhnendie Gefährdung dieses 
Gebietes nicht schon 1968 auf,gef,aHen? 

Dr. T 0 111 il1l an n: Ich muß ganz ehrlich sagen, 
ich habe mich nie mit der Fuge ,befaßt, das 
erstemal wurlde es spruchre~f durch die Publika­
tion über die SateHitenbruchtektonik im Jahre 
1977. Vorher war ich mit der Frage Kernkraft­
werke nicht befaßt. 

Dr. D r imme 1: Die Erdlbebenfrage ist beim 
Gesundheitsministerium sehr viel diskutiert wor­
den. Es wunden Expertengespräche geführt. Das 
ist ja nicht v'On :beutle auf mor.gen geschehen, 
alUch nicht mit 'einem Gutachten. Das Gesuna­
heitsministerium warden Betreibern außeror­
den:tlich lästig, weil es immer wieder Qffen,e Fra­
gen gefunden ihat. Desw~gen: wUl'den immer 
wieder neue Expertengespräche a'niberaumt. (Da­
mit istdi,eExpertenibefragung ,in dieser Sitzung 
been1det. Die Experten wenden ,gebeten, :am 
14. 3. wieder zu ·erscheinen.) 

Obmann-Stel~L'Vertreter Dr. H e.i n·d 1: KoHege 
Stau·dinger hat zum ersten Teil, Ider Frage ,der 
Entsorgung so resümiert, ,daß ,d~e Meinungen so 
zutage getreten sind, Idaß Dr. Gattinger die 
Wahl'lSchein'lichkeit für sehr hoch häh und gesagt 
hat, gen'auere Auss<lIgen kann man ohne Detail­
untersuchungennicht machen. 

Inder ,Frag'e Zwentendorlf ist ~ieffiilich offen­
kundig gewesen, daß ·die Aussagen des Dr. Drim­
mel im höchsten Maße Ibeeindruckend waren. 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Dann 
kann ich rur Kenntnis nehmen, daß die Frage des 
Endlagers erst wirklich entschieden werden 
könnte, wenn dQrt Bohrungen ,durchgeführt sind, 
dann muß ich der lt~gierung sa,gen, wir brauchen 
dort ,Bohrungen, ·daß man in .der Frage der Erd­
bebensicherheitim AusschlUß zur Oberzeugung 
gekommen ist, IdaßaHe Vork'ehrungen von seiten 
des GesundheitsministeriiUlffiS durch die Auflage 
W egr~umen ,der Schotterschichte, Bau einer 
Betonwanne 1m Schlier, Erdbeben Ibis zur Wahr­
scheinlichkeit .desjenigen vQn1590, ohne Ge­
fäihrdung d,er .ß.evölkerung igetroffen sind. 

Albg. Dr. S ti x (VP): So weit würde ich nicht 
gehen, ~ber fast so weit. Ich würoe sagen, es 
wurde unbestritten fes'tgestelh, Zwentendorf 
steht ~n einernerdbebengefäh1'ldeten Gebiet, aiber 
die Auflagen wunden so hoch gesetzt, daß anzu­
nehmen ist, ,daß eine an Sicherheit grenunde 
Wahrscheinlichkeit .gegeben rst. 

Abg. DDr. K ö n ig (VP): Dem können wir 
uns ansch.ließen. Außerdem würde ich so formu­
lieren, ·daß ein standQrtbe1Jogenes Endlager offen­
sichtlich n,ach den übel'einstimmel1lden Aussagen 
der Wissenschafter ohne Probelbohrungen nicht 
machJbar ist, wobei ,die Chanoen ,dafür unt'er­
schiedlich beurteilt werden. 

(Die Sitzung wird .um 19 Uhr 15 Minuten ge­
sch;los~en.) 

d) Sitzung vom 14. März 1978 

Obmann Ahg. S t a ud i n ger eröffnet die 
Sitzung um 9 Uhr. 

Als Beilage 2 wird eine Stellungnahme von 
U.niversitätsprofessor Ur. Grümm zu den Äuße-

4 
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rungen der Frau Dr; Schmitz ZiU den Akten ge­
n011lJlllen, 

Zur Fnge' d'er "Protokollgenehmigung" wird 
festgestellt, 'daß 'di,e Herstellung ider Auszugs­
weisen Darstellung in .dre Eigenverantwortung 
der "Parlamentskorrespondenz", also des Steno­
graphendi'enstes fäl!J;r und es eine eigentliche Ge­
nehmigung nicht gibt. 

An ·der 'Befragun;g nehmen folgende Experten 
tei'1: 

1. Herr Dr. Traugott Gatt i n'g,'e r, Geo­
logische ,Bundesanstalt, Rasumofskygasse 23, 
1030 Wien; 
,2. Herr· Dt. Juli,us D r im m el, Zentral amt 

für Meteorologie und Geodynamik, Hohe 
Warte 38, 1190 Wien; 

3. Her:r o. Universitätsprofessor Dr. Georg 
Ho rn i n'g e r, TeChnische Universität Wien, 
Kadsplatz 13, 1040 Wien; 

4. Herr Professor Dr. Alex.aIllder T Q 11 man n, 
Institut für geologie, Universitätsstraße 7, 
1010 Wien; 

5. Her:r Dozent w.· Hdfrat Dr. Michael F. 
Sc h u c h, Pelzgasse .13, 1150 Wien. 

Der Ausschuß heschli'eßt, ,vorerst Idie Hyaro­
logen ZJU hören, und .er,sucht Her:rn Universitäts­
professor Dr. Georg Horninger um sein State­
ment. 

Dr. Horninger: Im Auftrag des Bundes­
ministel"iums für Land- und FOl'lstwirtschaft habe 
ich mich mit Detav1fragen Ibetreffenddie Durch­
lässigkeit .des Untel1grund'es Ibei Zwentendorf be­
faßt, habe seit 1971 ,zwei Gutachten abgegehen, 
am wesentlichsten ist das ,aus der 'letzten Zeit, und 
zwar vom 24. August 19~'7 ,und ,zwar ,deshalb, 
weil zu diesem Zeitpunkt hereits die Randbedin­
gungen für das Kraftwerk Zwenten.dorf in Hin­
blick auf .das Grundwasser und .den Grundwas­
serstrom durch die Inbetri'ebnanme von Alten­
wörth den Zu erwartenden El1Idz·uständen am 
nächsten ,g,ekommen sind. 

Allelldings ist auch heute noch ,der ZUstand 
in dieser Sache nicht endgültig ,ajbgeklärt, noch 
nicht zu den lenzten Ertgebnissen ,gelangt, weil 
die Un1:lerwassereint

'
iefung für ,das Donaukraft­

werk Altenwörrh zu ·dem Zeitpunkt, zu dem 
das Gutachten ahgegeben worden ist, noch wei­
tet,gegangen ist, ul1ld sich Idaher in der Donau 

-selbst, im Donaubecken Verän,derungen durch 
Entf'ernung ,des Schotter/bettes eingesteHt haben, 
unJd weil zweitens dieWass'erstände in 'der Zeit 
seit Aufnahme der hydrologischen Untersuchun­
'gen im engeren Zwentendor;fll>ereich noch nicht 
so waren, .daß man etwa den Zustand bei bzw: 
nach einem größeren Hochwasser einbeziehen 
hätte kÖIlJnen. 

Auf Grund ,der Messungen ,in einem ördich 
verdichteten Grundwasserbedbachtungsnetz um 
das Kl1aftwerk Zwenten1dorferg'i!bt sich die Tat­
sache, daß die an weiomaJschigen Netzen vom 
Bundesstromhauamt und spezi eH von Herrn Hof­
rat Schuch erhobenen Daten sich auch für den 
Nahbereich bestätigt .ha:ben. Es ging '11m die Frag·e, 
ob das Wasser von Zwentenrdorf inirgendeiner 
Weise unter der Ponau in ,den Linken Uferbereich 
kommen könrrte.Lmengeren Kralftwerksbereich 
ha/:>en wir am rechten Ufer >bei ·aIilen vier erfaßten 
spezieHen Donauwasserständenein rurtmittellbares 
Zuströmen ·des Wassel1S vom Kraftwerk' zur 
Donau. W,ir haben ab.er auß~l1demnach. den 
Grundwasserständen unid dem ,darauf aruf,gebauten 
Modell eine Bestätigung ,d a,für, q.aß es tatsächlich 
zu Wass·erströmungen kommt,die so. gedeutet 
wel1den könnten, als oh ,das Was~er :vom Kraft­
werk weg unter der Donau in ,den linken Ufer­
ber.eich hinüber käme. 

Was spielt sich am :linken Donruufer ab? Da 
ist eindeutig Jciie Zuströmunrg vom Land zur 

'Donau, wenn auch unter spitzerem Winkel als 
am Gegenufer; gegelben, sO'daß ,die nächstgelegenen 
Qrtschaften, etwa Utzenlaa, vom Kraftwerk nicht 
mehr beeinflußt werden. Die AuswertUng ·dieser 
Messungen sind ,dem Gesundheinsministerlium 
mitgeteilt worden, nach meinem Wissen hat dieses 
auch eine entsprechende Weisung an die GKT 
gegeben. Ich hättenachd,em, WaJS ich beobachtet 
habe an dem engstänldigen Grundwasserbeobach­
tungsnetz zwischen Altenwörnh und Rappers­
dorf, keine ,BEdenken, ·daß irgendeineAuswan­
deru~'g eventuell gef:m1rldeter oder kontermi­
nierter Wässer in die dichter >besiedelten Bereiche 
stattfinden könnte. 

Dr. S ci h u c h: Auf Grund meiner VorbiLdung 
bin ich nicht in der Lage.zu sagen, welche Aus­
wirkungen auf die Biosphäre ,der ari'grenzenden 
Raume eine derartige potentielle Verunreinigung 
hätte. Ich kann aber eine Aussa,ge machen, wohin 
eine Verunreinigung, und zwar ,eine langlebige 
Verunreinigung transportiert würde, und z'Yar 
auf Grund ,der hy,drogeologischen Verhältnisse 
dieses Raumes, mit welch,en Zeitalbständen zu 
,rechnen wäre und welche Räume dadurch betrof­
fen wären. (Die "Beiträge zur Hydrogeologie des 
TUll1ner Feldes", wdche 'in der Folge erläutert 
werden, wel'lden laIs Bei1a:ge 3zu den Akten ge­
nommen.) 

Zu Tafel I; Diese zeigt die Oberkante des 
Grundw,asserstaues. Im Wesvensieht man zu­
nächst eine Mulde, es erfolgt dann .eine Rinne, 
diese Rinne mündet ,im Bereich Stocker au wieder 
in eine tiefere Mulde, diese Mulde hat dann rein'en 
überlauf zu der Wiener ,pforte ,und in den Be­
reich v'On Wi'en. Wegen ,der Ta'tsache, daß sich di,e 
Wegi'gkeit .des Gr:un·dwassers <in ·den ,gröberen 
Sedimenten abspielt, müßte ,daher 'eine Verun­
reinigung, .die etWia im Bereich Zwentendcirf 
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liegt, in diese lliinne gelangen; in der R~nne dann 
entsprechend dem Gefälle ,dieser Rinne und dem 
Verlauf dieser Rinnne weiter in den Raum vün 
Stückerau gelangen und, nachdem hier ein wei~ 
teres Gefä,lle (ist, müßte in den RJaJum der 
Wien er' Pfürte gelangen und in den Raum vün 
Wien. 

Zur Bestätigung dieser Aussage die, Tafel 2. 
Die Tafel 2 ist eine Darstellung der Grund­
wasserspiegelfläche, dargestellt in Fürm vün 
Isohypsen, das sind ,die Hähenschichtenlinien. 
Die Strömungs richtung ist durch eine Senkrechte 
auf diese Isühypsen feststellbar. Ein verun­
reinigtes Wasser wÜI1de zunächst einmal die 
Dünau unterführen,. würde Tulln . berühren, 
wÜI1de aber dann in die eingezeichnete Mulde 
gelangeJ1und von dort . einen überlauf in die 
Pfürte haben. Im weiteren Verlaufe würde das 
Wien berühren und ins Marchfeld gelangen. 

. Wie schnell fließt das eigentlich? Bei der 
Strömungsgeschwindigkeit kann man nach zwei 
Methüden vürgehen, und zwar indem man die 
einzeln'en Lückersedianente untersucht, das Bo'hr­
volumen feststellt und auf Grund des Bühr­
vü!<umens, ,des .GefälLes . ,und Ides Durchlässigkeits­
wertes die. Geschwindigkeit errechnet. Im Bereich 
Tulln würden sich auf Grund des geringen Ge­
fälles sehr geringe . Geschwindigkeiten ergeben. 
In ,diesem Bereich gäbe es eine Geschwindigkeit 
vün 0,62 m pro Tag. Untersuchungen 1966.haben 
Werte vün 2 bis 5 m ergeben. Für die Ver­
lagerungsgeschwindigkeit würde ich als Beispiel 
anführen ·die vün Zwentendorf und Tulln, eine 
Entfernung vün 11 km, hier würden sich 48 Jahre 
ergeben. Bei 5 m pro Tag würde sich eine Zeit­
spanne von 6 Jahren ergeben. 

Die ganze Siche hat einen Haken, der darin 
besteht, daß bei einer Verunreinigung des Grund­
wassers im Bereich vün Zwentendürf unter ande­
rem Teile dieses verunreinigten Wassers relativ 
sehr rasch in die Donau geraten wUrden, da 
hier entsprechend den Wasserständen der Dünau 
- ,bei Hüchwasser kehrt sich dürt im ufer­
nahen Bereich die Richtmngstendenz um - Teile 
dieses verunreinigten Grundwassers in die Dünau 
gelangen würden. In der Donau sind die. Ge­
schwindigkeiten etwa zwischen 1 und 1,3 III prO' 
Sekunde. ' 

Entsprechend den Dünauwasse~ständen findet 
hier ein Austausch statt, zwischen ufernahem 
Grundwasser und Dünauwasser würde diese Ver­
unreinigung ,relativ rasch strümabwärts ziehen, 
und es kann natürlich nicht verhindert werden, 
daß ,diese Verunreinigung in den Einzugsbereich 
einzelner potenter Grundwasserentnahmestellen 
gelangt. Als Beispicl'darf ich die Tullner Zucker­
fabrikanführen: Diese entnimmt ,für Wasch- und 
Transpürtwasser eine Menge vün 1 500 bis 
2000 m3 pro Stunde, alsO' pro Tag 36. Milliünen 
Liter Wasser. Ich darf darauf hinweisen, daß die 

Tullner Zuckerfabrik für die . Produktiün des 
Zuckers etwa 11 0 m3 prO' Stunde aus dem Grund­
wasser entnehmen muß, Idas ist jetzt natürlich 
Wasser, das unmittelbar mit dem Rübensaft 
ln Kontakt kümmt. Ferner wäre betroffen der 
Bereich von St6ckerau, WO' sehr, sehr grüße 
Wasserrechte bestehen, und zwar etwa 300 Se­
kundenliter, auch die Lübau wäre in gewisser 
Hinsicht in Mitleidensd1aft gezügen, vür allem 
für die Wasserversorgung Wiens, und der süd­
liche Bereich des Mar.chfeldes. Vüraussetzung 
dafür ist natürlich, -daß es sich um eine lang­
lebige Verunreinigung handelt. 

Der andere Aspekt ist rechtlicher Natur .. Bei 
Erteilung eines Wasserrechtes ist die Vüraus­
setZJung, daß im Einzugsgebiet einer Trinkwasser­
versürgung alle Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, ,die eine pütentielle Verunreinigung von 
vürnherein ausschließen. In einem sülchen Schutz­
gebiet ist verboten die Anlage einer Tankstelle 
etwa. Dann kommen Leute, ,die sagen, wir sichern 
das nicht hundert, 'sündern tausend Prozent ab, 
trotzdem wird das nicht genehmigt, weil man 
sagt, die potentielle Möglichkeit eine,r' Verun­
reinigung besteht, daher darf er ,das nicht machen. 

Im gegenständlichen Fall sehe ich die Schwie~ 
rigkeit darin, daß natürlich· die .ganzen Schutz­
und Schongebiete für diese zahlreichen Wasser­
versürgungen, die hier installiert ,bzw. in Prü­
jektierung sind, mehr üder minder auf diese 
neuen Verhältnisse umgestellt werden müssen. 

Der Standpunkt ZwenteDldörf ist im Hinblick 
auf die hydrogeülügischen Verhältnisse natürlich 
denkbar ungünstig, wenn man vüraussetzt eine 
Vemnreinigung. Wie sich die Verunreinigung 
dann auswirkt, bitte nüchmals, ich bin kein 
Atomwissenschaftler, aber jedenfalls ist die Lage 
in bezug auf eine. pütentielle Verunreinigung 
denkbar ungünstig. 

Eine gewisse Auffassungsdifferenz. zuProfes­
sür Hürninger, wenn ich das richtig verstanden 
habe, besteht hinsichtlich der Geschwindigkeit' 
der Verlagerung einer Verunreini.gung. 

" Dr. HO' r n i n ge r: Ich sah. meine' Aufgabe 
darin, den engeren Bereich um Zwentendürf 
- Vürarbeiten gab es bereits - zu untersuchen, 
weil ich dürt als Berufspessimist am ehesten mit 
einer Gefährdung zu rechnen hätte. In diesem . 
engen Bereich - auf der einen Seite Alten­
wörth, auf der anderen Seite ,die .Gegend tim 
Schönbichl --"- ist es nun SO' für das Grundwasser, 
daß eine Zuströmung zur Dünau im wesentlichen 
und eine denkbare Unterströmung der Dünau 
hinüber auf das linke Ufer denkbar ist. 

Nicht in Betracht gezügen habe ich den Fall, 
weil das Hydrologie und nicht mehr Hydrogeü­
lügie ist, daß eventuelle Verunreinigungen in die 
Donau gelangen und vün der Dünau weiter.-
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transporniert werden. Damit ist der scheinbare 
Widerspruch zwischen den heiden Aussagen ge­
klärt. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Herr Professor 
Horninger! Sie haben also gesagt, es werden 
keinerlei Auswanderungen von Wasser in dichter 
besiedelte Gebiete 'stattfinden können. Wenn ich 
aber dann höre, wie Dozent Schuch gesagt hat, 
daß im Bereich des Grun'dwassers die Zeiten 
wesentlich längere sind, bis ,das Wa'sser diffun­
diert, wie kann man bei einer solchen Fest­
stellung die Frage außer Ach·t lassen, ob das in 
die Donau gelangen kann. Ist die Klärung hin­
sichtlich ,der Donau in irgendeiner Weise er­
folgt, ist das in einem Gutachten dargetan, hat 
das wer anderer untersucht, ging man yon der 
Annahme aus, ,daß ein Diffundieren in die Donau 
nicht anzunehmen ist, weshalb hat man die 
große potentielle Gefahrenquelle nicht unter­
sucht und die wesentlich Igeringeren minuziös 
untersucht? 

Dr. Sc r i n z i (PP): Ich bin persönlich be­
stürzt zu hören, daß eine so wesentliche Frage 
wie die Grundwassergefährdung offensichtlich so 
negativ ist. Ist Idie AnIlJalhmerichtig, daß von 
der Strömungsgeschwindigkeit ein sehr wichtiger 
Faktor im Falle ,der Verschrnutzung bestimmt 
wird, ist von <lieser Grundwasserströmung die 
Frage, was sedimentiert werden kann im Laufe 
eines rehtiv langen Weges, laJbhängig und in wel­
cher Form? 

Werden im Zusammenhang mit der Strömungs­
menge und ,geologischer F~rmation auch Ahsorp­
tionsvorgänge oder ch·emische Umwandlungs­
prozes'se beeinflußt? . 

Es muß uns -darauf ankommen, potentielle 
Gefährdungen möglichst quantitativ umlegen zu 
können. Wie groß ist der Wasserbedarf, also 
Betriebe plus Trinkwasser, Nutzwasserv.ersorgung 
der WohnbevöJker:ung in ,diesem Gebiet, wie viele 
Menschen sind gegebenenfalls betroffen? 

Dr. Ho rn i n ger: Die Donau ist ein großes 
Gewässer, man muß zwei Extremfälle beleuchten, 
Niedrigw'asserstmd und Hochwasser. Die Kom­
munikation zwischen dem Donaustrom und dem 

,Grundwasser wird bei Niedrigwasser so ver­
laufen, daß in erster Linie Wasser aU's dem Ufer­
bereich, aus ,dem Ufer, aus dem Feststoff, zur 
Donau gelangen wird. Bei Hochwassersituationen 
wird es eine Einströmung VOn ,der Donau in 
die Umgebung geben. Die Donau kann aber 
das, was in sie hineinlangt, verdünnen. So viel 
mir bekannt ist, sind die Möglichkeiten einer 
Verdünnung bis zu einem Grad, der unschädlich 
ist, ja in Betracht gezogen worden bei den über­
legungen, die von ,den Leuten der GKT ge­
pflogen wurden. Sollte es zu einer Kontamina­
tion kommen, wird diese in erster Linie bei 
Hochwassersituationen eintreten, gera.de dann, 

wenn für die Veroünnung am meisten Wlasser zur 
Verfügung steht. Die Sorptionskapazität des Bo­
dens WlUrde im Auftrag der Kernkraftwerke 
von einem Arbeitsteam bereits durchgeführt. Es 
liegen also sowohl für den Untergrund als auch 
für den Sand-Schotter-Körper bezüglich der 
Sorptionsfähigkeit Untersuch'ungen vor. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Dar:f ich Herrn 
Dozent Schuch fragen, db er daran Zweifel 
hat. 

Dr. Sc h u eh: Inwieweit eine Ver,dünnung 
erfolgen kann, kann ich nicht sagen, weil ich 
die atomaren Verhältnisse nicht kenne. 

Versuche zeigen -etwa mit Farbe -, es 
gibt keine gleichmäßige Verdünnung, denn der 
Boden ist ja kein mathematisch aufgebautes Ge­
bilde, sondern ein naürliches Gebilde mit sOiUnd­
sovielen Anomalien. 

Zu Herrn Abg. Scrinzi darf ich S:l:'gen: Bezüg­
lich aes Durchganges einer Verunreinigung muß 
man sagen, daß hier im wesentlichen Idie korn­
aufIbaumäßig groben Bereiche bevorzugt wer:den. 
Das sind a1b er gl'eichzeitig diejenilgen Gebiete, die 
vor allem ,für' .eine Wasserversor:~ng' herangezo­
gen werden müssen, weil dort das meiste Wasser 
ist. Bei einer eintretenden Verunreinigung würde 
eine Vielzahl der Bevölkerung Ostösterreichs be­
troffen sein, in einer weiteren Folge wäre Wien 
in einer ziemlich unangenehmen Situation und der 
südliche Teil des Marchfeldes. 

Die Aussagen von Professor Horninger habe 
ich so verstanden, daß sie sich rein auf die hydro­
logischen Verhältnisse bezogen haben, aber nicht 
auf die hydrologischen Beziehungen bezüglich der 
Donau, also des Weitertransportes un,d eines un­
mittelbaren Austausches. 

Abg. Dr. S c r i n z i (FP): Habe ich das richtig 
verstanden - der Verteilungsmechanismus spielt 
ja auf mehreren Gebieten eine Rolle -, daß man 
nicht einfach sagen kann, daß sich das dividiert 
und so eine Verdünnung entsteht. Die berühmten 
Mittelwerte sind also auch hier irreführend, wir 
müssen also damit rechnen, daß Einströmungs­
bereiche entstehen können mit sehr hohen Kon­
zentrationen auf Grund hydrologischer Gegeben­
heiten, während im Nachbal'gebiet eine starke 
Verdünnung eintreten kann. 

Dr. Sc h u c h: Das entspricht vollkommen 
meiner Ansicht. 

Dr. G r ü m m bringt einen Vergleich mit 
einem Zug und meint: Es ist noch nicht gesagt 
worden, ob der Zug beladen WliI1d, wann er be­
laden wird und was den Zug in B,ewegung bringt. 
Es ist nicht klargestellt, ob das, was am Anfang 
hineingegeben wurde, auch am Ende ankommt, 
ob 'diePassagiel'e nicht vorher aussteigen. Hier 
tritt eine Klumuhtion von Negativaussagen auf. 
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Zum Begriff "Langlebigkeit". Die entscheiden­
den Nuklide im Falle einer Katastrophe sind 
Cesium unld Strontium mit einer 30jährig,en 
Halbwel'itszeit. Wir hätten also mit 300 Jahren 
zu tun, bis ein Wert unter die gesetzliche Grenze 
eintritt. Im Gegensatz zu anderen Stoffen sind 
das Stoffe, .. die ,immerhin, wenn auch langsam, 
ihre Gefährlichkeit verlieren, andere Stoffe, wie 
Blei oder Qu,ecksillber, h,ahen Hallbwertszeit un­
endlich. 

Frage ist, welche Massen von welchen Sub­
stanzen hat das Wasser zu zersetzen. Versuche mit 
Strontium 90 ha;ben gezeigt, daß bei einer 
verhältnismäßig geringen Grundwassergeschwin­
digkeit von 0,3 m pro Tag die Front des Stron­
tiums sich 33 m in elf Jah.ren bewegt hat. In 
300 Jahren wÜl'de sich das also 900 m vom 
Kraftwerk entfernt haben. 

Ein zweiter Versuch in den Vereinigten Staaten 
wurde mit einer außerordentlich schnellen Strö­
mungsgeschwindigkeit unternommen, mit 3,5 m 
pro Tag, es hat sich herausgestellt, daß 1 km 
in zehn Jahren zurückgelegt WUJ.1de,alber nur 
10f0 des Stronti'UiIllS dort angekommen ist. 

Eine andere Frage ist, steigen überhaupt Passa­
giere ein? Zwentendorf ist mit einer extrem 
ausgerüsteten Betonwanne ausgestattet, daher die 
Frage, ,wann können radioaktive S.ubstanzen ins 
Grundwasser gelangen? Schlußfolgerung: Es muß 
sich um ein extrem unwahrscheinliches Ereignis 
handeln. Was die Donau. aonlangt, ist die Frage zu 
stellen, wie Aktivitäten in die Donau gelangen 
können. Man muß beachten ,die enorm geringe 
Wahrscheinlichkeit der ,Freisetzung, gewisse Fil­
terwirkungen bis zur Dona;u, den Transport 
mit ,der Donau, ,das müßte sehr genau unter­
s,ucht werden. Sicher ist mit einer DurcJ:imischung 
auf kurzem Wege nicht zu rechnen. 

Abg. Dr. S t i x (FP): Herr Professor Hor­
Jiinger, zu welchem Zeitpunkt waren die Ergeb­
nisse Ihrer Studie im Ministerium bekannt? 

Dr. Ho r n i n ger: Diese Studie WlUrde verein­
barungsgemäß der GKT übergeben im August 
1977. 

Abg. Dr. S t i x (FP): Wie beurteilen Sie die 
Filterwirkung von grobkörnigem Material in be­
zug auf die theoretisch gegebene Mikrogröße 
von Radionukl~den? 

An Dr. Tollmann: Wie beurteilen Sie die Wahr­
scheinlichkeit kurzfristiger Veränderungen von 
Strömungsrichtungen im Grundwasser auf Grund 
normaler und bekannter geologischer Vorgänge 
in diesem Gebiet? 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Herr Dr. Schuch, 
Sie haben sich zunächst bezogen auf die Grund­
wasserfrage und davon gesprochen, daß 48 Jahre 
notwendig wären, bis das verunreinigte Wasser 
nach Wien käme. Ist das eine Absage an die 

Gerüchte, daß sich Zwentendorf auf einem 
Grundwasserstrom befindet, der die eIgentliche 
Gefährdung für Wien darstellen würde? 

Im Bereich der Donau gibt es aruch andere 
Unternehmungen, die sehr gefährliche Verun­
reinigungen produzieren, z. B. die Krems­
Chemie. Würde das hei ,einem Unfall zu ähn­
lichen Auswirkungen führen, wie sie hier aufge­
zeigt wurden? 

Welches sind denn von der Hydrogeologie 
her die Voraussetzungen für ein solches Endlager? 

Abg. Dr. Wiesinger (VP): Wer war der 
Auftraggeber dieses im August 1977 albgegebe­
nen Gutachtens? 

Dr. Ho r n i n ger: Auftragg~ber war Ministe­
rialrat Pusch vom Gesundheitsministerium. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Welche geologi­
schen Gutachten wurden bei der Baubewilligung 
herangezogen, welche Motive haben bestanden, 
im August 1977 noch einmal ein Gutachten an­
zufordern? 

Abg. Dr. He i n d I (SP): Herr Dozent! Haben 
Sie sich der konventionellen Methoden bedient 
bei der Durchlässigkeitsfrage, bei der Mächtig­
keitsfrtage, ader ist ,das außer acht :gelassen wor­
den? 

Dr. Sc h u c h: Es wurde erstens einmal nach 
den konventionellen Methoden ,untersucht und 
nach den Methoden, die ich für diese U nter­
suchungen entwickelt habe. 

Abg. Dr. H ein d I (SP): Sie 'Schreiben in 
Ihren Ausführungen das Gegenteil: "Infolge der 
großen räumlichen Ausdehnung des Unter­
such'ungsgebietes mußte von der konventionellen 
Untersuchungsmethode Abstand ,genommen wer­
den." 

Dr. Sc h u c h: Diese konventionelle Unter­
suchungsmethode ,bezieht sich darauf, daß man 
ganz engmaschig die einzelnen Bohrungen setzt. 
Das i'st natürlich im Hinblick auf ,die Ausdehnung 
des Gebi,etes, sowohl im Hinlblickawf ,die Ar­
beitskapazität als aum auf die finanziellen Auf­
wendungen, praktisch nicht möglim, aber ,diese 
konventionelle Untersuchungsmethode wurde 
trotzdem insofern durchgeführt, als man diese 
Methode kleinräumig angewandt hat und mit 
den später an gewandten Methoden verglichen 
hat. 

Abg. Dr. H ein d I (SP): Wurden Sie beim 
Bewilligungsverfahren seitens der Landesregie­
rung als Hydrologe 'damit befaßt? (Wird ver­
neint.) 

In welcher Tiefe vollzieht sich die von Ihnen 
sehr prägnant geschilderte Bewegung des Grund­
wassers, ein evennueller Austausch? 
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Dr. S ch,u c h: Die Tafel 12 zei,gt genau .die 
Verhälmisse. (Nach kur:zen Erläuterungen der 
TaJel): D:ts ist eineMächt~~k'eit V'on 10 bis 
12m. 

Zur Filterfra,ge: In be~Ulg auf dlie NUiklide ist 
die Filterung meiner Ansicht nach NUllt Eine 
gewisse Filterung wär,e v,ielleicht im SchlEer vor­
handen, a!ber der w,ird praktisch nicht ange­
wgen. Im SchEer ist die DurchsatzgeschWlindig­
keit Zentimeter pro Jahr. 

Wa!S die Alb'sorpüon 'betrifft, geht das in ein 
Gebiet, welches ich nicht ,beantworten kann. 
Ich kann nur sa,gen, welche Transportw't!ge ltuf 
Grund der hydf1oJJogi,schen Vorausse~ungen 
vorliegen WlÜriden, unter der Vonussetzung, daß 
eine langlebige Verunreinigung il1 dieses Grund-
wasser geLmgt. ' 

Die andet"en Fragen bezJüglich Venunrdini­
gungSllllöglichkeiten, a'Lso die weiteren FoLgen, 
kann ich nicht beantiworten,' weil mIr da die 
Vorausseozungen fehlen. 

Zur Mi-ttelwerubildJung. Das ist ein'e etwas 
problematisch,e Sache, denn eine dreißi,gjährige 
Wahrscheinlichkeit des Eintreffens eines Ereig­
nisses, was heißt eia's? Das heißt, in einer un­
endlichen Rdhe v,on J'ahren würde dieses Ereig­
nis im Miotel aMe 30 Jahre einmal eint'reffen, 
was sagt das schon? 

,Abg. Dr. H ein d 1 (SP): Sie h<lJben gespro­
chen Ülber die' untJerschiecHichen i\ustauschmög­
lichkeiten bei Niedrig- u:nd Hochwasser. Welche 
A'u9ma,ße kann das annehmen? 

Eine noch nicht bea,nllwor-tete Fuge, Sie ha­
ben zwei Ziffern genannt, einmal haben $Iie ge­
sagt, ein Tröpfchen benötigt sechs Jahre und 
einmal 48 Jahre. Was sind 6 und was sind 
48 Jahre? 

Dr. S 'c Ih u ,c h: Die 48 Jahre wären auf 
Grund einer theoretischen Berechnung, diese 
stü,tztsich auf die Lalborunt,ersuchungen von 
Boht"prOlben von dem Kor,nauHYau. ,Demgegen­
über habe ich die effektiven Durchgang9unter­
suchun;gengestellt; 

N aJUürlich auch jedeanldere langJ.ebige Ver­
unreinigung' z. B. Donau-Chemie, würde 
genauso illü·en Weg nehmen: Es kommt wieder 
nur darauf an, inwieweit der' Verdünnungs­
grad mitspielt, inwieWeit hier verschiadene Ab­
sorptionserscheiriun;gen stattfinden. Das ist aber 
eine Fl'Iage, die ich nicht beantworten kann. 

Der Gl'UUldw,asserstrom mit einer langlebi­
gen, Verumeinig:ung würde diesen Weg nehmen. 
Will man in Betracht ziehen di'e Geschwinldig­
kelt dieser ,Ver,unreinilg.ung, ist ein entscheiden­
der Faktor die Donau, die diesen Transport 
vornimmt. Wir haben an .der Dona,u unter­
sucht, daß ,entsprechend den verschiedenen Was-

serstä,nden eine Wechselwirkung zwischen dem 
ufel1na!hen Bereich des Grundwassers und der 
Donau besteht. 

Aibg. Dr. H ein d I (SP): Sie weichen immer 
wieder aus. Weich,en Sie nichrauf das Donau~ 
wasser aus, wir halben Sie die Grwnldwasser­
geschwindig:keit gelfragt. Bldben Sie bei der 
Grundwassel1geschW'ind~g'keit oder sagen Sie, Sie 
wissen es nicht. 

Ur. Sc h 'u c Lh: Nein, es ist ein Austausch, 
Sie können das nicht trennen.'· Grundwasser 
geht in die Donau, und Donauwasser geht in 
das' Grundwasser. 

Albg. DDr. K ö n i g . (VP): Sie ha:ben~uf 
meine Frage nach der Behaluptung, es gebe einen 
sehr schnellen Grundwasserstrom, der die Ge­
fährdung von Wien bedeuten· würde -meine 
Frage: lst das so? -, ich hahe Ihren Aus­
führungen entnommen, ,daß Sie ,den Transport 
der DOnaJu meinen, Sie halben jetzt gesagt,. 
Grundwasser ist eine· Sache, wo man im Hin­
blick aDlf die LaJllgsamJkei~ ver-schiedener Mei­
nung sein kann" nur wenn' es vom Grundwas­
ser in die Don:llu gelangt, dann g~bt es emen 
sch:nellen A!Ust:liusch. . 

Dr. Sc 'h u eh:' Vielleicht Wlll" das nicht 
glücklich von mir ausgedrückt. Wenn wir die 
HY'pothese aufstellen, daß es keine Donam giht, 
dann 'ist es ein ganz langsamer, Durcil!ZJug. Ist 
die Donau aher da, t6tt eine Verlb~ndung zwi­
schen' der Donau und ,dem Grundwasser ein, 
und daanit ergibt sich natürlich ein Zustand, 
daß soZ'Usagen verschiedene Strecken des Grund­
was'sers von der Donau üibersprungen werden. 

Dr. Ho rn i n g ,e r: Die Motive, warum das 
1977 . noch einmal untersucht wUI'de, -das hat 
sich ,daraus el'gelben, weil man nicht früher die 
Voraussetzungen geha'bt hat. Es' waren. noch 
gewisse BoIhrungen :liusständig, es war die ew~ge 
Herumraufereli, noch eine 'Bohl1ung oder kann 
diese Bdhning V'emnieden werden. (Auf eine 
Zusatzlrage von Dr.Wi'esinger.)' Es hat sich für 
mich seit 1972 die Notwendigkeit heraus,gestellt 
zu verlaIl;gen, das vor'handene Bohrungsnetz für 
die Untersuchungen zu verdichten. Diese Boh­
rungen sind erst nach überwindung eines 
g,ewi'ss'en AIdministrationsweges. IdurchgefUhrt 
worden. 

Dr. V y eh y ti 1: Schon im Jahre 1972 hat 
das Gesri.Indheitsministerium die Beweissiche­
rung für Zwentendod vorgesch:rieiben; Hiezu 
gehören P,robe·iEntnahmesteUen für wH, äußere 
SoraJhilung, Grundwass~r, aberfläch,enwa~r. Das 
BundesministeriUIm hat für das Grundwas,ser be­
s,timmte Stellen festgdegt, südlich und nördlich 
der Donau, später hat man sich noch für die 
F.ra:geinteressiert, ob Grunldwasser. vom Süden 
der Donau in den Norden der Donau strömt. 
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Es kam damen noch zu zusätzlichen B'Ohl"lUlrlgen, 
die da1Ju geführt haben, daß im J anr 1977 ein 
Gutachten an die GKT aibg'egeben wurde. 

nr. Wie s in ,g er (ViP): Sind diese Boihron­
gen ständig ak:tilv, ~ind dort Meßstän·de drinnen, 
wo ul1Jufiiterbrochen, während das Werk in Be­
trieb ist, Prohen entnomm'en wel1den? (Wird 
bejaht.) 1974/75 hat· man ·begonnen. Was wäre 
gewesen, wenn hier etwas aufgetaucht wäre, 
was nicht ]Ihren Vior:stenUiIl~en enuproch.en 
hätte? W01JU wudde Idasextra gemacht, dias 
WeI1k war ja feI1tig. 

BUiIldesminister Dr. S t a r ,i b a c he r: 'Bev'or 
ein Kuftwetik errichtet wirld, g.ibt es entspre­
chende Aufhgen. Di·e gl'undsätzlichste Auflage 
war, daß nichts ins Grundwasser kommen darf. 
Nachher g~btes immer den Str.eit, was ist, wenn 
etwas ins GrUJIldwa'sser kommt? Da·sselbe gilt, 
wenn etwas in' die Luh kommt usw. Dazu 
müssen B6Weissicherun~en . a:ufgenommen wer­
den. Da wurde vom Gesundheitsministerilllm ein' 
sehr feinmasch~ges Netz vorgeschrieben, wieviel 
und an welchen Stellen die Luft gemessen wird, 
wie ullld W'o das Wasser gemessen wird. Der 

. wj,l"kliche Str·eit wurde ausgelöst Idurch die 
TuUner Zuckertfalbl"ik, 'die gesa,gt hat, Ihr Was­
ser wird sozusag.en angekna.bbert, beeinflußt, 
benach,teiligt usw. 

o,r. H'O rn i n ger: Die Filterwirkung von 
grolbkörn~g(ll11 Material ~m HinlbEck auf die 
sehr kleinen RadionUikEde wird minimal sein. 
Eine andere Frage ,ist, oib eine Ahsorpti'Ons­
wirkung an den Verschmut1JUngen an den Lon­
überzügen der einzelnen Sand- Ul1id Schotter­
körner stattfindet unld wie weit das geht. In 
der Hinsicht sind die Untersuchungen an der 
Universität Wien' auch durchgeWihrt worden. 
Bs ging um Untersuchungen betreffend die Ab­
sorptioD.lSwiI1kung, um die Einla.gerung ul1Jd die 
Antlagerungtwentueiller . Nuklide. Da hat sich 
herausgestellt, da.ß die Tonpartikel auch lffi 

Sand-Kies~ Körper in der Lage sind, eine ge­
wisse AJbsol1pti:onswirroung zu entfalten. 

Es gibt spezielle Studien über eine Blutoni;um­
fabrik an der RJhone betreffend die Durch­
mischung und die techn~sch mögliche Beeinflus­
slllng des Durchmischlllngs.gr<lides. Es ist genau 
das herausgekommen,worü:ber Herr Hofrat 
Schuch gesprochen ha't, daß Ülber KiLometer hin 
Fahnen unld ~onzentl"a<t1onsinseln in dein be­
tre'ffenden Flußwasser daihinschlWimmen, wenn 
es im IErnstlaH mit konta:miniertem Materi'al 
verseucht wird. Es gßbt schon Mögtlichkeiten, die 
Durchm~schung durch t~chnische Bingriffe zu 
fördern, die Turbulenz auch :bei Niedrigw,asser 
zu erhahen. 

Herr Rro~essor' Gl"Ülmm hat von der unge­
fragt wil1ksaarien Dicht~gtkeit ,der .Betonwanne 

gesprodIen. ZwenteI1dol1f. liegt in e~n(ll11' Ge­
biet, welcheIS von stärkeren ErdJbelben heimge­
sucht wird, dann könl1Jte ich mich der Vorstel­
lung, daß die B,etonwanne unter aHen Umstän­
den rissefrei bLeibt, nicht so ohne weiteres an­
schließen. Der Aliguunentation, daß wegen der 
BetJonwanne keine Grundwasserverseuchung ein­
treten kann, möch<te ich mich wegen der Erd­
bebengefaihr für Zwentendorf nicht 'anschlie­
ßen. 

BUl1J(tesmin~ster Dr. S ta 'r i h ach er: Is<tdas 
so zu v,ersteihen, d~ß Sie' dall1it sagen w61len, 
daß oor.t eine schlechtere WaIllleiSit als z. B. 
PhiIipsbu~g, mblis IllSiW.? 

Dr. Ho 'r n i n ger: . Das bezieht sich nicht 
auf' besser und schlechter, sondern auf die 
gr.unds~tzliche Mö~lichkeitt oder U l1JmöglichJkeit. 

Dr. G r ü m m: Die . Waihrschei~ichkeit sagt 
ja nichtlS darüber aus, wann ein Ereignis ein­
tl"itt. Ich halbe erklärt, wenn wir mit massi,vem 
EinlOriot zu rechnen halben, ,daß wir in . die 
Größenordnung von 1,2 MiI!li~nen Jahren kom­
men, das entJspricht der Wahrscheinlichkeit des 
E,inschla~ges eines Meteoriten. K<leinere Meteori­
ten haben eine Wahrsch'einlichikeit von 
100 000 J aihren, eine Größel1Jordnung, g·eg,en 
die das Kernkraf.twerlk sehr wohl gesich,ert ist. 
Daher werde ich nie mit, aooolnitJer Sicherheit 
erk:1ären, daß die Be!tJOnwanne hält, wer! es das 
nicht gilbt, a!ber ich spreche . vonW aihI1Schein­
lichlkeit~n der genannten Gräßenoi'ldnung. 

Dr. Ho r n i n jg.e r: Zur Fr<1!ge der Hydro­
'geologie im Bereich des Endlagers. Heute wis­
sen wähll aHe, sprechen alber kaiUm davon, daß 
bei Pel"Weis bei A111entsteig der Standort des 
Endlag,ers sein solL Es sind dort Boihrungen 
au~gefÜlhrt WloI1den in einer flachweHigen Land­
sch<1ft ohne höher(ll11 Berg, es ist granit:rhnliches 
Gestein v'Orhanden, ,Lineamente sind nur in 
ganz bescheidenem Maß oder ü'herlhaupt nicht 
vorhanden. Sechs Bohrungen sind allsgeführt wor­
den. Eine bi's 90 ,in, die <lindere bis 50 m. Das 
Endlager s'Oll 500.m tief sein. Selbstverständ­
lich wird man zuerst albtastJen, ob weitere Boh­
run,<gen sinnV'OllI sind oder nicht. Bei einer Boh­
rung gaib es Vel"WittJel"ungiserscheinungen bis 
etwa 50 m. Eine Bohrung bis zur vO'llen Tiefe 
hinunter wind unJbedingt notwendig sein. 

ür. Ga t t ,i n ~g ,e r: Es gilbt im interna tiona­
len Bereich Richtlj.nien über GrundbedingtUngen, 
die in hy,droge0'10gischer Hinsicht erfüllt sein 
müssen. 

1. pas Endhg.er soU in möglichst einiheitJlicher 
Gesteinsf'Ormation und entsprechend weit ent­
fernt vom Wechsel ~on Gesteinsfol1mationen und 
von tektonischen Zäsuren <liegen, um sicherzu­
stellen, daß die durch hydrogeologische Untersu­
chungen gefundenen Param(!ter auf das in Be-
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tracht kommende Standortgebiet anwendbar und 
möglichst einheitliche hydrogeologische Verhält­
nisse vorhanden sind. 

2. Der Standort soll frei von signifikanten 
Störungszonen oder tekton,i'schen' Stl"ukturen sein, 
welch'e die unter 1. geforderte Einheitlichkeit 
beeinträchtigen. 

3. Klüftung mit senkrechten 'Oder steilen Ein­
f:Vllen soH möglichst gering sein. 

4. Der Standort soH in entsprechender Ent­
fernung von regionalen orügraphischen Tiefzonen 
l~e,gen, um möglichst lange Grunldwassereinzugs­
wege zur Endlagerungseinnichtung sicherzustellen. 

5. AUiS dergeolog-ischen Situation soll her­
vorgehen, -daß der Stand011t über geologische 
Zeiträume tektonisch inaktiv hinsichtlich des Vor­
k'Ommens v'Ün Differentia:lbewegungen ist. Geo­
lügisch langsame En-blüc-Bewegungen können in 
Kauf gen'Ommen wel'den. 

6. Das Gebirge (im geotechnischen Sinn) soll 
'ausschließlich sekundäre Porosität mit möglichst 
geringer Permeabilität besitzen, wobei Permea­
biIitätswerte in Größenordnungen von 10-8 

bis 10-10 rn/sec wünschenswert sind. 
7. Es süll möglichst geringes hydraulisches Ge­

fäHe herrsch'en, womöglich kleinera'ls 10-4 his 
10-5• 

8. Das Grundwasser süU l111ögJ1ichst lange nicht 
mehr ~m hydrologilschen Zyklus teilgenommen 
halben, das heißt möglichst ,,'alt" sein, was durch 
geeignete Methoden sicherzusteHen ist. 

9. Die chemischen Eigenschaften des Grund~ 
wassers im !Bereich der Endlagerungseinrichtung 
sollen für die Rückhaltung von Radionukliden 
durch Ionenaul'itausch, Sorption usw. möglichst 
günstig se-in. 

10. Die physikalisch-chemischen Eigenschaften 
von KluftfüHung-en und K,},uftbestegen sollen 
möglichst ,günstig hinsichtilich der Sorption von 
Radionukliden sein, die hei einem Versagen von 
Primär- und Sekundärbarriere am ehesten von 
Wasser aUSigelarugt -wenden können. 

Geotechnisch-e Grun:dbedingungen: 

1. Die Standfestigkeit ,des Gebirges süll den 
Bestand von Hohlräumen ohne wesentliche Stütz­
maßnahmen für den Zeitraum his Z'ThIIl Ende det 
(jeweif,~gen) Einlagerungsphase ,gewährleisten. Für 
die Lan~eitstabilität wlihrend 'der Lagerphase 
nach Beendigung der Einlagerung s'Orgt nach 
gegenwärtiggülvigem Konzept der Hohlraum­
versatz mit Festmaterial. 

2. Die SpannungsumLagerungendurch die Her­
steillungder Ein1lagerungslhohlräume soHen vom 
Ge!birg-e (im geotechnischen Sinn) aufgenommen 
werden, ohne daß ungünstige Veränderungen 
hinsichtlich der hydrogeolügischen Verhältnisse, 
etwa durch Neubildung vün Klüften mit Wasser-

wegsamkeit und damit Vergrößerung der Permea­
bilität, entstehen. 

3. Das GebirgesoH die durch Idie Einlagerung 
herv'Orgerufenen thermischen Veränderungen 
auhunehmen imstande s,ein, 'Ohne daß eine Ver­
größer:ung der Permeahilität durch Neubildung 
von l(,lüften mit Wa1sserwegsamkeiteintritt. 

4. Das Gebirge süll seismische Ereignisse [n der 
für den Standort in Betracht kommenden Grö­
ß,en'Ordnung ohne Neuhi.Jdung v'Ün Klüften mit 
Wasserwegsamkeit UIl/d damit Ver<größel'ung der 
Permeahiilität aufnehmen können. 

. Dr. T 0 '11 ma fl' n: Zum sehr !gUten Vergleich 
üher den Zug und die Belaaung und seinem wei­
teren Weg. Ich gJralJlbe, es list auch notwendig, die 
Frage des SchndlZJUges in' einem ganz anderen 
Ausmaß, als man bisher gedacht hat, zu berück­
sichtigen, jenes Faktors, daß ja besonders hei Tief­
wasser ein ununteI1brochener Zusammenhang mit 
der frei und usch fließenden o,'011lau v'Orhanden 
ist. Ich war überr.ascht, daß -dieser Frage fast kein 
Augenmerk zugewendet worden ist. Das ist ein 
echtes Versäumnis, Idas dl'ing,end nachgeholt ge­
hört. 

Dr. G r ü m m: Das ist gemacht 'worden, nUJ" 
.ist der zuständige Sachverständige nicht -da! 

Dr. T 0 -lI man n: Sie haben gesagt, das müßte 
sehr genau,untersucht werden, ,das halbe ich mit­
geschrieben. 

Der Vengleich mit dem Meteoreinschlag paßt 
nich-t. Der ist der W1ahrscheinlichkeit nach voll­
kümmen fehl am' P1allZ. Wir liiegen natsächl~ch in 
einem Stlal'lkJbebengebiet von Niederösterreich. 
Realistische MögliclJ'k,eit ist eine ganz enorme An­
fangslbela.dung dieses Zuges. 

Dr. Dnimmel hiat diaS letztemal gesagt, daß 
die auslösen/den Störunglenauf einer Linie liegen. 
Diese geht von MoHn, Schdbbs nach Neulengbach. 
Diese Auffassung !ist unr.ichtig. Auch nach der 
Darstellung von Drim111'el und Mitarbeiter ,ist die 
Linie keineswegs genade, sondern hat einen Knick. 
Diese Med~oIde schließt keineswegs aus, daß wir 
in Tulln nicht d'Och noch ein weiteres Zentrum 
haben. 

Im TuJln,er Feld bl'lauchen wir die Berechnungen 
der Magnetude nach Scheibalin nich-t, denn die 
vorhandenen Angaben über Schäden sind derart, 
daß 7,5 nicht ausreichend sein kann. 

Die' wahrscheinlichkleit kurzfrist-iger Knderun­
gen durch Strömungen wäre durch Erdbeben ge­
geben, ich würtde ihnen aber keine zu große Be­
deutuIl/g zum'essen. 

Dr. D r im m e I zitiert erneut aus einer Publi­
kation von Süß: "Die Erscheinung trat am heftig­
sten im Bichgmben und 31m Hammelhofe ... auf. 
Nach der Art der Beschäldii~llng der Häus.er dürfte 
der Hauptstoß doch ein wenig westlich,er oder 

969 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)56 von 144

www.parlament.gv.at



969 der Beilagen 57 

südwesdicher im Gebirge erfolgt sein." Also 
keinesfalls im TuUner Febd. 

'Die nooe S~a,1a bietet die Möglichkeit differen­
ziert,er vorzugehen, bei Altbautien und bei Neu­
bauten. ·Professor Tollmann hat ,die Mercalli­
Skala, .die sich auf Sauten des 20. Jalhthunderts 
bezieht, angeWlandt lanlf mitteLalterliche 'Banlten. 

Die Schrift von Garnik, ein UNESCO-Experte, 
für das V,iUacher Beben vün 1348: Es hat den 
Grag 9 bis 10 ,der Mercalli-SKala, und meint, das 
war dias stärki>te bekannte Beben von :Mlittel­
europa. Nun behauptete Professor Tollmann, das 
wen~ger starke Beben ,in Neulengbach hätte den 
Gr.ad 10. 

Ver,gleichen Sie bitte die Linie süd'lich von 
Neulengrbach, die PositJion von Scheibbs und die 
Position ,des Ep:~zentrums von MoHn, das ist im 
Gemeindegebiet von Ramsau: Prüfessor Tollmann 
hat einen Knick gezeigt, dias ist fa'lsch. 

Dr. Ha v l:a se k: Vor dem er~ten Bescheid 
hat man der Frage Ider Künta:minierung, dem Ver­
sickern von ra'dioaktiven Abwässern, großes 
Augenmerk zugewendet. Um ein Versickem zu 
verhirudern, wurde eine spezielle Isdlieflung ver­
langt, es wurde vor,geschrieben eine Grullidwasser­
isolierungswannre, drie entsprechend ausgestattet 
sein muß. Es wurden besondere Vortagen vorge­
schrieben - Gutachter waren Professor Boro­
wick'a und Reiffenstul - im Hinblick auf die 
Erdbebensicherheit, dessen Ausmaß Dr. Drimmel 
abschätzte. Bei einem Erdbeben darf es nicht durch 
V,erschiebungen zu Brüchen kommen, die einzel­
nen Teile müssen heweglich ble~ben. Diese Auf­
lagen wurden laufend durch hegleitende Kontrol­
len überprüft durch Sachv,er~tändlige. 

Bezügl,ich der Frage der Absorption wurden 
Gutachten beiJgebI'acht, unter Berücksichtigung des 
bereits im }ahre 1971 eingeschalteten mineflalü­
gisch-petrographischen Institutes. 

Bezüglich des Hochw:asserschutzes wUI'de davon 
ausgegangen, daß ,das höchste Hochwasser mit 
einer WasserfühI'ung von 14000 mS pm Sekunde 

. sein könnte. Entsprechende AufschüttJungen wur­
den vorg·eschrieben. Mit diesen Fragen haben wir 
uns bereits beim ersten Bescheid befaßt .. 

Abg. Dr. Wie s ri n ger (VP): Herr Mini­
sterialrat, es geht aus dieser Würtmeldung ein­
deutig hervor, daß Sie keinerlei' hytdrologische 
Untersuchungen vel1anh%t haben. 

Dr. Ha v I ,a se k: Das ist nicht zutreffend, es 
wUI1den im Ra,hmen des Verfahrens entspI'echende 
Gutachten vorgelegt seitens der GKT. 

Abg. Dr. Wie 5 i n ger (VP): Wer hat die 
Gutachten ers'telh? Wi'e hat der Auftrag gelanl­
tet, wieso. hat die GKT immer wieder von sich 
aus Gutachten ersteHen lassen? Das möchte ich 
in der nächsten Sitzung wissen. 

AJbg. Dr. Marga H u Ib i I1J e k (VP): Hat dieses 
Gutach~en das Gesunidlheitsministerium bezahlt 
oder hat es ,die GKT bezahlt? Wie hat 'genau ,der 
Artliftra,g .gelautet? 

Dr. Ho. r n in ge r: Alls Gutachter wurde ich 
bestellt am 24. August 1971. Damals sind die 
Bohr;ungen in Angriff genommen würden. Auf 
Grund dieser weniJgen Untersuchungen - die 
GKT mußte sie ja bezahlen - ist mit Datum 
vom 30. August 1974 eine Stellungnahme abge­
geben worden. Es hat sich a.aJbei heraus'gestellt, 
daß die Zahll der Meß.steUen am linken Donau­
ufer ul1ZJUreichend war. Dann gin,g die Disku5-
sion weiter, was braJUchen wir noch, um zu 
wirkrlich vert,retlbaren Ergebnissen zu kommen. 
Dann wurden festgelegt fünf zusätzliche Boh­
rU11@fn im unmittelibaren linken Ufe,ribereich der 
Dünau . .AJuf diese Weise wurde das BooIbach­
twngsnetzso verdichtet, daß 1976 so. gemessen 
werden konnte, daß rich6ge Ergebnisse heraus­
kommen. Ende AU\gulrt 1977 hatte man dann 
ein·e MessungsreiJhe von eineinihalib Jahren, des­
halb dieses Gutachten 1977. 

iBundesminister Dr. S:t a r i Ib ach er: Bei der 
Errichtung des Kernkraftwerkes war klar, daß es 
ein Grundwas.ser gilbt. Man kannte ja die hyd'rü­
logischen Aussagen. Es war ja nicht so., daß man 
1971 begonnen hat festzusteHen, oIb es Grund­
wasser o.der keines gibt. Um was es die ganze 
Zeit ge:gangen ist, ist die notweooige Beweis­
sicherung. 

Dr. V y c rh y 1: i 11: Die Bewei&Sicherungsmaß­
nahmen sind Ergänzungen zu den bereits im 
Jahre 1972 vorgesehenen Beweissicherungsmaß­
nahmen. Es wird eine !<Jontrolle aHfäUiger hypo­
thetismer Kontaminatio.nen des Grunrdwassers 
stattfinden, was allerdings nicht passieren kann. 
Bei Zwentendorf ,g~bt es mehrere Verfahren, 
nicht nur das straJhilensmutzrechdiche, auch das 
wasserrech'tiliche, das :bawrechtliche usw. Nach 
Äußerung aJller Gutachter hatten wir ke1nen 
Grul1ld an'lJunerhmen, daß vom Kra.f.tw~rk selibst 
allfäl1.iges kontaminiertes Wasser versickern 
würde. 

Albg. Dr. Marga H u'b i n e k (VP): Wer hat 
das Gutachten vom Au~ust 1977 bezahlt? Wie 
hat genaJu der A;uf.tragsraihlmen gelautet? 

Dr. V y c ,h y t i 1: Die Kosten der Gutachten 
sind vom Betrevber ZJU übernceihmen. 

Albg. Dr. Wies i n ~g er (VP): Herr Dozent 
Schuch! Ist das der n011ffiale Weg, daß man 
einen Statiker den Auftrag gilbt, wie muß eine 
Wanne ausschauen, darmit nichts ins Grundwas­
ser geht, und sich über die Verhältnisse des 
Grundwassers vOI1her nicht im Detail infor­
miert. Ist das ,der Ü1bliche Weg? 

Dr. S 'c h 'u c h: Der Vorgang war so.: Es 
mußte Ziuerst der HydrogeoIoge elne Unter-
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suchung machen. Auf Grund dieser Erge!bn,isse 
wird dasentSlprechende Schutz- und Schongebiet 
festgelegt. Die Bezahlung erfolgt :ruf Kosten des 
Konsenswet1bers, aber da,s Amt bestimmte den 
Sachverständigen. 

,.A!bg. Dr. Sc r in z' i (FP): Ist atles 'unter­
nommen wOl"den im Zusammenthang mit der 
Baubewilligung? Ist alles vorsorglich gemacht 
worden? 

Das baurechdiche Verfahren war ja eine Lan­
d,esangelegelllheit, das wasserrechdiche ebenso, 
stimmt das? 

Wurden Sie, Herr P'rofessor HOIl'ninger,' im 
Zuge des wasserrech,tlichen Verfahrens mit die­
sen' Fragenbeschältigt - baue ich tn einem 
Wasserschullzgelbiet,' in einem Que:11gebi-et -, 
oder wurden Sie hinsichdich der Spezifii:ät des 
Betriebes mit der .besorideren Form möglicher 
Kontamination befaßt, ob vom hydrogeolo­
gischen her -der Standor.t zlUlässiig und empfeh­
lenswert ist? 

Dr. Horninger: Nein. 

Albg. Dr. S e r ,i n z i (FP): Es war also das 
übliche .wasserrechtliche Verfaihren, und es wurde 
nicht gepr.üft, üb im Hinlblick auf die Besonder­
heit ,des 'Hetriebes Stnrhlengefährdung usw. 
der Standort richt-ig ist. (Dr. Horninger ver­
neint.) 

Das g-trahlenrechuliche' Vedahren hat eIne 
gaIllZe Reilhe Aspekte, etwa geo1ogisch-e oder 
hydrolo.gische, wann hat denn das stralh!len­
rech-diche Verttalhren eingeseuzt, ; mit weilchen 
Auflagen und wer waren die im Zusammen­
hang mit der Stra1h'J.enschutJzprOlblematik bestell­
ten Sachvel"Ständ~gen?_ 

Dr. Vy eh y ti 1: Das strahlenrechtLiche Ver­
fah,ren wurde im Herbst 1971 eingeleitet. 

Dr. G r ü m m: Zumerwäh~ten Schnellzug. Bei 
Niedrigwasser wären zehn Tage Durchfluß von 
Donauwasser erforderlich, um die Abfälle auf eine 
Menge zu bringen, die nachdem Strahlenschutz­
gesetz die maximal zulässige Konzentration dar­
stellen. In ,den Vereinigten Staaten hat man die 
Annahme gemacht, daß der Chlorinhalt eines 
l' OOO-Megawatt-Kraftwerkes statisti1sch in alle 
Flüsse geschüttet wird, aus -denen die Menschen' 
trinken. EI'gebnis war, daß dieses Ereignis 2 500 
Tote nach sich ziehen würde, wenn 20 Millionen 
Menschen davon trinken. Es tauch,t jetzt die 
Frage auf, schüttet ,man ,das jetzt nur in einen 
Fluß, d:lJnn sterben dort sehr viele Menschen, 
oder verteilt man .das. 

Dr. To 11 man n: Wieso stellt man gerade 
in dieses Gebiet mit den stärksten Erdbeben 
ein Kraftwerk? 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Eine 
Standortfrage richtet sich doch nicht ausschließe 

lich nach einem. Element. Damals wollte das 
Kernkraftwerk jedes Bundesland außer Wien 
haben. Der Werber muß einen optimalen Stand­
ort suchen, und die Sehönde muß schauen, ob 
auf Grund der existierenden Gesetze verschie­
dene Gesichtspunkte berücksichtigt weI"den. 

Dr. Se h fU eh: Bis 90 Minutenliter ist die 
Bezirkshauptmannschaft zuständig, über 90 die 
Landesregiemn:g, und bei !besonders. groß-en Ver­
fahren Idas Landwirtschaftsministeritim. 

Dr. Ho rn i n ger: 1971 lagen ja bereilJs 
ausführliche Untersuchungen und Untersuchungs­
ergebnis'se von Herrn Hofrat Schuch vor, die mir 
bekannt waren. 

(Damit ist die Befragung der Experten be­
endet.) 

Nach einer DiskUssion über die weitere· Vor­
gangsweise unterbricht Obmann S t a fU d i n ger 
die Sitzung um 12 Uhr 45 Minuten. 

e) Sitzung vom 17. März 1978 

Obmann Abg. S tau -d i n ger eröffnet die 
Sitzung um 9 Uhr und gibt hek:lJnnt, daß an 
Stelle des verhinderten Experten der Regierungs­
partei Dr. Grümm1der Institut'sleiter für Reak­
torsicherheit Dipl.-Ing. Walter Binner an der 
Sitzung teilnimmt. 

Bundesminister Dr. S ta r i b a eh e r: Das 
letztemal gab es die Frage, wer Herrn 'Professor 
Horninger bestellt hat, in welcher Funktion er 
Gutachten abgegeben hat ,und wo diese Gut­
achten dann ins Bewilligungsverfahren Eingang 
gefunden haben. 

Auf Grund der Aktenlage, ,die ich mir vom 
Landwirtschaftsministerium beschaffen ließ, darf 
ich feststellen: Herr Professor Horninger und 
Herr Dozent Tschirf wurden, nachdem <die GKT 
um das wasserrechtliche Bewilligungsverfahren 
angesucht hatte - Horntnger 'als geologischer 
SachverstäUld~g-er, Tschirf als r:lJdiologischer Sach­
verst~ndiger -, bestellt. An Professor Hor.n:inger 
ist ni em als vom Landwirtsch3lftsministerium. 
ein .AlUftrag ,ellgangen, ·ein Gutachten -zu erstdIen, 
weil ,dieses in diesem Wl3isserrech·ulichenBewilli­
~ungsverttalhren 'der Behörde vidleicht nicht npt­
wendig erschienen ist - Idas kann i9I ,nicht beur­
teilen -, 'alUt :JJ11e FäJle wUl1deer zwar hestellt, 
a.ber es WlUrche n'iemals ein Gutachten in Auftrag 
,gegeben. 

Di~ GKT wurde' ,dagegen im Rahm:en .-dieser 
wasserrechtlichen Bewilligung und auch im Rah­
men der zu erwaI'tenden Diskussion im Gesund­
heitsministerium ersucht, diesbezüglich Unter­
lagen ZfUr Verfügung zu -stellen, weshalb Hor­
ninger von der GKTeinen Auftrag bekommen 
hat, als unabhängiger Sachverständiger zur -wasser-
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rechtlichen Situation Stellung zu nehmen. Des­
halb wurde dieses' Gutachten der GKT, die 
dieses in Auftrag gegeben hat, abgeliefert. 

Abg. Dr. S c r in z i (FP) wiederholt die letzt­
malige Dal"stellung von Professor Horninger und 
stellt fest: Es ist also so, er wurde zwar vom 
Landwirnschaftsministerium ah . Sachverständiger 
namhaft gemacht, bekam aber keinen konkreten 
Auftrag, sondern wurde nach Erteilung weiterer 
Auflagen durch das Gesundhertsministerium von 
der GKT mit der. Erstellung emes Gutachtens 
'beauftragt, und ,dieses hat er dann der GKT 
vorgelegt. 

Bundesminister Dr. S t a r i ib ach e r: Das ist 
richtig, das GenehmigungsdatJum dieses Aktes 
ist der 24. Aug\llSt 1971. 

Abg. Dr. Wi e s i n ger (VP): Wozu hat die 
GKT 1976 noch' ein hydrologisches Gutachten 
gebraucht? 

Bundesmmister Dr. S ta r i b.a ehe r: Weil 
sich 'ununterbrochen neue Beweissicherungsauf­
träge ergeben. 

Bundesminister Dr. IngriidL e 0 ,d 0 1 t e r: 
Im Laufe eines Verfahrens haben sich' immer 
wiederrteue Ideen entwickelt und man hat ge­
sa,gt, das brauchen wir auch noch. Dazu braucht 
man eine Grundlag,e, eine Basfsuntersuchung, 
ob im Oberflächenwasser, im Gruilidwasser so­
undsoviel drinnen ist. Beweissicherung ) heißt, 
daß durch das Kernkraftwerk keine Verschlech­
terung des Wassers eintritt. 

Erste Konzeption: Das Kernkraftwerk ist auf 
einen Hügel gebaut, so daß statistisch erwiesen 
kein HochwaJSser eindringen kann. 

Zweite Konzeption: Es wird in eine Wanne 
gestellt, damit kein Hochwasser hineinkommt. 
Nach unten zu ist es so abgedichtet, daß es 
nach unten nicht eindringen kann. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Ich nehme also 
zur Kenntn]s, daß man bei ErrichtUng des Kern­
kraftwerkes ,die Frage Ider Hydrologie außer 
acht gelassen hat. (Widerspruch von Bundes­
minister Dr. Ingrid L e 0 d 01 te r.) Man hat da­
mals kein Gutachten darüber bestellt, weil 
man auf dem Standpunkt gestanden ist, die 
Wanne wird so a'llS<gelegt ... (Widerspruch.) 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Es gibt 
ein wasserrechtliches Verfahren, das bei jedem 
Bau Idurchzuführen ist. In ,diesem wasserrecht­
lichen Verfahren wurde ein Gutachter bestellt, 
der aber nicht in Anspruch genommen wurde. 
(Abg.Dr. Wie 's i n ger: Warum nicht?) Dann 
muß der Wasserrechtsinann herkommen; um 
das zu erklären. 

Abg. Will e (SP) lSieht in dieser Frage den 
Beweis dafür, ,daß die ständige Anwesenheit von 
Vertretern der GKT unbedingt notwendig ist. 

An ,der B'esprechung nethmen foLgencie Experten 
teil: 

1. Herr Dozent Dipl.-Ing; Dr. Josef Z e h­
man n, Technischer Überwachungs-Verein Wien, 
Krugerstraße 16, 1010 Wien; 

2. Herr o. Universi:tätsprofessor Dr. Hans 
K 1 ein rat h, Technische Universität Wien, 
Elektrotechni'sches Institut, Karlsplatz 13, 
1040 Wien; 

3. Herr Professor 'Or. Johannes Fr i s c hau f, 
I. Medizinische Universitätsklinik, Isotopensta­
tion, Lazarettgasse 14, 1090 Wien; , 

4. Herr Professor Dr. Engelbert B r.o d a, 
InstiIJut für Physikalische Chemie, Währinger 
Straße 42, 1090 Wien; 

5. Herr Dr. 'Peter W ~ i IS h, Institut für Um­
weltwissenschaften und Naturschutz, Burgring 7, 
1010 Wien; 

6. Herr Dipl.-Ing. Dr. Walter Pa p 0 u s e k, 
Technische Universität Graz, Lehrkanze1 und 
Institut für Reaktorphysik, Kopernikusgas.se 24, 
8010 Graz. 

BundesminilSter Dr. Ingrid L e 0 d 0 I t e r: 

Die nukleare Sicherheit des Gemeinschaftskern­
kraftwerks Tullnerfe1d 

1. Das Kernkraftwerk Zwentendorf wurde 
von Unterehmungen gepLlJnt, die bereits Er­
fahrung im Bau von Atonikraftwerken hatten. 
Hs stimmt grundsätzlich mit dem Konzept der 
in ·der BRD gelegenen Kraftwerke WürgaJSsen 
(Baubeginn 1968), B,runsbüttel (Baubeginn 1970) 
und Philipsburg I (Baubeginn 1970) überein. 
Auch die Nukleare Sicherheitsplanung folgte den 
Vorstellungen, nach Idenen Idie erwähnten Refe­
renz~nlagen gebaut wUl'den, unter Verwertung 
der mit ihnen erzielten Erfahrungen~ 

Diese Sicherheitsplanung beruht auf dem Kon­
zept der Mehr.fachbarrieren, verbunden mit 
Mehrfachauslegung . (Redundanz), räumlicher 
'trennung wesentlicher Sicherheitseinrichtungen, 
Diversität, Ausschaltung menschlicher Fehler 
durch Automation und sdbsttäti:g .fehJ.erkorri­
gierender Schaltsysteme (siehe Ar'beitsrunterl<lJge, 
S. 3 bis 6). '.' . 

Über die für alle Anlagen dieser Baureihe 
gemeinsamen Sicherheitsvorkehrungen hi.naus~ 
gehend hat das Bundesmini.sterium für Gesund­
heit ullId Umwekschutz, nach Anhörung der 
Sachverständigen, . der GKT noch zusätzliche 
Auflagen aufgetragen (siehe Arbeitsunterlage, 
S. 10 bis 26). . , 

• Zwentendorf· folgt einer inder Praxis be­
reits !bewährten Planung. 

• Zwentendorf nützt die Erfahrungen der 
. Ref.erenzkraftwerke. 

.• D:lis Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz hat Zwentendorf Sicherheits-
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auflagen erteilt, die über jene der Referenz­
kraftwerke noch h~nausgehen. 

2. Neben den unter 1 erwähnten "serien­
spezifischen" Sicherheitsvorkehrungen war auf 
die Eigenarten des konkreten Standorts Bedacht 
zu nehmen. Vor allem hinsichtlich Seismologie, 
Geologie, Bodenmechanik, Meteorologie undHy­
drologie. 

3. Aus der Verbindung der serienspezifischen 
und der standortbezogenen Sicherheiltsauflagen 
ergibt sich ein SicherheitspO'tential, das es ge­
stattet, unzulässige nukleare Umweltbelastungen 
bis zum größten anzunehmenden Unfall (GAU) 
in der Anla.ge selbst zu beherrschen. 

4. Durch ,die behördlich angeol:1dneten Vor­
kehrungen ist sichergestel'lt, Idaß bei Normal­
betrieb die maximale Strahlenbelastung a.ußer­
halb des Zauns ein mrem pro Jahr (Ganzkörper­
dosis) und bei einem Störfall '170 mrem nicht 
überschreitet. Im einzelnen wird dazu auf die 
Arbeitsunterlage, S. 12/13 und 22, verwiesen. 

5. Die Strahlenschutzbehörde hat über den 
Fortbestand der nuklearen Sicherheit während 
der gesamten Dauer des Betriebs der Anlage 
zu wachen (siehe ArbeitsunterIage, S. 28). Sie 
hat darüber hinaus auf Grund neuer Erkennt­
nisse der Wissenschaft ohne Rücksicht auf die 
-Rechtskraft der Bew.illigungsbescheide zusätz­
'liche Auflagen zu verfügen. 

6. Der Aufrechterhaltung der Sicherheit dienen 
unter anderem Wiederholungsprüfungen, Be­
triebsinspektionen, Wartungsüoorwachung, die 
Umgebungsüberwachung und die Tätigkeit des 
betriebseigenen Strahlenschutibeauftragten. 

7. Maßnahmen gegen allfällige StörfäUe im 
nuklearen Betrieb, gegen Brand und technische 
Gebrechen 'Sind in einem von der Behörde zu 
genehmigenden Alarmplan enthalten. 

8. Im Rahmen des Frühwarnsystems nach 
§ 38 des Strahlenschutz gesetzes errichtet das 
Bundesmini'sterium für Gesundheit und Umwelt­
schutz einen Ring von selbstregistrierenden und 
selbstrneIdenden Strahlenmeßgeräten um das 
Kernkraftwerk Zwentendorf. 

Abg. Dr. H ein d I (SP) schlägt vor, daß die 
Experten, die als kritisch eingestellt bekannt 
sind, sagen, was nach ihrer Auffassung ZU wenig 
oder überhaupt nicht bei der Sicherheitsfrage 
berücksichtigt worden ist. 

schriften Genüge tun und ob die gesetzlichen, 
Vorschriften überhaupt dem heutigen Stand der 
Wissenschaft entsprechen. 

Ich nahm auch zu solchen Fragen in der 
Bundesrepublik Deutschland Stellung, -dort ist 
die Situation deswegen günstiger, weil auch der 
Sicherheitsbericht, ,die wichtigsten Gutachten für 
die Anlage öffentlich zugängig sind. Man kann 
daher 'Sachlich Stellung nehmen. Bei uns gibt 
es so etwas wie ein Begutachtungsmonopol. Die 
Gutachten sind einfach nicht zugänglich. Zu 
allgemeinen Darstellungen, wie wir jetzt eine 
gehört hahen:, kann man relativ wenig sagen. 
Ich möchte entschieden fordern, daß wir die 
BerechnUngsgrundlagen in die Hand bekonimen, 
nach denen man festlegt, ob die Emissionen 
tatsächlich nicht zu einer überschreitung der 
höchstzulässigen Strahlendosen im Umkreis füh­
ren. 

Dr. Fr i s c hau f: Bei kleinen Dosen besteht 
eine Problematik. Die derzeit als zulässig ange­
gebenen Werte werden derzeit von der Strah­
lenschutzkomission als Maximalwerte, die nicht 
erreicht werden sollen, angegeben. Die philo­
sophie ist: So niedrig als vertretbar mit Rück­
sicht auf den Nutzen, den es im allgemeinen 
bringt. Das ist ein Punkt, Iden man kaum einer 
echt wissenschaftlichen Diskussion unterwerfen 
kann. Aus den medizinischen Bereichen und aus 
den Erfahrungen kann man sagen, daß kleinste 
Dosen, wie sie im Normalfall vorgesehen sind, 
wahrscheinlich keine Wirkung haben. 

- Abg. Hof S 't e t t e r (SP):' In welchem Ver­
hältnis steht eine Belastung von Kernkraft­
werken, die schon in Betrieb stehen, zu Bela­
stungen, die sich aus allen anderen Naturer­
scheinungen ergeben. 

Dr. F r i s c h a!ll f: Ich würde glauben, daß 
es da'S nicht wesentlich überschreitet. 

Ahg .. Dr. Sc r in z i (PP): Ist es richtig, 
,daß an sich der Treffer eines einzelnen strah­
lenden Partikels bei entsprechendem Ansatz in 
einem lebenidigen Organismus kanzerol:1gen oder 
mutagen wirken kann? 

Abg. Dr. S t e y r er (SP): Die Strahlenbe­
lastung des Menschen setzt sich' aus verschie­
denen Komponenten zusammen, aus der kos­
mischen StraJhlung, ,aus ,der terrestrisch-en und der 
aus zivilisatorischen. Die durchschnittliche Strah­
lungsbelastung ,ist von gewissen Komponenten 
,abhängig, wie z. B. von der Meereshöhe, in 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Erstes Thema: .österreich ist die durchschnittliche Strahlenbe­
Nuklea.re Sicherheit, Voraussetzung störungs- ,lastung zwischen 120 und 200 mrem. Ein Auf­
freier NOl:1ffialbetrieb. Was ist heute zulässige, -enthalt im Gebirge bedeutet schon eine wesent­
was ist unzulässige nukleare Belastung durch ,liche Strahlenbelastung. Die Vergleichszahl dazu: 
ionisierende bzw. strahlende Nuklide bei einem .Ein Kernkraftwerk gibt maximal 1 mrem pro 
Reaktorbetrieb ? , Jahr ab. Auf keinen Fall ist eine somatische 

Dr. We i s h: Man kann die Frage stellen, ob Einwirkung durch ein in Betrieb stehendes Kern­
die behördlichen 'Auflagen den gesetzlichen Vor- I .kraftwerk gegeben. 
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Dr. W eis h: Damit kein Mißverständnis ent­
'steht. Zur F,rage, ob Emissionen des Atomkraft­
werkes die Umgebung unzulässig bestrahlen, 
:kann en,dgültig erst eine Stellungnahme abge-; 
;geben werden, wenn im Einsicht in die Be­
rechnungen genommen habe. Das, damit man 
nicht sagen kann, wir haben ja mit den Kritikern 
gesprochen. 

Dipl.-Ing. Bin ne r: Wir haben die Anlage 
technisch beurteilt. Unserer festen überzeugung 
nach ist die Anla,ge so errichtet, daß sie den 
gesetzlichen Auflagen entspricht. 

Wie sieht es denn bei 'den Belastungen aus? 
Unter kleinen Dosen versteht man 200 bis 
400 mrem pro Jahr. Diese Dosen werden wir 
in Zwentendorf für die Umgebung niemals er­
reichen. Sie haben bereits gehört, die erwartete 
Dosis sei ani maximalen Punkt der Belastung 
außerhalb des Kemkraftwerkes 1 mrem. Als Ver­
gleich die mittleren Jahresbelastungen von Wür­
gassen: Maximale Strahlenexposition: 0,02 mrem. 

Der Strahlenatlas von österreich: Oberöster­
reich 190mrem, in der Granitplatte 100 bis 
150 mrem, Zwentendorf 73 mrem, Börseplatz 
Wien 125 mrem, Bur:genland 60 mrem, also eine 
riesige Schwankungsbreite der natürlichen Be­
lastung. Zu dieser Schwankungsbreite kommt 
.jetzt 'die zusätzliche Belastung durch Zwenten­
dorf dazu. 

Dr .. iF r i s c hau f: Der "einzelne Treffer" 
ist nicht beurteilbar. Im Vergleich zu anderen 
in der Na'tur an ·den Menschen herantretenden 
Schädlichkeiten kann es nicht als Einzeltreffer 
gewertet werden. Die Karzinomhäufigkeit ist 
weder in .den Gegeooen mit niedrigerer natür­
licher Strahlung höher noch in Gegenden mit 
höherer natürlicher StrahllUng, weil solch,e Do­
sisunterschiede bei der Da,uer des menschlichen 
Lebens nicht zum Tragen kommen. 

Abg. Dr. Sc r in z i (PP): KÖ1li1le~ wir na­
türliche Strahlenbelastung mit der experimen­
tell erzeugten vömg ,gleichsetzen, ist das richtig, 
daß nunmehr eine ganze Reihe von wissenschaft­
lichen Arbeiten vorliegen, die zeigen, ·daß dort, 
wo durch . Reaktoremissionen ,die natürliche 
Strahlenbelastung durch die im Reaktor ent­
stehende angereichert wird, signifikante Erhö­
hungen sowohl von mutagenen wie von kanz­
erogenen Einwirkungen ,da sind? Ist es rich"Oig, 
daß zwischen natürlicher Strahlenbelastung und 
der, die aus Nukliden kommt, gewisse Unter­
schiede hestehe'11.? 

Dr. Fr i,s c h a,u f: Das ist nicht die Strahlen­
dosis, sondern ,das sind Berechnungen oder an­
dere Parameter, wenn es damit zusammenhängt. 
Ich glaube nicht, daß bei sqlch niederen Dosen 
wesentliche Unte11Schiede bestehen, sondern es 
müssen auch irgendwelche andere Faktoren dabei 
sem. 

Dipl.-Ing. Bin n e r: Zur Frage von Dok­
tor Scrinzi: Radioaktive Strahlen bestehen aus 
Alpha, Beta, Gamma, ob künstlich oder natürlich, 
ist völlig gleichgültig. Was unterschiedlich ist, ist, 
daß verschiedene Radionuklide oder üblicher­
weiseeine andere Zusammensetzung von Radio­
nukliden aus einem Kernkraftwerk herauskommt, 
als sie in der Natur vorliegt. Ra:dioßlukli'de haben 
aber auch chemische Eigenschaften, und Sie haben 
angeführt, ob 'es nicht zu AkkumuIationserschei­
nungen kommt, die diese niederen Werte in 
Frage stellen. Rem' ist eine auf den menschlichen 
Organismus umgerechnete Absoptionsdosis, diese 
ist eine Frage der Energie und der Intensität 
der Strahlung. Das heißt, es ist eine normierte 
Zahl, die die gleiche Wirkung beinhaltet, egal 
von welchem Nuklid sie kommt. 

Die maximalen Konzentrationswerte, wie sie 
aus der Strahlenschrutzordnu~g hervorgehen, sind 
daraufhin ausgelegt, ,daß sie einen gegebenenfalls 
eintretenden Akkumulationsmemanismus berück­
simtigen. Die Konzentrationen, in denen sim der 
Mensch bewegt, sind so festgelegt, daß er ent­
weder bei 48stündigerBerufstätigkeit oder bei 
168 Stunden Womenaufenthalt keine höhere 
Dosis in seinen Organen durch Akkumulation 
bekommt, als zulässig ist. 

Dr. K 1 ein· r ,at; h: ,Beim Norm~~betrieb des 
Kernkraftwerkes besteht die allergeringste Ge­
fahr. Zur Frage der Sicherheit iin Störfall hätte 
im eine Frage: Wie sieht es mit Simel'iheitsvor­
kehrungen aus? Wie hat ,sim die Bevölkerung 
zu verhalten, wenn ·der nom so unwahrsm,einliche 
Fall des sogenannten GAU eintritt? 

Dipl.-Ing. Bin ne .r: Bei einem GAU ist keine 
Maßnahme für die Bevölkerung erforderlich. 

Bundesminister Dr. S t a r ih ach e r: Wir wol­
len hier klären, ob die Annahmen, die zur Er­
richtung des Kernkraftwerkes geführt haben, 
von der Wissenschaft als falsm ,oder als rimtig 
befunden wUl1den, und ob es zu verantworten 
ist, daß dieses Kernkraf.twerk in Betrieb geht. 

Dr. W eis h: Es wird mit Recht darauf 
hingewiesen, ·daß man in der Frage der bio­
logischen Strahlenwirkung relativ viel weiß. Wir 
wissen, daß die kleinste absorbierte Strahlen­
menge memisme Verbindungen lösen kann. Es 
gibt in Zellen Einzelmoleküle, die eine Infor­
mation für diese Zellen tragen,' Iclaher ist vom' 
Wissenschafdimen her die Frage des Herrn Abg. 
Dr. Scrinzi zu bejahen, daß man davon aus­
gehen muß, daß dne einzige energiereiche 
Wechselwirkung Langzeitschäden initiieren kann. 
Es stimmt selbstverständlich, was Herr Profes­
sor Frischauf gesagt hat, daß das eine Frage 
der Wahrscheinlichkeit ist, weil tatsächlich auch 
bei natürlicher Strahlung solche Wechselwirkun­
gen stattfinden. 
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Wir müssen auch die ständig steigende Krebs­
häufigkeit ins' Auge fassen. Die Lungenkrebs­
erkrankungen nehmen drastisch zu, fUnd es gibt 
Wissenschafter, ·die das auf das in der Atmo­
sphäre verteilte Plutonium zurüdclühren, das bei 
den atmosphärischen, Atombombentests freige­
setzt wurde. 

\ 

Wollen wir längedristig Uinwelthygiene be­
treiben, hindert uns daran' die' Kernenergie. Da 
geht es nicht um ·das einzelne Kraftwerk, da geht 
es um das Wachstum einer Großindustrie. Kon­
sequenter Ansatz ist, wenn ich das Wachstum 
dieser Großindustrie international verbal nicht 
für richtig' halte, wa~ kann iCh dagegen tun? 
Ich muß Ibeginnen, Idiesen einen kleinen Schritt 
in eine falsche Richtung zu vet1hindem. 

Albg. Dr. S ti x (FP): 1 mrem ist eine jährlich 
erfolgende Abgabe von Radionukliden.' Das be­
deutet, daß nach der Zinseszinsrechnung ein Ku­
mulationseffekt mindeStens über den Zeitraum 
von 10 oder meh~ Jahren eintritt und dies in 
der näheren Umgebung bleibt. ' 

Abg~ Dr. Wie s i n ger (VP):' Welche Be­
lastung in rem ausgedrückt entsteht, wenn man 
heute .in ,det Nuklearmediz~n Untersuchungen 
vornimmt? Was passiert bei wiederholter Rönt­
genbestrahlung? 

Dr. Pa p 0 u s e k: Zur' Frage der Toleranz­
dosis ein Zitat aus einem Bericht .der Inter­
nationalen Strahlenschutzkommis51ion: "Was Tu­
more und genetische Schä'digungen betrifft, wird 
allgemein angenommen, daß es keine Toleranz­
dosis gibt. Die Effekte sind quantit<l!tiv albhängig 
von der Schädigungswahrscheinlichkeit pro Strah­
lendosiseinhei·t un·d von der Gesamtdosis über 
den ganzen Bereich von der Strahlendosis Null 
aufwärts." 

che Schwellendosis weder in bezug auf die Krebs­
,entstehung noch in bezug auf ,die Mutationen 
:scheint es zu geben. Das ~st die Auffassung, von 
Her ausgehend die verschiedenen 'zulässigen 
Strahlendosen festgelegt werden. Das Material 
hiezuist t<ltsächl.ich sehr groß, z. B. ·der ameri­
kanische Ware-Report, .die Strahlenwirffiungen 
aus dem Atomkrieg in Japan, die Strahlenwir­
kungen hei den Uran-Bergarbeitern, Strahlen~ 
wirkungen bei den amerikanischen Arbeitercinnen, 
die mit ,den raldioaktiven Leuchtfarben befaßt 
waren. Daraus wir,d 'unbedingt geschlossen, daß 
eine g.ewisseLinearität .der Wirkung zu postulie~ 
ren ist. Das 'heißt, je 'geringer ,die Dosis, umso 
seltener ist ,die Wil"kung. 

Zusätzlich gibt es ,die lFragedes Synergismus. 
Das heißt, die meisten Daten beziehen sich auf 
reine Strahlenwirkung, aber sehr' wichtig sind 
synergistische Wirkungen, z. B. hat mangefun­
den im Uranbergbau, 'daß ,die Lun'genkrebswahr­
scheinlichkeit enorm viel höher ist bei Berg­
arbeitern, die gleichzeitig Raucher, sind. Das 
könnte sehr wohl auch in -bezug auf andere 
Einflüsse stattfinden. 

Es i&t festZlUstellen, daß 1 mrem tatsächlich sehr 
wenig ist ,im Vergleich zu ider Strahlenbelastung, 
die wir sonst aus natürlichen und auch aus 
zivilisatorischen Einflüssen bekommen. Wir haben 
durch dieses 1 mrem eine zusätzliche Strahlen­
belastJung, was sicher zusätzliche Effekte bringen 
wird, die aber relativ gering sind im Vergleich 
zu den Effekten, die wir sowieso bekommen. 
Aber mit der Schaffung zusätzlicher Kernkraft­
werke und Wiederaufbereitungsan:lagen ist zu 
rechnen, 'daß man in einen :Bereich von immer 
höherer Strahlenbelastui1:g hineinschlittert. 

1 mrem in .der Umgebung von Kernkraft- In einer Studie des Instituts für Reaktor-
werken: Im SicherheitSbericht zu Zwentendorf sicherheit der technischen überwachungsyereine 
heißt es: "Für .den Betrieb des Kernkraftwerkes der Bundesrepublik Deutschland über große 
sind die folgenden AktiVlitätsabgaberaten erfor- Störfälle qei kerntechnischen An'lagen heißt es: 
derlich .. , Mit diesen Werten ergibt sich .. , Es gibt .in diesem Bericht die Annahme, daß 
eine Ganzkörperbestrablung i~ Entfernungen Gegenmaßnahmen gegen ·das Versagen von Küh­
bis zu 6km von 15 his 2 mrem pro Jahr." Wie lung ,und Notfüllung nidlt getroffen wurden. 
kommt in die Diskussion ,dieses 1 mrem? Dies würde bedeuten, daß währen.d 'einer Zeit 

von 30 bis höchstens 45 Sekunden nach Ausfall 
Bundesminister Dr. S ta r i b ach e r: Das war, der Kühlung der Einsatz der Notkühlung un­

'der erste Sicherheitsbericht, der überhaupt nicht möglich war und, deshalb unvermeildlich Kern-
-mehr gilt. ' schmelze eingetreten ist. Bei Siedewasserreak-

D P k toren - wie in Zwentendod - wäre die' zur r., apo U·S e (auf eine Zusatzfrage von ' ' 
Abg. Dr. Wiesinger): Es gibt keine Toleranzdosis. Verfügung stehende Zeit etwas günstige~, aber 
Jede zusätzlich auf ,den Menschen ein~irkende auch nur 180 his 300 Sekunden. Der Ber.icht 
oStrahlendosis .ist schädlich. Das führt zu meiner kommt zum Ergebnis, daß riesige Strahlen­
Haltung, daß ich gegen die Inbetriebnahme von belastungen gr()ßer Bevölkerungskreise auftreten 
Zwentendorf bin, werden. Nach Durchschmelzen des Reaktorkerns 

wil"d bei einer Entfernung von 10 km für den 
Dr.B r od a: Zur Fr:lße der LinearitätbiZw. Knochen eine Belastung von etwa 200000 bis 

Schwellendosis. Die Frage ist die, gibt es eine 2000000 mrem, bei einer Entfernung von 100 km 
Stralhlendosis, untel"halh Idereri~endwekhe Ef- eine Belastung von 12000 his 170000 mrem 
.fekte überhaupt nicht mehr auftreten. Eine sol- angegeben. 
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Abg. Dr. He i n d I (SP): Wtrstehen vor 
der Situation, daß es Kernkraftwerke in Ruß­
land, Tschechoslowakei, Jugoslawien usw. gibt, 
gegen die wir nichts machen können. Wenn 
wir die Energ,iepolitik betrachten, weIche Alter­
nativen ,haben wir. Aber, das 1st heute nicht der 
Grund ,der Disk\lJSs.ion, ,w1r brtten Sie, uns zu 
helfen bei unserer Entscherdungsfindung. 

Wenn Sie internationale ,Betrachtungen ange­
stellt haben, haben, Sie schon einmal überlegt, 
welche, Relation Zwentendorf zu den 207 in 
Betrieb befindlichen und den noch weiteren 
Hunderten, die wir noch zugewercigen haben, 
hat. 

Welche krcitischen Bemerkuu'gen haben Sie zu 
den bishefligen Auflagen der Behörden anzu-
bringen, was mUßte verbessert werden? ' 

Wenn Sie woanders Meinungen äußern -
es wird immer wieder hier gesagt, man keimt 
die Unterlagen nicht, trotzdem äußert man 
an anderer Stelle, Meinungen -, würden 'Sie 
uns Ihr Wissen zugänglich machen? ' 

Abg. Dr. S ti x (FP) (an Dr. Papousek): 
Kennen Sie ,den neuen Sicherheitsbericht, weiß 
Dr. Papo\IJsek, welche Abschätzungen der tat­
sächlichen Emission dort enthalten sind? 

, , 

Ich' habe Informationen aus Deutschland, daß 
bei Kernkraftwerken, Idietinter 1 mrem bleiben 
sollen, ,dieses 1 mrem um ein Vielfaches im 
Normalbetrieb übe!1schritten wir,d. ' 

Abg., Dr. Sc r i n z ,i (FP): Zu den Folgen 
der Dauerbelastung. Was ist damit, auch wenn 
es keine Störung des Betriebes ~ibt? 

Ist der' lineare und direkte Schluß vom, Tier­
experiment hinsichtlich der Strahlengefährlichkeit 
auf den Men:schen so ohne weiteres zutis~ig? 

Ist es 'richtilg,d!aß wir insg,esamt bei Spal­
tungsvorgängendamit rechnen müssen, daß etwa 
über 200 verschiedene Nuklide mit 'ganz v,er­
schiedenen Halbwertzeiten entstehen, von denen 
der kleinste Teil wissenschaftlich exakt erforscht 
ist? 

Unterschied im Risiko gegenüber natürlich'er 
Strahlung und Exposition von Emis,siQnen von 
Reaktoren ,ist doch, daß ich dort Partikelchen 
aufnehme und diese sich im Org,anismus ein­
nisten und Dauerstrahlungen hervorrufen kön­
nen. 

Abg. Dr. S t e y r e r (SP):' Besteht überein­
stimmung nach den internaoionalen Erfahrungen, 
daß für den Betrieb vonZwenten:dorf eine Ge­
samtdosis von 1 mrem zu erwarten ist? ' 

Herr Dr. Papousek! Haben Sie ihre An­
sicht mit der Strahlenbelütung bis, zu 15 mrem 
korrigiert? 

Welche, Kons'equenzenergeben' sich aus der 
Tatsache, &ißein Sirahlenr.isiko Ischon bei 1 mrem 

z,u erwarten ist? Welche Empfehlung gibt er der 
österreichischen Bevölkerun'g, wenn man berück­
sichtigt,daß extreme Strahlenbelastungen schon 
im natürlichen Leben vorhanden sind? Haben 
Sie Erfahrungswerte, die nicht bestätigen, daß 
die BelastUl11g unter 1 rnTem lliegt? 

Dr. K 1 e.i n rat h:, Meine persönliche über­
zeu!;'UJIlg ist, daß die behördlichen Auflagen für 
Zwentendorf für den Normalbetrieb ausreichen. 
Damit ist für mich noch, nicht ,die Frage, be­
antwortet, wie es überhaupt mit der Kern­
energlie aussieht, denn der Normalfall eines ein­
zelnen Kernkraftwerkes sollte eigentlich nicht 
so sehr im Vordergrund stehen, ich habe vor der 
Routine die größte Angst. 

Dipl.-Ing. Bin n er: Zu den 15mrem. Der 
Kampf bei den V,erhandlungen geht immer dahin, 
Höheres anzugehen, als man letztI.ich' bekommt. 
Man möchte für ,den Fall, daß man einmal etwas 
höher gehen muß, einen Polster haben, um da 
reinzukommen. , 

Bei der Berechnung der' Abgabemenge wurde 
ein Standardfehler von Brennelementen von un­
gefähr 1n/o angenommen~ solche Standardfehler 
treten nicht 3JU-f, aber man hat es angenommen. 
Man hat zweitens ,angenommen, daß volle Sät­
tigung Ider Spaltprodukte im Reaktoi:kühlrriittel 
da iSt, man hat drittens angenommen, daß die­
Reinigungsanlagen mit unterer Kapazität Laufen. 
Unter diesen Annahmen kommt man zu diesen 
Abgaberaten. Von diesen Abgaberaten wurde 
dann~der pessi<mistische Fall einer extremen 
Inversion:swetterlage, die ein Jahr dauert, an-' 
genommen, und so kam man auf 15 mrem. 
Dem muß man entgegenstellen die Praxis. 
Zwentendorf ist noch nicht in Betrieb, aber 
wir, köl1iIlen zurückgreifen auf eine Menge von 
Kernkraftwerken, die Vorläufer von Zwenten­
dorf sind, die mit gleicher prinzipieller Kon­
struktion errichtet wurden und bei denen man 
Erfahrungen gewonnen hat. Auch in Würglassen 
waren 15 mrem vorgesehen. Aber ,die Ta1lSache' 
des Betriebs zeigt, daß Dosen unter l' mrem, 
zu· erwarten sind. 

Ob alle Nuklide untersucht sind: Da möchte· 
ich nur auf die StSchVO hinweisen, dort stehen 
für alle Spaltprodukte die Aktivitä1lSkonzentra­
tionen drinnen. Da<S heißt, man 'hat sehr wohr 
das Spektrum der Spaltproldukte untersucht. Von 
allen Schadstoffgebieten, ,die es heute auf der­
Welt gibt,sind'die radioaktiv~n SChadstoffe am 
meisten untersucht. 

Zum zitierten Bericht von Dr. Broda. Dieser 
Bericht ~st völlig fal\'lch, 'es wird von falschen 
rechnerischen Voraussetzungen ausgegangen. 

Dr.· Fr Ii s eh auf: Die biologischen Schwan­
kungen sind in allen Dingen ,so stark, daß ~ 
sllatistisch überhaupt nicht erfaßbar ist, ein gro­
ßer Teil der Problematik ist der, daß man 
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miot gegenwartlgen oder z,ukünftigen Methoden 
das nicht ohne weiteres Wlird trennen können. 

Bei Tierve1"suchen ist 'bezüglich der Dauer­
belastWlg nichts zu sehen. Sie sind n,icht ohne 
weliteres auf ,den Menschen übertra~bar. 

Was die Beurteilung betrifft, ob jemand die­
ser Dauerbelastung ausgesetzt werden darf oder 
soll: Ich persönlich glaube, daß es in biologischen 
Schwankungen untergeht. Alle angeführten Bei­
spiele betreffen Personengruppen, bei denen doch 
relativ hohe Dosen zur Anwendung kamen. 
Bei kleinsten Dosen würoe ich es gegenüber 
andef\en Dingen für den Menschen nicht für 
bedeutungsvoll halten. 

Was die Anwohner von Seibersdorf betrifft, 
so glaube ich, daß im Normalfall 'die Strahlen­
wirkung nicht Zium Tragen kommt gegenüber 
anderen Einflüssen, aber es stellt !Sich das Pro­
blem, ob ,die quantitativen Betrachtungen, die 
berechnet werden, wirk]ich richtig sind. 

Der Unterschied zwischen natürlicher Strah­
lung und ,der Exposition von Reaktoren in bezug 
auf die ·Partikel list eine absolut ,ungelöste Frage. 
(Abg. Dr. Scrinzi: Das bestäti1gt das große 
Nichtwissen, Idas wir ~aiben!) 

Dr. Zeh man n: Professor Broda hat den 
bereits angezogenen IRS-Bericht zitiert. Welche 
Problemstellung hat dieser? Man wollte das Ge­
fährdungspotential einer Wieder,aufbereitungsan­
lage vergleichen mit ,dem Gefähl1dungspotential 
eines herkömmlichen Kernkraftwerkes, und zwar 
im extremsten Fall, wenn keine der technischen 
Einrichtungen funktioniert. 

Wir Techniker achten immer darauf, daß sämt­
liche Sicherlheitsvorkehrungen r.etuntand und ,di­
versitär aufgebaut sind. 

Dr. P apo U s e k: Die Empfehlung an die 
österreichisme Bevölkerung ist e!ben die, daß man 
trachten soU, jede zusätzJich,e Strahlenbelastung 
auf das kleinstmögliche Maß zu Ibeschränk,en. Es 
ist schon ein Unterschied, ob man sich einer 
unterschiedlichen HöhenstrahLung aussetzt, einer 
unterschiedlichen Gamma-Strahlung, oder ob 
man s.ich aussetzt verschiedenen Strahlungen, die 
sich aus verschiedenen Radionukliden zusam­
mensetzen. 

,ßunde~mini5ter Dr. S tal" i' ba c h 'e r: Die 
Mediziner halben gesagt,d:is ist egal. 

Dr. K.J ,e in rat h: Es ist aber ein Unterschied, 
ob sie den Strahler im KÖl1per inkorporiert haben 
oder ab es von außen wirkt. 

Dr. F r i s c hau f: In bezug auf die Strahlung 
stimmt es. Es gibt chemische Stoffe, ,die von ver­
schiedenen natür.Iich 'oder künsu1ich el1~eugten Ge­
mischen v·erschieden angereichert sind. Aber an 
und für sich ist die StrahIenwirkung ,dreselhe. 

Dr. Pa p 0 u se k: Natül1lich macht es keinen 
Unterschied aus, ob lich eine A'lphastrahlung in 
Graz oder in Zwentel1Jdorf Jbekomme. Aber in 
Graz bekomme ich k,eine Belasoungdurch das 
Krypton und keine 'Belastung durch das Jod und 
auch nicht durch andere Radionukleide, die sich 
in der Umgebung von' Zwentendonf hefinlden. 

Bezüglich der 15 mrem. Wenn das im neuen 
Sicherheitsbericht drinn,en steht, daß keine höhere 
Bdastung als Imrem erforderJlich ist - den 
neuen Sichel1heitsbericht kenne ich nicht -, dann 
ist für mich die D~skussion erledigt. 

Nun .zur Praxrs. Dr. Stix hat das Problem 
angerissen, daß es MesSlUngen in Deutschland 
gibt, die sehr weit über den prognostizierten 
Werten liegen. Im Jahre 1976 begann 'eine Ar­
beitsgemeinschaft Umweltschutz an der Universi­
tät Heiddberg mit ernem Untersuchungsprojekt. 
Tiwl: Radioahiv,e Kontaminationen in ,der Um­
gebung kern technischer An'\'agen - Analyse der 
amtlichen Umgebungsuberwachung. In diesen Un­
tersuchungen soHten alle Jahresberichte der über­
wachungsbehörden ausgewertet werden. Ziel war, 
festzusteHen, wie hoch ,die radioaktiv.eBelastung 
in der Umgebung solcher Kernkraftwerke tat­
sächlich ist. Es verweigert,en ,aber alle über­
wachung~behörden ,die Einsichtnahme ,in diese 
Meßergebnisse. 

Als einzige Behörde stelhe di,e LanJdesanstalt 
für Umweltschutz Ba,den-Württ,embergdie J ah­
resberichte für das Kernkraftwerk Obr~gheim 
und für das Forsch'lmgszentrum Karlsruhe zur 
Verfügung. Es ergeben sichersdlüttemde Tat­
sachen. Die künstliche Strah'lenJbelastung in der 
Umg,ebung des Kernkraftwerkes Obr~gheim lag 
nicht bei 1 mrem, sondern zwischen 50 und 
250 mrem pro J.ahr. EssO'l1 sogar so <sein, daß 
gewisse GJ',enzwerte Uillldas 100000fache üher­
schritten worden sein sollen. 

Abg. W i 11 e (SP): Ist Idies·e Jetzte Aussag'e 
ein Gerücht oder können Sie das helegen? 

Dr. P apo u s e k: Ich halbe einen publizierten 
Bericht einer Tagung. 

In welch'er W.eise findet ,in der Umgebung von 
Zwentendonf eine amtliche Bewachung. der 
StrahlenJbdastung statt? Werden ,di,e Ergebnisse 
der öffenulichkeit zugänglich sein? 

Obmann Abg. S t.a ud i n,g ,e r: Um das zu Bundesminister Dr. Le 0 d 0 I t ,e r: Es ist die 
klären: Es ist gesagt worden, ob das eine na-' Untersuchung des Grund- und Oberflächen­
türliche oder eine künstlliche Strahlung ist, das wassers vorgesehen, Untersuchung ,des Donau­
macht keinen Unterschied. Wir Juben Alpha-, wassers, wasserbiolQgischer Stoffe, VOl). Grün­
Beta-, Gammastrahlen. futter und Boden, Lebensmitteln, äußere Strah-
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lung, Luft und Niederschlägen usw. Die GKT 
hat ein eigenes Laboratorium einzurichten, das 
a;b 1. 1. 1975 die überwachung übernimmt. 
Sel:bstv,erständlich wol'len wir die Ergelbnisse der 
U ntersuchtung veröffentJUmen. 

Hundesminister Dr. S t ,a r i ba ehe r: Prob­
lem ist, welchen Aussag,ewert so. ein Material 
hat. Ich Igla'Ulbe, wi:r müssen uns nach ,den 
offiziellen Mitteilungen halten, es .gilbteine Do­
kumentatio.n der Deutschen Bundesregierung 
über ,cLre Meßwerte der Kernkraftwerke. Diese 
Messungen liegen ;un~er :den genehm~gten Wer­
ten. Jetzt 'er,gibt sich für uns die Frage: Entweder 
lügtdi~ Deutsche Bundesregierung ,in der Do.ku­
mentation oder es ist vielleiCht do.m so, daß, aus 
welchen Gründen immer, es Pulblikauio.nen gibt, 
Idie nicht stimmen können. Ich mömte von den 
Professo.ren kEpp und kilar ,gek1ärt hahen, was 
s~i:mmt. 

Dr. W eis h: Mein "ich kann dazu niChts 

Dr. Fr i s c hau f: Dieser Effekt ist nomnicht 
geklärt, im würde keine praktismen Folgerungen 
daraus :viehen. 

Dr. W eis h: Was die zitierte Studie über die 
radioaktive Kontamination in der Umgebung 
kern technischer Anlagen betrifft, handelt es sich 
nimt um Messungen von Umw.eltschützern, son­
dernum die Auswertungen amtlicher Meßergeb­
nisse. Man kann natürlich überschreitungen 
herausheben oder andere :Werte nehmen, die 
keine überschreitungen zeigen. So sehe,im das. 

Bundesmiriister Dr. S t a r i ba eher: Für eine 
Regierung ist es jetzt schwer zu entscheiden, 
stimmt der deutsche Bericht oder, stimmt er 
niCht, aum wenn das nicht so wimtigist, weil 
wir oimt diedeutsdien, sondern die österreichi­
schen Verhältnisse zu klären haben. Aber was 
soll eine Regierung mächen, wenn der eine sagt, 
die Messungen stimmen, und der andere, sie 
differieren um das Hunderttausendfaate. " 

sagen" bezieht sim auf 'ganz konkret,e Umstände Dr. Weis h: Diese Smwierigkeiten zeigen uns 
bei ,der Genehm~gung Ides Kraftwerkes, weil wir ja" daß wir zu wenig ins Detail gegangen sind. 
die Untenlagendazu nicht nahen. Es berührt mich 

, Dr. P apo u s e k: Es sind zwei verschiedene etwas unangenehm, daß mankrilJismen Leuten 
Dinge. Es geht einmal um die überschreitung ,die konkl'eten Unterla,gen nich,tgrbt, 'Um ,dann 
der Gesamtbelastung; das sind die amtlichen ihre Außerungen im Sinne einer lSachlichen Ge-
Meßdaten.' Die Gesamtbelastung wurde über­staJh:ung hören zu können. Das Ibe21ieht sich also 
schritten. 1971 waren es 40 bis 60 mrem, 1972 auf die spezifische Genehmigung von Zwenten-
80 bis 140, 1973 ,220 bis 250; Jetzt gibt es aber 

dorf, nicht auf die Frage Atomenergie. noch Gren,zwerte für'einzelne Nuklide in Was-
Ich meine, wenn wir einmal, erkennen, ,daß ser, in Luft, und solme Grenzwerte sind um das 

wir mit einem bestimmten Schadensf~ktor, den Hunderttausendfame gestiegen. (Bundesminister 
wir :zUilassen, Gesundheitsschäden vIerursamen, Staribamer: Da muß ja ,der Regierungsberimt 
und zwar langfristig ullid jrrev'ers~bel,daß wir f~lsch sein. Obrigheim: 0;6, Gammasubversion, 
uns nicht nur damit :befass'M :können, wird dieser 2,6 Betasubversion, ,Jodinhalation 0,01, Jodin­
'Effekt auch ßanz klar herauszulösen lSein aus gestion 2,7!) 
diesem Spektrum von Schadeffekten. Wir müssen ' 
sehen, daß 'wir auch dann v,eranuwortLich sind 
fü,r einen zusätzlichen Schadeffekt, wenn wir ihn 
nimt ga,nz genau zahlenmäßig herausarbeiten 
können aus dem ganzen Spektrum an Krankheit 
und Gesun,dhei'tsschädi,gung. 

Dr. Fr.i s" hau f:lm glaube, so kann man 
es nicht sa.gen. Der Anstieg chrorlJischer Erkran­
kungen kann nimt a'uf ,die Radioaktivität zu­
rückgeführt werden. Man kann es nicht heraus­
lösen. 

Zu Dr. Wiesinger: Rei medizinnISchen Eing,riffen 
liegt die Strab.llenbelastung mi,nd'estens 'tausend­
fach höher. 

Abg. Dr. S t e y r e r (SP): Es wurde die Frage 
der heißen Tdlmen bei ,der L'Ull,genkrebsbildung 
angeführt. Im heziehe mich auf eine Al'Ibeit von 
Meissner, ,daß drese pJutoniuinteilmen im Gegen­
teil kein größeres Krebsrisiko :bedeuten, sondern 

Dr. Br 0 d a: Im habe· am 'Anfang viel Wert 
auf diese Linearitätsbeziehung gelegt und habe 
no.ch immer das Gefühl, ,daß hier keine voll­
ständige Einhel1igkeit mit Herrn Ko.llegen 
Frischauf besteht. Wenn man die Linearitätshypo­
these anerkennt, dann muß man den Smluß 
ziehen, daßsmön mit kleinen Do.sen, mit einer 
bestimmten' Wahrsmeinlimkeit eine Krebserre­
gung oder eine Erregung' von Mutationen statt­
finden 'muß. Wenn es allerdings gelingt, sim bei 
1 mrem zu halten, dann würden die Waftr,­
smeinlimkeiten sehr klein werden, und im Ver­
gleim zur natürliroen Strahlenbelastung sehr 
wenig ins Gewimt fallen., Deshalb würde im in 
dieser Hinsimt ,einen ähnlimen Standpunkt ein­
nehmen wie Kollege Kleinrath, der in der Frage 
der zulässigen Emissionen kein Hauptproblem 
sieht. Die Frage ist vielmehr, was passiert, wenn 
die Dinge nimt 'so gehen,' wie man es sim vo.r-
stellt. ' 

daß durch die Zerstörung der umliegenden Zellen Im Falle eines Stödalles bei einem Kernkraft­
eher eine. geringer.e Mutation zu erwarten sei. werk würde sehr viel passieren, und' das ist eben 
Sind Ihnen diese Arbeiten bekannt? die Problematik. Zu', dem von mir zitierten 

5 
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IRS-Bericht ist von Herrn Kollegen Binner be­
hauptet worden, es gebe Rechenfehler. Ich glaube, 
daß ein so renommiertes Institut doch kaum 
einen Bericht verfassen Wlird,~n dem sich ins 
Gew.icht fallende Fehler befinden. Um Gefahren 
zu begegnen, gibt es das Notkühlsystem, das 
Reaktorschmelzen würde ja eintreten, wenn das 
Kühlsystem ausfällt und die Notkühlsysteme 
nicht funktionieren. Unsere Techniker haben 
das sicher sehr genau geplant, aber es gibt Über­
geordnete Ereignisse, wodurch dann die Gefahr 
bestehen könnte, daß diese Notsysteme gleich­
zeitig ausfallen würden. Dazu könnten gehören 
Naturkatastrophen, terroristische ,Einwirkungen 
oder militärische Einwirkungen. In diesem Zu­
sammenhang ist zu sehen, daß die Expansion 
der Kernenergietechnik nach dem Wunsch der 
mächtigen Industrie in Zukunft die Basis sein 
soll, auf der die Menschheit sich weiter ent­
wickelt. Die Vorstellung, daß in diesen langen 
Zeiten keine solchen dramatischen und krisen­
haften Situationen auftreten würden, sind doch 
eigentlich sehr optimistisch. 

Abg. DDr., K ö n i g (V,P): (an Dr. Zehmann): 
Wie schaut es aus hinsichtlich der Retundanz 
unp, hinsichtlich der Abstrahlung im Normalbe­
trieb, wenn Sie Zwentendorf mit ausländischen 
Kraftwerken vergleichen? 

(An Professor Frischauf) : Ist die Anreicherung, 
die . Konzentration, in chemischen Substanzen 
eine andere, wenn sie von der Strahlung eines 
Kernkraftwerkes erfolgt, und eine andere, wenn 
sie durch die natürliche Einströmung, etwa 
Höhenstrahlung, erfolgt? Wenn ja, ,weiß man 
über die natürliche in ihrer Auswirkung in 
konzentrierter Form Bescheid? 

Die Frall Minister hat gesagt bezüglich des 
1 mrem, das wird laufend untersucht. Wird 
dieses Labor von der GKT betrieben oder wird 
das' ein Labor sein, das einer unabhängigen 
Stelle untersteht? 

Dr.' Zeh man n: Von ,der Alnzahl der Re­
tundanzen her direkt vergleichbar sind Biblis, 
Phillipsburg und ev. Isar, dort ,sind dieselben 
Notküh1s}"Steme Wiie 'bei uns, ,diesel1:>e Kapazi­
tä't usw. Wodurch sich 'ev. Zwentendorf unter­
scheidet von deutschen Kernkraftwerken ist ,der 
Prüfumfang, sowohl bei ,der Herstellung wie 
auch bei den wiederkehrenden Prüfungen, und 
der hat natürlich einen ,dtirekten Einfluß auf die 
Sicherheit, wahrscheinlich w-eniger auf die Abgabe­
rater1. DerPrüfungsumfang unterscheidet sich in 
positJiver Hinsicht. ' 

Abg. DDr. KÖln i g (ViP): Das, galt auch für 
den Druckkessel? 

Dr. Zeh man n: Selbstverständlich, da ganz 
besonders. Alle Experten halben zugegeben, daß 
unser Reaktordruckgefäßdas am meisten und 

am sorgfältigsten geprüfte ist, auch was die 
Methodik un'd den Umfang betrifft. 

Dr. 'Frisch,auf: Es 'sind sicher die Kon­
zentrationen und die Verteilungen verschieden 
bei der natürlichen Sttahlung und bei Kern­
kraftwerken, nach den bisherigen Beobachtungen 
ist nach den Dosen, die eingehalten werden, keine 
Wirkung ZiU beobachten. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Hat ,auch die natür­
liche Strahlung konzentrierende Wlirkung? 

Dr. Fr i s c'h aoll f: Es gibt eine Ernährungs­
kette; es kann sich ,in Pflanzen anreichern, im 
Wasser, vielleicht auch in anderen Stoffen. Solche 
Sachen sagen aber im Einzelfall nicht !Sehr viel 
aus. 

Dr. W e ~ s h: Untersuchungen in den Verei­
nigten Stiaaten nach AtO'mJoombenversuchen in 
Beziehung zur Mortalität haben eindeutig posi­
tive Tenldenzen festgestellt. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Die 
Nachweisgrenzen :sind dem GesUJndheitsmini~te­
rium n:achzuweisen, die Meßergebnisse, Proben, 
daß das lin einem vom GKT' einzurichtenden 
Laboratorium zu geschehen hat. Das Ministerium 
behält sich vor, nicht iltur die Unterlagen zu 
prüfen, sondern auch selbst Messungen vorZu­
nehmen. 

Der TüV ist' als Sachverständiger und als 
Kontroller seit ,Be~inn des Kraftwerkes einge­
setzt worden. 

Dr. P:a p 0 u s e.k: Falls Zwentendorf in Be­
trieb geht, wil1d z. B. jemand, der Milch trinkt 
von einer Kuh, die dO!'t ihr ,futter !Sucht, in 
seinem KÖflper ,andere Ra/dionuklide 3lUfnehmen 
als derjenige, ,der Milch trinkt von einer Kuh 
aus der Umgebung von Graz. Wie sich das 
auswirkt, darüber können nur Professor Frisch­
auf, Dr. WeiJsh, Dr. 'Broda Auskunft geben, aber 
die bisherige Diskussion hat gezetigt, man weiß 
noch viel zUJwen1g ,darülber, wie die Anveiche­
rungsmechanismen vor sich ,gehen. 

Dipl.-Ing~ BQ n n e r: Ober Anreicherungsme­
chanismen :gliht es sehr viel Wissen in der WeIt. 
Typisches Beispiel ist die Jodanreicherung in der 
SchiLddrüse bei einem Bet~ieb ,des Kernkraft­
w:erkes. Vorhin halbe ich hiezu die Zahl von 
0,01 mrem genannt für das Kernkraftwerk Wür­
gassen. Das Qst mit oder Anreicherung, das ist 
ja ganz klar. 

Ahg~ Dr. Sc r i n z i (FP): Anrelcherung in 
welchem Zeitraum? . . 

Dipl.-Ing. Bin ne r: Da bin ,ich jetzt überfragt. 
Aber jedenß,alls Anreicherung bis ZiUr Gleichge­
wichtskonzentracion. 

,Ahg. Dr. Wiesinger (VP): Was rist eine 
Anreicherung? 
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Dipl.-Ing. Bin n e r: Anreicherung heißt, die 
Präposicion VOn Stoffen in einem Organ. Den 
Zeitraum kann ich jetzt nicht sagen. Wann 
die Gleichgewichtsgrenze erreicht ist, hängt vom 
Organ ,ab, von der Aufnahme ab, von der 
Abgabe ab, von -der Halbwertszeit. Gleichgewicht 
bedeutet, daß sich nichtis mehr anhäuft. 

Albg. Dr. W,i e s i n ger (ViP): Sie sprachen 
jetzt von Jod. Das kennen wir genau, weil wir 
es für die Diagnostik verwenden. Was bedeutet 
jetzt diese genannte Zahl? 

Dipl.-Ing. Bin n er: Daß 'die Jodbelastung 
0,01 mrem pro }lahr für ,die Schilddrüse be­
trägt. Zu den Ausführungen von Dr. Zehm'ann 
betreffend die Tätigkeit des TüV darf ich hin­
zufügen, daß wir von der Studiengesellsch-aft für 
Atomenergie Arbeiten durchiführen bei den Sy­
stemen, bei den Wiederholungsprüfungen, vor 
allem aber heielektronischen Systemen. Zur 
Intensität der Prüfung ein Beispiel: Die Prü­
füng des Reaktorschutzsystems hat 19ieben Monate 
gedauert und wunde von -sechs Leuten durch­
geführt. Die zweite Prüfung ~st -die 100% ige 
Trennung der Steuerkabel im Krlaftwerk. Diese 
Prüfung wunde von acht Zweimanntea,ffiS -durch­
geführt und ha-t sechs Monate gedauert. Wir kön­
nen sagen, das ist -das erste. Kraftwerk der Welt, 
bei dem die Steuerkabel zu 100% auf ihre 
Retundanztrennung geprüft wunden. 

Zum PrOlblemkrcisder Unfälle. Zum zitierten 
IR$-':Bericht von Dr. SrQd'a . .ner Fehler lag beim 

. Unfall im Eingangsbecken der Wiederaufberei­
tun~a:nlage, hier setzte man voraus, daß die 
Umgebungstemperatur des betroffenen Gebie­
tes 40 Gna-d unterha~b der Temperatur des sich 
erwärmenden Brenrustoffes bewegt. Der Brenn­
stoff schmilzt bei 2 500 Gr.ad oder 2 200 Grad, 
d. h. dielSe Aktivtitätsver-streuung in Mitteleuropa 
erfolgt bei Temperaturen Vlon 2160 Gnd. Bei 
dieser Temperatur ,gibt es aber wegen der Hitze 
keine Mitteleuropäer. Der Bericht ist in seiner 
mathematischen Annahme vollkommen f-alsch. 
Es wurde uns von -der KWU gesagt, daß das 
österreich ische Verfahren beispielgelbend ist. Nicht 
nur, was die Sicherheitsbeurteilung betrifft, son­
dern auch was den Zeitablauf betrifft. Der 
mittlere Einsatz bei Beurteilung eines deutschen 
K:ernkr.aftw·erkes sind 20 bis 30 Mannjahre, der 
mittler.e österreich~sche Einsatz ist 120 Mann­
jahre his jetzt. Heim TüV wird es in der-selben 
Größenordnung . sein, und wenn ,ich die, ande­
ren Gutachter dazurechne, ist klar, 'daß da viel 
herauskommt. 

Abg. Dr. Wie s in ger (V-P): Es wurde die 
Zahl von 30 bzw. 120 Sekunden genannt. Hat 
da:s Berü~sichttigung gefunden? 

Dr. Zeh man n: Da,s ist ldie Umlaufzeit bei 
den Notkühlsystemen, die benötigt wel'den, die 
auch ,in allen Rechnungen berücksiChtirgt wurden, 

selbstverständlich sinkt bei einem GAU <im .Re­
aktordruck,gefäß der Wa.sserspiegel kurzfristig 
etwas ab, bis die Notkühlsysteme aIllf ihre volle 
Leistung hochlaufen und entsprechend einspei­
sen. Dann steigt der Spiegel 50gar über den ur­
sprüngLichen Wert hoch und die Notkühlsysteme 
müssen sogar dann ~edrosselt wel'den. 

Abg. Dr. S t i x (FP): Es wurde vor allem 
gesagt, man wisse zuwenig über tatsächlich vor­
kommende Anreicherungen. Das stimmt nicht, 
es gibt zahllose Untersuchungen. Ein Beispiel: 
1971 von der Bayerischen Biologischen Ve11Suchs­
anstalt München, unterhalb 'des Kernkraftwerk,es 
Grundreminengs. Konzentrationen, Konzentra­
tionsfaktoren im hydro geologischen Material der 
Donau. Z. B.: SR 90/89 im Schwefelstoff, Kon­
z·entr.ationsfaktor 1 700, CR 95 NB, Schwefel­
konzentrationsfaktor ' 11 000. In ,den Sedimenten 
22000, in den Fischen bis 200, oder CO 58/60, 
Schwefelstoffkonzentration bis 17000, Sedimente 
bis 4 200, Fische bis 3 000. nas ist, eine von 
vielen U ntersuchlU~en, ,die es gicbt. 

Dr. W eis h: Wir haben aus Deutschland eine 
Untersuchung, die sich mit dieser Problematik 
befaßt, mit der Umrechnung von Emissionen 
aus kerntechnischen Anla:~en zu Dosiswerten. Die 
deur.sche Strahlenschutzver01'ldnung schreibt Mes­
sungen am ungünstigsten Punkt vor. Aus dieser 
Untersuchung erg~bt sich; ,daß in der heutigen 
deutschen Strahlenschutz praxis z. B. Transfer­
faktoren, sogenannte Anreicherungsfaktoren; be­
nützt werden, die im untersten Ber,eich der 
heute in der Literatur bekannten Werte liegen, 
und mit dem wird offiziell gerechnet. Das läßt 
sich für eine ganze Reihe von Transferfaktoren 
aufzeigen. Es :ist ,also nachweisbar, ,daß die Berech­
nung,en nicht auf der sicheren ,Seite liegen. 

Meine ganz konkrete Fra.ge : Werden uns die 
Berechnungsgrundlagen, die in österreich an­
,gewendet wurden, um von den Emissionen 
des Kraftwetkesauf ,die Strahlenbelastung zu 
kommen, zugängLich gemacht? . 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Zur Anreicherungs­
frage habe. ich folgende frage: Ich muß die An­
reicherung über einen langen Zeitraum verfolgen, 
d. h., das Resuhat des Aufnahmejahres 1, das 
sich als Folge eines Gleichg,ewichtszustandes er­
geben hat, ist die Ba:sis für ,das Jahr 2. Dieses 
Resultlat wiederum ist ,die Basis zum 3., 4., 
5. Jahr. Das ,heißt also, Laufzeit und Lebens­
zeit eines durchschnittlichen Kraftwerkes .mit 30 
bis 40 Jahr,en: Ich muß im Endergebnis voraus­
berechnen, wi,e wind am Ende ,dieser 30jährigen 
Betriebszeit unter Voraussetzung gleicher Abgabe­
und gleicher Aufnahmebedingungen die maximale 
Amr,eicherung sein? Das ist ,interessant, nicht die 
minimale, die maximale. Darum muß ich die 
FI1age mit der Zeit korrigieren, um die poten'­
tielle GefährLichkeit beurteilen zu können. 
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Auch mich verwundert ,die Diskr.epanz in der Dr. Pa po u s e k wirft Idie Frage nach den 
Beurteilung, wie :ist die behöJ:1dlich' festgelegte 15 mrem im ersten Bericht auf. 

Abg. Dr. Wie s in ger (VP): Wir wollten 
wissen, existiert ·dieser Berucht noch? 

Bundesmimister Dr. S t a r i'b ach e r: Es exi­
stiert noch, die neueren Messungen unterschrei­
ten noch immer 1 mrem. 

zuläss~ge Maximalemission und die tatsächlich 
gemessene, wobei es Differenz'en von 100000 
gibt. Könnte ·da!S so zustande gekommen sein, daß 
in einem .Falld:ie Behörde von ihren 5 oder 10 
Meßstellen aus aahand ,der 'dort gemessenen 
Ausgangswerte auf ,den Mittelwert des !insge­
samt. in Frage kommenden Luftraumes oder der 
Bodenkubatur usw. rechnet, während der arudere Abg. Dr. W i ·e s i n g er (v.P): Gilbt' es ein 
sagt, wenn ,durch außergewöhnliche Inversions- Argument, daß d:ieses 1 mrem keine effektive 
verhältrui,sse oder durch geänderte Strömungsver- Zahl sei? 
hältnisseeine Situation eingetreten ist, die in Abg. Dr. S te y r e r (SP): Es .geht auch her­
einem begrenzten Raum zu einer M'-lXlimierung vor, .daß bei einer Dosiswirkung von 1 mrem 
führt. Die letztere Zahl istaher die entscheidende es keinen nachweisbaren Unterschied gibt, weil 
Zahl für .d:iejenigen, die ·davon betroffen wer- das bei einer natürlichen Strahlenbelastung von 
den. .170,150 mrem nicht.ins Gewicht fällt. 

Dr. ,F ris eh auf: Die in diesen Berichten 
veröffentlichten Dosen sind die Dosen, die die 
Dosis auch für ,die Zukunft beinhalten, daß das 
aiUch auf einen GleichgeWlichtszustandherechnet 
sein soll.' (A:bg. Dr. Sc r i n z i: Auf 30 Jahre 
z. B.?) Praktisch auf unendlich. 

Bu~esminister Dr. S t a; i b ach e r: Herr 
Dr. Weish! Die Meßunterlagen wurden schon bis 
jetzt vom Gesundheitsmiruisterium veröffentlicht. 
Zu Ihrer' ,Frage, wie die Grenzwerte berechnet 
wurden, kann ich nur sagen, ,das ist mit den 
üblichen Methoden geschehen. 

Dr.. W eis h: Wird es Gelegenheit geben, 
diese Gutachten einzusehen? 

Bundesminister Dr. S t a ri ba ehe r: Es ist 
im behördlichen Verfahren nicht üblich, daß 
über das Gutachten ein Verfahren abgewickelt 
wit1d, sondern: Gutachten, Bgebnis Wlird mitge­
teilt, Ergebnis wird bezweif.elt, Gegengutachten. 

Dr.W ei s h: Minimalfol'derung wäre dann 
doch, daß man die Genehmigungsprinzipien oder 
die Rechtsgrundlagen herausstellt. 

Bundesmini5ter Dr. S t a r i ba ehe r: Der Teil 
des Gutachtens bestehtdarun, daß d:ie Methode, 
die im Gutachten angewendet wit1d, der Gut­
achter zu vertreten hat. Ich halte es für unmöglich 
- außer der Zurverfügungstellung von Daten -
~u sagen, Ider :Gutachter arbeitet nach der Me­
thode, ·denndas ,ist ja dasganz,e Gutachten. -

Dr. W eis h: In Deutschland werden wichtige 
Gutachten zur Verfügung gestellt; 

Obmann Abg. S tau·d i n ger: Zusammen­
fassend: Was den Norma1betrieb betrifft, hat 
Dr. Brodadi~ Aussage gemacht, ·daß er keine 
Bedenken hätte, w:enn 1 mrem eingehalten wird. 
Dr. Weish hat ebenfalls gesagt, ,der Normalbe­
trieb ist keim Problem. 

Dr. S t a r i h ,a ehe r: Dr. Weish hat .auch ge­
sagt: Normabbetrielb 1st kein Pr,oibtem. 

Dr. We i s h: Nicht das Hauptproblern! 

Abg. Wille (SP): Welcher der Experten 
hält ·den NOl1malbetrieb für unbedenklich, welcher 
hält auch Iden Norma1betrieb für bedenklich? 

Bundesminister Dr. S t a r ti b ach e r: Alle Ex­
perten haben gesagt, ,nicht der Normalbetrieb 
ist das Problem, sondern ·der Störfall. 

Dr. K I e.j n rat h: Meine Bedenken liegen 
bei der Routine. Ich bin ·der überzeugung, alle 
behördLichen Auflagen sind ausreichend, ·und zwar 
durchaus absolut. Was ich mit ,der Gefahr der 
Routine meine, ist der Zeitfaktor, Einschlafen 
der Aufmerk,samkeit. 

übmaIlln Abg. S tau d i n g e r:Abgesehen von 
der Formu1ierung Dr. Weish, daß jede zu­
sätzlich·e Bdastung vermielden werden 5<;>11, daß 
dasein Schritt in ,die falsche Richtung ist, ist 
konkret zum Fall Normalbetrueb Zwentendorf 
geS:ligt worden: unter der Voraussetzung des 
1 rorem: okay. 

Dr. Pa p 0 u s e k: Von mir ~st das nicht ge­
sagt worden. üb man zum Normalhetrieb Zwen­
tmdorf ja sagt, hängt nicht nur .davon ab,ob 
in der Umgebung 1 mrem oder 2 mrem auf­
tretten, sOl1Jdern 'der beinhaltet ja auch noch an­
dere Aktivitäten, wie z. B. die Aktivitäten des 
Brennstoffwechsels. Die Er:setzung aIter ,durch 
neue Brennstäbe ist meiner Meinung nach eines 
der riskantesten Manöv.er im ganzen 'Betrieb 
des Krenkraftwerkes,es .gibt Transportprobleme, 
ZWlischen- und Endlagerprobleme. Wenn Sie mich 
fragen, ob ich ja sage, dann sage idi, ich sage 
schon ja, a<ber ,dann muß 'g.eklärt sein die Zwi­
schenlagerung, ,die ,Enldlagerung, Me sind die 
Transportprobleme gelöst, gibt es einen Kata­
strophenplan und was ,geschieht mit d.em still­
gelegten Kernkraftwerk. 

Ahg. Dr. W i .e s i n ge r (ViP): Wir wollen 
das klar feststellen: Der RegJierungsberidlt sagt 
1 mrem, nach ,den neuesten Erkenntnissen wird 
es '. sogar ,etwa,s weniger sein, und jetzt gibt 
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es einen Wissenschafter, der S3igt, aus den und 
den Gründen ~st das 1 mrem falsch. Gibt es da 
jemand? . 

Dr. We i s h: Ich kann nur sagen, es reicht 
noch nicht. Daher meine ,Frage: Bekommen wir 
die in Aussicht genommenen Emissionsraten in 
detaillierter Form? 

Bundesminister' 'Or. S t a r i h ach er: Sie Jbe­
kommen die MeßweI'te. 

Dr. W eis h: Ich rede von Iden beantragten 
Emissionsraten. Es list ,die ,Fr.age, ob die in 
Aussicht genommenen Em~ssionsraten tatsächlich 
eine Strahlenbelastung ergeben, ,die im Bereich des 
zu Genehmigenden liegen. 

Bundesminister Dr. S ta r i ba c her: Die Aus­
gaberate für Edelgase, ,die ma~imale Gesamtabga­
berate für Edelgase wird mit 10 CI pro Stunde 
festgelegt. Sie können ,die Meßwerte halben. 

Dr. P apo u s ,e k: Auch in dem mir vorliegen­
den Sicherheitsbericht s,teht eine Abgaberate von 
10 Curie pro Stunde an Edelgasen drinnen. Das 
ist ja die Hauptabgahe. Gerade aJUS diesem Quan­
tum folgte im vorläufigen Sicherheitsberieht eine 
Strahle11'belastung von 15 mrem bis 2 mrem. 

Bundesminister Dr. S t a r ,i b a ehe r: Das 
kann nicht stimmen. Selbst wenn Sie sagen, Be­
rechnungen ergeben das, 50 ist eine zweit,e Ober­
gr,enze festgelegt: am Zaun 1 mrem. 

Dr. Pa p 0 U s e k: 10 Curie pro Stunde an 
Edelgasen ist unvereil1!bar mit 1 mrem am Zaun. 

Abg. DDr. K ön i g (VP): Das ist zweifel­
los eine wichtige Fnge, aber wir können uns 
jetzt hier nicht ul1!ternaJiten darüber, welcher 
Meßvongang ,anzuwenden ist, denn uns geht es 
um ,die Frage, wenn das ,diie AuHage Ide5 Gesetz­
gebers ist und das eingehalten wird, welche Fol­
gerungen sinld ,diannzru 7Jiehen. Die schienen mir, 
ausgenommen der Einschränk,ung des Dr. Weish, 
eindeutig zu sein. 

Dr. Pa p 0 u se k: Ich muß nochmals sagen: 
Bei 1.0 Curie pro Stunde ist dieses 1 mrem 
illusorisch. Daher kann man nicht akzeptieren 
die 10 Curie pro Stunde an Edelga~en. 

IBunldelSministe~ Dr. S t a ~ 'i b ach er: Der 
Regierungsbericht sieht aun Z<l!un 1 mrem vor. 
Bs wird Dutzende von AllIflagen geben, ,daraus 
muß sich das 1 mrem ergeben. 

Dr. Pa p 0 u 's e k: Was passiert, wenn 2, 3 
oder 5 mrem auftreten? 

Bunde~minister . Dr. $11; a r i b a ehe r: Der 
Betrieb wiI'd aufgeoondert, das heI1ZJUIstellen, 
wenn ,er es nicht iherste\1lt, gibt es ein Straher­
fahren. 

-DiJpl.-Ing. ,B i n n e r: Die überp1'lÜfung der 
Angaben wuI1de mit den cAbgaberaten durch­
geführt, die unter anderem 10 Cume Edel-

gase. pro Stunde !vorsahen. ,Damit kommen sie 
bei norma!ler WetlJetilaJge 'zu einer Dosis, die in 
der MaxiJffia'~größe 'von 1 mrem liegt. 

Ahg. DDr. K ö n i g (VP): Unsere Schlußfol­
gerungen beziehen sich nlieht auf 10, Curie, son­
dern 'auf das 1 mrem, und ,das isteinzulhalten. 
Und wenn die Berechnungen nieht stimmten, 
dann tritt ,das in Kralft, was Sie, Herr Minister, 
gesagt iha:ben. 

<Dipl.-Ing. ,B i n n e r: ,Bewilligt wurden Ab­
gaberaten in Curie, nicht mrem. Das 1 mrem 
isteLn rechnerischer W ert,der aUlf Grund der 
meteorolo:gischen: SiNation im Tul1ner Feld er­
mittelt w.ur,de. '1mrem ist nich't einmall meß­
bar. 

~bg. Dr. S c ,r ,i n z i (FP): Das Bewiilligungs­
verfahr·en kann sich nach Ihrer DarstelLung nur 
auf bewmigteAlbgaJber.aten beziehen. Sie halben 
dann yon ~ich aus herechnet, mit den bewillig­
ten A1bgaJbera:ten würden Sie am ZaJUiIl ,1 mrem 
erreichen. Es kann jemand kommen und sagen, 
die Berechnung ist falsch, a:ber sie stützen sich 
a'uf die bewihligte,Albgalbemenge. Bs wä.re auch 
umgekehrt ·deIllklba'r, Sie könnten so,gar die 
A!b.ga.bedosis lohne konkrete Gefährdung ü1ber­
schreiten, nO.1"ma:},e VeI1hältnisse vorausgese.tzt. 
Eine InversiJonswetteruage oder etwas Außer­
gewohnliches ,könn~en a1bilJorme KOl1!zentratio­
nen hetibeifÜlhren. Desha~b muß die Abgabe­
dosis, wenn ich richtig v,erstanden haibe, nach 
oben begrenzt weriden. 

Dipl.-:Lng. B i.n oe r: Man will ja einen mög~ 
lich,st :g,uten Obetblickiilber die Situation des 
Kraftwerk'es haiben. nen gewinnt man zehnmal 
besser, wenn Sie die Nk,t~vitäts<l!bgabe laufend 
kontrolilieren, denn die können Sie zrur Gänze 
k,ontrollieren. Das 1 mrem j'st bst Ülbetihaupt 
nicht meßlbar, ,weil 70 m1"em bereits da sind. 
(Ahg. Dr. S ,e r i nz i: Dann ist das alber eine 
optische Angabe!) Das sin:d ja ,die ,Bestrahlungs­
dosen, die sinld ja ka~m meßlbar. 

BlUndesminister nr. Stadbacher: MOlin muß 
streng unterscheiden zwischen .dem, was der Be­
richt S<l!gt, und zwischen dem, was der Be5cheid . 
v,orschreilbt. Dieses hier verwendete Sys~em ist' 
das System des Gewerlberechtes. Dalher wu,t1de 
die Abgabemenge festgelegt. Das ist das Ent­
scheidende, das wird kontrolliert. (Auf eine 
Zu'Satzlrage von i[)r. Scrinzi.) Man könnte es 
deutlicher machen und sagen, es wird ve1"langt 
1 mrem. Und dann wiI1d in ,einem Bescheid 
1 mrem festgelegt, und die Techn·iker kommen 
und sagen, das ist nicht meßba.r. 

Dr. W,e i s h: Dann ha't man sich am eine 
fahche Formel ,geein~gt. Das 1 mrem steht fe5t, 
und wenn sich die ,Bmissionen mit dem 1 mrem 
nicht vIertragen, danns,ind die Emissionen nicht 
zulässig. Unld jetzt .zeigt sich, daß diezugehs-
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senen iElmissionendas R;ü~gratder BewiUigung 
·bi!lden. 

Wie s~nd die Grenzdosen ,rur die ßevölke­
I"ung im Umkrei,s in mrem 'pro Jahr? Wie hoch 
ist rdie maxima'le Schilddrüsenbelastung? Gilt 
a'uch wie ,in Deutschland die Zusauzvorschrift, 
,daß man rur den ungüns,tiJgsten Punkt ZIU rech­
nen hat? Da·r,acn hat sich ,zu orientieren, ob die 
beantngten Emissionswerte 10 Curie pro 
Stunde iIn Eilliklang mit dieser Verordnung z,u 
bringen lSind. 

&nde9l11ini,stq Dr. -5 t a r i b a c -he r: Diese 
Grenze ist in ,der StSchVO vom Gesev2?geber 
fest;gelegt, sie wird 'Sichertlich wesentlich unter­
sch:ritten ,wrerclen. 

Abg. ,or. Wie s i n ger (VP): Wir ,gehen 
vrOn 1 mrem aus. Jetzt hören wir a!ber, daß man 
1 mrem gar nicht messen kann. 

iBundesminister ,or. \5 t ar ih a ch e r: Das ist 
eine sich aus der Bmi5sion ergeberude Bezugs­
gI'öße. 

Albg. Dr. Wie s in ger (VIP): Wer kontrol­
liert, oIb das richt~g ist? 

Dipl.-Ing.' Bin n er: Dars ist leich,t zu Ülber­
priilfren, wenn größere Atbgaben da sind. Der 
erste SichermeitSbericht ihat von einer Berech­
nung ;gesprochen, nicht von einer Messung, die 
festlegt, wenn dort. ständige Inversion ist, ,die 
ungünsnigste Wettedarge unld diese A'bg.a;hendo­
sen eingehalten wel'lden, so k01l1llTht man ZIU die­
sen Werten. Das la;g we~t unter den 170 der 
StSchVO. . 

.01'. V ich y t y I: Die Annaihmeninder 
&ech'11Jun:g ,sind nanürtlich pessimist~sch. Man 
nimmt z. B. von ,einer Wetterlage die schlech­
teste. Wir haben unS auch sehr stark bemüht, 
kleinste Dosen 'zu messen. DalS Gedt, welches 
in unserem Frühwarnsystem eingesetzt. werden 
soili, ist inder Lage, ein ha~bes bis 1 Mikro­
röntgen 'pro Stunlde nachzuweisen. Wenn man 
das aulf ein Jahr umrechnet, kommt man 'auf 
etwa 10mrem pro Jahr. Das sind w~rlkilich Meß­
techniken fast ;Jm Ra.ndedes Möglichen. So er­
fa,ssen 'Wir mit der Grenzwernuntergrenze die 
den Betrdber z,ustehende MögLichkeit, )diese 
Albga'beraten aU/f eine kurZJe Zeit um das Zehn­
fache :ZIU iilberschreiten, die ,Alktivitätsab,gabe 
,innerhalh eines J aJhl'es a1ber wieder einzuhrin­
gen. 

Albg. Dr. Hau IS e r(VP): MeßJbar ist offen­
sichtlich die AJbgaJbe der Aktivi,tät, U11Jd es giht 
offenlbar reine VerknÜlpfungsformel, wie das auf 
rem 'umzurechnen ist. Daher' stört mich nicht, 
daß ,das l'em nicht meßhar ist. 

Albg. Ur. S c rr i n:z i (,FP): Können Sie noch 
einmal den MeßV1orga.ng .,erllä:utern? 

DipL-Ing.B inn e r: Nur am Kamin wird 
,gemessen und. nicht in wechselnder En1Jfernung, 
denn Arbgase gelben nur· 'beim Kamin raus. Im 
Kaminrsind die Meßgeräte. 

Abg. Dr; Sc r i 111 Z i,(FP): Nehmen wir an, 
ich bin 12 kim ·entternt Betr·offener und messe 
an diesem Ort, welcher Srr.IJhlung hin ich aus­
gese~t? Irst <diese StraJhLung umrechenJbar auf die 
rem-Zahl? 

IBrun desmini ster Hr. S t a r i Ib ac her: Das 
sind Dutzendfähle be~m Gewet1b'erechtsver­
fahren und Ibetrifft ,den Unterschied zwischen 
rEmission· Uilld 1mmission. Wenn sich die Anrai­
ner Ibeschweren, wird ;kontrolliert, üb das w-irk­
rJich von dem FaJbrikssm1'ot herstammt oder ob 
das nicht eine .andere Immission ist. 

iDr. iB r ,0 ,d a: Zur Frage der' Messun,g von 
Gurie ,und 11em. Es handelt sich hier nicht aille1n 
um ein meßtechni'sches P1101blem, eine solche 
Umrechnung ist ,ohne ModeI1V'Orsteldung Ülber­
haupt nicht vornehrnJbar, und zwar weill die 
fre~gesetzten RadirOillUIMide verschiedenen Pro­
zessen unterlie~en, insbeson:del'e auch Anreiche­
rungsprozessen. 

Obmann iAlbg. S ta u d in ger: Noch einmal 
zus:l!mmenfassend: Reakitorhetrieb, Norma1-
hetrieb unter der V oraussetZl1mgdes 1 mrem 
mit aU den genannten Vorbelba:lten .okay. Die 
neuerliche Diskussion ha:t sich lediglich <l!US der 
Frage ergeben, ob Idieses 1 mrem eine meßbar,e 
Größe ist. Wir können nun zur Fr;lig,e der Stö­
rung 'Ülbergehen. 

A:bg. DDr. K ö ni g {VP): Wenn es im Kraft­
werk zu Stö!'lfällen kommt, wie hoch sinld im 
RaJhimen ,der ausgelegten Sicherheitsmaßnah­
men,all~o Ibis zum GAU maximal die Ahg;liben 
an Radioaktivität? . ' 

(An Hr. Broda): Seihen Sie in den Auswir­
kungen eines StörfaUes in Zwentendocl oder in 
einem <inder GreJ1lze stehenden prinzirpieHe 
Unterschiede? 

Dipl.-Ing. B i;n n e r: VOIl}ganzen Suöl1fall­
spektr,um ist unreine Störfa:llgflUppe mit .eirner 
Albgahe V10n Aktivität veribunden, 'Und zwar 
jene, die außerrhailb des Sicherheit9behäilters in 
einer hatliptkÜlhlmittd~üihrenden Leitung edol­
,gen. Die Anlage lql!üßte so ausgelegt werden, 
daß der gl'ößte aJ1lZ'Urnehmende Unfal:l mit den 
größben Strahlenfolgen nach auß.en so abläuft, 
daß eine ZJuliissige Jahresdosis für die Bevölke­
rung nicht ülberschritten wird. Die GanzkÖ11per­
beJrastul11;g w,äre 170 mrem. Die Einhadtung der 
StSch VO ,ist gewäJhderstet, wenn 170 mrem ,die 
maxirmale zusätzliche IBelastung ist und inner­
halb des dem Unfall fo1genden Jahres der Be~ 
trieb nicht wieder aU!figenommen wird. 
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iBundemtinister Dr. S t a r i Ib a c ih er: Der 
. § 15 StSchvO nennt <l'ie entsprechenden dieser 

Bel3JSDungzug,rundeliegenden Aktivitäten. 

IDr. B rod 'a: Es macht sicher keinen Un ter­
sch~ed, oIb ein UnfaU in Zwentendolif oder in 
einem <ler Werke an ,der Gr,e1llZe 'Passiert, denn 
die AuswiI1krwngen hängen nicht nur von der 
DistaDiz ,alb,' sondern anich von den meteorolo";, 
gischen Verlhäiltnissen. 

nr. W eis:h.: Lm sch!limmsten Fa:ll kann 
österreich durchaus von einem tsch·echi:schen 
Kernkraftwerk betroffen werden, aber dazwi­
schen 'liegt ja ein Spelktrurn von relaoiv kle~ne­
renUmweheinflüssen und ~n ,dem FaU bestehen 
schon sehr 'W'esentliche Unte!1schiede. Der 
Unterschied könnte sich vor 'allem bei e~nem 
k'leineren UnfaLl 3iUSIWiriken. 

Aibg. Ho If 's t e t t er (SP): Bei welchem klei­
nerenU,nfaU? 

nr. W,e i h s: narunter verstehe ich einen 
Unf3ill, der sich im Umk!1eis von 20, 30 km aus­
wirkt. 

Aibg. DDr. König (VP): Ihre UIllfälile haben 
s·ich nicht unter dem GAU ibgespielt? (Wird 
bestätigt.) 

Bundesminister Dr. St ar ilb ~ch er: Tat­
sache ist, daß man unDerscheiden muß Störfälle 
bis zum GAU, und da ist die Redundanz und 
alles so au~elegt,daß nichts passieren kann. 
Finnland z. B. hat a~s' noch weitere Sicherheit 
darüber noch einen 'Behälter geb3iut urud ein 
Eiskü:h.1system eingebaut. In der DDRi:st es 
so, daß sie ein rz:U'sätzEches Sicherheitssystem 
drüberge!baJUt halben. Die Sowjetunilon steht auf 
dem Standpunkt, das ist alles nicht notwendig. 

Dr. Z e Ih man n: Rmnd um das Reaktor­
druckgefäß befindet sich der Sicher'heitSbeihäher, 
der die Auswil1kungen <les GAU, beschränken 
'solJ aUlf da'S Reaktorgelbäude. (A1bg. Doktor 
Wie 'si n g ,e r zi:tiert Ihiez.uden Regierungs­
bericht S. 134, 2. Aibsatz.) Da's ist kein Wider­
spruch, denn für eine Explosion des Reaktor­
druckgefäßes, die aus technischer Sicht unmög­
lich ist, ist der Sicherheitsbehäl.ter nicht ausge­
legt. 

IAibg. DDr. K ö n i g (VP): Bestehen bis zum 
GAU ,Bedenken, ob die 170mrem überschrit­
ten werden, welche Auswirkungen sind zu ,er­
warten, wenn es üiber Iden GAU hin3iUsgehot? 

Aibg. Dr. Wie s in ger (VIP): Es wur,de ge­
sagt,ein,e EXiplos,i,on ist technISch Illicht möglich. 
Sehr intensiv werden die Schweißnähte des Kes­
sels diskutiert. HieZJu g~bt es. eine Anf,ragebeant­
wortung des Ministers Moser, die uns nicht ganz 
befriedigt. Herr Dr .. Zehmann, sind Sie zustän­
diger Fachmann oder muß uns dasein eigener 
Schw,eißtechnilker beantW'O~ten? 

Dr. 'Z ehm a nn: Ich hin nahezu komplett 
zuständig . 

Alhg. Dr. S t ix ,CFP): Ein~ge Fragen' zum 
Thema Kernsmmdze. Der Abgeordnete bringt 
ein~ge Zitate und faßt zusammen: Ma:nhat 
als ha'bbeingeatibeiteter Laie .den Eindruck, daß 
man sich da au:f etwas eing·ela'Ssen hat, .dessen 
Follgen man in WaJhrhei-t noch gar nicht kel!lnt. 
Was sagen die Experten da~u? 

,Bundesminister Dr. S ta r i ba ehe r: Die 
Wissenschafter halben eindeutig bestätigt, daß 
es noch nirgends ein Durchschrnewen gegeben 
hat. Ja, daß nicht einmal bei den größten Unfäl­
len annälhemd dieser Zustand erreicht wUl1de. 
Daher wlurde die. Formulierung gefuillden: Wis­
sensch'aftlich ist nicht einwandfrei festgestellt, 
was bei einem solchen Unfall 'passiert. 

D~pl. -Ing. Bin n er: Wenn wir über solche 
EJ:1ei,gnisse sprechen, ~prechen wir über eine Tech­
nologie, bei Ider es noch keinen tödlichen UnflaU 
,gab, keinen VerletJzten. Das Gefahren'Potential 
in der Kernenergie ist aber unlbestritten, deshalb 
sagt hier die Technilk, jeder v,ernüriftig anzuneh­
mende Urufa~l, ,den es gelben könnte, muß so 
Ibeherrscht w,er.den, daß keine aHzugroßen FoOl­
gen in der Umgebung ZJU registrieren sind. Mitt­
lerweile ist man zum Begl1iff, "AuslegungsunfaU" 
übergel&angen. Blis 2lUm AuslegungsunfaU darf 
nich1)s passieren. Da1her ist in der Kerntechnik. 
ein neues Element daz'ugekornmen. Die AnJage 
muß in Ordnung 'sein,es darf nichts paSsieren, 
a;ber w,enn etwas passiert, darf a:uch nichts pas­
SIenm. 

Was passiert, wenn etw.as darüher hinaus­
geht? Da kann ich nur ,eines sa:gen: Man kann 
hier Studien durch!fiilhren, .die die Wahrschein­
;lichlkeit und die Schwere eilles solchen Unfalles 
el1mitteln sollen, das sind. also UnfäHe, die zur 
Kernschmelze ,fiilhren. Die Rasmusen-Studie 
sagt foLgendes aus: Wenn es schwere Unfälle 
gibt, die ü1ber den GAU hinausgehen, sO' tre­
ten die mit einer w,esentlich gering,eren Wahr­
sch'einlichlkeit auf brz:w. mitw;esentlich niederen 
Schadensquoten, verglichen mit Unfällen aus 
anderen Bereichen. 

Wie kann man das überhaupt beurtei,len, wenn 
solche Prolbleme der Kernschl1llelze überhaupt 
noch offen sind? Wir nehmen bei der Kern­
schmelze VloUkommen .pessimistische Freiset­
,zungsfaktoren an, und die ,Forschungen gehen 
dalhin, heraus2':ufinden,ob derar~ige Annahmen 
ge!1ech'tlfiertigt sind. 

Natürlich ist der Unfall, .der einlffiatl pro Mil­
liarden Jahre eintreten soll, nicht passiert. Aber 
diese UnfaUwahrsch.einlichkeit entsteht ja aus 
dem Zusammenfügen der UnfaHshäufigikeit oder 
Ausfallswaihrsch·einlich!keit verschiedener Sy­
steme, verschiedener Komponenten. Wenn Sie 
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diese· JÜte mit denPraxisergebnissen iliberein­
stImmen, kommt man zu dem Ergebnis, daß 
die Rasmusen~Snudie 'prinzipieH stimmt. 

Dr . .K 'le.i nr ,a t h: Ich ,darf vlie11eicht den Ver­
sprecher korl'igieren, Idaß ,die Schaldensfolgen bei 
einem Unf.aI.I ,gering slin!d. nie Risikadefinioion 
lautet: Risiko ist Schadenshäufigkeit mal Scha~ 
densumfang. Das bedeutet, wenn die Bintr1tts­
Wlahrscheinlliebkeit eines Unf,alles sehr, sehr ge­
ring ist, unld 'die Scha!densfoLgen sehr, sehr hoch, 
muhJipIiziel1e ich eine sehr, sehrkileine Zahl mit 
einer sehr, sehr hohen. Ich behaupte, Wlas ,dabei 
hermSkommt, ist eine Hau&n\lJIl1mer. 

Die Rasmusen-StUdie beschränkt sich auf die 
Untersuchung von Druck- uilid Siedewasserreak­
toren, Reaktoren vom Typ des schneHen Brüters 
werden a,usldrücklich außer Betl1acht~stJeIlt. 

Dipl.-Ing. B -i n n e r: Ich halbe gesagt, ein Un­
faH mit' einer gewissen Schw,er.e un 'der konventio­
nellen Techoo;logie hiat in ider KemtJechnologie 
geringere Einsetzwahrsch'einlichkeit, oder um.ge­
kehrt, ein Untall ,der -g~eichen Einsetzw.ahrschein­
lichkeit hat in der Kierntechnologiie geringere 
SchäJden, das woHte ich sa,gen. 

Abg. Dr. Sc ri nzi (FP): Herr Dip1.-Ing. 
Binner! Ihre Aussage, 'daß es hisher noch keine 
tödlichen UnifäHegab, ist2'JU widerlegen. 

Bei der Rasmusen~StUld<ie muß man sehen, 
wovon er ausgegangen rst. Was waren 'die Aus­
gangspunkte: 2 vor der Inlbetr,i.etbnalhme stehende 
Kraftwerke. Das ,eine 700, Idas anrlere 1000 MW, 
davon hat er seine WahrscheinIichkeitsberechnung 
aU'fgesteUt. Er ist auch in ,anderen Bereichen hin­
sichdich der vöHi.gen Unha.It:biarkeit seiner Berech­
nungen widerlegt wOflden. Wenn ich ir,gendeline 
Walhrscheinlichkeit berechne, idann wird nichts 
darüber aus-ges·agt, Idaß 'das Knaftweflk X im kon­
kreten Zeitpunkt ,diesen Stönunf,all hat. Solche 
StöflunfäHe sind vor 'aUem unwliderrudiliche Ereig­
nisse,es i&t 'unkQrr'igierlbar über Jahrzehnte, über 
J ahnhunderte. 

Ahg. DDr. K ö n,i g (VP): Für den GAU ist 
eindeutig gesagt wOl1den, Idaß dias Kraftwerk dafür 
ausgelegt .ist. 

Fo1gende Frage: Es wunde ,geS'a~t, dasselbe, was 
bei einem Kernkraftwerk pas'sieren kann, kann 
auch bei einem. chemischen W'erk passieren. Ist 
die Feststellung zutreffen/d, Idaß in anderen tech­
nologischen Bereichen, die hereits ·existent sind, 
die möglichen A:uswirImln/gen solcher weitreichen­
der UnfäNe ·g.leicheoder ähnI,iche wären, oder 
memen Sie, daß sie prin7JipieIl etWias anderes 
wären? 

Dr. Pa p o,u s e k: Dipl.-.Jng. 'Binner hat be­
h~uptet, daß Rasmusen von pessimistischsten Er­
wartun.gen la'usgeht. nem möchte ich w}der-

sprechen und behaupten, er ,geht von ,den opti': 
mistischsren Annaihmenlllus. Er legt seinen Be­
rechnungen den Normallbetrieb des Reaktors zu­
grunlde, uniCl nimmt an,. daß ,die Sicherheitsauto­
matik und ldie Sicherheitseinrichtungen störungs­
fre[ funktionieren. (Dr. Z e hm ,a n n: Absolut 
fahch!) Es wind 'a>ngenomlmen, daß Ida's Notküihl­
system funktioniert. (o.r. Zeh m la n n: Es sind 
die Auswiflkungen des Kemsmnielzens berück­
sichtigt!) 

1m Rasmusen-Bel'icht .ist 'Iauf ,dias schwächste 
Glied, den Menschen, Ü'bel'haupt nicht Rück.sicht 
genommen wonden. 'Zwei Fälle widerlegen die 
Richtigkeit der R.iasmU'sen~Stludie; 

DipL-Ing. Bin n oe r: Meine Aussage bezüglich 
,der Toten habe ·ich beschränkt auf Leichtwasser­
reaktoren un'd auf nukleare Tote. Es ~a\b zwei 
Tote mit .todlichen Vel1brühungen. 

R'asmusen nlimmt sellbstVlfrstänldl,ich den Aus­
faH von Notkilihlsystemen lan, sonst wäre es ein 
GAU. Er rechnet Idie geraden Wege laus, die zu 
Kernschmelzen und ,~hren Konsequenzen führen: 
Ausf,alI der Notkühlsysteme, Ausfall der Elektro­
versorgung, Versagen des Containers, Ver.sagen 
des Reaktordl'uckbehällters. Das ist die Methode 
der Errechnung nach den event trees, ,das -ist eine 
Statistik nonma>ler UnfäUe. 

Dr. B r 0 Id ,a: Mit Iden Daten von Rasmusen -
die natürl<ich kl1itisiert werden - kommt man 
zum Ergebnis, d>aß ,in Zwentenldorf nimts passie­
ren wind. Zwenten/dorf ist 'alber Teil einer größe­
ren KonZJeption. Es ist ein Schritt auf den Weg 
in eine allgemeine Kernök,onom.ie. Nach den 
Schätzungen der Kern:1ndustrie wird es dann 
bereits 1m J,ahr 2 000 eine Kapa;zität von ungefähr 
5 Millionen MegaWlatt geben, es wit1d 'also 5 000 
Werke ,in der Welt geben. Da sch'aut die Sache 
schon l.ganza11lders aus. iBei eliner so großen Zahl 
ist die Wahrschein'lichkeit schon niebt mehr so von 
der Hand zu weisen, daß wirklich 1m großen 
Ausmaß etwas passiert. 

.or. W eis h: Der R'asmusen..iBericht hat Zwar 
ein~ge pessilmistische Annahmen, ,aber nicht .alle, 
so wird S!abotl<1!ge nlicht berückSlicht~gt. Auch 
strahlenbiologisch 'Wutiden sehr optimisüsche Fak­
toren einges·etzt, genetische Schäiden Wlurden über­
haupt nicht berücksicht~glt. Wie groß ,die Wahr­
scheinlichkf!itdes Auf.tretens hestimmter Störun­
gen ist, kann man eben nicht Ialble~ten, a:ber gerade 
das wit1d getan. Es kommt immerdli'eses eine Dila­
gnmm, aus dem man alblesen ,roann, daß die 
Wahrscheinlichkeit, ,an den Folgen eines nuklearen 
UnfaIles zu ster'ben, reIativ kLeiner ist, als an den 
Folgen eines Mete06teneinfalles zu sterben. 

Der Regieruiligsbericht aus Ider Sicht der strah­
lenbiologischen Prdb'leme berührt in keiner Weise 
die Expertendiskussionen, nimmt sie mm nicht 
ernst,es wwd einf,ach darüber hinweglgegangen. 
Das gilt auch für den Rasmusen.,Bericht, der ganz 
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unkrivisch als verläßliche A!bschätzrungsgrundlage i Abg. Dr. Wie·s in ger (VP) regt an, zur 
genommen wirk!. Daher b~n ich Ider Ansicht, daß Frage, wie weit die Smweißnaht des Kessels in 
man rdiese Regierungsberichlte, die Diskussions- Ordnung ist, ob das ein Simerheitsrisiko ist, zu 
beridlte der 'ersten Runlde berücksimtJigen sollte, hören: Mrunisteriall1at i. R. Dr. Bruno Eisler und 
vielmehr ~'ls ,diese DarsveHung, in der alle kriti- Dipl.-Ing. Wisching. Ferner beschließt der Aus­
schen . Bemerkungen systematisch weg'gelassen schuß, einen Werkstoffexper:ten, Vertreter von 
wur>den. Wien und NiederÖ's1'erreich fiür ,die Fuge der 

Bundesminister Dr. S t 'a r ,i ba ehe r: Es war 
nicht Absicht, eine Zuslammenfassun.g zu mach·en, 
s011!dern dort i:m Regierungsbericht wUMe die 
MeinuI1Jg der Regierung ,dokumentiert. 

Dr. Zeh man n: Zur Frage Dr. König, ob es 
vergleichbare Unfäl1e mJit ver,gleich:baren Aus­
maßen .gibt: In der chemischen Industcire schon 
.dagewesen, unid zwar sowohl Wlasdie Solforttoten 
betrifft als ,auch die Langzeittoten wie auch die 
AuswirkuI1ga,uf ,die Umgebung usw. Die Ristiko­
definition ist im Riahmen V'On vergJeichbaren Un­
fäHen mit vel'\gleichbarem .Anlsmaß l<lurchlaus 
sinnvolL 

Arbg. DDr. K 'ö ni g (VP): Wie lange kann die 
Kühlung ausfallen, wenn das Werk weiterläuft? 

Dr. Z e rh m ,a n n: Die elektrische Stromver­
sorgung ist dauernd Igewährleistet, 'Und in dem 
Moment, wo irgenldein Grenzwert vom Reaktor­
schutzsystem erkiannt wird, springen sofort die 
Notkühlsysteme an. 

Alar.mpläine, 3 Expel'\ten für Kesselsicherheit zu 
laden. Es sollen zwei Direktoren der GKT ständig 
anwesend sein. 

Dr. Vi c rh y t y 1: nie HY'drologie .ist in drei 
Teilbereich'en von BedeutlUng: 1m Wasserrecht, im 
strahlenschutzrechtlich·en Bewimgungsverfahren 
hiinsichtilich der Beweissicherung für die Fortfüh­
rung ,des im strahlenrech'tlicheIi Velifahren vor­
geschriebenen UmgebuIllgs- und Ülberw:achungs­
programms während des gesamten Betriebes des 
Kernkraftwerkes. 

Auch vom Gesunldhdtsministerium wurden 
Fr3Jgen der Hyldrologie im stnahlenschutzrecht­
lichen BewiHigtungsverf~hrenbehanldelt. Zur Fest­
legung von Grundwasserentnahmestellen im 
~arhmen des Bewe'issicherungs- unJd UmgebuI1gs­
überwachungsprogramms . wurde eine Stellung­
nahme des hydrographischen Dienstes der Nieder­
österreichischen Landesregierung vom Gesund­
heitsministerium angefolidert. Die Antwort wurde 
am 5. Juni 1972 erteilt. Der Bescheid für das 

Dr. Pa p 0 u s e k: Der .Reaktor in Browns- Bewei'ssicherungsprogl1a:mm wur1de vom Gesund­
Ferry wurde mit einer ~erze .außer Betrieb ge- heitsministerium am 1. Dezember i972 erteilt. 
setzt und es hat dama'ls beinahe die ,ganz große Auf. S. 10 unt~r PUJIlkt C. ~eißt. es in diesem Be­
Katastrophe gegeben. Die Wahrsmeinlichk<eit ist ,schdd, daß Sich das MmrsterlUJm nach § 5/9 
also nicht rberechenbar. Menschliche Unzulänglich- StSchG weitere Vorschre'i:buI1gen vorbehä'lt. l?as 
keiten können gar nicht in ·die, Wahrscheinlim- w~r. am. 16. Deze~ber 1975. Das Gesu.ndhelts-
keitsrechnungeingehen. m~msterDum hat die GKT heauftra,gt, el~e ver-

Hrat 'b' h t E .J' l' "'be 't N t femerte Untersuchung der GrunJdwasserstromung, . es lS 'eu e XpelJffien e geg" n ·ml 0 - . b d "b' .. 
k "hl t d' f" d t"'ll d 1 f ms, eson ere ur er die Unterstromung ,der Donau u sys emen, [le 'ZJU ne ens" en ver au en d chf"h 1 V h h ch d . d- ur u ren zu assen. or er at es s on ar-
sm . . .. ,über eine Studie gegeben, das war das Gutachten 

Der Rasmusen-Report Zieht wlrkh.ch nur die 5 J .' 1972 D d!' U t f"h d .. . ' ., vom . um .:a Wlar le ll1J er: u rung er 
Stonung des Reaktors m ,Betracht u~d mcht d~e Donlau nicht behanidelt .. 
Unfallgefahren durch W,I'ederaufar'beltung, ZWI­
schenlagerung, Endlagerung usw. 

Wahrscheinlimkeitsaussagen sagen niemals dar­
über etwas aus, . wann ,solche Ereignisse eintreten. 

Dr. K 1 ein rat h: Rasmusen und sonstige Be­
rechnungen betrachten: eigentlim nur den Betrieb 
von Kernkraftwerken und nicht den gesamten 
Zyklus, der zu diesem Betrieb [da'Zugehört. Es 
kommen noch ungezähLte weitJere Risken dazu. 

Dipl.-Ing. B 'i n Ii er: Die Kcitiker am Ras­
musen-Bericht 'stimmen beide mit der Methode 
der Rasmusen-StJuldie überein. Es wird an der 
Methöde nichts kritisiert. Logischerweise werden 
einige Details kritisie1"t. 

W:urden Experi.mente Idurchgeführt, um die 
Notkühleigenschaften zu prüfen: ja. 

(Damit ist die heutige Bef1"agung der Experten 
beenidet). 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Dann lst das keine 
verfeinerte, sOIlldern eineanldere StJUdie. Das eine 
ist für das rechte Ufer, das mdere für die Unter­
führung [des finken Uf.ers. 

Dr. Vii eh y t y 11: Es war auch das linke Ufer 
schon vorher behanJdelt, ob vom rechten zum 
lin.ken eine Verbinldrun.g besteht, das wurde noch 
untersucht. Noch rechtzeitig untersucht,ldenn wir 
hatlten Zeit, die Pegelstänlde und die Strömungs­
geschwindigkeiten festzustellen. 

Professor Horninger hat für &.e GKT im 
August 1977 ein Gutrachten au~gearbe~tet, auch 
dieses hydro~ogi'sche Ergebnis Wlind vom Gesund­
heium:inisterium für das weitere Beweissiche­
rungsprogramm unid UmgebuIllgs- .und über­
wachungspmgramm berücksichti.gt. 

Wie bereits erwähnt, wunden auch and~re 
hydrologische Belange hinsichtlich 'des Grund-
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wassers· unld des Hochwassersailf Grund einer 
Stellungnahme des H}'ldrQgraphischen Dienstes 
der Nietclerösterreichischen Landesregierung und 
des BunidesstromJbaUiamtes vor dem Bau des 
Kraftwerkblockes berücksichtigt. 

Obmann Abg. S It a u Id i n 19 'er unterbricht die 
Sitz'llng 'Um 14 Uhr 50 Minuten. 

f) Sitzung vom 5. April 1978 

Obmann Albg. S t ':l 'll id i n ger eröffnet die Sit­
zung um 9 Uhr. 

Die Sitzung wiI1d eingeleitet mit einer Deba"tte 
über Puhlikiaoionen ,betreff'e11ld Atomenergie in 
den verschredenen Parteize~tungen. 

An der an dieser Debatte folgenden Befragung 
nehmen fo~genlde EXjperten te~l: 

1. Herr lnstitutsleiter für Reaktorsicherheit, 
Dipl.-Ing. Walter Bin n 'e r, Sobiesk}'lgasse 21, 
1090 Wien; 

2. Herr Dozent Dipl.-Ing. Dr. Josef Z e.h­
man n, Technischer Ülberwachungs·,verein Wien, 
Krugerstraße 16, 1010 Wien; 

3. Herr o. Universüätsprof.essor Dr. Hans 
K 1 ein r 'a t h, Technrsme Universiät Wien, Elek­
trotechnisches Institut, Karlsplatz 13, 1040 W~enj 

4. Herr P,rofessor Dr. Johannes Fr i s eh a'll f, 
1. Medizinische Universitätsklinik, Isotopen­
station, Lazarettgasse 14, 1090 Wien; 

5. Herr Prof'essor Dr.EngeLbert B r 0 Id a, Insti­
tut für PhysikalisChe Chemie, Währinger 
Straße 42, 1090 Wien; 

6. Herr Dr. Peter Weis ,h, InstitUJt für Um­
weltwissenschafteri und Na"turschutz, BUl1gring 7, 
1010 Wienj 

7. Herr Dipl.-Ing. Dr. Walter P la p 0 u 5 e k, 
Technisme Universität Graz, Lehrkanzel und In­
sütut für Rceaktorplhysik, Kopemikrusgasse 24, 
8010 Grazj 

8. Herr Direktor Frieldrich S tau cl i n ger, 
Gemeinschaftskernkr:aftlwerk 'IiuUnerfelid, Mare 
Aurel-Straße 4, Postfach 477, 1010 Wien; 

9. Herr Direktor Alfred Ne nt w,i e h, Ge-
meinschaftskerrrkrafnwerk T'llllnerfeld, Mare 
Aurel-Straße 4, Postfach 477, 1010 Wien. 

Obmann A'bg. S tau:d in ge r: Ist das Pro­
blem Sicherheit im StöI1fall alls ausdiskutiert zu 
betrachten bz:w. siniddazJU noch Fragen? 

Albg. DDr .. K.ö n i g (YP) (an Dr. P'apousek): 
Ist aus Ihrer Warte her gesehen die Frage der 
Rlsken im Störta!.l erschöpfend bebanlde1t? Sind 
wirerschqpferud instruiert worden? 

Aibg. Dr. SeI" i n z 1 (FP): Das in Niedereich­
bach, Bayern, seinerzeit um 330 Millionen DM 
er,richtete Kernkraftwerk 'k!OIinte nur mit haLber 
Kraft in Betrieb gehen und mußte nach wenigen 

Wochen wegen Störungen im Kühlsystem den Be-, 
trieb einstellen. Es. soH nun a"bjgerissen werden. 
Die Technologie der Stillegung eines solchen 
Kraftwerkes sdll ,aber noch nicht so weit ent­
wickelt sein, cktß man weiß, w,ie man das angeht. 

KJann mir jemand ,von den Herren' bestätigen, 
ist das überhaupt mchtrg, um welche ,Art Störung 
hat es sich geh'<lnldelt, wrarum Wlar eine SOllche 
Störung nicht zu beheben, ist es zutreffend, daß 
die Konsequenzen dieser angeblich irreparablen 
Störung die St~llegung des Kernkraftwerkes ist? 

Albg. Dr. S ti x (FP): Es ist maximal 3 bis 
5 Min'llten Zeit, um ein Notlküh'lsystem zu ent­
wiickeln. Was . erw'artet man sich konkret in 
Zwentendorf für den Fahl, daß unWiahrschein­
licherweise aUe NotkUhlsysteme ausfallen, welche 
physikaEsch-chemlischen VOllgängeerwartet man, 
wie ~Laubt Iffian die Auswirkungen dieser Vor­
gänge unter Kontrolle halten zu können? 

I 

Dr. G r Ü Iffi Iffi: 'Der deutsche Rceaktor gehört 
zu einer Vrariante, der man keine große Aussicht 
auf Rearlisiemng ZJUigeibilligt ha"t: Er ist zu einer 
Zeit gebaut wOI1den, als die Leichtwrasserreaktoren 
nicht mehr aufzuhalten waren. Man versuchte 
hier GasküMung Zu komoinieren mit Schwer­
wasser. A:ls dieser Typus in Bau war, ist schon 
klar gewesen, daß er dlie Leicbtwasserreaktoren 
nicht überholen kann. Das ist einer der Dutzeoo 
Typen,die erprobt und. nicht weiter~erfolgt 
wunden. Das Kmftwerk soll nunmehr als Studie 
für den A!bbau von Kernkraftwerken dieruen, 
über den Albbau von· Kernknfitwerken gibt es 
eine Reihe von Erfahrun~en, etwa in den USA. 

Dr. P 'a po u sek: Ich babe mich das letzte 
Mal hier ausdrücklich ,gewe'igert, den NormaLbe­
triebals bedenkenlos ,anzuseIhen, und hahe ja 
darauf hin1gewiesen, daß NOl'lffiialbetrieb nicht nur 
bedeutet, ,die Abgabe von 1 mrem, sondern daß 
mit Normalbetrieb die ganze Problematik der 
Kernenergie verbun!den ist. Ich lehne, es über­
haupt ab, zwischen Normalbetrieb urud Stöl'be­
!:rieb zu unterschdden, denn wenn ein Kernkraft­
werk in Betrieb ge~ommen wi11d, el1geben sich 
daraus alHe d~ese Unfiall- untd Störttnö~lichkeiten 
und alle Gefiihrdungsmöglichkeiten, über die w~r 
das letzte Mal ausführlich diskutiert haben. Ich 
sage ganz klar: Ich halte den Normalbetrieb nicht 
für bedenkenlos. 

Gesnauten Sie mir auf ein Interview einzUIgehen, 
das der Herr Abg. Wlirlle dem R.!u11ldfunk gegeben 
hat. Er hat ,im "Abendjournal" erklärt: "Die an­
wesenden Flachleute sinld übereinstimmend zur 
Ansicht gelangt, daß der NOl'malbetrieb insgesamt 
kein Problem darste11t."(ltUife: So war es auch!) 
Das ist aufigenommen worden, un/d ich bitte die 
anderen Herren, sich zu äußern, ob Me das letzte 
Mal das vertreten haben. Ich persönlich binder 
Meinung, daß dias nicht richtig ist. Das müßte 
sich aus, den Tonbandaufzeichnungen eruieren 
lassen. 
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Obmann Abg. S tau Id i n 'g e r (VP) zitiert die 
'S. 177 des Protokolls bezüglich der damaJ.igen 
. .Äußerung des Dr. Papousek: ' 

"Von mir ist da.s nicht gesa~ wornen. Ob man 
zum Normallbetrieb Zwentendorf jla sagt, hängt 
nicht nur davon ,alb, ob in der Umgebung 1 mrem 
oder 2 mrem .auftreten, sondern Ider beinhaltet 
ja auch noch aIlJdere Aktivitäten, wie z. B. die 
Aktivitäten des Brennstoffwechsels. Die Ersetzung 
.aher durch neUe Br~nnstäibe ist meiner Meinung 
nach eines der risk'antesten Manöver im !;lanzen 
Betri'eb des Kernkrakwerkes, es g~bt Transport­
probleme, Zwischen- und EnldJiagerprobleme. 
Wenn Sie mich fn:ligen, ob ich ja sa.ge, dann sage 
ich, ich sage schon ja, a:ber dann muß geklärt sein 
die Zwischenlagel'Ulng, d'i:e EndLagerung, Wlie sind 
die Transportpmbleme ,gelöst, gibt es einen :KatJa­
strophenplan und \Vlas geschieht mit dem sthll­
gelllgten Kernkraftwerk." 

Daraus konnte' halt doch die Folgerung' gezo­
gen werden, wenn man sich erlaubt, das Problem 
des Normalbetriebes für siCh allein zu betrach­
ten, dann gilt auch von Ihrer Aussage das, wenn 
di~se anderen Aktivitäten alle geklärt sind, dann 
'stimmen auch Sie der Formulierung zu, daß der 
Normalbetrieb ungefährlich sei. 

Abg. Dr. He i nd I (SP):. Auch ich war über 
Ihre damalige Aussage sehr überrascht und finde, 
daß die Erklärung des Sepp Wille durchaus 
korrekt war, auch wenn Sie in den letzten 
14 Tagen zur Meinung gelangt sind, daß Ihre 
Nuancierung der Aussage etwas anders geworden 
ist. 

Dipl.-Ing. Bin n e r: Hauptaufgabe ist es, ~en 
Nachweis zu erbringen, ,daß es nicht zum Ausfall 
aller Notkühlsysteme kommt. Es ist zweifellos 
'ein logischer Fall konstruierbar, in dem alles aus­
fällt. Das ist möglich, aber da müssen Sie die 
Frage stellen, unter welchen Voraussetzungen und 
unter welcher Wahrscheinlichkeit. Diese Anlagen 
werden während des Betriebes ununterbrochen 
getestet und geprüft. Normalerweise kündigt sich 
der Ausfall eines Systems bei überprüfungen an. 
Wir haben in Zwentendorf vier Nachkühlkreise, 
das sind zwei volle Systeme, ein Kernflutsystem, 
eine automatische Druckentlastung, wir haben 
zusätzlich . das Einspei:sesystem und wir haben 
noch das Nachspeisesystem. Darüber hinaus be­
steht die Möglichkeit, .das Kernkraftwerk mit 
Donauwass~r zu fluten. Nach menschlichem Er­
messen sind wir überzeugt, daß es zu so einem 
Unfall nicht kommen wird .. Wenn Sie die theore­
tische überlegung anstellen, wa:s passiert, dann 
passiert ein Unfall und diese Unfälle wurden aus­
führlich in der Rasmusen-Studie untersucht. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Herr Dipl.-Ing. Bin­
ner, Sie haben gesagt, bis zum GAU werde keine 
die' im Gesetz vorgesehene Dosis überschreitende 
Strahlung auftreten. Das bedeutet, wenn akut 

höhere Strahlendosen auftreten, wenn ich das auf 
das Jahr umlege, daß diese Dosis noch immer 
niedriger ist als die im Gesetz zulässige Ganz­
jahresdosis. Gibt es' für den Störfall eine ad hoc­
Grenze, daß die Verantwortlichen sagen, wenn 
in einer Zeiteinheit eine bestimmte Dosis auftritt, 
dann ist der Fall, wo wir z. B. stillegen müssen. 

Dipl.-Ing. Bin n e r: Die' normalen Abgabe­
raten können kurzfristig um das. Zehnfache 
überschritten wer.den, so aber, daß die Abgabe 
über eine gewisse Zeit nicht höher ist als die 
zulässige Abgaberate. Wenn das nicht eingehalten 
wi1"d, muß das Kraftwerk abgeschaltet werden. 
Das ist aber noch lange, bevor ein Störfall ein­
tritt. Zu den niederen Dosen möchte ich da,rauf 
hinweisen, daß die ganzen Studien, die sich darauf 
beziehen, von .100 bis 200 mrem pro anno aus­
gehen und nicht von 1 mrem. 

Abg. Dr. Sc cl n z i (FP): :Es ist also bescheid­
mäßig vorgesehen, für einen begrenzten Zeit­
raum kann die generell als zulässig erachtete 
Abgabedosis um das' Zehnfache 'überschritten 
werden. Ein Experte hat uns letztes Mal mit­
geteilt, daß in Deutschland diese Werte um das 
100- bis 1 OOOfache überschritten wurden. 

Dipl.-Ing. Bin n e r: Der Experte sagte, daß 
die Jahresbelastung auf 250 mrem anstieg. Die 
Jahresbelastung ist ein gemittelter Wert, bitte 
das nicht zu verwechseln. 

Dr. W eis h: Auch ich möchte mich dem 
Protest des Herrn Dr. Papousek anschließen, 
denn ich war über die Berichterstattung der 
Presse empört. ich habe g·esagt, daß ich im Nor­
malbetrieb nicht das Hauptproblem sehe. Im 
Normalbetrieb sehe ich ,das kleinere Problem 
als überhaupt im Bereich der Kernenergie; das 
dahin gehend auszulegen, daß ich keine Probleme 
sehe, kann ich nicht mehr als korrekt ansehen. 
Ich bitte das, was ich jetzt sage, nicht als Un­
freundlichkeit aufzufassen, sondern als deutliche 
Sprache. 

Ich kann den Normalbetrieb keineswegs als 
unproblematisch ansehen, es hat keinen Sinn 
über 1 mrem zu diskutieren, denn in der Zwi­
schenzeit habe' ich den Bescheid bekommen, in 
dem die vorläufigen Emissionsraten festgehalten 
sind, U'IlJd wenn ich das mit einer Studie ver­
gleiche, in der die Nahrungsketten berücksichtigt 
sind, in der realistische Transferfaktoren einge­
setzt sind für den ungünstigsten Fall, dann kom­
men Dosen heraus, die viel höher sind als 1 mrem. 
Es kann 172 mrem Knochendosis über Blatt­
gemüse.verzehr entstehen, 900 mrem über Wurzel­
gemüse beim Erwachsenen. 

Es besteht dringender Grund zur Annahme, 
wenn man die radioökologischen Anreicherungs­
mechanismen ernsthaft prüft, daß sogar die im 
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Vergleich zur Bundesrepublik Deutschland 
weniger· strenge StSch Vo in ein(lelnen Punkten 
verletzt werden würde. 

Ich empfinde es als nicht fair, daß man uns 
die ~utachten vorenthält, daß man uns dazu 
zwingt, oberflächliche Aussagen zu machen, die 
sich nicht sachbezogen auf die wichtigen Fakten 
beziehen können. Ich s~he. in der Weigerung, 
uns diese Gutachten zugänglich zu machen, das 
Eingeständnis, daß es der Regierung nicht um 
kritische Wahrheitsfindung geht, um sachgerechte 
Aufklärung wichtiger Tatbestände, sondern um 
eine möglichst reibungslose Gestaltung des Ge­
nehmigungsverfahrens. Das heißt auch, daß diese 
Gutachten weiterhin an Glaubwürdigkeit ver­
lieren, denn nur dann kann man sie als wissen­
schaftlich fundiert ansehen, wenn sie zur Kritik 
gestellt werden. Ich sehe in der Anhörung ~on 
uns Kritikern eine gewisse Alibifunktion, die wir 
erfüllen müssen. (Abg. Dr. Fis c her: Dort ist 
die Tür! Wir lassen uns nicht Alibihandlungen 
unterstellen!) Wenn man uns hinauswirft, dann 
gehe ich gerne. (Abg. Dr. Marga Hub i n e k: 
Das müssen alle beschließen, nicht nur einer!) 

Obmann Abg. S tau d i n ger (VP): Ich bitte, 
solche Dinge zu unterlassen, die Experten sind 
auf Grund eines Beschlusses des Unterausschusses 
eingeladen. Sie werden auch nur auf Grund eines 
Bes.chlusses des Unterausschusses ausgeladen! 

Dr. W eis h: Die Kenntnis, daß die Gefähr­
dung des Grundwassers katastrophal ist, ist nicht 
neu. Man hat zehn Standpunkte untersucht, 
Zwentendorf wurde an die letzte Stelle gereiht. 

Obmann Abg. S tau d i n ger: Der Unteraus­
schuß hat auf das, was die Abgeordneten nach den 
Beratungen ·draußen erzählen, genau so wenig 
Einfluß, wie wir keinen Einfluß haben auf das, 
was etwa Herr Prof. Dr. Tollmann im nachhinein 
zu einem Bereich, zu. dem er nicht unmittelbar 
als Experte ausgesagt hat, publiziert. 

Abg. Dr. S t i x (FP) stellt den Antrag auf 
Tonbandabhörung. 

Obmann Abg. S tau d i n ger: Dr. Papousek 
wird bestimmt nicht bestreiten, daß das sehr 
ausführliche Protokoll, welches ich zitiert habe, 
richtig ist. Ich zitiere meine letztmalige Zusam­
menfassung: "Noch einmal zusammenfassend: 
Reaktorbetrieb, Normalbetrieb unter der Voraus­
setzung des 1 mrem mit all den genannten Vor­
behalten okay. Die neuerLiche Diskussion hat sich 
lediglich aus der Frage ergeben, ob dieses 1 mrem 
eine meßbare Größe ist. Wir können nun zur 
Frage der Störung übergehen," 

Abg. Dr. S t ,i x (FP), möchte trotzdem die 
Abstimmung dieses Antrages und erklärt sich 
dann mit dem Vorschlag einverstanden, daß die 
Protokollführung auf Wunsch diese Stelle ab­
spielt. 

Abg. Dr. Marga Hub i ne k (VP): Warum. 
schaffen wir keine Chancengleichheit, warum 
werden die Gutachten nicht den Experten, die 
es wünschen, zugänglich gemacht? 

Dr. W eis h: Das Zahlenmaterial habe ich 
schon bekommen. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Sie wol­
len ja die Gutachten haben, die im Verfahren 
als Grundlage. gelten. Das ist im A VG genau 
geregelt und da kann nicht jeder kommen und 
einfach sagen, ich möchte jetzt die Unterlagen 
haben. Das ist im AVG nicht vorgesehen; 

Dr. W eis h: Will man unsere kritische Mei­
nung im Detail, dann brauchen wir die Gut­
achten. 

Bundesminister Dr. S t a r i ha c her: Wenn 
Sie kritische Bedenken haben, teilen Sie uns diese 
schriftlich mit, wir werden Sie dann den Gut­
achtern zur Prüfung geben. 

Abg. Dr. Marga Hub i n e k (VP): Ich würde 
bitten, die Herren konkret zu fragen, welche 
Gutachten sie 'ei:gend1ich benöügen. 

Abg. Dr. W,j e s ,i n ger (VP): Herr Dr. Weish, 
welche konkreten Unterlagen würden Sie brau­
chen? 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Wesentliche Unter­
lagen sollen den Experten ausgehändigt werden, 
denn sonst ist eine sinnvolle Diskussion nicht 
möglich. 

Abg. Will e (SP): Wir wollen klarlegen, ob 
das, was die Verwaltung exekutiert, vertretbar 
ist, aber wir wollen keine zweite Verwaltung 
aufhauen oder eine außerparlamentarische Op­
position. 

Abg. Dr. H ein -cl 1 (SP): Ich wehre mich da­
gegen, daß Sie, Herr Dr. Weish, in den Raum 
stellen, daß wir das nicht ernst nehmen und 
das quasi nur als Alibihandlung vornehmen. 
Wir nehmen uns die Zeit deswegen, um einen 
genauen überblick zu bekommen über die Dinge, 
die wir dann zu entscheiden haben werden. 

Dr. W eis h: Ich sagte, wenn man uns wichtige 
Grundlagen nicht zeigt, dann entsteht der Ein­
druck, daß es sich um eine Alibiaktion handelt. 
Wenn man unsere kritische Meinung zu be­
stimmten Dingen hören will, dann muß man uns 
diese Dinge zeigen, ansonsten bin ich der An­
sicht, man will unsere kritische Meinung dazu 
nicht hören. Die Unterlagen, die ich ha\:>en 
möchte, sind die meteorologischen. Ausbreitungs­
rechnungen und alle strahlenmedizinischen und 
radioökologischen Berechnungen, all das, was man 
braucht; um von den Emissionen zu den Teil­
körper- und Ganzkörperbelastungen am ungün­
stigsten Aufpunkt und unter ungünstigsten An­
nahmen zu.kommen. 
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Dr. Pa p 0 u s e k: Ich würde mir auf Grund 
meiner Ausbildung zutrauen, konkret Stellung 
zu nehmen zu den Rechenmethoden und Rechen­
modelIen, um von den Abgaberaten hinzukom­
men zu den Strahlenbelastungen. 

Albg. Dr. Wie s i n ~ er (VP): Dezidierte klare 
Aussage von Herrn Handelsminister: "Wenn 
1 mrem überschritten wird, wird das Werk zuge­
sperrt." Nun steht im Bericht, von 1 mrem ist 
keine Rede, es ist noch viel, viel weniger. Nun 
haben Sie uns gesagt, Herr Professor, die Dosen, 
von einem mrem sind unmeßbar. Also noch viel 
weniger sind ,die ,im Bericht angegebenen Dinge 
meßbar. Das ist eine Fiktion, die niemand über­
prüfen kann. Es kann nur errechnet werden, und 
da ist es schon sehr plausibel, was Professor 
Papousek sagt, daß er wissen will, wie das tat­
sächlich berechnet wird, wie man zu dieser 
Größenordnung kommt. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 t e r: Wenn das 
Kernkraftwerk nicht· dem entspricht, was wir 
als Auflagen geben, wird das Kernkraftwerk zu­
gesperrt. Wir sind nicht bereit, ein Kernkraft­
werk, das um Vieles mehr ausspuckt, wirklich in 
Betrieb zu lassen. 

Dr. G r ü m m: Die maximale Belastung des 
Auf treffpunktes: Je nach den Wetterbedingungen 
wird vom Schlot das Zeug heruntergezogen und 
trifft in verschiedenen Entfernungen am Boden 
auf. Man bekommt eine gewisse Verdünnung 
der Stoffe mn P1Unkt maxillnaler IBelas~u'ng. Das 
ist die eine Begrenzung, die auf alle Fälle fest­
gelegt wird und die auf alle Fälle innerhalb der 
ICRP liegt. 

Wenn wir davon Isprechen, ,daß die Bevölke­
rung auflagemäßig ,nicht mehr a.ls 1 mrem be­
kommen wir,d, so heißt das, daß die Ausbrei­
tungsrechnungen und ,die anderen Rechnungen 
das ,ergeben. Das heißt nicht, daß IUnter Um­
ständen 'an der Zaungren~e bei bestimmten 
Windböendie Momentanbetlastung nicht höher 
sein kann, wir sprechen von JahI'leswe11ten. In 
der Realität 'zeigt sich nun, daß bei laufenden 
Kraftwerken die Werte noch wesenclich niederer 
sind, ,diese n!iedrig,en Werte kann man nicht 
messen, die sind errechnet, indem man die 
Emissionsraten nimmt und die Ausbreitungsrech­
nung unter ungünstigsten Bedingungen macht. 

Belasrutig über die Lebensmittel: 0,05, 0,08, 
0,06, Obr~gheim: 1,4, Würgassen 0,06. Die mitt­

'lere Strahlendisposition im Gesa'tntkörpet: 0,01, 
0,06, 0,01, 0,01,0,06. 

Es ist anzunehmen, daßWJir bei Zwenten­
. dorf zu ähn,lichen Größenordnun@en kommen 
'weI'lden. 

Die Masse dieser Größenordnrungen:, die man 
für die Berechnrungen braucht, sind der Liteta-

tur zu entnehmen und gehören zum Wlssen­
schaftlichen Standard. 

Dipl.-Ing. Bin n e r: Das, was die Herren, 
Dr. Papousek und Dr., Weish haben wollen, 
haben sie ja. Die AUslbreitJUngsmodelle bekommt 
man überaLl zu kaufen, die Abgaiberaten haben 
sie ja. Die hätten sie ja I'lechnen können. Wir 
haben in Zwentendorf höhere Abgaberaten be­
willigt, ,als wir erwarten müssen. Wir haben 
konservativere Rechenmodelle angenommen, als 
sie in Wirklichkeit da 'sein wel1den. Daher kommt 
man 2';u Zahlen, die sich dann von denen von 
Professor Grümm vorgelesenen echten Zahlen 
insofern unterscheiden, als die 'errechneten 
wesentlich höher sind. 

Dr. G r ü m m: Betrdben ,die Betrdber das 
Kraftwerk nicht so, daß die Bevölkerung nicht 
mehr als 1 mrem in Zwentendom bekommt, 
muß das K1'1aftwerk aibgeschahet weroen. Das 
Risiko, ob richtig gerechnet wurde, liegt letzten 
Endes beim Kraftwerk. ' 

Dr. W·e i s h: Es gibt Rechenmodel.1e, es gibt 
in der Literatur viele Werte, das sind aber nicht 
festgelegte Werte, sondern Spektren von Werten, 
und man kann pessimistische oder opcimistische 
einsetzen, und mich interessiert, welche Werte 
davon hat man 'eingesetzt, Das ist kein wissen­
schaftliches Problem, 'Sondern ,eine Annahme, 
die der Gutachter getroffen hat. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 t e r: Die GKT 
hat es ZlU überprüfen, wir üherprüfen, was die 
GKT an Streifen zur Verfügung sudlt. Wir 
haben Ende dieses J abres 36 Meßgeräte in Nie­
derösterI'leich, in ganz österI'leich 62. ~ese Meß­
geräte kÖl1Il!en etwa 10 mrem pro Jahr messen. 

Abg. Dr. Wiesinger (VP): Wird .betm 
Kühlsystem mit C02 geal1beitet? (Dr. Z e h­
man n: Nur mit Wasser!) Im Osten g,tbt es 
jedenfalls Kühlsys~eme mit 002. 

Dipl.-Ing. Dr. Bin ne r: Die haben auch 
schon Wasser! 

Abg. Dr. W ie 's i ng e r (VP): Mir wurde 
gesagt, es hätte eine Stöniugdes Systems gege~ 
ben' und zwei Todesfälle durch C02. (Doktor 
G r ü m m: In welchem Land?) In einem Ost~ 
land. Ist da etwas bekannt darüber? 

Dr. G r ü m m: Nein. Der Osten verwendet 
fast durchwegs Wasserkühlung. 

Abg. Dr. Wie s in g ,e r (VJ»: Wiie steht es 
mit der Kond~mination bei Repwaourarlbeiten? 
Es soll zu Isehr starken StrahlenibelastUlngen kom~ 
men. 

Dr. G rü m m: Ich glaube, das stimmt. Ei; 
gibt Diskussionen' 'zwi:schen· dem europäischen 
und ainerikaruschen StandaJ:ld lbezJÜglich der 
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Dampfwa'sserreinigung. Gew,iSlSe Wasserreini­
gungsverfahren führen dazu,daß ,die Wänne­
tauschenrohre ,angegriffen werden und korro­
dieren. Diese Wärmetauscherrohre müssen dann 
abgestoppelt werden. Das Betriebspersonal be­
kommt erhebliche Strahlenbelastung, die aber 
innerhaLb der gesetzlichen Grenzen liegt. Bei der 
europäischen Methode der Wasserreinigung sind 
,diese Schäden massiv ~urückgegangen und dem­
,entsprechend auch die R,eparaturerfordernisse. 
Das ist eine Frage der B,etriebsführung des 
Kraftwerks: 

Abg. Dr. Wiesanger (VP): Machen das 
eine Reparaturfirma oder h3luseigene Leute? Ist 
ein hetr,iebsärztlicher Dienst innerha~b des Kraft­
werkes vorgesehen, der das ,dauernd überprüft? 

Direktor N ,e nt wie h: SeLbstverständlich ist 
ein Betriebsarzt vorgesehen,' ,d3il'Über hinaus ist 
vorgesehen, daß man mit den umliegenden 
Krankenhäusern entspreche1l!de Vereinbarungen 
trifft. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): "Es ist voq~e­
sehen". Sie wollen nach Ihrem Zeitplan bereits 
im Sommer in Probebet6e1b gehen. . 

.Direktor N e n t w ich: Es ist so weit vorbe­
reitet, daß es dann, wenn es notwendig i,st, sofort 
eingesetzt werden kann. 

Dr. Zeh man n: Ich glaube, es ist ein Miß­
verständnis vorhanden. Unsere Leute sind emer 
,dauernden Strahlenbe1astlung ausgesetzt im z.uge 
der Werkstoffpl'Üfung. Es ~st ein Routi1l!eablauf 
bereits vorgesehen, die Leute werden laUfend 
kontrol1i.ert. . 

Dr. Fr i sc h' auf: Wir halben ,ein Bett mit 
einem Zelt zur V,erfügung gesteHt. 

Dr. Zeh man n: Es geht ja nur um die lau­
fende überwachung und ,um keine Unfälle. Da 
ist ,die Gewetibeamlbulanz wständig. 

Dr. G r ü rm m: Das Personal in den Kraft­
werken ünter,uegt den gleich,en Bestimmungen 
wie sämtliches !Sonstige mit StrahLung befaßtes 
Personal. Die entscheidende Belastung spielt sich 
im medizinischen Ber,eich 'alb! 

Bundesminister Dr. Le 0 d 0 I t er: Auch das 
ist im Swahlenschutzgesetz gen3lu festgelegt, § 16. 

Dr. F r,i s c hau f: Es wurdrensowohl für 
Seibersdorf als auch Zwentenrdol'f Vereinbarun­
gen getroffen. In Zwentendorf wird es einen Be­
triebsarzt geben, u1l!d die Leute w:erden in die 
Gewerbeamlbulanz geschickt wel"'den. Das ist ein 
reiner Routinevorgang. 

Bundesmin1ster Dr. B rod a: Niedereichbach 
ist ,ein sehr kleines Werk gewesen und nur sehr 
kurz gela'uf,en. I1l!folgedessen ist kein erheblicher 
Betrag an Radioaktivität in ,diesem Werk ange-

'sammelt worlden. Die Eclaihrungen, .die man. 
beim Abbmchdieses Kraftwerkes sammelt, sind 
daher nur Ibedingt anwendbar. 

Wenn der Reaktorkern wirklich durchschmel­
zen wÜl"'de: Band 4, Gruppe 10, S.31 - das 
ergibt sich aus ,der Studie der Tüv der Bundes­
republik Deutschland -: Für Entfer1l!Ungen von. 
10 bis 100 km würden sich unt,er ungünstigen 
Umständen ganz erhebliche Strahlendosen erge­
ben, die in der Größenordnung von Zehntau­
senden, ja Hunderttausenden mrem liegen wür­
den. 

Quelle, daß die Marke von: 10 mrem durch 
Routinea:bga(be aus dern Kernkraftwerk nicht 
überschritten werden soll: Im g,leich'en Bericht 
auf S. 20: "Die österreichischen Behörden leg eIL 
eine Obergrenze für Zlulässige Abgaberaten an 
Radionukliden ... am Zaun des Kr3iftwerkes 
fest, die eine' maximale zusätzI.iche Belastlung 
des Gesamtkörpers von 10 mrem pro Jahr er­
geben sollen." Die Zahl des Bescheides wurde 
uns auch Ibekanntgegeben. ' 

Eine Routineabgabe, die entspricht einer 
DosisbelastlUllJg von 1 rmrem pro J abr, ist im 
Rahmen der Gesamtproblerriatik nicht besonders 
wichtig zu neJ:tmen. Der Normalhetrieb i"'t aher 
nicht unbedenklich, ,denn 'er hat auch andere 
FolgerunJgen, unter' arnderem besteht die Gefahr, 
daß wir in eine Pluto1l!iumökonomie hinein­
sch,littern. 

Dipl.-Ing. Bin n e r wiederholt wie letztes 
Mal sein A11'bot,die Irrtümer. und Fehler ,des 
IRS-Berichtes nachwweisen und weist vor allem 
darauf hin, daß man ,eine Außentemperatur in 
EUl"opa von 'etwa 2 100 his 2 200 Grad ange­
nommen hat. 

.&bg. 'Dr. Wie si n ge r (VP): Herr ,Profes­
sor Broda hat jetzt eine Größenoronung von .. 
10 mrem zttiert. Wir haben jetzt die ganze Zeit 
gehört, es geht um 1 mrem! 

Dr. B rod a: Nach dem Bescheid soll eine· 
maximale zusätzliche Belastung' von 10 m rem 
am Zaun' n:icht überschritten werden. Inder 
Prax.is hofft man, ein his zwei mr,ern pro Jahr' 
nicht :lJU überschl"enten. . 

Dr. G r,ü m m: Mit der Entfernung von der 
Abgabestelle, .dem Schlot, ist die V.erdünnung 
durch die Luft gegeben. Es ist klar, daß inner­
halb des Kraftwerkes die Dosen höher sind. 
Am Zaun müssen· ,es 10 mfem sein, das 1 mrem. 
beüeJ:tt sich auf die B~völkemng. 

Abg. S tau d i n ge r: Herr Minister Stari­
bacher hat immer wieder von 1 mrem am Zaun 
geredet. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Es wurde immer 
wieder gesagt, die zulässige Konzentration am 
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Zaun ist 1 mrem. Laut Bescheid ist sie 10. ICh 
möchte das nur klären: Bescheidmäßig können 
Sie Olm Zaun 10 mrem habe.n. Ist das richtig? 

Dipl.-Ing. Bin ne r: Es wurden keine Dosen 
bewilligt, sondern Abga.ber:aten. Eben deshalh, 
wem die Umrechnung der Albgaheraten auf die 
Dosen schw~erig ist, nicht schwierig, sondern 
weil diese Dosen gar nicht mehr g,emessen wer­
den können. Diese Rechnung wurde so durch­
geführt, daß man den gravierendsten Fall 
heraussucht. Unter diesen gr,avierenden Um­
-ständen kommt mari in die Größenor,dnung von 
10mrem. Jedoch: Die Pra~is zeigt uns, daß die 
tatsächliche Belastung in der Umgebung unter­
halb von 1 mrem liegt. 

Abg. Dr. S e r i n z i (FP): Es wurde immer 
gesagt, 1 mr,em am Zaun, aber nach unseren Be­
rechnungen wel"iden wir das nicht erreichen. Die 
Meßproblematik ist mir schon klar, ich möchte 
wiss'en: Ist in dem zitierten Bescheid davon ·die 
Rede, ,daß am Zaun 10 mrem ~ür den Normal­
betrieb zulässig sind? (Bundesminister Doktor 
L e od 0 I t 'e r: l':l"ein!) 

Dr. W e:i s h: Die Behörde setzt höchstzuläs­
sige Dosen fest. In der Bundesr,epublik Deutsch,· 
land gelten für die Alblufi höchstzulässige Ganz­
körpwdosen am ungünstigsten Punkt 36 mrem 
pro Jahr, für Albwässer 30 mrem, für d,ie Schild­
drüse 90 mrem pro Jahr. Man hat gesagt, bei 
uns sind die Bestimmungen strenger, so war ich 
der Meinung, ,daß man 10 ml1em als höchstzu­
lässige Dosis am ungünstigsten . Punkt von' der 
ß.ehörde f.estgesetzt hat. Seit gest'ern glau:be ich 

" nun, daß es bei uns 170 mrem Ganzkörperdosis 
gibt, Knochen, Haut und Schilddrüse 1 000 mrem 
pro Jahr. 

Obmann Abg. Staudinger: Der Herr 
Minister hat das letzte Mal gesagt, der Sicher­
heitsbericht sieht am Zaun 1 mrein vor. Es wird 
Dutzende' von Auflagen. geben, daraus wird sich 
1 mremergeben. Heute wU'1"d~ gesa~t, daß bei 
gewissen Umständen Stöße Ibis 10 mrem tole­
r,ierbar sind. 

Dr. G r ü m m: Ich kann mir schwer vor­
stellen - da dals1 mrem für d~e Bevölkerung 
nicht meßbar ist ~, daß man diesbeZJügliche Auf­
lagen gibt. Auflagen kann ich nur geben für 
etwas,. was meßbar ist. Die. Auflagen beziehen 
sich natürlich auf das, was aus dem Schlot abge­
geben wj,rd. 

Ich habe ,immer ,erklärt, für die Bevölkerung 
wird ,es unter 1 m1"em liegen, auf diese Auss~ge 
kann man 'sich deshalb stützen, ,da tatsächlich 
Kraftwerke laufen, die durchgemessen werden, 
und zwar eine ganze Reihe von Kraftwerken. 
Davon zu unterscheiden sind Werte, die am 
schlimmsten Punkt vorhanden sind, alber dort 

wohnt eben niemand. Wenn die Bevölkerung 
in Zwentendorf 10 mrem bekommt, dann sind 
das ,erhebliche Störungen, dann müssen die' 
gesetzlichen Emissionswerte längst überschritten 
sein. 

Ich möchte die Aussage aufrecht halten, wenn 
die Grenzwerte, die das Ministerium gesetzt 
hat, nicht überschritten weroen, wird die Be­
völkerung von Zwentlendorf Dosen bekommen, 
die unter 1 mrem liegen. 

Abg. Dr. S t ix (FP): Hier sind ganz offene 
Widersprüche aufgetaucht. Es W!Ul'de ,ein enor­
mer Rückzieher gemacht. I~ den' Aussendungen 
"Pro Zwentendorf" und in denen ,der .ß.etr,eiber 
ist an unz~hligen Stellen genannt 1 mrem am 
Zaun. Heute vlOrunittag hat Albg. Wiesinger Mi­
nister Sur~bacher zitiert: Wenn 1 mrem Olm Zaun 
üherschritten wird, muß ,das Werk zusperren. 
SUl"iibacher hat dazu geruckt. Jetzt sagt Dr. Ikoda, 
10 mrem Olm Zaun. Prof.essor Grümm sagt, ich 
hahe nie behauptet, 1 mrem am Zaun, sondern 
1 mrem f'ür die lBevölkerung. Das IletlZte Mal gab 
es 'einen Aufschrei, als Papousek s~gte, 10 Curie 
,führen zu mehr als 10mrem am Zaun. 

Durch welchen Wortllaut ist nachlzuweisen, daß 
es um 1 mrem am Zaun oder um 10 m:rem Olm 
Zaun ,geht, wobei wir wissen, daß Albgaheraten 
bewilligt wurden. Aher wer :hat nun recht? Das 
sind so eklatante Unter,schiede, ,daß IeS Aufgabe 
des Unterausschusses ,ist, hiter Khrheit zu schaffen. 

'Bundesminister Dr. L e 0 d 0 It er: In diesem 
Bescheid ist nicht von mrem die Rede, sondern 
von Ahgalberaten. Ich kenne ,die Diktion nicht, 
ich könnte mir vorsteHen, daß 'es geheißen hat: 
"ab" und nicht "am" Zaun. 

Abg. Dr. Hub i ne k (VP): Ich kenne mich 
jetzt nicht mehr ,aus. Herr Minister Stadbacher 
hat in der letzten Sitzung - Protolrolil S. 178 -
gesagt: Es ist eine Obergrenzefestgelegt, Olm Zaun 
1 mr,em. Das steht auch lim Regrerungsbericht 
S.65. 

Meine Bitte: ,ua einige Widersprüche sind, aus· 
welcher Lektüre ,diese Behauptung entnommen 
ist - offensichtlich nicht au~ Idem 'ß.escheid -, 
wilil lich den Antra,g stellen, daß wir nach­
mittag den Bescheid hahen. 

,Bundesminister Dr. S t a r ilb a eh e r: Ich 
stimme üherein, daß ich gesagt halbe, "a:b Zaun", 
vieloleicht hahe ich g,esagt, "im Zaun" oder "am 
Zal\lll". Das \ist falsch. Also ,alb Zaun 1 mrem. 
Letztma!ls W!Ul"'de schon festgestellt, ,daß man 
1 mren1 nicht messen kann. 1m J3,escheid sind 
Ahgahemengen festgelegt, a:uf Grund dieser wer­
,den dann ,die ,Berechnungen angestdh, was un­
mitteDbar Olm ,zaun höchstz'lllässi,g ast .. 

Obmann-Stellvertreter ,ur. H ein cl 1: In der 
Mittagspause können wir diese Sache klarstellen. 
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Dr. 'B r o,d a: Wir haben diesen Satz damah 
sehr sorgfältig formuliert: "Dre österreichische 
Behörde legt eine Obergrenze für zulässige Ab­
gaberaten der Radionuklide, unter anderem von 
Radiojod und Radiowasserstoff am Zaun &es 
Kraftwerkes fest", es handeltilich um ,die Ab­
gaberaten. }etzt kommt B'escheid Nr... . des 
Gesundheitsministe6u'ffis und jetzt kOtIllmt ,ein 
Komma, damit ist die Berufung auf den Be­
scheid zu Ende. Nach \dem K'Omma heißt es: "die 
eine maximale zU1lässige $e!a;stung des Gesamt­
körpers von 10 mrempro Jahr ,ergeben sollen 
(Auskunft· ·der Behörde)." Das heißt, es ist -da­
durch klar, daß aus ,diesen Albgalberaten sich 
10 mrem ergeben. Das steht nicht im Bescheid, 
das haben wir v'On der Dienstste1J.e der Energie­
sektion. 

Obmann-Stellvertreter Dr. H ei n!cl I unter­
bricht die Sitzung um 11.55 Uhr. 

. Obmann A'bg. S tau ding e r nimmt um 
14 Uhr 10 Minuten .die untel1brochene Sitzui1Jg 
wieder auf. 

Bundesminister Dr. S t a r i h ac h ,e r: Auf 
S. 45 ,des Berichtes steht: "Am Zaun: 1 mrem 
oder weniger pro Jahr." Im IBand 4, auf S. 20 
steht, daß die Behörden eine Obergr,enze für zu­
lässige Abgaben am Zaun des Kraftwerk,es fest­
legen. Aus dem Bescheid geht ,k:hr und deuolich 
hervor, .daß es sich um Abgalbera:ten handelt, die 
eine maximale zusätzliche Be'Lasoung des Gesamt­
körpers von 10 mrem pro Jahr nicht üherschrei­
ten ,dürfen. 

In der Praxis hofft man, üm Mittel 1 bi,s 2 mrem 
nicht ~u üherschreiten, die deutschen Meßergeb­
nisse ergeben 1 mrem und darunter. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Wie das Studium 
,des Bescheides ,ergiibt, ist oim B·escheid nicht davon 
die Rede, wiev~e! mremam Zaun, 1,3 km vom 
Zaun, gemes'sen Wier,den ,dürfen, sondern von zu­
lässigen Konz·entrationen im Kamii1J. Von dieser 
genehmigten, mit einer 'Obersten Grenze festge­
legten Menge wurden die Konzentrati'Onen am 
Zaun herechnet. Erste Konsequenz ist; daß den 
Kritikern und Skeptikern dre iBerechnungsunter­
lag.en ausgeihäi1Jdigt werlden, ,denn nur dann kann 
gesagt werden, ob man sich ·der Aufifassung, es 
können keine ,gefährlichen Konzentrationen ent­
stehen, ansch,ließen kann 'Oder firch,t. 

Zw~itens, eine rech1:!l,iche FoLge. Theoretisch 
könnten die Betrerber des Kernkraftwerkes unter 
Hinweis aufdJie eingehaltenen zulässigen Gren­
zen an Emission .sagen, wir haben der rechtlichen 
Aufbg.e entsproch'en, alber eines der 36 Meßgeräte 
mißt irgendwo eine K'Onzentration, ,eLie weit über 
denerechneten Erwartungen li,egt. Ist die Si­
cherheitsa;ußla.ge ,nur :begrenzt ·a'uf ldie Einhaltung 
der Abgaberaten, oder hat der Kernkra:ftwerks-

hetrerber K'Onsequenzen zu ziehen, wenn die 
Behörde ihm nachweist, daß einer dieser 36 Meß­
punkte die und die K'On~entration aufweist. 

Sind d~ese Meßgeräte !im Gesamtbetrieb des 
Kernkraftwerkes ,einbezogen ui1Jd hat das . Ge- . 
sundheitsministerium lediglich die Möglichkeit, 
die dort getätigten Ahlesungenzu kontrollieren, 
oder stellt das Gesundheitsministerium diese auf. 

Bundesminister Dr. L e 0 cl '0 11 te ,r: Sowohl 
als auch. 6 werden von der GKT betrieben, 
56 vom Bundesministerium. 

Abg. Dr. Wie s i'n ,g e r (VP): Wenn im Atom­
bericht 1 mrem am Zaun festgelegt ist, so gibt 
es noch zwei Möglichkeiten. En:tweder ist der 
Bericht falsch, oberflächlich oder er ist überholt. 
Alle drei Vora'ussetzungen: würden Ibedellren, daß 
eine Ko~rektur Ides ·Ber,ichtes z,u erfoLgen hätte. 
Aus der Vormittagsdiskussion ist ,eindeutig her- . 
vorgegang,en, ,daß das 1 mrem nicht einzuhalten 
ist. Wenn das nicht ,einzuhalten ist, ist di'e Bun­
desregierung bereit; ·das zu'z'ugebenui1Jd den B·e­
richt abzuändern, zweitens, wo kommt 4ieses 
1 mI"em überha;upt her? 

,Bu11Jdesminisller Dr. St ar i bca"{: h er: Der 
Bericht wäre vieHei'cht mit 'einem ,einzigen Wort 
zu 'ergänlZeI1, es müßte heißen: 1 mrem oder we~ 
niger pro Jahr auf Grund von Erfahrungswer­
ten. 

'Bundesminister Dr. L e '0 d '0 1 t ,e r: Es gibt 
Erfahrungswerte aus oder BundesrepuMik Deutsch­
land, aus den Er.fahrungswerten mit den gleich­
artigen Kraftwerken geht hervor, daß es nicht 
mehr ah dias abgibt. 

,,2. Abgalbe durch Atbluft. 

Die im vorliegenden Sicherheitsbericht GKT 
mit Aushr'eitungsfaktoren im Bereich von 
2,3.10-6 s/m3 u11Jd 3,2.10-7 s/m3 errechneten 
Ganzkörperbelastungen zwischen 15 mremla und 
2 mrem/a sind sicher zu h'Och. Im meteorologi­
schen Gutachten v'On Dr. J. Drimmel vom 
27. N ov,emlber 1971 wird für den ungünstigsten 
Windri:chtungssektor (West) ein atmosphärischer 
Ausbreitungsfakt'Or von 0,86.10-7 s/m3 im Jah­
resmittel ai1Jgenommen. ,BenütZt man diesen Aus­
h~ertungsIaktor ui1Jd die 10 Ci/h für .die Edel­
ga,sfreisetzung, dann erg~bt sich im Aufpunkt 
m4t maxi.rnarer Konzentration eine SUlbmersions­
d9sis, Idie für ein Individuum sicher . kleiner. als 
1 t;Jlrem ist." . 

.AJbg. Dr. Sc r i nz i (FP): Sie halben den Be­
sc4eid aUlf AJbgaibequainten albgestellt. Es ,gibt 
soundso viele Meßgerälle, und jetzt steLlt man 
Ife;t, esg~bt dort KJonzentrationen v'On Strah:. 
lung, die über das, was Sie berechnet haben, 
wesen:tlich Ihina.usgehen.Meine F~aJg,e war : Welche 
,rechllliche KJonsequenz, wenn nun' die faktisc4e 
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Messung ellg~bt, daß die hier errechneten a.n,ge­
n'ommenen Dosen nicht 'zutreffen, gilbt es dann? 

!B'undesminister Dr. L e 0 d 01 te r: Entweder 
f.unktioniert dieses eine Meßgerät nicht oder 
es .stimmen die Berechnungen 'nicht,' alber wenn 
,das der FaHwäre, ist das Kraftwerk albgeschal­
tet. Die Albga.berateist das, was in Wil1klich­
keit die ganze Sache macht, die anderen Geräte 
sind ja nur Hilhmeßgeräte. Die Vel1ursachung 
muß doch viel fruher festJgesteHt sein, bevor 
ein Meßgerät das <linzeigen kann. 

Albg .. Dr: Marga' H u hin e k (VP) : Wann 
wird jetzt eigentlich abgeschaltet? 

Dipl. -lng. B i In n er: A!bgeschaltet wird' dann, 
wenn der Bescheid verletzt wird. Der Bescheid 
spricht Ülber . die Aibga:beaktiv'itäten. Die fest­
gelegten AJbgalbera'ten, das heißt die dort ge­
nannten Curie pro StJunde bzw. Mitllicurie pro 
Stunde dürf,en, wenn dies aus betrieblichen 
Gründen erforderlich ist, kurzzeitig bis z,uffi 

Zehnfachen Ülberschritten werden.' Der a.uf 30 
aufeinande~folgende Tagegemittelte Wert muß 
jeoch kleiner oder gleich der jeweiligen maxima­
len Albgaberate sein. Wenn das verletzt wird, 
wird abgeschaltet. 

Abg. Dr. Wie s i nlge r (VP): Es wird am 
Schornstein .gena'u das ,gemessen, was die Be­
hörde festgel,egt hat. Trotzdem wird bei den 
63 MeßsteUen 12, i3 mrem gemessen. Was ge­
schieht jetzt mit den Leuten, die. sagen, sie ha­
ben 12, 15, 18 mrem. 

,Bundesminister Dr. S ta r i ib a c 'h e r: Das 
ist wie im Gewerlberecht. Wenn ein Nachbar 
lbelh3lUptet, er -hat mehr Immissionen, hat die 
!Beihörde zu luntersuchen, von woher das 
kommt. Das muß ja gar nlicht von dem Be­
trieb her kommen, es kann auch sein, daß je­
mand mit dem Motorr<lid daJuernd herumfährt, 
Es könnte sein, daß in der Tschechosloowakei 
ein At,omunfa!ll ist und v,on dort klommt der 
Raldi'ost<liUlb her, es wurde irgendwo eine Atom­
Ibomlhe gewor'fen oder ein Versuch gemacht 
und der Rad~ostaulb kommt her, da kann man 
doch nicht das Kernkraftwerk verantwortlich 
machen. 

Dr. Gr ü mm: Wenn ein Gerät, welches 8 
his 10mrem messen kann, so einen Wert an­
zeigt, und im Kraftwerk die AJbgalberaten in 
Grenzen sind, muß sich etwas völlig Unwahr­
scheinliches ereignet haJben. Ennweder funktio­
niel1en z3!hlreiche Instrumente nicht ,oder es 
funktionieren die Instrumente am SchLot nicht. 
Das Ergebnis ist natürlich eine sehr präzise 
Untersuchung.' 

AJbg. Dr. Scrin,zi (FP): Angenommen, es 
würde das Unwahrscheinliche ZJUtreffen, daß 
,durch das ZusaJffimenwirken auf lan,ge Zeit von 
bes-onders negativen Umständen eine soche be-

grenzte ü'bermäßige Stuhlenibelastung eint'ritt, 
aruch wenn das unwahrscheinlich ist, wenn eines 
dieser· Geräte so hoch ausschlägt, wasgeschieJht 
dann? Ist das das persöniiche R:isiko des Betroffe­
nen .oder h:1't er Anspruch, ·daß er dort abgelöst 
wird, welche rechtlichen ~onsequeri,zen ergeben 
sich rur diesen höchst unwahrscheinlichen FalL 

Dr. Vi c at y It yil: Die Straihlenmeßgeräte 
wel1den kontrolliert. Wenn eineibestimmte 
überschreitung des NormaJpeg.els V'ox1banden ist, 
wird VlOn behördlicher Seite eine Untersuchung 
ein,~eleitet, wenn derScbo1uß zwingen,d ist, daß 
hiedurchdie Aibga:bera'ten wesentilich überschrit­
ten werden. 

Bundesminister Dr. L e 0 ,d 0 1 t er: 5 mrem 
pro J alhr sind noch immer aus den Bestrahlun­
gen von den At!ombomben vorhanden. 

Abg. Will e (SP) (wf die F,eststdlrung des 
Aibg. Di. Scr~nzi, daß seine Frage nicht beant­
wortet ist): Ihre Fr~ge 'bezielht sich auf ,die 
Gesamtlbelastung, wie beispielsweise von Atom­
bornlben. Nun . halben Sie hier ein Kraft.Werk, 
wdches Aufhgen el1füllt,aJber die Atomibombe 
erf.Ü'llt diese Auiilagen nicht, die können Sie 
nicht abstellen. Das istaher keine Fuge ,des 
Ausschlusses, sondern eine Frage, die die Gesund­
heit insgesallllt betrifft. 

;AJbg. Dr. Sc r i,n z i (FP): Ist das betroffene 
Gelände bisher schon kartiert in bezug auf 
StraihLungsverhältnisse? 

.Bundesminister Dr. L e o.cl 0 Ir er: Wir ha­
ben ja den StraihlenalJlas. Wir halben bereits an 
632 Stel<len .gemessen,. Sollten sich ir,gendwo in 
österreich bei einem Meßgerät überschrei;tun­
g·en ergeben, muß man dann untersuchen, 
weilche Gründe das hat. 

Dr. P a 'p 0 u se k: Dr. Gümm hat von Er­
fahrungswerten der Bundesrepublik Deutsch­
land gesprochen, aher Werte, die man auf 
Grund von Modellannalhmen und ron Annah­
men uher Parameter erhält, kann man nicht 
als El1faihrungswerte bezeichnen. Es g~bt auch 
anderle Berechnungen. Vor mir li~gt eine 
Diplümal1beit der Universität Heidellberg, wo 
a'us kIeineren AJbgaJberaten, alls bei unserem 
Kernkraftwerk genehmigt, Strahlenbelastungen 
folgen auf Grund einer Rechnung, die viel 
höher sind. Da g~bt es eine überschreitung der 
GanZlkÖl1perdosis um das 8,9fache, der Knochen­
dosis um ,das 9,5fache usw. Das ist auch eine 
Rechnung! 

Es . g~bt in Deutschland behördliche Messun­
gen, die haben gezeigt, ·daß es Strahlenbeloa­
stungen gegeben hat in den Jahren 1970 bis 
1974 bis zu 250 mrem, 

W3Jnn wird ab,geschaltet?: Wenn die Abgabe­
raten überschritten werden, wenn die StSch VO 

6 
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verletzt wird - 170 mrem für den Ganzkör­
per, _Haut, Schilddrüse, Knochen 1000 ,Inrem 
usw. -, albg,eschahet wird nicht, wenn es 
1 mrem gibt oder 5 eder 10 oder 20 oder 70. 

nr. B rod a: Es klafft noch immer die Lücke 
zwischen den ZlUlässigen Aibgaberaten und der 
sich daraus ergebenden maximalen zusätzEchen 
Be1astJung des Gesamtkörpers von 10 mrem pro 
Jahr. Wiüi1de die Behörde die Gl"undlagen für 
diese Umrechnung zur Verfü:gung steHen? 

AJbg. Dr. St i x (FP): Der Bescheid spricht 
von "Routlinebetrieb". "Die Bezeichnung Nor­
mal:betrieb wurde mit Absicht vermieden." Nun 
halben wi,r hier geteilt zwischen Norma1betrieJb 
und Stöl"fa'll. Warum sträulbt sich das Ministe­
rium, die Bezeichnung NOl1malbetrielb ZIU ver­
wenden? 

Bundesminister Dr. L e '0 ,do 1 te r: Auf S. 1 
steht sehr g,enau, was ma·n unter "Routine­
betrieb" versteht. 

"Unter RoutinebetI1ieb 'sillId hier ,auch jene 
unvel1meidlichen und ,damit zwangsläufig zu 
erwartende Betritfusphasen ZIU verstehen, in 
denen Ü!berdurchschnittlich hohe A:bgalberaten 
allifaUen. SOilche Betriebsphasen werden z. B. 
gegen Ende eines BrennstofFzyklus oder vor 
,und w~rend nach Revisionsarbeiten auftre­
ten." 

Der Normahbetrieb ist eig,entlich darunter, der 
Routinebetrieb ist das, wo es Schwanlwngen 
g~bt. ; 

Dr. W eis h: 'Erfaihrungswerte und verbind­
lich gesetzliche Höchstwerte wurden immer wie­
der verletzt. Welche verbindlich'e Höchstdosis in 
der Umgelbullig des Kernkraftwerkes gilt heute? 
Solange die Abgalberaten nicht üherschritten 
werden, so lange genügt idas Kraftwerk seinen 
Auflag,en. SaUten diese Annahmen, diese Aus­
breitungsrechnullgen nicht pessimistisch genug 
gewesen sein, soHten sich beispielsweise Ganz­
körper dosen von 100 m,rem errechnen lassen, 
würde ,das ein Verstoß s,ein gegen die StSch VO. 
Ich persönlich ,bin seit gestern Ider Ansticht, daß 
das kein Verstoß wäre, weil :bei uns 170 mrem 
Höchs,tgrenze sind. Gibt es unter diesen in der 
Verordnung verankerten Höchstdos,en ir,gend­
welche Werte, bei denen der Betrieb des Kern­
kraltwerkes gedrosselt wäre, oder ist bis .zu die" 
sem Wert die StraJhIenibelastullg zulässig? 

Dr. Pi n 'd!U r: Hier scheint ein Mißverständ­
nis V'orzJ\l'liegen. Lm § 15 StSch va gi~bt es diese 
Regel mit dem 30stel mrem, bei der Ganzkör­
perstr~hlung sind das 170mrem pm Jahr. Aber 
bitte doch auch § 17 StSchG anzusehen, der die 
B,ehö,rde geradeZlU verpflichtet, wenn gefährliche 
Werte erreicht wei1den, zu untersagen. 

Wenn Sie mit Ihrem Mißtrauen recht haben, 
und es ergeben sich z. B. 10 mrem, obwohl alles 
stimmt, müßten wir nach 17/2, wenn sich 

unsere Bescheide wid,er.legt ha:ben, untersagen. 
KeinesfaHs wären wir legitimiert zuzuwarten, 
bis die 170 mrem pro Jahr erreicht sind. 

Ur. Grümm: Das Kraftwerk ist so ausge­
legt, die Auflagen sind 90, daß Ulnter 1 mrem 
zu erwarten ist. Tritt nun der Fall ein, daß 
die Aushreitungsl"echnungen nicht stimmen, und 
tritt der Fal1 ein, ,den Herr AJbg. Dr. Scrinzi 
angeschnitten hat, tritt sofort der § 17/2 in 
Kraft. 

A:bg. Dr. Wie s i n g ~ r (VP): Das StSchG 
ist, für die Betreibun;g eines Atomkraftwerkes 
nich,t aus.reichend, das ze~gt sich sehr deutlich. 

Albg. H ein d 1 (SP): Meine Herren DoIkoor 
Broda, Dr. Weish und Dr. Papousek: Wenn 
diese 1 mrem-.ßelastung . in der Umgelbung ge­
w~hrleistet erscheint .durch ,die AUlflagen, durch 
den Bescheid, sind Sie dann der Au,ffasSiuug, 
daß das aus.reichend ist? 

,or. W,e islh: Nein! 

Ur. B rod a: 1 mrem akzeptalbel! 

Dr. P a PI{) U S <e ,k: Man kann fugen, ob man 
die Belastun;g 1 mrem für die Gesamtibevölke­
rung akzeptiert alls Risiko: Wenn es nur um 
,diese Frage ginge, Imrem ZiU riskieren, kann 
ich sagen ja, aber ,das nicht so aUSZUlIegen, 
daß man sagt, ich halte den Betrieb Mir beden­
kenlos. Ich halte den Betrieb eines Kernkralt­
werkes für bedenlklich, das hat mit dem 1 mrem 
g.ar nichts zu tun, das ist ein Detailprolb1em. 
Ich sage, 1 mI1em ist zu akzeptieren unter be­
sümmten VoraussetzJUngen, unter bestimmten 
Ahschätz:ungen von Risi~o zu Nutzen. 

Dr. W eis h: Wenn es das mrem wäre, wenn 
ich an dieses mrem glaulben könnte, dann wäre 
das f-ür mich das mindeste Problem bei der 
galllZen K,erntechnik, alber ich glaube an das 
mrem nicht. 

Obmann AJbg. S ta ud i n ge r: Dann haben 
wir doch nicht falsch interpretiert, wenn wir 
das letzte Mal gesagt halben: Unter der Voraus­
setzung des 1 mrem halten auch die Skeptiker 
unter den EXlperten den NOl'malbbetri-elb für be­
denkenlos. 

Dr. Weis Ih: Für das Nein halbe ich so viele 
Grunde, die mit dem mrem überhaupt nicht 
Ln Beziehung stehen, so daß mir die Diskus­
sion um das mrem nicht wichtig erscheint. 

Abg. Dr. H ei 'n ,d .1 (SP): IchhaJbeesim Augen­
blick nur btlZiogen aluf das 1 mrem. Da nehme 
ich mit, daß Sie, Herr Dr. Weisih, zuerst nein 
sagen, und jetlZt sagen Sie, das ist für mich von 
unter.geordneter Bedeutung Lm Gesamtraihmen, 
wenn ich daran glaulben könnte, ich, Weish, 
kann nicht danan ,glaulben, wenn ich daran glau-' 
ben könnte" wäre das 1 mrem für mich kein 
Pnolblemfakoor. Dar,f ich es so sagen? (Doktor 
W' ei s ih: Selhr richtig!) 

969 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)82 von 144

www.parlament.gv.at



969 der Beilagen 83 

Dr. Pa po u.s e k: BiJtte nlicht aus der Fest­
stellung, wenn ich sage, wenn sichergestellt ist, 
daß 1 mrem eingehalten wird, abzuleiben, daß 
ich den Normalbetriab eines Kernhaftwerkes 
für bedenkenloos hahe. 

,Abg. Dr. Wie s in ger (VP): Auf Seite 3 
des Bescheides steht: "Da menschliches V,ersa­
gen und techriische Gebrechen :IIber nie ,gänzlich 
ausgeschlossen werden können, müßten auch 
die Folge.n solcher Stöclälle abgeschätzt wel'lden; 
d~e diesbezüglich angestellten und noch anz.u­
stellenden überlegungen der Sachverstäridi~en 
werden aber erst in der noch nicht erteilten 
Betrielb51bewi:ll~gung (z. B. im Alamnplan) ihren 
Niedersch'lag finden. " Welche AUit1agen sind für 
den Störibetrieib vorgesehen? 

Bun1desminister Dr. L e ,0 d 0 1 t er: Es gibt 
ganz bestimmte Maßnahmen, es muß ·ein Be­
triebsibuch gefii:hrt werden, es muß ein Alarm­
plan vorliegen, usw. 

Dr. K:l ein rat h: Zur Frage, was kann pas­
SJieren, . Z~tat aus dem Band 2, S. 59, Titel: 
"Maximales Schadenpotential beim Kernkraft­
werk Zwentenaorf." 

"Das mdioakcive Inventar des Kernkraft­
werkes ZwentendoI1f wäre einige Monate nach 
lnibetridbnaihme nur unwesentlich kleiner als 
das beim schl.immsten UnfaU, der in der 
Ra91l1ussen- und in der APS-Studie unter­
sucht wU1'lde. Die langfri!>cigen Schäden, das 
heißt, die bis 50 J alhre nach dem Unfa:U sich 
einsteLlenden Folgen, beziffert die APS-Studie 
wie folgt: 

Krebstote Lungenkrebstote 
zusätzlich 

Schilddrüsenkrebstote Schilddrüsenknoten- Erbschäden zusätzlch erkrankungen 

10000 600-1600 500-4000 22500-300000 3000-20000 

Alus der Definition, "R:isiko" sei gleich Pro­
dUikt alUS .der Häufiglkeit eines Schadens, also 
seiner WahrscheiniIichkeit, und dem Schadens­
ausmaß, we~n es doch passiert, kommt klar her­
aus, daß Kernkraftwerke weit un!bedenklicher 
sind als verschiedenste andere Sorten Kraft­
werke und andere technische Einrich·tung,en. Bei 
der BeurteillUng dieses mathiematj.schde~inierten 
Risikos kommt es darauf an, welchen der F-ak­
toren man sich dabei Ü1berlegt. Wenn ein Scha­
densfall noch so unwahrsch'einEch ist, seine Fol­
gen im Eintrittsfall aber trotzdem extrem groß 
sind, so kann das niedr~ge Produkt bei der Zah­
len verschieden interpretiert werden. Ich sch,ließe 
daraus, daß die Aussagen hiezu zumindest sehr 
rdativ sind. 

Abg. Dr. S c r i n z i (FP): W,ir können das 
Risiko nur annähernd im Rahmen von Wahr­
scheinlichkeitsrechnungen unte.r bes,timmten Vor­
aussetzungen quantifizieren, man muß v.erglei­
ehen, um zu ,sagen, ich kann dieses Risiko auf 
Gmnd der wissenschaftLichen Erfahrung einge­
hen. Haben wir für dieses Risiko überhaupt eine 
V ergle.ichshasis? 

Dr. K I e ,i n rat h: W:a;s ich Zliciert habe, ist 
die Behauptung der Befürworter. 

Abg. Dr. S c r i n z i (FP): Für das Strahlen­
ri~iko hinsicht,lich .der Genetik haben wir keine 
wirklich brauchJbaren Ver,gleichsmaßnahmen. Wir 
gehen hier ein R.js~ko ganz neuer Qual1ität ein. 

Dr. K lei n rat h: Ich zitiere nur das von 
Rasmussen und steHe seine Fragwürdigkcit dar, 
teile aber nicht diese Ansicht. 

Bundesminister Dr. Starihacher: Wenn 
Sie sagen, HeI1r Dr. Scrinzi, man kennt die Wir­
kungen nicht: Nagasaki und Hiroshima :w-aren 

vor 35 Jahren, und da gibt ·es hez.üglich ,der Erb­
schäden sehr viele Erfahrungen. Es ist doch gar 
nicht wahr, daß man 'gar nichts weiß. 

An der Sitzung nehmen als E~perten für Kes­
selsicherheit teil: 

1. Herr Ministerialrat li. R. ·Bruno Eis I e r, 
Truhelgasse 17,Stg. 4,Tür 24,1030 Wien; 

2. Herr Ministerialrat Dipl.-Ing. Kurt 
W i s chi n, Obere Weißge1'lherstraße 28, 1030 
Wien; 

3. Herr Universitätsprofessor ,Dr. Erwin 
P 1 ö c kin ger, w. Mitglied der Akademie der 
öst·erreichischen Wissenschaften, ForschungSldirek­
tion der Vereinigten Edelstahlwerke Kapfenberg, 
8605 Kapfenbe,rg. 

Eis ,1 e r: Die Schweißnaht ist sehr eingehend 
geprüft wor,den, man kann annehmen, daß sie 
keine schweren Fehler aufweist. Sie ist aHerdings 
sehr hoch beansprucht, daraus ergibt sich meines 
Erachtens, daß etwa in der zweiten uebenshä:lfte 
des Reaktordruckgefäßesder wiederkehrenden 
Untersuch'ung unid überw;J.chung eine große Be­
deutung zukommen wird. 

Dipl.-Ing. W i s chi n: Auf Grund der 
Dampfkesselordnung ·war ·für die Schweißnaht 
eine Ausnahmegerrehmi:gung ·des Bautenministe­
riums erforderlich. Man kann inder Regel beim 
koventionellen Kesselbau an solchen SteHen ·die 
Spannung nichtgenau ermÜ!nteln. Beim Reaktor­
druck·gefäß hegt aber die Sache anders. Di'e Kon­
struktion ist derart, daß an dieser Stelle, an der 
tatsäch,l,ich, wo eine Schweißnmt ist, eine Biege­
beanspruchung auftritt, die Höhe der iBiegebean­
spruchung ganz genau e1"mitbelt werden kann. 
Wir kennen auße1"dem die Werkstoffeigenschaften 
·des verwendeten Werkstoffes, wir kannten aber 
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nicht genau das Verhalten d,es Schweißwerkstof­
fes. Daher hat ,das Ba.utenministetium verlangt, 
daß durch zusätzliche Untersuchungen unter Be­
weis gestellt wird, Idaß auch die Schweißnaht 
genau so sichV'erhält, hinsichtlich der Seanspru­
chungen verhält, wi·e der Grundwerkstoff. Das 
Reaktordruck-gefäß war im Inneren mit einer 
a·ustinitischen Platierung v-ersehen, welche ver­
hindert, daß das Reaktorwas'ser .direkt mit dem 
Stahl des G.run~werkstoff,es in rBerührung kommt. 
Eingehende Untersuchungen haben glezeigt, daß 
diese· Schweißkonstruktion mitüiberwältigender 
Sicherheit diesen Beanspruchungen ohne weiteres 
standhält. Danach war klar, daß das Reaktor­
druckgefäß über .die ,gesamte vorgesehene Lebens­
dauer halten wird. Wur mußten uns ,dann noch 
verg.ewissern, daß !diese Bodenschweißnaht tat, 
sächlich fehlerfrei ist. Das überprüft man ent­
weder mit einer Radiographie oder miit Ultra­
schaJI!. AII:s erste Behörde der Welt halben wir dazu 
noch ein drittes Vedahrenauf,gewendet, näm­
lich die Schahlimmissionsanalyse. Dieses edaßt das 
Reaktordruckgefäß .in der Gesamtheit iUnd kann 
feststellen, ob I~m Reaktordruckgefäß von der 
HersteHungstechnoilogie her Fehlerenrhalten sinld. 
Auch dieses Verfahren wur-de positiv abgeschlos­
sen, sodaß wir heute sagen können, ,das Reaktor­
druckgefäß war ferhledirei und wird ,den voraus­
gesetzten Beanspruchungen standhalten. 

Dr. PI öck i n.g e r: Bei den Werkstoffen, die 
heute für Reaktorteile verwendet werden, zer­
fäIlt das Problem an zwei TeiLe. Der erste ist der, 
-daß der HersteHer den, Anforderungen und 
Spez-ifikationen des Werkstoffes auf Grund ge­
wisser Tests; Erfahl1ungen us,w. !bei ,der Herstel­
,lung des Werkstoffes erfüHt und den Nachweis 
dahei führt, daß er diese EigensChaften mit ,dem 
zur Lieferung gelangenden Werkstoff ·erreicht. DIe 
zweite Phase beglinrlit mit der Verarbeitung und 
Anwendung ·des Werk'stoffes, wobei ein noch so 
guter Werkstoff durch Fehler in der Verarbeitung 
feh1el"\haft wird, diese zweite P,hase muß daher 
wiederum überwacht werden, ,geprüft wend·en. 
Es muß daher noch. einmal nachgewiesen werden, 
daß ·mit dem angewendeten Verfahren die Eigen­
schaften mit dem gelieferten Werkstoff tatsäch-
lich erreicht werden. . 

Druckpröben haben gezeigt, daß die ,Berechnun­
gen außerordent,lich 'gut S1Jimll1len. 

Ahg. Dr. S t i' x (FP): Der . konventionelle 
Druckkesselbau sieht vor, daß in diesen Zonen 
Schweißnähte zu vermeiden sind, man müßte 
aJlso meinen, umso eher zu vermeiden bei einem 
Reaktordr,uckgefäß. Tatsächlich ,ist eine Ausnahme 
gemacht worden, welche damit' begründet wurde, 
daß es notwendig war, die Umwälzpumpen im 
Kernbereich rdes Reaktordruckgefäßbodens anzu­
ordnen. Es giht,bereits Konstruktionen, die das 
vermeiden. Handelt es' sich ihier um eine von 
vornherein geg,ebene Konstruktion? Die Mate­
rialversprödung ·ist ja .eine Fol'ge ionisierender 
Strahlen. Dadurch werden s'elrbst geeignetste 'und 
beste Werkstoffe in ihrer L'ebensdauer sehr stark 
reduziert. Ist das so, und wenn ,das so ist, welche 
Konsequenz hat das auf eine in der Biegezone 
arrgebrachte Schweißnaht~ 

Abg. Dr. S c r i n ci (FP); Wenn der kritische 
Zeitraum nach etwa 20jährigem Betrieb anzu­
nehmen ist, dann muß ein Material kontrolliert 
werden, das in diesem Zeitraum . offensichtlich 
schon ganz massiv abstrahlt. Wie schaut die 
Technologie dieser überprüfung aus? 

Wenn es zutrifft, daß vor allem ionisierende 
Strahlen' das Material belasten, so sind auch die 
chemischen Veränderungen durch die Nuklide 
nicht zu vernachlässigen. 

W elchen Sicherhei1Jskoeffi~ienten unterSltelIt 
man .der schlichten Sei~bahn; wenn es hier einen 
zwanzigfaclien g~bt. 

Dr. Zeh man n: Der zusätzliche Wasser­
mantel mindert die Strahlenversprödung, die an 
der Druckgefäßwand überhaupt auftreten 
könnte. Die Rechnungen, was ,ion 40 Jahren an 
Strahlenersprödung austreten könnte, ergeben 
Werte, die um eine Zehnerpotenz unter den in­
ternational als gefährlich anerkannten Werten 
liegen. Im Inneren des Druckgefäß,es gibt es so- . 
genannte Voreinproben, die sich in einem ge­
wissen Abstand von der Duckgefäßwand befin­
den, wo laufend Proben entnommen'werden 
können. Man kann dort z. B. nach 5 Jahren 
Proben entnehmen, ,die schon einer Bestrahl:ung 
von 10 Jahren entspr-echen, nach 10 Jahren von 
20 Jahren \lSW. Diese Proben enthalten nicht nur 

Dr. Zeh man n: Was bedeutet das, daß die Werkstoff aus dem Grundmaterial, sondern auch 
Schweißnaht sehr hoch !beansprucht ist? Die Si- aus dem Schweißwerkstoff und aus der über­
cherheit bei ,dieser Schweißna;ht, beiaHen Ver- gangszone. 
sagensmechanismen sowohl in berug auf Prim~r- In Zwerrtendorf wUl1de für die laufende über­
spannungen wie auf Se1.undärspannungen wie prüfung eine automatische Ultraschall anlage, die 
auf Ermüdung, li'egen aüß'erordenvlich hoch, sie bei jedem Brennelementwechse1 jährlich' einen 
Liegen für die Primärspannung bei 2,7, bei Sekun- Teil des Druckgefäßes erfaßt, installiert. In 
därspannung ,bei 2 und bei der EI1müdung noch einem gew:is·sen Zyklus .sind prak1Jtsch 100% des 
weit ü1ber 20. Diese Zahlen zeigen, daß an der Reaktordruckgefäßes erfaßt. 
Spannungsseite Spannungen nicht sehr hoch sind. Am Boden sind Körperschallaufnehmer instal-

Von uns wurde .der Herstellungsprozeß in lieit, die irgendwe1che losen Teile rechtzeitig re-
24-Stundenschichten überwacht. Di'e einzdnen gistrieren. 
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Korrosionen sind ausgeschlossen, denn das 
Reaktordruckgefäß ist auf ·der Innenseite platiert 
mit einem nicht rostenden Stahl, sOIdaß der 
eigentliche Reaktordruckgefäßstahl gar nicht mit 
dem Wasser von der Innenseite her in Berührung 
kommt. 

Dr. PI ö c kin ger: Zur Korrossion ergän­
zend:Wir haben W·erkstoffe verwendet, cLie sta­
bilisierte Austrnruite 'sO.nd, wodurch eine zusätz­
liche Sicherheit gegeben ist, und es wird eine 
völlige Stabilität gegenüber Angriffen chemischer 
Art erreicht. 

Bei der Inspektion, wenn man diese Schweiß­
platierung ansie.ht und es würde tatsächlich. ein 
Riß drinnen sein, würde der frühzeitig erkannt 
werden, weil sich, sobald er durch den Austrinit 
durchgeht, 'sofol't e~ne RO.9t1bildungabzeichnet. 
Die Versprödung spielt bei der dafür angewen­
deten Wärmebehandlung gar keine Rolle. 

Dr. Zeh man n: Die Schweißnaht ist so weit 
vom Reaktolik,ern ent1fenrt, södaß hier über­
haupt keine Gefahr der Str,ahlenversprödung be­
steht. 

Dr. PI öc kin ger: Bei diesem Material be­
steht keine Gefahr, daß Strahlensdtäden auftre­
ten, die den Werkstoff so verspröden, 'daß er 
zum Bruch neigt. 

Dipl.-Ing. W i s chi n: Wir kennen den 
ReaktorstaJhl' UIlJd seine Mög'lichkeit einer Ver­
sprödung durm die Strahleneinwirkung, wir 
können ;davon ausgehen, daß sich der R<eaktor­
druck gefäß teil in keiner Weise verspröden wird, 
haben aber durdt die Einhängeproben Gewiß­
heit. 

Zur Ecknalht: Im vorliegenden F;aU 1st die 
Schweißkonstruktion so, daß wir den Spannungs~ 
verlauf sehr ;genau ermitt'eln köimen. Hier ~ibt es 
kein Fragezeidten über die tatsächliche Höhe der 
Spannung, sondern lediglich, wie verhält sich das 
Schweiß gut bei dieser gen au bestimmten Bean­
spruchung. Daher kann man nicht sagen, daß im 
konventionellen Behälterbau ein höherer Stan­
dard an Sidterheit verlangt wurde, sondern um­
gekehrt. 

Zum Sicherheitskoeffizienten: Dieser Sicher­
heitskoeffizient 20 kam dadurch zustande, daß 
die gesamte Lebensdauer des RieaktoI'druckgefäße5 
von der GKT, angegeben wurde, welche wech­
selnden Beanspruchungen zu erwarten sind. Wir 
haben die Proben dieser· Schweißnaht auf Grund 
dieses Lastblockes Versuchen .unterzogen und 
haben gesagt, daß wir diesen Block in der Ver­
suchsanstalt 20mal durchfahren werden. Das ist 
diese20fache Sicherheit. Solche Untersuchungen 
wurden bei anderen Bauwerken nom nie ge­
mamt; 

Abg. Dr. W,i e'sl n ger (VP): Herr Prof. 
Plöckinger, war Ihre ~irma bei der Herstell:ung 

dieses Druckgefäßes beteiligt? (Dr. Plöckinger: 
Durch die Werkstofflieferungen zum Teil betei­
ligt;) Ich möchte pl"Otokollarisch festgehaken wis­
sen, ,daß Wiireinen nicht mit der Sache befaßten 
MetaUungen ihier nicht hefI'agt halben. 

Zu 1588/AB: 
"Diese Biegespannungen bewirken . an der 

inneren Oberfläche des Reaktordruckgefäßes im 
Smweißnahtbereich Zugspannungen von etwa 
300 N/mm2 • Diesentspflichtder garannierten 
Mindestwarmstreckgrenze des Werkstoffes bei 
300 0 c." Das bedeutet, daß die tatsächlich auf.;. 
tretenden Zugspannungen im knittJischen BIereich 
des Werkstoffes liegen. Normalerweise werden 
hier größere Simerheitsfaktoren einkalkuliert. 
Eisler soll aus diesem Grund auch eine Herab­
setzung des Druckes von etwa ein Driittel ver­
langt haben. Stimmt das, wenn ja, wie begrün­
den Sie das? 

Zu den überprüfungen Ider Schweißnaht: Hier 
wurden B~egeschweUversuChe nur an zwei Flach­
prolbestJücken gemacht. Stimmt Idas? 

Liegt der kritisme Bereidt der inneren Aus­
kleidung des Kessels angeblich wesen'tllich nied­
niger, als dies bei der Kesselwand .der Ball· i~t? 
Es besteht Idoch hier ,die Gefahr, wenn bei der 
inneren Auskleidung etwas passiert; dann kann 
die äußere Kesselwand keinen entspredtenden 
Druck aushalten. Die opti,sch:e Prüfung 'so.ll an­
geblich über Fernsehkameras erfoLgen. 

Dr. Zeh man n: All die Regeln, die etwa 
dem entspremen, was man bei normalen Bau­
werken tut, von denen hat man vorerst einmal 
verlangt, daß sie ,eingehahen wenden. Darüber 
hinaus sind all die anderen Prüfungen gelaufen, 
wie etwa Spannungsanalysen. 

Welche Sicherhei~n hier drinnen sind, um auf 
den Faktor 20 noch einzugehen, dazu will im 
Ihnen vorlesen, welche Werte man postuliert hat: 
An- und abfahren 500mal, man müßte also mehr 
als 10mal im Jahre komplett an- und abfahren. 
Brennelementwemsei 600mal an- und abfahren 
über einen GAU 40mal, Ausfall der Haupt­
wärmesenke l50mal usw. 

Eis 1 e r: Was die rostfreie Auskleidung be­
trifft, so ist nicht 100prozentig anzunehmen, daß 
sie 40 Jahre dimt sein wird. Es handelt sim zwar 
um e,inen stabi1is~el"ten Stahl, aber. lelider g,ibt 
es nur Versuchsergebnisse mit einem gewöhn­
limen rostfreien Stahl. Daraus kann man ent­
nehmen, daß· doch eine Mißbildung einmal auf­
treten könnte, zumindest konnte das Gegenteil 
nidtt bewiesen werden. 

Abg. Dr. Wiesinger (VP): Stimmt es, 
daß Sie eine Herabsetzung des Betriebsdruckes 
um etwa ein Drittel vorgesdtlagen haben? 

Eis 1 e.r: Zu dieser Zeit warnodt nicht genau 
bekannt, wie die Oberwamung . durmgeführt 
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wird. Damals konnte man eventuell annehmen, i werden nur stabilisierte Stabe verwendet. Um auf 
daß Risse nicht bemerkt werden, eme Herab- jeden Fall abgedeckt zu sein, wenn Risse auftre­
setzUtI1g <des Druckes hätte ,dann eIne längere ten, haben wir vorgesehen, daß jedes Jahr mit 
Lebensdauer gebrach,t. optischen Hilfsmitteln, die wie ein Mikroskop 

Zu den zwei Versuchen: Es ist sehr schwer, wirken, die Oberfläche genauest kontrolliert 
auf Grund von Kurzzeitversuchen eine Lebens- wird. 
dauer vorauszuberechnen. Bei Druckgefäßen ist Zum Verhalten des Werkstoffes bei Biegebean­
das praktlisch nicht möglich, sonst gäbe es keine spruchung: Eine solche Beanspruchung führt nicht 
Dampfkesselexplosionen. zum Schaden, und zwar deshalb, weil durch Ab­

Dr. PI Ö c kin ger: Ich möchte zum Kor­
rosionsblock zurückkommen. Ich warne davor 
Ergebnisse eines unstabilisierten W erkstoffes mi~ 
denen eines stabilisierten Werkstoffes zu verglei­
chen. Das können Zehnerpotenzen Unterschiede 
sein. Wenn man einen stabilisierten Werkstoff 
verwendet, bindet man den kritischen Kohlen­
stoff stabil ab. 

Die Korrosionsschicht trägt zur Festigkeit des 
Bauwerkes gar nichts bei, das ist ja nur eine 
Schutz schicht, die die Korrosion abhalten soll 
vom Grundwerkstoff. ' 

bau der Spannungen, nämlich durch Verformung 
des Werkstoffes, diese erhöhte Spannung von 
selbst abgebaut wiLd. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Die tatsächliche 
Zugspannung soll im kritischen Bereich des 
Werkstoffes liegen. Stimmt das? 

Dr. Zeh m ,a n n: Die Faktoren habe ich vor­
hin genannt: Faktor 2, 2,5 gegenüber den zu­
Jässigen Werten. Die Schweißnaht ist in .bezug auf 
Primärspannung, Sekundärspannung, Ermüdung 
absolut unkritisch. 

Dipl.-Ing. W i s chi n: Zwischen der Streck-
Dr. Zeh man n.· Zur B k ·'ft· D· B grenze und der Zugfestigkeit ist noch ein sehr e ra 19ung: le e- ß b d ·ch·· h b 

rechnung muß d ch f··h d I .. gro er A stan . Wenn 1 eme BIegezone a e so ur ge u rt wer en, a s ware . . . . 
dl'e Plattl·er 'ng l·cht h d üb d· W k und Ich lasse Verformungen zu, smd dIe nur 1m 

u n vor an en. er Ie er - .. ß h b ·ch d· b f·· d' ·ch 
stoffe dl·e zu PI tt· d d au ersten P asen er el ,'le a er ur Ie SI er-, r a lerung verwen et wer en, I . ... I h bl·ch 
haben wir ~ahrze~ntel.~nge. Erfa?ru~g, falls doch ~i~~ ,an und fur SIch vo lkommen uner e 1 
etwas auftntt, WIrd Jahrhch mIt emer Fernseh- . 
kamera die Oberfläche kontrolliert, eventuelle Ob diese zwei Proben genügen: In diesem 
Schäden würde man sofort entdecken. Außerdem Fall ging es rricht ,darum, ,das Festigkeitsverhal­
wird bei uns die gesamte Oberfläche mittels ten eines Wer~stJoffes im FestigktJitsbereich festzu­
Ultraschallverfahren geprüft. legen, sondern ,lediglich ,dal1um, unter Beweis ZlU 

Zur damals von Herrn Eisler angeregten 
Druckherabsetzung: Diese Sache wurde interna­
tional diskutiert, vor eineinhalb Jahren kam ein 
Bericht heraus, daß bei entsprechender überwa­
chung der Fertigung und bei entsprechender 
überwadlUng während des Betriebes ein Bersten 
nicht zu befürchten ist. 

Abg, Dr. Sc r i n z i (FP): Ich habe den Ein­
druck, der Sicherheitskoeffizient ist tatsächlich 
beruhigend, aber es gibt doch nach zwei J ahr­
zehnten mindestens einen kritischen Punkt, wo 
mit dem Auftreten von Schäden gerechnet werden 
kann. Falls solche Schäden festgestellt werden: 
Ka~n ich jetzt in ,diesem Stadium ,reparieren, 
kann ich in dem Stadium, wenn es notwendig 
ist, Druckkessel auswechseln?' 

Dipl.-Ing. W i s chi n: Wir haben bei unseren 
Überlegungen grundsätzlich ökonomische Über­
legungen ausgeschlossen. Uns geht es lediglich um 
die Sicherheit. Bei einem Scha.den des Reaktor­
druckgefäßes, selbst am ersten Tag, wird dieses 
außer Betrieb genommen. Sicherheit hat Vorrang! 
Diese 20 Jahre, die Herr Eislet in den Raum 
gestellt hat, waren unter der Voraussetzung ge­
geben, daß es sich bei der Plattierung um einen 
nicht stabilisierten Stahl handelt. In österreich 

steHen, Idaß eine Konstruktion den vorausgesetz­
ten Beanspruchungen mit Sicherheit standhalten 
w,ird. An sich hältte schon eine ,Probe ,genügt. 

Eis I e r: Ich könnte zur Unterstützung den 
Abgeordneten eine amerikanische Studie geberi, 
vielleicht könnten' Sie daraus etwas entnehmen. 
Das bezieht sich auf Ermüdungsrisse im Reaktor­
werkstoff, 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP):Falls ein Schaden 
auftritt, kann man reparieren oder wird der 
ganze Kessel hinausgeschmissen? 

Dipl.-Ing. W i s chi n: Das ist keine Sicher­
he~tsfrage. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Nein, aber kann 
der Schaden repariert werden? 

Dr. Zeh man n: Müßte das Reaktordruck­
gefäß ausgetauscht werden,' geht das sicher nur 
nach einer entsprechend langen Albklingzeit, die 
nächsten. zehn Jahre sind ja fast weg, denn die 
Fertigung des nächsten Reaktordruckgefäßes 
<dauel1t drei bis vier Jahre. 

Dr. PI ö c kin ger:' Grundsätzlich müßte 
eine Reparatur mögIich sein. 

Dr. G r ü m m: 2 Kernkraftwerke bufen ~eit 
22 Jahren, 5 seit 20 Jahren, 7 seit 18 Jahr,en usw~ 
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Abg. Dr. Wie si n ger: Korrosion: Angeb­
lich fördern die Spannungsstützen an ,der Rieht­
spitZle der Plattierung die A'll~brelituIl'g von Ris­
sen im Grundmaterial. Diese Risse können wäh­
rend der alljährlichen optischen Prüfung l"aum 
wahrgenommen werden, da während dieser Prü­
fung .im Reaktordruckgefäß kein überdruck 
herrscht und ,die Risse erst 'l'echt in diesem Zu­
stand geschlossen sind, stimmt 'das? 

Dipl.-Ing. W i s chi n: Wenn es t .. tsächlich 
einen Riß gäbe, so wird er nicht von innen, 
sondern von außen :durch ,die UltI1aschal1prüf'ung 
gefunden. 

Dr. PI ö c kin ger: Man wird ,das auch durch 
die optische Ptrüfung sehen, wenn eine Korro­
sion bis zum GrundwerkstoH vor sich gegangen 
ist. Auch wenn sie ,den Riß schließen, haben Sie 
dort eine Verkoerbung. 

Dr. Zeh lIll an n: Risse, die in der Plattie­
rung auftreten, ,findet man ultraschallmäßig von 
außen und durch die Verfärtbungen von innen, 
auch ,dann, wenn sie .sich sch'ließen. iRisse, die an 
d~r Oberfläche nicht sichtbar sind, findet man 
bei der Ultraschallprüfung von außen. 

Abg. Dr. W.i e s in ger (VP): Temperatur­
frage: Die Fe.stigkeitsmessungen wurden angeb­
lich bei Raumtemperatur durchgeführt, da man 
den Prüfaufwand bei einer Betriebstemperatuf 
von 3000 Cals zu hoch eingeschätzt hat. 

Dipl.-Ing. W i s chi n: Hier geht es im wesent­
lichen um die Prüf temperatur dieser bei den 
Druckproben auf die Schwellenbeanspruchung. 
Der Einfluß der Temperatur auf die Dauer­
festigkeit list blis 'etwa 3000 C riicht s-i.gnifikant. 
Es hätte gar keinen Sinn, hätten wir ,diese beiden 
Untersuchungen bei erhöhter Betriebstemperatur 
gemacht. Wir haben mit dem Versuch, die prak­
tische Beanspruchung im Reaktordruckgefäß 
nachgeahmt, aber von ider Temperatur abge­
sehen, weil sie nicht technisch signifikant gewesen 
wäre. Natürlich wissen wir, daß die Festigkeit 
des Werkstoffes bei 300 0 C tiefer liegt als 
bei Raumtemperatur. Das wurde ·bei der Be­
messung des Druckgefäßes naciirlich berücksich­
tigt. 

Abg. Dr. Wie si n ger (VP): Bedeutung der 
SchalEmmissionsanalyse: Es wurde dabei nur ,das 
jungfräuliche MateI1ial geprüft, wobei man nur 
sehr unvollständige Informationen über die Riß­
ausbreitung hei 40 Jahren erhält, zusältzlich ist 
es derzeit noch unmöglich, aus der Schallimmis­
sionsanalyse quantitativ auf die. momentanen 
Festigkeitseigenschaften des Reaktol'druckgefäßes 
zu schließen. 

Dr. Zeh man n: Hier hat jemand etwas total 
verwechselt. Bei der Schallimmissionsanalyse 

werden nie ,die Festigkeitseigensch..ften in irgend­
einer Weise geprüft, sondern es soUen Anzei­
chen gefunden werden, ob irgendwelche Fehler­
möglichkeiten vorhanden sind. Was das mit 
Festigkeitseigenschaften des WerkstoHes zu tun 
haben soll, weiß ich überhaupt nicht. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Das Reaktor­
druckgefäß ist bis zu einem Innlendruck von 
117 bar erprobt, wa's nur wenig über dem 1,Sfachen 
des Betr>iebsdruckes von 72,4 bar liegt. Genügen 
die Sicherheitseinrichtungen zur Vermeidung 
eines Super-GAUs? Wegen der im Betrieb vor­
handenen Wechselbeanspruchung ist nicht nur 
die Zugfestigkeit, sondern auch ,die StreCkgrenze 
des Materials von Bedeutung. 

Dr. Zeh man n: Das ist meines Erachtens 
überha.upt nur theoretisch, denn es gibt sieben 
Sicherheitsventile, von denen j,edes zweimal an­
gesteuert wird. Sollte· diese Ansteuerung nicht 
funktionieren, kommt ein zweiter Ansteuerungs­
befehl bei einem' wieder etwas höherem Druck, 
das ist dreifach redundant ausgeführt. SolLte der 
Druck noch weiter ansteigen und beide Ansteue­
rungen nicht funktionieren, ,dann sprechen die 
Sicherheitsventile und die zugehörigen Vor­
steuerv'entile an. 

ß.ei der gesamten FeI1tigung wurden Arbeits­
proben mitgeschweißt, die Proben wurden unter­
sucht, und es Wiurde nachlgewiesen, daß diese 
Prolben mindestens tdieFestigkeit ,des Grundwerk­
stoffes aufweisen. 

Abg. Dr. Wie s in ge r (VP): Die dyhamisdle 
Beanspruchung währ'erid des Betriehes macht die 
Schweißnaht nach einer genügend langen Be­
triebsdauer ammer mehr zur Schwachstelle. 

Dr. Zeh man n: In ,bezug auf Ermüdung ist 
diese Stelle absolut ungefährl.ich. 

Dipl.-Ing. W i schi n: Wir haben drei Druck­
bereiche zu unterscheiden, den normalen Be­
triebsdruck, um 72 bar, dann gibt es den Aus­
legungsdI1uck, bei 90 bar. Wenn man. 'dies mit 1,3 
muhipliziert, kommt man auf die 115 bar, das 
ist der Probedruck. Beim' Auslegungsdruck ist 
auch im wesentlichen der Ansprechdruck der 
Sicherheitsventile, während sich der normale 
Betl1ieb bei 72 bar abspielt. Also auch hier ein 
sehr wesentlicher Sicherheitsspielraum. 

Abg. Dr. W i e's i n ger (VP): Her Mini,u-. 
rialrat Eisler! Teilen Sie alle diese Meinungen? 

Hat es Schw.ierigkeiten gegeben im Bewilli­
gungsverfahren; stimmt das, daß Sie dieser Kon­
struk,tion des Kessels und dieser Art des Kessels 
eher skepcisch gegenübergestanden slind, die Be­
willigung nicht erteilen wollten und ein Wech~ 
sel in der Kompetenz vorgenommen wurde? 
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Eis I e r: Das ist global nicht zu beantworten, vorhandener Riß kann während der Zeit zwi­
zum Teil habe ich es schon beantwortet. Was schen den vorhandenen Prüfungen nicht.so weit 
den seinerzeitig~n Vorschlag einer Druckherab- wachsen, <daß eine ernste Gefahr besteht. 

setzung betrifft, wäre das im Sinne der Sicher" Abg. Dr. S c r i. n z i (FP): Sind bei' diesen G~~ 
heit sicher ein Sch'ritt· gewesen. Aber wenn die räten laufende Aufieichungen, oder werden dIe 
überwachung. so vollkommen ist, so ist auch Geräte in einem gewählten zeitEchen Albstand 
beim gegenwärtigen Druck nichts einzuwenden. aktiviert? Od'er ist aas eine automatische Kon­
Zur I,etzten Frage will ich' keine Auskunft geben. trolle? 

Dr. PI ö c kin ger: Die Werkstoffe .;ind Dr. Zeh man n: Die Fernsehkamera kann 
unter allen Maßnahmen erzeugt, .geprüft, ver- nur bei drucklosem . Zustand einges,etzt werden, 
wendet, auch von der Verarheitung her find dieautomatlische Ultraschal1anlage bedarf eines 
offensichtlich alle notwendigen Sicherheiten ge- äußerst umfangreichen zusätzlichen Aufwandes. 
geben. Es handelt sich durchwegs uni erprobte Die Körperschallabnehmer am Boden funktio-
und geprüfte Werkstoffe. nieren echt laufend. 

Dipl.-Ing. W i s chi n: Ich bin der über- Dipl.-Ing. W i s chi n: Ein konventioneller 
zeugung, daß jene Sicherhettsmaßnahmen, die Dampfkessel wird alle sechs Jahre einer Haupt­
seitens des Bautenministeriums für das Reaktor- untersuchung unterzogen. Alle drei jahre findet 
druckgefäß vorgeschrieben worden sind, den eine innere U nterruchung statt, und in den J ah­
bisher ühIichen Rahmen weitaus überschritten, ren dazwischen eine äußere. 
daher können wir mit ruhigem Gewussen allen 

Beim Reaktor,druckgefäß Ig,eht ,das darüber weiteren Diskussionen entgegensehen. . 
hinaus, es wird die Ultraschallprüfung emgesetzt 

Dr. Zeh man n: Die überwachung wurde und noch andere Prü.fmethoden. 

schon bei der Fertigungsüberwachung und wird Abg. Dr. Wie s i n ge r (VP): Die Frage der 
auch während des Betriebes laufen,d eing,esetzt. Routine in ei,nem 'Betrieb ,stellt schon einen Dis­
Eine automatische Ultraschall anlage wurde spe- kussionspunkt ,dar und soll keinesfalls eine 
z,iell für Zwentendorf entwickelt. I ch Ab ch I Unterstellung sein. Ist diese jähr i e s a-

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): NaCh dem der- tungsperiode unabhängig von ,der Lebensdauer 
zeitigen Stand <des Wissens wurden sämtliche des Kessels oder des Reaktol"idnuckrgefäßes, o.der 
Sich'erheitsvorkehrungen ausreichend eingehalten, wird sich das nach zehn Jahren Betl"iiebsdauer 
Voraussetzung, daß diese auch. tatsächlich einer verkürzen? 
ständigen genauen Kontrolle unterzogen WCf- Dr. K lei n rat h: Ich möchte dieses Mißver­
den. Wie soll diese überwachung im Betri~.b verständnis wegen der Routine ,klarstellen. Ein 
funktionieren? Welche Kontrolle gibt es seitens Nachlassen der Aufmerksamkeit ist im Laufe 
der Behörde? der Ja:hre heini Betriebspersonai ~IffiSO. unver-

Dir. Ne n t wie h: Die überwachung des meidlicher - "ein Nachlassender Aufmerksam­
Reaktofldruckgefäßes findet jährlich statt bei keit" list ja noch keine per,sönliche Anschuldi­
abgeschaltetem Reaktor. gung, denn meine Behauptung kommt aus 

20jähriger IndustriepraXlis .. Ebenso list es fragI.ich, 
Abg. Dr. Wie s i n ge r (VP): Innerhalb eines ob wegen eines Einzelfehlers ,das ganze Kraft­

Jahres kann viel passieren. Es wurde doch ge.;agt, werk stillgelegt wird,· ob man sich nicht viel 
nur dann, wenn man "ständig" genaü aufpaßt, mehr auf die vielzitierte Redundanz der über-
ist ,das sicher. Ist dieses Jahr ausreichend? wachungseinrichmmgen verläßt. 

Dr. Zeh man n: Der Tüv schreiibt die 'lau- Dr. Zeh man n: Sämtliche Schutzmaßnahmen 
fenden Kontrollen vor. laufen automatisch ab, die Rounine· hat dabei 

überhaupt nichts zu tun. Was den Einzelfehler 
Dir. Ne nt wie h: Die überwachungsmaß- betrifft, mit dieser Aussage fühle ich mich auch 

nahmen sirud uns vorgeschrieben und sie werden . ch 
angegriffen, denn wir zögern aus ökonomis en 

den 'Auflagen gemäß Idurchgefühl1t. Gesichtspunkten nicht, rirgendwekhe Dinge hin-
Den Vorwurf des Herrn Dr. Kleinrath, daß auszuweI'fen. Die automatische UltraschaHanlage 

die GKT irgendwelche Auflagen aus ökonomi- vergleicht ber,eits im Rechner das mit ,den vor­
schen Gründen nicht erfüllt, möchte ich ganz hergehenden Meßw,erten, und lich habe noch 
eindeutig zurückw.eisen. von keinem Rechner gehört, daß er ,der Rou~ 

Dr. Zeh m an n: Mit laufenden Kontrollen 
sind gemeint die ·während des Betri'ebes in r.egel­
mäßig,en Abständen vorgeschriebenen durchzu­
führenden Prüfungen. Studien beweisen - ·was 
den Zeitraum dazwischen betrifft -, seLbst ein 

tine untediegt. 

Bezüglich der Laufdauer: Diese Frtist, wurde 
festgelegt und wUrd ,eingehalten werden. SoHte 
im Laufe der Zeit lirgendein Vel1dacht ,aJt}1iiauchen, 
werdense1bstverständlich -die Intervalle verkürzt. 
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. Abg. Will e (SP): Herr Professor Kleinrath, schied liegt lediglich ,darin, daß die Wärme­
Ihr Vorgang ist unzuliissig. Natürlich prüft man zufuhr durch Stäbe erfolgt, ldie innerlich nuklear 
bei jedem technischen Verfahren: Kann man ge- erhitzt werden. Unsere Inspektoren würden 
wisse Grenzen. überschreiten? Aber Sie gehen durchwegs ausreichen, um das Reaktorgefäß zu 
einJach her urud ,untersteHen das andere. Das prüfen. Darüber hinaus sind alle Unsere Inspek­
zeigt doch ganz deutlich, daß Sie ein so tiefes toren im Ausland gewesen, um Anlagen kennen­
MIßtrauen haben, daß Sie zu einer objektiven zulernen. 
Beurteilung nicht mehr befähigt sind. 

Dr. K 1 ein rat h: Gerade weil ich Techniker 
bin, fühle ich mich veranlaßt, Erfahrungen aus 
bisher.igen technischen Bereichen auf diese neue 
Technik zU übertragen. Mir ist nicht ersicht­
lich, wieso bei ,der Kernenergie aIl die Dinge 
nicht passieren sollen, die im konventionellen 
technischen Bereich tagtäglich und laufend pas­
Sieren. 

Dr. G r ü m m: Bei den Wiederholungsprüfun­
g.en sind die Voreilprüfungen zu beachten. Diese 
Proben wetiden näher zum Reaktorchor ein­
gehängt, wenn das Reaktorgefäß 10 Jahre alt 
ist, sind diese Proben unter Umständen 30 Jahre 
alt. Es geniigt eine jährliche Untersuchung die­
ser Proben, weil daraus Schlüsse für·· das Mate­
rial in Jahren .gezogen wel1den können. 

Dr. Pläcktinger: Man kann in .gewissen 
. Abst~nden prüfen und ist trotzehirn sicher. Das 
setzt vorauS, daß ich das Verhalten des Werk­
stoffes ,im Zeitraum . kenne. Die Werte sind 
für die Werkstoff·e 'bekannt und geprüft, und 
auf Gr.und dieser Kenntnisse wurde· die notwen­
dige Spannung für· die Prüfung· errechnet, da­
mit ,in· der Zwischenzeit keine katastrophalen 
Schäden auftreten können. . . 

. Abg.I>,r. Wi ~ s{~ ger (YP): Da ist. zufällig 
ein Jahr 4erausgeJ,wmmen? 

Dr. G r ü m m: Nei:n,~in wesentlich längerer 
Zeitraum, aber ein Jahr ist zweckmäßig. 

Abg. Dr: S c r i n z ,i (FP): Ist es richtig, wenn 
man insgesamt l<iie bisherigen StÖrfälle betrach­
tet, daß die Materialetmüdung, die Material­
korrosion, Drnickschäden· usw. mit zu ,den häiU­
figsten Störquellen gehört haben? 

Wenn ich ,im Druckkessel einen Schaden habe, 
danng.ibteszwei Möglichkeiten, das zu kon­
troUierenist bei den heutigen Materialquali­
täten nicht zu vergewärtigen, daß zwischen den 
einjährigen intensiven Kontrollperiodenein Riß 
sich soweit entwickelt, daß strahlende.s Mate­
rial austritt·? ... . . . 

DiplAng.· W i s chi n: Die sicherheitstechnische 
Kontrolle im Kernkraftwerk erfolgt durch 
unsere Dampfkesselinspektoren des TüV, das 
sind Aqttsorgane,· die auch befugt sind, sicher­
heitspolizeiliche Verfügungen zu treffen. Sie kön~ 
nen also den Betrie:b stillsetiZen. (Auf eine Zu­
satzfrage des Dr . Wiesinger.) Zwischen einem 
Dampfkessel und eiriemReaktordruckgefäß ist 
gar nicht ein so großer Unterschied. Der Unter-

Dr. G r ü m m: Es gibt in der Kerntechnik 
eine umfangreiche Erfahrung.ssammlung. Die 
meisten StärungsfäUe sind die laufenden Maschi­
nen, von den Pumpen bis zu :den Generatoren, 
insbesondere die Turbinen. Insofern ist der Re­
aktorkessel ein ruhender Pol. 

Obman,n-Stellvertreter Dr. He i n d I: Wir 
sind damit am Ende hinsichtlich des Einschubes 
der Fragen'des Reaktordruckgefäßes und der Ver­
sprödungsfragen, diese Fragen konnten wir da­
hin gehend ,erledigen, daß wir die überzeugung 
haben, daß w,ir hier mit sehr großer Sicherheit 
rechnen ,dürfen und wir einen positi v,en Ein­
druck mitgenommen haben. 

Nach einer Debatte über die, weitere Vor­
gangsweise unterbricht Obmann Abg. S t a u­
d i n ger die Sitzung um 16 Uhr 50 Minuten. 

g) Sitzung vom 13. April 1978 

Obmann Abg. S tau ,d i n ger eröffnet die 
Sitzun:g um 9 Uhr. 

The~en dieser Sitzung .9ind de~· Transport, 
die Wiederaufbereitun'g und die Lagerung.. Es 
wiI1d beschlossen, die Beratung über diesen Dreier­
block nicht zu untertea~n .. 

Abg. Dr. S t ix (FP) schneidet an, daß sich 
die Experten Papousek und Weish über Medien­
aussel1!dungen und Interpretationen von seiten 
einiger Ausschußmitglieder beschwert hatten. Er 
me~nt, daß er, nachdem er das Tonband an­
,gehört und mit dem Protokoll verglichen 
habe, zu der Auffassung ,gelangtseJi, daß sie 
nicht _ganz korrekt wiedergegeben worden seien. 

Zur Frage der weiteren Vorgangswei~e meint 
Dkfm. DDr. K ö n i g: . Heute (13. April 1978, 
9 bis 13 Uhr) und morgen (14. April, 9 bis 
13 Uhr) werden W'irmit dem Expertenhearing 
über Transport, Lagerung und Wliederaufbe­
reitung f.ertig werden .. 

Am 25. April soll von 14 bis 17 Uhr die 
äußere Sicherheit behandelt. werden. 

Es ist aiUch der Wunsch geäußert worden~ 
daß man die Einladung an die Experten, so­
w.eit die Länder davon betroffen sind, }eweils 
an d~n Landeshauptmann . richtet, mit der 
Bitte, daß er die ,geeigneten Personen nominie­
ren soll. Von unser~r Seite besteht' kein Ein­
wand. 
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Am 10. Mai (9 bis 12 Uhr, 13 bis 17 Uhr) 
wird der Entschließungsantrag mit unseren Vor­
schlägen zum Energiesparen und alternativer 
Energie behandelt. 

Am 11. Ma;i (14 bis 17 Uhr) werden wir das 
Ministerhearing fortführen. 

Am 17. Mai (9.30 Uhr bis 17 Uhr) wird 
das Hearing mit den Umweltschutzorganisationen 
stattfinden. 

Der voraussichtliche Termin für die Reise nach 
La Hague wird ,der 30./31. Mali sein. Wer die 
Kosten dieser R,eise zu rtragen hat, wird noch 
behandelt werden. 

An der anschließenden Befr-agung nehmen fol­
gende Experten teil: 

1. Herr Direktor Dipl.-Ing. Arthur S ale her, 
Technischer überwachungs-Verein Wien, Kru­
gerstraße 16, 1010 Wien; 

2. Herr Dozent Dipl.-Ing. Dr. losef Z e h­
man n, Technischer überwachungs-V,erein Wien, 
Krugerstraße 16, 1010 Wien; 

3. Herr Professor Dr. 1 ohannesF r:i s e hau f, 
I. Medizinische Universitärsklinik, Isotopenstation 
Lazarettgasse 14, 1090 Wien; 

4. Herr Professor Dr. Engelbert Br 0 d a, 
Institut für Physikalische Chemie, Währinger 
Straße 42, 1090 Wien; . 

5. Herr.Dr. Peter W eli s h, Insvitut für Um­
weltwissenschaften und Naturschutz, Burgring 7, 
1010 Wien; . 

6. Herr Dipl.-Ing. Dr. Walter Pa p 0 u se k, 
Technische Universität Graz, Lehrkanzel und 
Institut für Reaktorphysik, Kopernikusgasse 24, 
8010 Graz; 

7. Herr Direktor Friedrich S tau d i n ger, 
Geme;nsch·aftskernkraftwerk. Tullnecldd, Mare 
Aurel-Straße 4, Postfach 177, 1010 Wien; 

8. Herr Direktor Alfred Ne n t wie h; Ge­
- meinschaftSlkernknftwerk TuUnerfeld, Mare 

Aurel-Straße 4, Postfach 477, 1010 Wien; 

9. Herr Institutsleiter für Reaktorsicherheit 
Dipl.-Ing. Walter Bin n e r, Sobieskigasse --21, 
1090 Wien. 

Entschuldigt hat .sich Herr Univ.-Prof. Dok­
tor Hans K lei n rat h. 

Dr. G r ü m m: Herr Vorsitzender! Meine 
Damen und Herren! Wir behandeln heute das 

.Es ist bekannt, daß es erforderlich ist, die 
Brennelemente nach einer gewissen Lagerzeit 
innerhalb des Kernkraftwerkes abzutranspor­
tieren. 

Es ergeben sich zwei Wege: 

1. Man kann die Brennelemente, so WIe SIe 
sind, auf lange Zeit lagern. 

2. Der Weg, der für österreich im Vorder­
grund steht, ist, die Brennelemente zu einer Auf­
bereitungsanlage zu schaffen, wo die chemische 
Trennung in Uran, Plutonium - beides zur 
Wiederverwertung - und in die hochaktiven 
radioaktiven Abfälle andererseits erfolgt. In der 
Wiederaufbereitungsanlage erfolgt die Kondi­
tionierung, das heißt die Verformung der Abfall­
stoffe. In der konditionierten Form dürfen keine 
flüchtigen Stoffe vorliegen, und die Wasserunlös­
lichkeit muß gegeben sein. 

Es ergibt sich das Problem eines erneuten 
Transportes für die hochaktiven Abfälle und 
schließlich das Problem· der Lagerung, wobei es 
Zwischenlagermöglichkeiten in allen Phasen gibt 
und wobei es die Endlagermöglichkeit zu be~ 
sprechen gibt. . 

Wir sind uns klar ,darüber, daß eine dieser 
Phasen völlig außerhalb des Landes liegt, das ist 
die Wiederaufbereitung. Es ist überhaupt keine 
Rede davon, daß sich österreich' jemals mit der 
Wiederaufarbeitung befassen wird. Das sind 
Riesen-Anlagen, die. sehr viele Kraftwerke be­
dienen, und wir können nur die Brennelemente 
dorthin schicken. Wir werden die Frage zu be­
raten haben, wie weit das sichergestellt ist. Das 
englische Parlament hat nach einem' über ··ein­
jährigen Hearing beschlossen; die Aufbereitungs­
anlage in Windseale zu erweitern .. 

Innerhalb des Landes haben wir das Problem 
Abtransport ·der Brennelemente, eventuell Rück­
nahme und Rücktransport der konditionierten 
hoch aktiven Abfälle und ihre Lagerung. Auch hier 
gibt es Varianten -ich denke an die Verhand­
lungen mit dem Iran. 

Dr. We i s h: Dieser Problemkreis ist sehr 
kompliziert. 1971 meinte Dr. Grümm, man 
werde die Abfälle nach Belgien in die dortige 
Anlage senden. 

Mittlerweile arbeitet diese Anlage aber nicht 
mehr. Auch die Anlagen in La Hague haben 
große Probleme, auch personeller Art. Denn die 
Arbeiter sind niitden Sicherheitsvorschriften 
nicht einverstanden. 

Gebiet der Entsorgung des Kernkraftwerkes. Im In Windseale war die Anlage, nachdem bei 
wesentlicll.en geht es dabei um die Entsorgung einem Unfall 35 Arbeiter. radioaktiv verseucht 
von 99,9% der Radioaktivität, die sich während worden waren, vorübergehend stillgelegt worden. 
des Betriebes in den Brennelementen sammelt, Die in Aussicht genommene Wiederinbetrieb­
das heißt, was geschieht mit den Brennelemen-\ nahme wurde gleich mit einem Projekt der Ver­
ten. größerung verknüpft. Dazu gab es diese Hearings. 
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Ein Probelm ist auch, daß Erfahrungen mit den 
hochradioaktiven Abfällen aus Leichtwasserreak­
toren nicht vorliegen und daß in England jetzt 
erstmalig massiver Widerstand von seiten der 
Bevölkerung kommt. 

Ich glaube, daß wir diese Prpbleme derzeit 
keineswegs als gelöst ansehen können. Ich halte 
es für 'sehr leicht möglich, daß in einigen Jahren 
in der Welt überhaupt keine Wiederaufberei­
tungsanlage funktioniert. Auch in Amerika 

'wurde ,die Anlage in West Vally nach wenigen 
Jahren stillgelegt. Die radioaktive Verseuchung 
war viel größer als erwartet. Die technische An­
lage hat nicht so funktioniert, wie man es sich 
vorgestellt hat. Durch die ständig sich ver­
schärfenden Sicherheitsvorschriften wird auch die 
Wiederaufbereitung immer teurer und ist bei 
weitem nicht mehr ein Vorgang, bei dem die 

. Privatwirtschaft gewinnbringend arbeiten kann. 

Es ist auch in den letzt~n Monaten und Wochen 
wiederum die längst fällige Frage aufgegriffen 
worden, ob nicht ,die höch'stzulässigen Dosen 
für die beruflich Strahlen exponierten vermindert 
werden sollten. Dafür sprechen eine ganze Menge 
von Punkten. Wenn diese Entwicklung weiter­
gehen sollte, ist meiner Meinung nach das Pro­
blem der Wiederaufarbeitung nicht mehr zu 
lösen. 

Abg. Dr. S er i n z i (FP) stellt eine Frage 
bezüglich der Energieökonomie. Er verzichtet 
aber auf die Beantwortung dieser Frage durch 
die Experten, da diese nicht unter die zur Be­
ratung ~tehenden Punkte subsumiert wer.den 
kann. 

Dr. B rod a: Wir sollen heute über die Frage 
des Brennstoffzyklus diskutieren. Das ist meiner 
Meinung nach die wichtigste Frage im Zusain­
menhang mit der Kernenergie. 

Das Problem liegt darin, daß in jedem Kraft­
werk riesige Mengen an radioaktiven Abfällen 
entstehen, wobei das Plutonium nicht zu ver­
gessen ist, das man als Abfall bezeichnen kann 
oder nicht. Ein Werk wie Zwentendorf enthält, 
wenn es in Betrieb ist, Radioaktivität im Au~maß 
von 5 Milliarden Curie. Ein Curie ist die Aktivi­
tät eines Gramms Radium. 

Wenn die Brennstäbe herausgenommen wer­
den, sinkt diese Radioaktivität ziemlich stark ab, 
im Laufe von einigen Monaten auf einen kleinen 
Bruchteil dessen, was ursprünglich vorhanden 
war. Aber es bleiben auch noch über lange Zeit 
sehr große Mengen an Radioaktivität übrig, und 
zwar besonders in Form der Transurane, unter 
denen das Plutonium das Wichtigste ist. Das 
Plutonium 239, das in sehr großer Menge ent­
steht, etwa im Ausmaß von 200 kg pro Jahr in 
Zwentendorf, hat eine Halbwertszeit von 
24 000 Jahren. 

Diese Brennstoffstäbe sollen nach ·der in Europa 
herrschenden Doktrin früher oder später in die 
Wiederaufbereitungsanlagen kommen. Derzeit 
funktioniert aber ,in der ganzen Welt keine 
Wiederaufbereitungsanlage größeren Ausmaßes. 
Es gibt eine Anlage in England,Frankreich und 
Japan, aber das sind alles kleine Anlagen. Inden 
Vereinigten Staaten und in der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es derzeit keine funktionieren­
den Aufbereitungsanlagen, und es ist auch für 
die nähere Zukunft nicht damit zu rechnen, daß 
solche existieren werden. 

Der Grund dafür, warum solche Anlagen kaum 
bestehen, ist, daß sie technisch immens schwierig 
sind - wegen der riesigen Strahlungsintensität -
und daher ungeheuer teuer. Weiters ist auch die 
Frage offen, in welchem Ausmaß die Transurane, 
das heißt besonders das Plutonium, von den 
kürzerlebigen Spaltprodukten abgetrennt werden 
sollen. Nach der herrschenden Auffassung wird 
etwa 1 % des Plutoniums bei den Spaltprodukten 
zurück:bleiben, sodaß diese hei der Endlagerung 
noch Halbwertszeiten von 10 OOOen Jahren haben 
werden. 

Bei der Frage der Endlagerung ,ist die herr­
schende Doktrin, daß die hochradioaktiven Stoffe, 
die Spaltprodukte nach ihrer Abtrennung in der 
Wiederaufbereitungsanlage in Glas eingegossen 
werden sollen. Diese Gläser sollen dann entweder 
inSalzbergwerken oder auch in Urge.steinkaver­
nen auf unendliche Zeit gelagert werden können. 
Endgültige Resultate darüber, ob das überhaupt 
funktionieren wird, liegen noch nicht vor. Es 
handelt sich hier um technisches Neuland, denn 
es sind natürlich noch nie solche Gläser technisch 
hergestellt und auf Beanspruchung geprüft wor­
den. Diese sind einer immensen Strahlungsinten­
sität und einer starken thermischen Belastung 
ausgesetzt. Auch eine Endlagerung von solch 
hochaktiven Glaskörpern ist bisher nicht vor­
genommen worden. Bisher wurde nur nieder­
oder mittelaktiver Abfall gelagert, wie z. B. in 
Asse. 

Die Hauptfrage ist, was mit dem Plutonium 
geschehen soll, das in riesigen Mengen anfällt. 
Schätzungen zufolge werden im Jahr 2000 5000 t 
Plutonium durch die Kernkraftwerke erzeugt 
werden. Für eine Atombombe benötigt man etwa 
10 kg Plutonium, das heißt, daß etwa 500000 
Bomben erzeugt werden könnten. 

Es ist die Doktrin der Kernindustrie, daß das 
Plutonium nicht abgezweigt werden soll, sondern 
daß es In den Brennstoffkreislauf zurückkehren 
soll. 

Es ist zu betonen, daß jedes Plutonium für 
die Sprengstofferzeugung brauchbar ist, das heißt 
neben Plutonium-239, welches primär in den 
Kraftwerken entsteht, auch Plutonium-240. , . . 
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Abg. Dr. Marga Hub i n e k (VP): Wenn wir 
von der Annahme ausgehen, daß wir die End­
lagerung in einem relativ weit entfernten Land 
vornehmen können, wie bewältigt man dann 
dieses Transportprohlem? Wie kann man diesen 
Transport auch dann gesichert vornehmen, wenn 
es zum Beispiel kriegerische Verwicklungen gibt 
oder Unsicherheiten, die in der lokalen Situation 
dieses Landes gelegen sind? Was bedeutet weiters 
der Satz im Regierungsbericht, daß der einzu­
schlagende Weg nicht eine Frage unterschied­
licher Sicherheit ,ist? 

Dipl.-Ing. Bin ne r: Es wurde von Herrn 
Dr. Weish gesagt, daß das Problem der Lagerung 
radioaktiver Abfälle nicht gelöst sei. Das ist eine 
starke Bemerkung. Es sind immerhin 200 Kern­
kraftwerke in Betrieb. Aus diesem Betrieb ent­
standen radioaktive Abfälle, die jedenfalls so be­
handelt wurden, daß sie keine Gefahr für die 
Umgebung darstellen. Eine Lösung, daß man 
radioaktive Abfälle sicher von der Umgebung' 
separieren kann, ist also sehr wohl gegeben, 
wenngleich das Gesamtproblemder endgültigen 
Beseitigung radioaktiver Abfälle noch der Lösung 
einiger Optimierungsprobleme bedarf. 

Radioaktiver Abfall entsteht nicht in der 
Wiederaufbereitung, sondern ~m Reaktor und 
sonst nirgends! In der Wiederaufbereitung wird 
er in optimaler Weise so behandelt und zerlegt, 
daß seine Lagerung geringere Probleme ver­
ursacht als die Lagerung der abgebrannten Brenn­
stäbe. Im Reaktor steht dieser Abfall unter 
hohem Druck, unter ~ehr hoher Temperatur, 
usw. 

Wenn ,der AlbfaH a,us ·dem Reaktor heraus­
kommt, hat man die Möglichlkeit der Wahl des 
Druckes, ,der Temperatur usw. Man kann das 

'ganze Material beliebig distant lagern, sodaß 
die Wärmeentwicklung gering ist. Die Gesamt" 
aktivität i'st wesentlich geJ.'linger aJls im Reaktor 
und klingt im Laufe der Zeit ab. Daraus kann 
man 'erkennen, daß die Probleme ,der Abfall­
lagerung nicht so gravierend sin,d wie die 
ProbI~me des R,eaktorbetrielbes sellbst. 

Das Problem Nr. 1 bei der AJbfaHa,gerung ist 
die Lagerzeit. Wenn wir ,die IBrennelemente aus 
dem Reaktor herau'snehmen und ü1ber'haupt un­
behandelt lassen, dann ist das die einfachst,e Art. 
Sie wunde alher nicht (aus SichcJ.'Iheitsgründ:en 
nicht praktiziert, sondern aus militärischen 
überlegungen, weil man P,luoonium herausbe­
kommen und ;weM man Wafllen pwduzd,eren 
wollte, und später aus ökonomieüberlegungen 
der Il1!dustrie, Idas ,heißt, man wollte den v'er­
wendbaren Brennstoff wieder ext'rahieren. Es 
hat sich alber herausgestdlt"daß von der Indu­
strie her die Exraktion unter Umständen kein 
profit~bles Geschäft ist. 

Carter will nicht wiederauFbereiten, weil er 
nicht will, ,daß das Plutonium in eine solche 
Form gebracht wird,ldaß es uIJlter Umständen 
in die Hände von Terroristen oder unterent­
wickelten Länder kommt, das heißt, daß man 
Atombomben produzieren kann. 

Dieeuropäi'sch,e Philosophie geht von folgen­
der überlegung aus: Es ist günstig wiederauf­
zubereiten, denn wir gewinnen ,die Möglichkeit, 
das Plutonium, das eine sehr große Halbwerts­
zeit hat, auf elegante Art zu Ibeseitigen, nämlich 
indem man ,es wieder ,im Brennstoff einbaut, das 
heißt abbrennt. Dann erle,digt sich das Plutonium­
problem von se1hst. 

In den Wiederaufibereitungsanlagen wir,d der 
BI'ennstoff, der hineinkommt, im Prinzip in drei 
verschiedene Gruppen aufgelöst: ' 

1. Spaltprodukte, ,die hochradioakiiv 'sind, die 
eine maximale Lebensdauer von etwa 30 Jahren 
haben und für nichts mehr zu g,~bra,uchen sind. 
Sie steI.lennur ,lästige Wärme- und Strahlungs­
queUen ,da;r. 

2. Resturan, das inder Anlage nicht verbrannt 
wurde. 

3. Plutonium. 

Natürlich besteht die Mö,glichkeit der völligen 
Tr.ennung aUer drei Suhstanzen voneinander 
nicht. Bei den Spaltprüldukten 'selbst ist unge­
fähr noch ein hallbes Prozent des ursprünglichen 
Plutoniums drinnen. 

Es stimmt nicht, daß keine Erfahrungen mit 
verglasten Produkten ,da sind. Es' ,gibt sehr wohl 
jahrelange Erfahrungen mit verghsten Produk­
ten mit hochaktivem Inha,lt, wie aus dem deut­
schen Regierungsbericht über K'ernenergie,' her­
vorgeht. 

In dem konditionierten' Abfall - es wären 
ungdähr 2 m3 pro Jahr a,us dem Betrie:b des 
österreichischen Kernkraftwerkes - befinden sich 
nun die hoch aktiven Spaltprodukte, ,die Trüm­
mer.aus der Z'erlegung von Unn-235 und ,des 
Plutoniumsc239, die h'Ochaktiv sind, eine maxi­
male Lebensdauer von, '30 Ja'hren haben, und zu~ 
säuzlichetwa. 1 kg Plutonium. Wenn' es nun 
technisch gelingt, diese Lagerung" ,für 40 HaIh~ 
wertszeiten stabil zu machen, Idann haben wir 
nach etWa 1 200 J arhren iri dem' konditionierten 
Prodtikt Arktivüät'en, die laut österr·eichischer 
StSch VO für eine Person noch aufnehmbar sind. 
Das heißt, im Prinzip ist es weg. 

Drinnen ibleibt das K,ilogramm Nutonium, das 
sich nicht s,ehr verri~gert hat, denn '5ejne Halh­
wertszeit beträgt 'ÜJber 24000 Jah.re. Würde man 
dieses 1 kg Plutoni'um opti:ma1 dispers verstreuen, 
würde sich auf einem Gebiet von ,10ma,1 120 m 
Fläche eine 'letale Dosis einstellen. Ein sich dort 
befindlicher Mann würde wahrscheinlich inner-
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ha:lb eines J athres an Krebs erkl1anken. Bei einer 
Fläche von etwa 100mal 3 000 m wäre das 
Risiko etwa jenes, .das ,ein Raucher hat, wenn er 
etwa ein viertel Paket Zigaretten prü Tag raucht. 
Die Wahrscheinlichkeit, daß 1 kg Plutonium, 
das in Granit !gelagert ist, voll ,dispers verstreut 
wird. ist sehr gering . .(Abg. Dr.W i e·s i n ger: 
Wenn man Ihnen zuhört, klOmmt man zu dem 
Standpunkt, ,daß esruberhaup't keine Probleme 
gibt!) Das, was ich jetzt gesagt habe,' ist das 
Resultat -langer üherleg<Ungen. Die Beseitigung 
und die Konditionierung sind natürlich technisch 
ein Prohlem. 

Abg. Dr. Wies,inger(VP): 1. Welche Form 
des Transportes ist die sicherste: Luft oder Straße? 

2. Welche organisator,ischen Maßnahmen sind 
seitens der Regierung ,getroffen würden; um ,den 
Transport vün Brennelementen überhaupt durch­
führen zu können? Es gibt hier widersprechende 
Äußerungen. 

3~ Gibt es Erfahrungen über Idas Verhalten von 
Transponbehä1tern für abgebrannte iBrertnel<e­
mente !bei Straßenverkehrsunfällen? 

4. Müssen wir auslä~dische Transport'e durch 
unser Lan,d gestatten, bzw. welche Möglichkeiten 
haben wir, ,das Ausland ,dazu Zu veranlassen, 
unsere Transport,ezu gestatten? 

Bundesminister Dr. S ta r ib a eh e r: Es gibt 
·eine internationale VereinJbarung, die regelt, wi'e 
gefähriliche Güter - und um solche handelt es 
sich - zu transportieren sind. Es wurde ~eitens 
·der GKT !bei den Landesregierungen klargestellt, 
ob ·dies'e Transporte zu führen sind. Die Landes­
regierungen von Niederösberreich, Salz:burg und 
Oberösterreich haben das dann in einem Bescheid 
festgehalten. 

Was die Frage bezüglich des Durchganges von 
Gütern betr-ifft, ,gibt es internationale Verein­
ibarungen, die ,für ,dieStaaten, !diedie internatio­
nalen VereiIibarungen' - . dazu ,gehör,en öster­
reich 'und fast aMe europäischen Staa:ten - unter~ 
zeichnet haben, gültig sind. 

Direktor S t a 11 ding e r: Man muß rechtlich 
gena,u unterscheiden, a) üb 'es sich um einen inner­
österreichischendder einen internationalen 
Transport handelt, und b) nach der Verkehrs art, 
üb es ein Eisenbahn-, Straßen- oder Lufttrans­
port ist. Der Schiffstransport wil'd ja kaUm in 
Frage kommen. 

genehmigt. Eine ähnliche Regdung gibt es im 
Europäischen übereinkommen über ,den inter­
nationalen Transport gefährlicher Güter auf der 
Straße. 

Beim Antransport der neuen Brenndemente 
j'st keine TransportbewiUigungel1for.derlich. Es 
ist aber eine Bewll1igungder Verpackungsai"t vom 
Ausgangsfand erforderLich. 

Es haben die betroffenen Bunde~länder von 
der Bestimmung Gebrauch gemacht, die lautet, es 
kann die erfünderüche inneröster,reichische Be­
wiHigung da'durch gegehen wel'iden, ·daß die aus­
ländische Genehmigung anerkannt wir,d, Und 
diese Aner.kennung. durch Oberösterreich im 
Einvernehmen mit Sa<lzhurg und Niederösterreich 
ist der von Herrn Bundesminister. Svari>bacher 
zitiert·e Bescheid. 

Etwas anders ist es im Luftverkehr. ,Hier 
g,ibt 'es die internationalen Regeln, ·die von der 
IA TA aufgestellt wUl"den. Wenn es sich um einen 
Linienverkehr handelt, werden von der Kon­
zessionsbehörde in die Künzession die entspre­
chenden Bestimmungen aufgenommen. nämlich 
daß bei der Durchführung von solch'en Trans­
porten diese IATA-Regeln eingehalten werden 
mu'ssen. 

Innerösterreichisch ,ist die Sache etwas kom­
pliziert. Es heißt nämlich inder StSchVO: Wenn 
es keine besonderen Bestimmungen' gibt, dann ist 
di'e Bestimmung, die den Eisen:bathnverkehr be­
trifft, sinngemäß anZiuwenden. Ein österreichi­
sches Bundesgesetz üher den Transport gefährli­
cher Güter auf der Straße isthe~m Verkehrsmini­
sterium in AusaI1beitung. 

Abg.Dr. Wiesin,ger(VP): Das bestätigt 
den Regiemngsbericht aUlf S. 141. Auch in der 
Transportfrage ist klar, daß ,das Xompetenzwürr­
warr unbe:fried~gend ist und daß die Regierung 
mit entsprechenden -Vorschlägen .für Gesetze .in 
Verzug ist. 

'Bundesminister Dr. S t a ,r i b ach er: Die 
Koinpetenzlage ist eindeutig auf Grund der Ver-
fassung 'gereg,elt. . 

Abg. ,ur. Wa. e s i n ge r (VP): Es wäre doch 
seit 1971 Zeit genug gewesen, im Ra.hmen des 
Föderalismus mit 'den Ländern eine Einigung zu 
finden. Aber solche Verhandlungen wurden ja 
überhaupt nicht geführt. 

Betreffend den Eisenbathri- un,d Straßenverkehr 
Bundesminister" Dr. gihtes 2'Jwei große internationale V,er·einbarun-

Verkehrsministerium hat gen: Das 'sogenannte RD, das ist der Anhang zum ' 

S t a r i ib ac he r: Das 
sich sehr wühl Gedan-

internationa,len übereinkommen über den Eisen- ken gemacht. 
bahngüterverkehr, wo zwischen genehmigungs- Die Frage ist, ob etwas transportiert werden 
pflichtigen und nichtgenehmigungspflichtigen kann .oder nicht. Auf Grund der gesetzlichen 
'Transporten unterschieden wird. Nach der Ge-, Lage kann .es - kompliziert! - transportiert 
fährlichkeitder Güter wird entweder nur vom werden. Aber ,die Kompliziertheit erg~bt sich 
Ahgangsland oder von allen beteiligten Lärudern teilweise aus dem föderalistischen AuBbau. 
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Es ist aher beabsichtigt, etne einzige Behörde jedoch ,das, da:ß bei der Behandlung abgebrann-
zu schaffen. ten Materials Radioaktivität freigesetlZt wird. , 

,Direktor N e n t w li c h: Die Fra.ge des Trans­
portsvon abgebrannten Brennelementen ist na­
türlich sehr 'wohl untersucht wor·den. Man hat 
die vorgesehenen Transportbehälter einer Reihe 
von sehr intensiven Tests ,unterzogen: Der Be­
hälter fällt aus einer gewissen Höhe herunter, 
er wil"d einem Brand ausges,etzt, er muß wasser­
.dicht sein, es gab Zusammenstöße mit Geschwin­
digkeiten bis zu 130 Stundenkilometern und einen 
Absturz aus ,der Luft aus einer Höhe von ,600 ffi. 
Die Tests haben <ergeben, ·daß die vorgesehenen 
Behälter den Anforderungen a-bso1ut entsprechen. 

Es ist vorgesehen, daß die Tran!>porte von der 
Wiederaufarbeitungsgesellschaft durchgeführt 
werden. Der Abtransport ,in Flugzeugen ist an 
und ,für sich nicht vorg,esehen. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Die Frag,e, 
ob etwas nur auJf viele KompetenJZ'en aUlfgeteilt 
bewerksteUj,gt werden kann oder db es eine 
zentrale überwachung und Genehmigung ,gibt, 
ist eine Frage der Sicherheit. Eine zentrale Be­
hörde wird mit den Zur Verfügung stehenden 
EXiperten anders \norgehen können. 

Meine erste Frage betrifft die Sich'erlheit des 
Transportes der aJbge!brannten Brennstälbe. 

<Meine zweite Fl'a,ge lautet: Wür,de der Trans­
pürt der BrennSit~be, die aus der WiederaUlfbe­
reit'ungsan:lage kommen, genau so unJbedenk­
lich sein wie der Tra·nsport sonstiger Brenn­
stäibe, oder wäre das ein anderes Sicherheits­
pro/blem? 

Wie sieht es mit der Sichel'heit ,des :R!ücktrans­
portes der hochradioa.k'tiven .Abfälle aus? 

Meime nächste Frage richtet sich an Professor 
Gl'Ümm: Wie sieht es mit der Lagerung und 
der Sicherlheit der Lagerung der AbfäLle in Sei­
bersdovf aus, die ei~g'esammel.t werden, z. B. 
von Röntgenia.ppara'ten ·usw.? 

Weiters möchte ich bitten, die Frage der Dis­
persion, die Dipl.-Ing. Binner angeschnitten' hat, 
weiter zu behandeln. 

.Abg. Dr. S ti x (PP): Dipl.-Ing. Binner 
meinte heute, das Pl'1dblem des Reaktor'betrie­
bes sei von der Behandlung des radioaktiven 
Materials her schwieriger als die Behandhmg 
des a'b,gebrannten Mlteria:ls nachher. Vor zwei 
Sitzungen kam jedoch zum Ausdruck, der Nor­
malibetrieib sei, wenn bestimmte Prolbleme ge­
löst sind, der am wenigsten pr()lbJIematische. Ich 
bitte also, ·diesen ganz eldatanten Widerspruch 
aufzuklären. 

nipl.-<Ing. Binner sagte weiters, 10 der 
Wi,ederaufbereitungsanlageentstelhe .gar' kein 
AlbfaIL Meiner Meinun,g nach ist das Problem 

Weiters möch,te ich noch andere Meinungen 
über die Größe und Zahl der Wiederaufberei­
tungsanlagen hören. Wenn näri1Jlich das' stimmt, 
was DiplAng. Binner gesagt hat, verschärft 
sich für österreich das gesamte Lager:prOlblem. 
Die Zwischenlager,ung wäre dann die erste 
Phase der Endlagelmng. 

Wenn die Wiederau~bereitJUng im großtech­
nischen MaßstaJb nicht ~unktioniert, hängt die 
gesamte Brennstoffversorg>ung m der Luft. 
Stimmt diese meine AnnaJhme? 

Dipl.-Ing. Binner sagte: Die in der Welt in 
Betrielb befindlichen Kel1nkraftwerke haben be­
wiesen, daß rad~oaktiver .AbfaH sicher gelagert 
werden kann, wenn auch noch Prohleme offen 
sind. Professor GrÜlmm sagte a1ber hier a.m 
21. Feber: Keines der 206 Kemkraftwerke habe 
seine AlbfaUpr<JIbleme bis heute pr:aktisch gelöst. 
Ich bitte, auch diesen Widerspruch aufzuklä­
ren. 

;A.ibg. W i ,lI e (SP): Meine erste Frage richtet 
sich an Professor Bmda. Was die Frag,e der 
Verglasung betrifft, hlbe ich gehört, daß eine 
Reihe von Versuchen mit höheren Dosen er­
geben hätte, daß die höheren Dosen in kürze­
ren Zeitien dieseLben Wirkungen zeitigen wie 
kleine Dosen in längeren Zeiträum'en. 

iMeine zweite Frage betrifft die StahIJbelhä.J­
ter, in denen diese ver,glasten Ziegel eingebettet 
sind. Was ist das für ein StahLbeihäher? 

Abg. Dr. Wie s i n ge r (VP): Im Regierungs­
bericht steht, daß in Se~bersdol1f eine Verbren­
nungsanlage für radioaktive Abfälle vür­
bereitet und dafür eine eigene BetriebsgeseH­
scha.ft ge,gründet werden solle. 

Warum sol1 eine eigene Betriebsgesellschaft 
gegründet werden? Wer sind die 'Gesellschaf.ter 
dieser Betrielb~gesellschaft? Welche radioaktiven 
Stoffe werden an die Umgebung abgegeben und 
welche Abgaberaten ,bestehen bei der Ver­
brennungSianlage? 

Auf Seite 87 steht, daß ein Vertrag zwischen 
der GKT und Sdbersdorrf abgeschlossen werden 
~oll im Zusa.mmenJhallJg mit den für Seihersdorf 
bestimmten AiMäUen. 

Machen wir aho jetzt einen Vertrag mit der 
GKT oder gl'Ünden Wir eme eigene Betriebs­
gesellschaft? 

Dr. G r ü m m: Die wichtigste Beme!1kung 
war meines Erachtens die Feststellung von 
Herrn Kollegen Bl10da über die Fragen der 
Mö.glichkeit der militärischen Verwendu~g des 
Plutoniums. Ich möchte darauf hinweisen, daß 
sich die Leüte V1Qf den .Abfällen a,us Kemkraft-
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werken fürchten. D~bei vergißt mari aher die 
Tatsache, daß allein in den Vereinigten Staaten 
die Menge dermilttärischen A:bfälle;' die . die 
völlig gleiche Beschaffenheit haben, 700mal so 
groß ist wie die der zivilen. Das heißt, das 
Albfalilpl'OIblllIl1 kann gelöst werden, indem man 
bei 700 m~litärischen Dingen ein ziviles mit­
la'Ulfen läßt. 

Ich stelle frei. die Behalu'Ptun,g in den Raum, 
alUS Zwentendonfer Plut)oni'ulffi, auch wenn man 
<1Iusrechnet, wie viele Bomben das sein können, 
wird keine Atombombe produziert. Das verhin­
dern der At'omsperI'Verug und die Entschlos­
seniheit unserer Repulblik, keine A·tomwaffen 
zu produzieren. . 

Die Einflußnahme auf die AtomrüSiOung in 
der Welt stellt für österreich eine wichtig,e 
Sache dar. österreich unterstützt die internatio­
nale A·tomenergiekommission, die die friedliche 
NuklearkontroHe in vielen Ländern der Erde 
wa,hrnimmt. 

Es ist bisher noch keine Bomhe aus Plutonium 
aus einem Kernkraftwerk produziert worden. 
Obw011l m3in es tiheoretisch kann, wäre es ein 
k,ompletter ök,onomischer und militärischer Un­
sinn. Die Sprenglkörper sind entweder in An­
reichenungsanlagen oder in speziellen Po1utonium­
reaktoren hergestallt worden. In einer Zeit, in 
der angeblich keine Alufa~beitungsanlage funk­
tronrert, laufen alber die militärischen Aufarhei­
tungsanlagen auf Volloouren. 

Ein kleines, entschlossenes Land ist limstande, 
sich, binnen acht his (lehn Jahren mit einem Auf­
wand ,"on etwa 150 Mi.Jlwnen Dollar einen 
AtJomsprengkörper zu verschaffen, ohne ein 
Kemkra.ftJwenk zu bauen. Die Frage der Ver­
hirrderung der Ausbreitung von Atomwaffen 
ist also keine Fra,ge der Verhinderung der Aus­
breitung von Kernkraftwerken, sondern ist eine 
politische Fr<1lge. 

Was die WiederauBbereitungsa.nlage betrifft, 
möchte ich 3iUJf ein Beispiel in Deutschland, auf 
Karlsruhe hinweisen. Diese Anlage arbeitet seit 
sechs Ja'hren und hat 67 Tonnen Brennelemente 
mit holhllIl1 AlbIbrand aufgeal'lbeitet. Es sind 
keine Schwierigkeiten bei der Venartbeitung mf­
getreten. Die Bundesrepub'lik Deutsch:Iand hesei­
t~gt das. erzeu~e PLuoonium un'd entzieht es 
dadurch der Möglichkeit des Mißbrauches, indem 
dieses P1~tonium in den Reaktoren verbrannt 
wird. 

Ich danf noch k,urz auf die Frage Se~bersdorf 
eingehen. Ich habe mir schon erlauJbt,dem Aus­
schuß einen schrift,lichen Bericht über die Lage 
der r,adi'Oa,ktiven AbfäLJe in österreich vorzu­
legen. Diese Abfälle stammen aus der Forschung, 
und zwar nicht nur aus Se~bersdorf, sondern 
von den Hochschulen, von anderen Institutio­
nen, aus Laboratorien, auch die Radiographie 

ist eine Quelle, die auf Baustellen ZJur Mat'erial­
prüfung verwen(det wird. Wir sammeln auch 
Aibfälle von Spitälern ein. Wir h~ben auch eine 
gI10ße Anila,ge einer Radiumfabrik in·Osterreich 
gesäulbert. 

Die Abfälle - es handelt sich ·dabei um 
schwach- und mittelaktive AbfäJ.le ~ w·erdcll 
in Seibers dorf gesammelt und konditi>oniert, da, 
heißt, in eine Foqn gebr,acht, daß sie in die 
Natur nicht zerstI1eut werden können. Sie wer­
den in Betonhallen eingelagert. Das Ganze unter­
liegt der Bewilligungsprozedur. 

In Seibersdorf befassen wir uns nicht mit 
hochradioaktiven Ahfällen, vor allem nicht aus 
dem Kernkraftwerk. Als hochradioaktive Ab~ 
fälle bezeichnet man Abfälle, die ,auf Grund 
ihrer Wärmeentwicklung eine spezielle Behand­
lungerfordern. Wir ha'ben in österreich zwar 
abgebrannte Reaktorsubstanz,en, aber in Men­
gen von Grammquantitäten. Beim Kernkrlft­
werk ist das Problem, ,daß es sich um Tontl'en­
quantitäten pro Jahr handelt und daß diese Ton­
nenquantitäten eme erhebliche Wärme ent­
wickeln. 

Was die Verhrennungsanlage betrifft, möchte 
ich sagen, daß .die Studiengesellschaft für Atom­
energie schon der Frau Minister Rehor vorge­
schlagen hatte, die Abfallfrage zentral in öst'cr­
reich ~u behandeln.' Vor etwa zwei Jahren hat 
es einen Regierungsbeschluß gegeben, daß die 
in Seibersdorf bestehenden Anlagen erweitert 
und abgerundet werden 'sollten durch die soge­
nannte VerbI1ennungsanlage. Es handelt sich im 
Prinzip um eine Sammelanlage, um eine Sor·· 
tieranlage, um eine Konditionieranlage von Ab­
fällen, wobei die brennbaren AbfäUe - im 
wesentlichen niiedrigaktive Ahfälle, Verband­
material aus Spitälern usw. - durch Veraschung 
beseitigt werden. Wenn man diese Asche dann 
in Zement gießt, ist die Verhreitungsmöglichkeit 
beseitigt. Die Verbrennungs anlage ist in Bau. 
Dieser wird im wesentlichen Anfang des kom­
menden Jahres abgeschlossen. Der Probebetrieb 
ist im nächsten Jahr. 

Bei der Verbrennungsanlage ist das Ri~iko 
sehr gering, weil sich immer nur ein paar Säckc 
Abfälle in der VeI1brennung befinden. Es kom:mt 
zu keiner Stauung von Aktivität. 

Die Anlage ist von Gutachtern sehr streng: 
untersucht worden. Die Auflagen sind dI1ückend. 
Unsere Anlage kostet fast doppelt so viel 
(11 0 Millionen Schilling) wie die gleichartige 
Schweizer Anlage, die wir kopiert haben 
(70 Millionen Schilling). Es wird keine Rück­
sicht darauf genommen, daß wir bei uns beruf­
lich strahlenexponiertes Personal haben, für das' 
dieselben' Dosen gelten wie für die Röntgen­
schwester' auch. Die Forderung ist, daß wir 
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praktisch schon am Schlot auf die Bevölkerungs­
dosis herunt.erkommen. Es ist also völlig_ klar­
gestellt, daß durch diese Anlage für die Umwelt 
kein Risiko entstJeht. 

Wir glauben, daß mit der Verbr,ennungsanlagc, 
den vorhandenen Seibersdorfer. Anlagen und 
dem Zubaustandardisierter . Betonhallen zur 
Zwischenlagerung auf Betriebsdauer c1ieser An­
lage -schätzungsweise 20 Jahre - 'alle Pro­
bleme in österreich zentral bewältigt werden 
können. Unsere Empfehlung -iSt, um diese teure 
Anlage auszunützen, allen Behörden zu empfeh­
len, diese Anlage zentral zu. henützen. 

Zur BetriebsgeseUschaft darf ich nun folgendes 
sagen. Seitens der GKT ist man an die Studien­
gesellsch'aft herangetreten mit der Fragestellung 
der schwach~ und mittelaktiven Abfälle au:; 
Zwentendorf und ihrer: Konditionierung und 
Zwischenlagerung. Eine Untersuchung haterge­
ben, daß wir' ja im Augenblick schon schwach­
und mittelaktive Abfälle behandeln. Aher das 
Voiumen ,das aus Zwentendorl stammen würde, 
machtei~e E~weiterung notwendig. Wir haben 
dieser Erweiterungsanlage ,den Namen KORA 
gegeben, Konditionierungsanlage für radioaktive 
Abf~lle. Es liegt eine 'eingehende Planungsst,udie 
vor. Die ErrichtungsbewiHigung ist beim Bun~ 
desministeriurn für Gesundheit· und Umwelt­
schutz eingereicht worden. 

Zu diesem. Zeitpunkt hat das Forschungsmini­
sterium f~stgestellt, daß seine Hauptintere3sen 
in Seibersdorf ja auf dem Gebiet der Forschung 
liegen, während die Abfallveul1beitung an und 
für sich schon eine Routineangelegenheit ist. 
Daher hat das Ministerium gesagt, es könne die­
ser Erweiterung nur dann zustimmen, w.:!nn 
dafür ,eine von der Studiengesellschaft getrennte 
eigene B,etriebsgeSellschaft geschaffen wird, um 
die organisatorische Frage klarz.ustellen und auch, 
daß keine finanzielle Belastung auf die. For­
schungsgelder geht. 

Als nächstes hat man beschlossen, den gesam­
ten Komplex ,der AbfaUbeseitigung in Seibers­
dorf zu ver~inigen und ihn vom Forschungs­
zentrum abzutr.ennen. 

Schon früher wurde mit der GKT der Ein­
wurf ·eines Vertrages ausgearbeitet, der -von der 
Basis ausgegangen ist: Se~bersdopf errichtet unter 
voller F,inanzierung durch die GKT diese KORA­
Anlage und hesorgt, wiederum unter voller 
Finanzierung durch die GKT, die Beha!1dtung 
eines Teiles der schwach- und mittelaktiven Ab­
fälle der GKT. Dieser V:ertrag ist weitgehend 
abgeschlossen und von beiden "Aufsichtsräten 
schon gesehen worden. Es gibt alber sicherlich 
noch P,robleme. . 

- In einer zweiten Ph~se, als der Entwurf bereits 
existiert hat, hat nun das Forschungsministe-

riumseineEntscheidung bekanntgegeben, daß 
es diese organisatorisch·e und vor- allem. finan­
zielle Trennung zwischen Forschung und Dienst­
leistung wünscht. Nunmehr haben die Verhand­
lungen begonnen, eine solche Betriebsgesellschaft 
zu schaffen. Nun ist vorgesehen, daß der KORA­
Vertrag, wie er .existiert, . nach der Errichtung 
der Anlage auf diese Betriebsgesellschaft über­
gehen soll, das heißt, die zu schaffende Betriebs­
gesellschaft hätte dann einen Vertrag mit der 
GKT. abzuschließen, um deren Abfälle zu besei­
tigen, aber auch einen Vertrag mit der Studien­
gesellschaft. Denn sie Übernimmt ja dann. auch 
die Abfälle des Forschungszentrums Seibersdorl. 

Die Betriebsgesellschaü ist noch nicht gegrün­
det. Es sind tim Augenblick Gespräche darüber mit 
der GKT, wie man sich das etwa vorzustellen hat. 
Die Tendenz geht dahin, Partner zu finden aus 
dein Bereich der Industrie und der Banken. 
Damit die sachliche Kompetenz gewahrt ist, soll 
die Betriebsgesellschaft d'er SrndiengesellschaJr 
einen Betriebsvertrag geben, das heißt, die Ge­
sellschaft ist Eigentümer des Ganzen und beauf­
tragt uns in Form eines Diimstleistungsvertrages, 
das fachliche Personal abzustellen, das die eigent­
lichen Arbeiten macht. 

Dr. W,e i s h: Es wurde .vonHerrn Dipl.-Ing. 
lÜnner gesagt, daß die Probleme der Abfall­
beseitigung technisch nicht -gravierend und im 
Prinzip gelöst seien. Dem. will ich gar nicht 
widersp~echen. Es' kOqlmt mir. darauf im, was 
man unter Lösung versteht. Eine technische 
Lösung darf meiner Meinung nach nicht so 
ausschauen, daß die Ergebnisse lebenshedrohend 
sind, und das ist die Abfallproduktion heute 
durchaus. 

-Es wurden zum Beispiel in letzter Zeit ver­
schiedene Radionuklide gar nicht berüCksich­
tigt. Die radioaktive Belastung aus dem Ber~bau 
und aus der Wiederaufarbeitung durch C~14 ist 
zwanzigmal so bedenklich in ihrer g,esundheit­
lichen Auswirkung wie Krypton-85 und Tri~ 
tium, die man bis jetztherücksichtigt hat. 

Wichtig ist nicht die Frage, wie die Radio­
nuklide aus dem Glas wieder herauskommen, 
sondern was geschieht mit den Radionukliden, 
die nicht in das Glas hineinkommen. Dassiüd 
die micieI- und niedrigaktiven A!bfäLle. IBei der 
Windscale7Aniage '. haben Untersuchungen ge­
zeigt, daß riesige Mengen von Radioaktivität in 
die Irische See gepumpt. werden. 

Es geht auch nicht darum, was mit der Haupt­
menge des Plutoniums geschieht, sondern was 
geschieht mit den Spuren, die nicht zurück­
geführt werden. Aus' einer Studie aus Deut:"ch­
land geht hervor, daß bei einer jährlichen Um­
setzung von 14 Tonnen Plutonium der Ver ar­
beitungsverlust 1% beträgt, das heißt 140 kg 
Plutonium. 
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Ich sehe in den Transporten der verbrauchten 
Brennstoffe . den wichtigsten Ansatzpunkt für 
mögliche Sabotage und terroristische Anschläge. 
Ich meine, 'daß wir 'solche Dinge einfach nicht 
vernachlä'ssigen dürfen. 

. Zu der Gefährdung durch veI'breitetes Pluto­
nium möchte ich sagen, daß es gerade über diese 
Plutonium toxizität und die Gefährlichkeit inha­
lierter Plutoniumoxid-Aerosole eine ganze Reihe 
von Schätzungen gibt. So meinen einige Wissen­
schaftler, daß 1 kg Plutonium, verteilt als 
Aerosol, 1 300 Lungenkrebstote pro Jahr hervor­
ruft. 

Daß die Atombomben das wichtigere Problem 
sind, stimmt kurzfristig sich·er. Im Augenblick 
ist die Bedrohung durch Atombomben sicher 
weit größer als die durch Atomkraftwerke. Man 
muß aber bedenken, daß wir am Anfang einer 
Entwicklung stehen, an der·en konsequentem 
Ende eine Plutoniumökonomie steht, und jeder 
Leichtwasserreaktor ist ein Schritt in diese Rich­
tung. Im heurigen Jahr wird auch der Hlro­
shimatag, 6. August, der immer in Japan be­
gangen wird, weltweit als Tag für eine nicht­
nukleare Zukunft begangen. Die Atomenergie­
gegner dokumentieren damit sehr deutlich, daß 
sie sehr wohl wissen, daß von den Atombomben 
die größere Gefahr ausgeht. 

Nach meiner Kenntnis gibt es kaum einen 
sogenannten Atomgegner, der an gutes Pluto­
nium glaubt. Wir ·sind der überzeugung, daß es 
nur ·schlechtes Plutonium giht und daß man mit 
der Produktion von Plutonium immer größere 
Sachzwänge schafft und damit Schritte setzt, die 
möglicherweise unwiderruflich sind. 

Dr. B rod a: Auch nach meiner Meinung ist 
das Hauptproblem, vor dem wir stehen, das 
Problem des militärischen Einsatzes und ganz 
besonders auch das Plutoniums. 

Ich habe nicht behauptet, daß die Frage des 
Atommülls unlösbar sei, ich habe nur behauptet, 
daß diese Frage bisher nicht wirk:lich gelöst ist. 
Kollege Binner hat mit Recht gesagt, daß jahre­
lange Erfahrungen mit der Verglasungstechnik 
vorliegen. Auch ich habe gesagt, daß man s('it 
20 Jahren auf diesem Gebiet experimentiert. 
Aber die Zeiträume, um die es sich handelt, sind 
eben viel länger. Das Problem ist also, ob die 
Haltbarkeit dieser Glaskörper über solche Zeit­
räume wirklich hinreichend ist. Diese Glaskörper 
werden gleichzeitig einer sehr hohen Strahlen­
intensität ·und einer ziemlich hohen Temperatur 
von mehreren hundert Grad Celsius ausgesetzt. 
Sie haben eine ganz merkwürdige chemische Zu­
sammensetzung. Das sind ja Gläser, wie man 
sie bisher überhaupt nicht ,gekannt hat. Es ist 
durchaus mit der Möglichkeit zu rechnen, daß 
sie bei dieser Beanspruchung im Laufe der Zeit 

zum Beispiel zerfallen und dann ausgelaugt Wer­
den können. Ich~ weiß es nicht, ich will das nicht 
behaupten, aber es ist unbewiesen, daß das nil~ht 
der Fall ist. 

Die Stahlbehälter sollen sehr wohl einen zu­
sätzlichen Schutz .gewähren, aber eine besonders 
große Lebensdauer haben diese wohl auch nicht. 

Was die Gefährlichkeit des Plutoniums in 
bezug auf die Toxizität betrifft, möchte ich sacgen: 
Nach den Vorschriften tder ,internationalen 
Strahlenschutzkommission beträgt der maXtimal 
zulässige PlutoniJUmgehalt für ein Individuum 
etwas mehr als ein halbes Mikrogramm,das 
ist ein Millionstel Gramm. In dem Aufbereitungs­
produkt aus ,einem Jahr Tä'uigkeitt von Zwen­
tendorf ist aber ein Kilogramm Plutonium drin­
nen, das ist also das Milliardenfache eines Mikro­
gramms. Daraus kann man den Ernst der Situa­
tion erfassen. 

Es wird immer behauptet, daß die Probleme 
technisch gelöst seien. Wenn das der fall ist, 
warum ,sind dann unsere bundesdeutschen N ach­
barn, die über ihre Salzstöcke in Niedersachsen 
verfügen, dann nicht ber,eit, gJegen 'gute Bezah­
lung den Müll für die Endlagerung in Asse bei 
sich aufzunehmen. Ein Raumproblem ist es jeden­
f al1s nicht. 

Es ist nun so, daß man hier erstmalig auf 
eine Groß technik einsteigt, ohne daß bisher auch 
nur in einem bescheidenen Ausmaß das Funk­
tionieren dieser Technik demonstriert worden 
wäre. 

Ich habe gesagt, daß es in der Bundesrepuhhk 
Deutschland keine Aufberei1lUngsanlage gibt. Kol­
lege Grümm hat von der Aufbereitungsanlage in 
Karlsruhe gesprochen. Das ist eine Frage der 
Terminologie. Nach Angabe von Kollegen 
Grümm sind in Karlsruhe im Laufe von sechs 
Jahren 67 Tonnen Material verarbeitet worden. 
Das bedeutet, daß es sich hier um eine Ver­
suchsanlage in .sehr kleinem Maßstab handelt, 
nicht zu vergleichen mi1: tdem, was wirklich 
technisch brauchbar ist. Für ,die Anlage, die die 
Bundesrepubli.k plant, ist eine Kapa7Jität von 
1 500 Tonnen in einem Jahr vorgesehen. Das 
heißt, :technisch brauchbare Anl3Jgen giht es 
weder in der Bundesrepublik noch qn den Ver­
einigten Staaten und nur margtinal in Frank­
reich und Großbritannien. 

Kollege GrÜIDm meinne, daß es in Amerika 
700mal mehr Abfälle aus militärischen Anlagen 
gebe als aus den ziVlilen. Das bezieht sich natür­
lichauf ,die Menge oder die Volumina, aber' 
nicht auf den Gehalt an raldlioaktiven Stoffen. 

Es wurde gesagt, daß bisher '.das Plutonium 
aus den Kernkraftwerken nicht für militärische 
Zwecke verwendet wur,de. Das ist ein Irrtum. 
Bis zum Jahre 1972 ist zum Beispiel in Groß-

7 
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britannien und in Frankreich sämtliches Plu­
tonium, das aus den Kernkraftwerken gewonnen 
wunde, für militärische Zwedie, für die Bomben­
produktion eingesetzt worden. 

das sind 1 200 Jahre, so <bedeutet die Abschwä­
chungden, Faktor 10-12• 106 Curie mal 10-12 

ergibt 10-6, das sind Mikrocurie. Es bleiben also 
nach dieser. Rechnung nach 1 200 Jahren 4,7 
mal 10-6 Curie übrig, das heißt 4,7 Mikro­
curie. Nach unserer Strahlenschutzverordnung 
ist die maximal zulässige Aufnahme, in dem Fall 
für das kritische Organ bei Cäsium-137 2 Mikro­
cur~e, es liegt also in der Größenordnung. Die 
anderen Spaltprodukte haben wesentlich kürzere 
Halbwertszeiten, da ist ~s nach dieser Zeit noch 
weniger brisant. 

Nun zu den Fragen des Arbg. Stix: Wrir haben, 
damit wir das 1 -rorem pro Jahr hei einem 
Kernkraftwerk garantieren können, natürlich 
eine extremau~.efeilte Sicherheitstechnik einge­
setzt. Diese war eben das Schwierige, nun ist 
sie installiert 'Und führt zu diesen Resultaten. 

Dipl.-Ing. Bin n e r: Die Fragen des Trans­
portes radioahiven Materials lehnen sich an d~e 
Vorschri~ten der IAEO an, Idie gewisse Kate­
gorien von radioaktivem Material definieren und 
jeder Kategorie bestimmte Maßnahmen zuord­
nen. 3 ist die gertiIllgste Kategorie, hier muß 
nicht beson;ders viel geleistet werden, 1 ist die 
höchste Kategorie, da müssen besondere Maß­
nahmen - gesetzt sein. Unbestrahltes Uran mit 
weniger als 10% Anreicherung im Ausmaß von 
10 kg und mehr gehört in die Kategorie 3, 
das sind also frische Brennelemente mit Uran-235. 
Bestrahlte Brennelemente gehören am Reaktor­
standort in die Kategorie 2, beim Trans­
port ,in die Wiederaufbereitungsanlage oder in Auf der anderen Seite muß ich sagen, daß 
separierte Zwischenlager in die Kategorie 1. die Probleme bei der Langzeitlagerung nicht so 
Unbestrahltes Plutonium, leicht oder schwer gravierend auf dem Gebiet der technischen, Vor-
dispergierbar, mit einem Gewicht von 2 oder sorge sind. , 
mehr kig, das heißt Plutonium-Brennelemente, Es ist klar, in Wiederaufbereitungsanlagen ent-
k~me ebenfalls ,in die Kategorie 1. steht kein raidioaktiver AbfaJl. Dort wird er 

Herr Abg. König hat über meine Worte be- bei der Wiiederaufbereitung hantiert und damit 
züglich ,der Dispersion des Plutoniums und der unter Umständen freigesetzt. ! 

Beispiele, die ich gebracht h3ibe,gesprochen. Ich bin ·davon überzeugt, daß es funktio­
Wenn ich Beispiele bninge, möchte ich natür- niereilide Wiederaufbere1tungsanlagen geben wird. 
lich Be,ispiele jener Personen anführen, die der Gähe es keine funktionierenden Wiederaufberei­
Kel1nene!1gie !doch kritisch gegenüberstehen. Die tungsanlagen, wäre das Zwischenlager der erste 
Zahlen, die ,ich über die Aerosolve!1teilung 1 kg Schritt zur Endlagerung, aber nicht notwendiger­
Plutoniums genannt habe, stammen von Chester weise am Ort des Zwischenlagers, nicht not­
und wlurden lin "Nuc1ear Safety", Nov.ember/ wendigerweise in fder ,form ,des Zwischenlagers. 
Dezember 1976, publiziert. Ich darf nur einen Der Reaktorbetnieb ist im Prinzip der erste 
Satz' erwähnen, .den Ch~ter eirugangs in seinem oder nuI.1te Schrillt. 
Artikel "A!bschätzungen der Drohungen für die Selbstverständlich kann und muß man sich mit 
öffentlichkeit aus terroristischen Akten gegen den Abgaben aus ,dem Betrieb der Wiederauf­
nukleare Anlagen" bringt: Und wir ~ind nicht bereitungsanlagen beschäftigen. Eines der Pro­
besonders daran ~nteress.jert, Kernenergie im bleme ist- z. B. Krypton-85, wo große Mengen 
besten Licht zu zeigen. Das ·heißt, der Mann frei werden. Neue Sicherheitsaufla,ge: Krypton-85 
ist sehr kritisch .eingestellt. muß gebunden wenden. Wir alle sind der Mei-

Wir müssen daran denken, daß immerhin nung, Idaß ,die Menge der Schadstoffe limitJiert 
6 bis 8 Tonnen Plutonium auf Ider Welt ver- werden muß: Die amerikanische' Umweltschutz­
streut sind. Diese Mengen bedeuten auf einem behörde hat Idefimtive Regeln für die maxi­
Umkreis von etwa 10, 12 m jeweils eine maxi- mal zulässigen Abgaben für den Brennstoffzyklus 
mal Ziulässige Dosis. Warum diese zu keinen herausgegeben, lin dem der Reaktor nur ein ein­
weiteren Konsequenzen führt, list darauf zurüdi- zilges Glied ist. 
zuführen, ,daß der Inhalationsfaktor in der Grö- Die technische Durchführung in einer Wieder­
ßenordnung von 108, also 1 zu 100 'Millionen, aufibereitungsanlage ist die, ,daß vor dem Ein­
liegt. Das heißt, die Wahrscheinlichkeit, das zu bringen einer neuen Charge die alte Charge 
inkorporieren, ist extrem gering. zur Gänze durchgebracht und die Anlage dann 

Zu' der Frage der Lagerung über 1 200 Jahre gereinigt wil'd. Es wirld dann überprüft, ob 
möchte ich ein kurzes Zahlenbeispiel nennen. Von Resllbestände an radioaktiven Substanz.en aus der 
den Spaltprodukten sind Cäsium-137 und Stron- alten Chargedrinnengeblieben sind. Keine Schad­
tium-90 die längstlebigen; etwa in der .Größen- stoffe sind besser beo'bachtibar und runtersuch­
ordnung von 30 Jahren. Die Anfangskonz.en- bar .als radioaktive. So ist Idie Gewähr geboten, 
tration von Cäsium in einem Reaktor unserer daß n~chts verloren:geht. 
Größenordnung ist 4,7 maJ 106 Curie, also un- Professor Broda hat Igesagt, Gläser können 
gefähr 5 Millionen Curie. Wenn wir die Halb-. zerfallen und zerspröden. Das ist na:türlrich mög­
wertszeit, die 30 Jahre heträgt, vervierzigfachen, lich, aber der technische Hinweis läßt den Schluß 

969 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)98 von 144

www.parlament.gv.at



969 der Beilage.n 99 

zu, daß· diese Gläser, wie sie jetzt produziert 
wel'1den, die Zeit aus'ha:lten, trotz ,der Wärme­
entwicklung, die im Laufe der Zeit abkLingt, 
trotz der ,Aktiv1ität, 'die ebenfalls abklingt. So 
hat man dazu Vertrauen, daß diese Art der 
Lagerung zuverlässig ist. 

Sektionschef Fra n k: Herr Abg. Stix hat 
gemeint, daß ,dann, wenn es· keine Wi.ederauf­
bereitungsanlage grube und kei,nen Brüter, die 
Gefahr einer Verknappung und damit einer 
wesendichen Verteuerung ,des Brennstoffes be­
stehe, und damit die Wirtschaftlichkeit der Kern­
energie angezwflife1t. Diese Frage ist sicher eine 
weltweite, aber nicht für Zwentendorf bedeut­
sam. Die Uranversorgung für Zwentendorf ist 
laIbgfris~ig gesichert. 

In der österreichischenEnergieplanung denken 
wir weder an einen Brüter noch ,daran, daß wir 
uns in tdie Wiederaufal'1beitungeDnlas.sen. Wenn 
wir statt der WiederaufarbeitUJllfg eine Dauer­
lagerung ahgebrannter Brennelemente vorsehen, 
die technisch. und wirtschaftlich durchführbar 'ist, 
sind die Lagerkosten nicht wesentlich anders als 
die Kosten für die wieder:aufibereiteten Abfälle, 
die wir zurücknehmen müssen. An der Wil1tschaft­
lichkeitsrechnung, wie' sie im RegieruIlJgsbericht 
ennhahen ist, ändert sich nichts Wesentliches. 

Dipl.-Ing Dr. ·P,a p 0 u s e k: Zur Frage der 
Wieder.aufbereitung. Nach meinen Erfahrungen 
hat die Wiederaufbereitung hochabgebrannter 
Brennelemente für Leichtwas.serreaktoren bis jetzt 
in der &anzen Welt noch nirg,ends funktioniert, 
im Gegensatz ,dazu stehen viele Außerungen von 
offizieller Seite. 

Die erste kommerzielle Großanlage im Staate 
New York wurde wegen starker Korrosions­
erscheinungen stillgelegt. Sie wurde um~flbaut, 
ist aber wegen ,steigender Sicherheitsanforderun­
gen in ammer größere Genehmigungsschwierig­
keiten geraten und ist nicht in Betrieb. 

Die :General Electric hat wegen der aufge­
tretenen Schwierigkeiten ihr Projekt bereits auf­
gegeben. 

Im Südenider USA, ich glaube in South Caro­
lina, wurde einer Wieder:aufarbeitungsanlage aus 
denselben Gründen die Genehmigung V'ersagt. 

In Windscale wurde bisher im kleinen Maßstab 
versucht, hochabgebrannte Brennelemente zu ver­
arbeliten, ebenfalls mit großen Schwier~gkeiten. 
Wie jeder weiß, ist die AnLage seit 1973 still­
gelegt. 

DeutsChe Journalisten haben festgestellt, daß 
in La Hague keine hochabgebrannten Brenn­
elemente aUiS Leichtwasserreaktoren aufgearbei­
tet werden können, sondern nur die niedr:ig­
abgebranntem Brennel.emente !der alten franzö­
sischen Kernkraftwerke, deren Radioaktivität 
nur ein Sechstel von ·der 'der hochabgebrannten 

Brennelemente aus Leichtwasserreaktoren beträgt. 
Es hat dort eine Teilanlage für hochabgebrannte 
Brennelemente gegeben, ,die im Mai 1976, ich 
gLaube, drei Wochen lan:g in Betl'1ieb war. Diese 
mußte wegen technischer Schw\ierigkeiten wieder 
stillgelegt wel'1den. 

Bei ·der Wiederau~bereitungsa:nlage in Karls­
ruhe handelt es sich um eime V,ersuchsanlage, 
deren Erfahrungen, man niCht ohne we~teres auf 
Anlagen ,im großtechnischen Maßstab übertragen 
kann. Außerdem g~btes ,eine Reihe von unge­
lösten Problemen, diedtie betreff,enden Her­
ren, die mit ,den Erfahrungen un'd mit den 
Versuchsergebnissen der Versuchswiederaufberei­
tungsanlage Karlsruhe v,ertraut sind, zugeben. 

In der Zeitschrift "atomwirtschaft" waren fol­
gende Schwiel'11gkeiten angeführt: 

,,'1. Die Forderung nach MinJimierung .der Ab­
gabe radioaktiver Spa1tgase an die Umwelt bei 
der Wiederaufarbeitung macht ,die Entwicklung 
und Erprobung entsprechender Abgasreinigungs­
anlagen zur RückhaLtung des Krypton-85, Jod-129 
und Tritiums erforderlich ... 

2. Der sehr "iel höhere Durchsatz einer großen 
Wiederaufarbeitungsanlage bei 'gleichzeitiger Er­
höhung des Abbrandes, das heißt des P.lutonium­
Gehaltes ,der Brennelemente, erschwert die geo­
metrisch ~ichere Auslegung der Apparate gegen 
Kritikalitätsunfälle. Geometrisch sicher heißt, 
daß ,die Querschnitte der Rohrleitungen und 
Apparate so bemessen sind, daß es nacht zur An­
sammlung einer kritischen Masse von z. B. Plu­
tonium mit :der daraus foLgenden Kettenr,eak­
tion kommen darf ... 

3. Die Wiederaufarbeitung hochab&ebrannter 
Brennelemente führt we&en der höheren Radio­
aktivität zu ,einer stärkeren Zersetzoog des 
ExtrakitionsmitteLs, was zu Schwierigkeiten bei 
den nachfolgenden Verfahrensschritten sowie zu 
geringeren Plutonium-Alusbeuten führen kann ... 

5. Bei ,der .Nbfa.llbehandlung und Endkon­
ditionierung lieg,en die Schwerpunkte der For­
schungs- und Ellftwicklungsal'1beiten aus der Ver­
fahrensentwicklung zur Verfestigung des hoch­
aktiven Abfalls. Die chemische Binbindung der 
hochaktiven Spaltprodukte in Gläser gilt wdt­
weit als das elifolgversprechendste Verfahren, 
weil Gläser nach unseren Kenntnissen die beste 
Kombination Ider vom endzulagernden Produkt 
. zu fOl'1dernden Eigenschaften aufw,eisen. So zielen 
auch alle drei derlin der Bundesrepublik ver­
folgten Verfahren auf die Vel'1glasung der Spalt­
produkte. Zwei dieser Verfahren werden in Groß­
forschungs einrichtungen, nämlich in Jülich und in 
Karlsruhe, eflltwickelt. Sowohl für das in Jülich 
entwickelte, ursprünglich für ,den hochakniven 
Abfall der Hochtemperaturreaktor-Wliederauf­
arbeitung konziplierte rFIPS-V,erfahren wie auch 
für ,das in Karlsruhe entwickelte VERA-Ver­
fahren ,steht die aktive Erprobung im technischen 
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Maßstab noch aus. Dies gilt auch für das Ver­
fahren der Firma Gelsenberg. 

DiieseErprobung muß .Anfang der 80er Jahre 
erfolgen, wenn der Terminplan, der eine Ver­
glasung des HA W mehrere Jahre nach Beginn 
der W,iederaufarbeitung vorsieht, ,eingehalten wer­
den soll ... " 

Ich ,glaube, das Problem der Wiederaufarbei­
tung kann man nur dann als gelöst bezeichnen, 
wenn demonstriert wiI'd, ,daß die Wie'deuufar­
beitung technisch funktioniert und sicher ist. 

Nun zur frage des Transportes und der 
Lagerung. Nach meinen Informationen gibt es 
versch,iedene Behälter, mit denen radioaktives 
Material transportiert wird. Die Typ-A-Behäl­
ter sind normale Transportbehälter, an die keine 
besonderen Anfor:derungen zu stellen slind, die 
für ,den Transport schw,ach- und mittelaktiver 
Abfälle gedacht sind. Die Typ-B-Behälter sind 
für die abgebrannten ,Brennelemente -gedacht. 
Es gibt noch solch,e Behälter, die mit Trocken­
kühlung flUnkti~nieren, und solche, die mit Naß­
kühlung funktionieren. 

Für die Typ-B-Behälter gibt es standardisierte 
Tests. Sie müssen einen Rall aus 9 m Höhe 
überstehen, sie müssen ,den Fall aus 1 m Höhe 
auf einen Dorn überstehen, sie müssen ein 
halbstündiges Feuer von 800 0 C aushalten und 
sie müssen 8 Stunldenlim Wasser dicht bleiben. 
Nun ist die Frage, ob diese Anforderungen 
realistisch sind. Es gibt noch viele andere denk­
bare Situationen, in die diese Behälter kommen 
können. 

Bezüglich Bndlagerung gilt dasselbe. Es gibt 
ni1'1gendwo ,inder Welt ein En'dlager hoch aktiver 
radioaktiver Abfälle. 

Die Schweiz hat 'schon 1959 eine Firma be­
auftragt, ,ein ,solches Endlager Ziur Verfügung 
zu stellen. Nach 10 Jahren mußte dieses Unter­
nahmen zugeben, daß es ihm nicht Igelungen sei, 
ein solches Endlagerprojekt vorzuweisen. 

In DeutSchland werden schw.ach- und mittel­
aktive Abfälle ,im SalZ!bergwerk Asse eingelagert. 
Es wird aber von den ,deutschen Behördetl 
immer wieder geS:lJgt, 'daß es sich dabei um Ver­
suchseinlagerungen handelt ,und das keinesfalls 
als Endlagerung ,anzus'ehen sei. 

Bezüglich der schwachaktiven Abfälle ,ist man 
der Meinung, daß man ein erstes Ziel der End-

lagerung erreicht häute. Bezüglich der mittelak­
tiv,eu Abfälle :spricht man ausschließlich von Ver­
suchseinlagerungen, und zwar will man diese 
Bezeichnung verwendet wissen im Hinblick auf 
die Technologie. Es wird gar nicht behauptet, 
daß die Versuche im Hinblick ,auf Sicherheit 
stattfinden. Bezüglich der hochaktiven radio­
aktiven Abfälle heißt es ,in den Protokollen des 
Bundestages: Die heute entwickelten Endlage­
rungskonzepte, etwa die Verbringung in geologi­
schen Formationen, wie Salz, Granit, Ton, Ba­
salt usw., bedürfen in den nächsten Jahrzehnten 
noch der :lJUsfiihrlichen Erprobung und Absiche­
rung durch Versuchslagerprogramme. 

Dipl.-Ing. Bin ne r: Es wird hiti:siert, daß es 
keine Praxis inder Endl~gerung giht. Nur muß 
dazu gesagt werden, daß Versuche in dieser 
Richtung nicht zugelassen werden. 

Dr. G r ü m m: Die Bemerkung von Kollegen 
Broda stimmt, ,daß die Kraftwerke in Frank­
reich und England in einer gewissen Phase mili~ 
tärische:s ,Plutonium erzeugt haben, das ist nicht 
mehr der Fall. Ich habe aber den normalen 
Betrieb gemeint, nämlich Kernkraftwerke ni<it 
langem Abbrand der 'Brennelemente und lan­
gem Einsatz. Hier kann leicht kontrolliert wer­
den, ob der Deckel alle drei Monate oder jedes 
Jahr aufgemacht wird. Hier ist also die Mög­
lichkeitder Abzweigung für militäri:schen Ge­
brauch sehr eingeschränkt. 

Die englische Regierung hat sich nach einem 
hunderttägj,gen Hearing von Experten dazu ent­
schlossen, die Wiederaufher,eitungsanlage in Wind­
scale auszubauen. Ich kann nicht annehmen, 
daß die englische RegieI1ung ,die Sache nicht 
genau überlegt hat. 

Die Ford-Mitre-Studie in den USA ist der Mei­
nung, daß nukleare Abfälle und Plutonium auf 
Dauer in sicherer Weise gelagert werden können. 
Wenn sie in ordentlicher Weise in ,geologische 
Schichten eingebettet werden, . gibt es wenig 
Chance, daß diese Materialien die Umwelt in 
gefährlichen Quantitäten wieder erreichen. Sogar 
wenn Material entweichen würde, würde es keine 
großen Folgen nach sich ziehen. 

Ich möchte nun anhand von Lichtqildern illu­
strieren, worum es geht. 
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13.4-.1978 

.. 
Osterreichische Bleiproduktion 

6 000 t, 30 Jahre .... 0,18 Mio t 

Das entspricht 6 Mia L. D. 

Autobahn: bis 100 kg Blei /km 

GKT in 30 Jahren 

Versiegelt in Beton oder 

Glas, im trockenen FeLs 4 Mia L. D . 
• 

Halbwertszeiten 

Strontium 90, Cäsium 137 ca. 30 Jahre 

Plutonium 239 . 

Blei t Quecksilber 

Kadmium. Arsen, etc .. 

( inaktiv) 

24300 Jahre 

unendlich 

101 

F
·· ProduHktlibon, t ·t Ifff\\ •. 

1978 relsetzung, a wer szel ~-" 
von toxischen Stoffen 
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'EINATMEN 

Chlor 

Phosgen 

Ammoniak 

969 der Beilagen 

Cyanwasserstoff 

r. a. Abfälle 10 Jahre alt 

r a. Abfälle 500 Jahre alt 

VERSCHLUCKEN 

Barium 

Arsen 

r. q. Abfälle 10 Jahre alt 

r a. Abfälle 500 Jahre alt 

13.4.1978 

4 x 1 014 

2x10 13 

6 x 1 012 

6 x 1 012 

4x1010 

1 x 1 0 9 

9x10 10 

1 x1 010 

2 x'1 010 

3 x 1 0 6 

l 

1978 Jährliche Produktion in den fti\\ 
USA (100 KKW) in Letaldosen \)-(1 
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lSpaltprodukte 

1\ 

\ 
',' Erz -.. ,~ 

~-
Rückstände 

--..-.- ----.,. 

\ ~ 
\ 
J , 

103 

-wasser m3 

. 

~ 
""-""'N~ 

105 

Jahre-.. 

Radiotoxizitätdes 
Abfalls aus 1 t Uran 

103 
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13.4.1978 

GKT (30 Betriebsiahre) 
• 

Es entstehen 

einzulagern sind' 

6000 kg Pu 

30 - 120 kg Pu 

Das entspricht 
(bei Verschlucken) 

0,4 -- 1,6 Mio L. D. 

1 Quadratkilometer Land (dauernd) 

enthält bi s 500 m Tiefe 3 Mio L. D. 

das Bundesgebiet 250 Mid L. D. 

(300 Mio t U, 100 t Ra) 

~r 1 

~ ~D ooT . 
.. • 1 ~ . '" ..... .. ." . . ... .' 

.. . . -
.. 

. . . 

. ' . .. 
.. 

. 
........ 

. -..... 
.: ... 

. . .'1." .. 4 .. • " .", .. 

• • • • •• 0" •• '. • .. 

1000 m 

E 
o o 
LI) 

Vergleich der Schadens- If/fff;\ 
1978 potentiale r a. Abfall-Natur ~." 
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Es wird immer wieder darauf hingewiesen, wie 
gefähdich Plutonium ,~st. Wenn man diese Menge 
des Pliutoniums, ,die etwa in Zwentendorfent­
steht, durch dre Zahl der L'etaldosis dividiert, 
dann kommt man dauuf, ,daß in der Tat einige 
MiHi,arden Menschen getötet werden könnten, 
wenn man dieses PLutonium ,den Leuten in geeig­
neten Dosen eingibt. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß der In­
halt der gesamten österreichischen Apotheken 
eine ganz schöne Menge von LetaLdosen dar­
stellt. Ich habe auch darauf hingewies,en, daß in 
jedem Haushalt-zig Letaldosen in der Speis 
stehen oder in der Insektizidkammer, im Garten 
usw. 

Das in den Vereinigtlen Staaten festgesteUte 
größte . Letalpotential ist die Chlorproduktion 
mit 4 X 1014 Letaldosen pro Jahr. nie Letaldosis 
an Arsen hat etwa dieselbe Größenordnung wie 
.zehn Jahr alte Abfälle aus 100 Kernkraftwerken. 
.Währen,d wir diese Abfälle verglasen usw., wer­
den etwa 10010 des Arsens in den Vereinigten 
Staaten in Form von Arsentrioxid frei auf die 
Kcker als Insektizide v,erstreut. CAbg. Dr. W i e­
si n ,g e r: Das Arsen atmet er ja nicht ein!) Na­
tÜ1"lich, wenn es vom Wind au·fgewirlbelt wird, 
atmet er es 'ein, ,genauso wie das Plutonium. 

Nächst,es IB~ld: Die österreichische IBleiproduk~ 
tion macht in, 30 Jahren 180 000 To~nen aus. 
Wenn wir annehmen, ·daß 30 Gramm Bleiver­
bindung 'letal sind, dann steLlt dasein Potential 
von 6 MiLliar,den Letaldosen dar. Die GKT er­
zeugt in 30 Jahren 4 MiHiarden Letaldosen. Diese 
werden versiegelt in Beton oder Glas und im 
trockenen Fels untergebracht. Von IBlei blasen 
wir eine nicht unerhebliche Menge von Letal­
dosen durch den Auspuff des Autos ins Freie. 

Was. ich damit sagen w,ill, ist, daß die ganze 
AtomdiskulSsion ,die Gefahr in sich schließt, daß 
wir gewohnte, hingenommen'e große Gefahren 
vernachJlässigen und vergessen und eingebildete 
Gefahren inden Vorder<grund schieben. 

Jetzt kommen Wiir zu den Halbwertszeiten. 
Jeder von uns hat ndioakt-ive Substanzen im 
Körper mit H;tlbwertszeiten von 1,3 Milliarden 
Jahren. Das heißt, die Halbwertszeit allein sagt 
recht· wenig a,us. StrontiUJID., Cäsi,um haben eine 
Ha~bwertszeit von 30 Jahren, ,P,lutonium eine 
von 24300 Jahren. Da:für wird alle Vorsorge 
getroffen. 

Wie schaut es mit Blei, QuecksiLber, Arsen 
und den üblichen Stoffen unserer Industrie aus? 
Diese haben unendlich lange Ha·~bwertszeiten, 
das heißt, sie verschwinden uberhaupt nicht. Der 
öffentlichkeit ist das überhaupt nicht geläufig, 
es fehlen ganz ·einfach ,die Maßst~be. 

Jetz·t gehen wir zu den Halbwertszeiten der 
Abfälle über., Sie sehen, daß ein 'teil der Spalt-

produkte relativ kurz abkl'ingt. Nach zirka 
1 000 Jahren weisen ,die im Boden eingelagerten 
radioaktiven Aibfälle nur mehr .die Giftigkeit 
von in .der Natur vorkommenden Uranlagern 
auf. Und die Natur lagert diese radioakniven Ab­
fälle unsorgfältig, s<hlampig, nicht verglast ins 
Grundwasser ein. 

Die Konsequenzen davon merken wir auch. 
Wenn Sie von Neusiedl naCh Gmünd übersiedeln, 
bekommen Sie 100ma:1 soviellBeLastung pro Jahr, 
als die Behörde sichersteLlen :will, daß die Zwen­
tendorfer von ihrem Kernkra,ftwerk bekommen. 
In Wien allein können Sie 100 mrem Unterschied 
zwischen Südhahnhof lund Börse halben. 

Letztes Beispiel: GKT (30 Betriebsjahre). Es 
·entstehen 6 000 kg Plutonium. Einzulagern sind 
30 Ibis 120 kg Plutonium. Der Weg,üherden 
diese Stoffe wieder herauskommen können, geht 
nur über das Wasser . Beim VerschLuCken sind 
das 1,6 M~llionen Leta:ldosen. Im IBul1>desgehiet 
liegen bis zu 500 m Tiefe mindestens 300 Mil­
lionen Tonnen Uran, das ist eine durchschnittliche 
Konzentration, und 100'Tonnen Radium. 

Wenn Sie einen km2 unseres End1agers bis 
100 m Tief.enehmen,dann :halben Sie ~n Form 
von Radium in diesem. Stück 3 MiUio'nen Letal­
dosen, also fast das Doppelte ,dessen, was von 
30.Jahren Kernkraftwerk eingelagert werden 
soll. 

Die Einbettung der AbfälLeer.folgt in Glas­
körpern. Der Stahl ist nicht als Korrosionsschutz 
gedacht, sondern als Abschirmung. Die Lagerung 
wird in solchen Abständenvor:genommen, daß 
die Temperatur nicht über 2000 C steigen kann. 

Wir haben Erfahl'lungen mit radioalktiven Ab­
fällen über eine Zeit von 1,7 Milliarden Jahren. 
Es ist hekannt, ,daß es in Ga.bun so hohe Kon­
zentrationen gab, daß sich dort vor 1,7 Mi.1liarden 
Jahren eine natürLiche Kernkettenreaktion ab­
gespielt hat, bei der Plutonium und aUe Spalt­
produkte entstanden sind. 

Wir haben sehr unerwünschte Erfahrungen 
mit .der Einlagerung von radioaktiven Ahfällen 
im Boden. Es sind bereits 400 Endlager von 
ra,dioaktiven AbfäLlen auf der Erde vorhanden. 
Es handelt sich dabei um zirka 400 unterirdische 
Atomexplosionen, die von ,den Militärs durch­
geführt wurden. 

Ich will nicht behaupten, daß die natürliche 
Einwirkung .der Radioaktivität für den Men­
schen gesund sei. Man schätzt - man kann es 
aber nicht beweisen -, ,daß von etwa 
2 500 KrebsfäUenetwa 4 au.f die natürliche 
Radioaktivität zurückzuführen sind. Ich möd1'te 
aber betonen,eilneBe1astung der Bevölkerung 
mit 100mrem, wie ,es die Natur macht, durch 
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die Katastrophe eines Abfallagers kann praktisch Eine Studie in der Ver-ein~gten .Stlaaten hat 
ausgeschlossen werden.' kIal'gemacht, daß die bilsher.ige Praxis in den Ver­

einigten Staaten sehr unzulfriedensteUe11ldist, daß 
Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Herr Bundes- keine ein7J~ge der in Verwendung steheIliden Ab­

minis~er! In einer schrifdich,en Anfragebeantwor- taHdeponien der Atomenergiekommisson sich in 
tung einer Anfrage von Dr. König vom 7.De- einer geologisch bef.riedigenden Lage befindet und 
zember 1977 haben Sie uns' mitgeteilt, daß für daß die gegenwärtig geübten Praktiken der Be­
die Genehmi-gung der Verpackung von Versand- seicigung direkt in den Boden auf1ange Sicht die 
stücken und den besonderen Verkehr der Fahr- Umwelt verseuchen werlden. 
ze.uge usw. d,ie Bundeskompetenz z;u vol:lziehen. 
seI. Dieser Bericht bezieht sicha,uf die mittel- und 

Bundesminister Dr. S t a r i ha c he r: Ich habe 
mich nur auf den 'iBescheid bezogen, der auf 
Grund .der ADR~Besoimmung ausgesteMt werden 
mußte, daß die Umhül11ung entspricht. Das macht 
nicht der Bund, sondern das Land oder der Lan­
desIiauptmann in fßundeskompetenz. 

Die Länder wollen keine Kompe~enz a:bgehen. 

Abg. W i .J i!e (SP): Herr Dr. Papousek! Sie 
hahen uns nichts anderes erklärt, als daß Jour­
naIisten nach La Hague gefahren seien. Ich würde 
doch meinen, -daß das für ,einen Beitrag eines 
Experten recht wenig ist. Sie_ haben auch in etwa 
gesagt, was Sie aUes ,gelesen halben. Ich bitte Sie, 
wenn konkre~e Fragen auftreten, sie dadurch zu 
beantworten, indem ganz konkrete Fragen auf-· 
geworfen werd-en oder beantwortet. 

Dr. Pa p 0 u se k: Ich habe ganz konkret 
Schwierigkeiten aufgezeigt, ich hahe vi,er Punkte 
genannt. Wenn .ich beauftragt bin, ein Gutachten 
zu 'erstellen, geschieht das naoürtlich in einer an­
deren Form. Es kommt, glaube ich, auf die 
Stichlhä.ltigkeit ,der Argumente an. 

Dr. G r ü m m: Es wlir,den noch weitere Ex­
perimente mit den Behältern gemacht. Weiters 
gibt es auch noch -einen Bericht von Experten 
ü:ber La Hague. 

Dr. W e -i s h: Es steht hier ein Widerspruch im 
R:aum: Es wlirdgesa,gt: Einerseits verhindern die 
Atomgegner, daß die .Nbdiallagerung praktisch er­
probt· wird,urIld andererseits fordern sie die Er­
probung. Das ist kein Widerspruch. Denn die 
Kerntechnik ist ja nicht neu, und es war elnlge 
Jahrzehnte Zeit, diese Prollieme in Agriff zu 
nehmen. 

W:enn man nachsieht, kommt man auf schreCk-. 
liche Erfahrungen. Ich erinnere an die vielen 
Deponien im Meer, wo hochradio- toxische 
niederaktive Abfälle, die Transurane in enormen 
Mengen enthalten, in Form sogenannter Ver­
suchsv-ersenkungen im Meer abgelagert werden. 
Das sind Dinge, die man beenden muß. 

Der Versuch aU dieser Prozesse besteht immer 
nur darin herQuszufinden, was die Deponie auf 
diese Art und W:eise kosvet. Es wird nicht sicher­
gestellt, daß der Einfluß auf die U~welt vernach­
lässig bar klein ist. 

nieder:akniven A:bfähle. Die niederak1liven sind 
dann besonders bedenklich, wenn sie höhere 
Konzentrationen an Trall'sul'lanen enthaLten. 

Für die Lösungen, die wir. fOl'dern müssen, 
haben· wir noch keine Errfiahrungen. , 

Zu Professor Grümm möchte ich sagen: Es be­
stehen doch prin7!ipielle Unterschiede zwischen 
Strahlung unld dem Großteil der chemischen 
Schadstoffe, wie Chlor und Arsen, für die gilt: 
Nur die Dosrs macht das Gift. Daher sind diese, 
Vel'lgleiche meiner AnSicht nach nicht sinnvolL 

Wir müssen heute umwelthygienisch eine 
Wende vollziehen, wir I):lüs~en lebensbedrohende 
Dinge aus unserer ~iviJisation beseitigen' und 
n~cht mit der 'Entschuhd~gung, daß es noch größere 
Gifite gitbt, in der Richtlung Wieitenpl'OlduZiieren. 

Es wird immer wieder betont, die Natur 
liefert selbst die besten Maßstähe. Ein deutscher 
NukleaCimedi~iner hat gesagt: Wür selb~t sind 
ein wisserrschaftlicher Beweis dafür, daß di,e natür­
liche Stnhlung human und ohne jedes Risiko ist. 
Das ist ein logischer Irrtum, denn es genügt n:icht 
die Existenz der übet1lebenJden, sondern man muß 
einfach die Opf.er solcher Einflüsse nehmen. 

Sektiorrschef Dr. Fra n k: Ich möchte aus­
drücklich feststellen, daß sich Österreich, obwohl 
es kein Meeressta1at ist, vehement und en1:schieden 
gegen die Ernhrin~ng von radioaktivem Material 
in ,das Meer ausgesprochen hat. Wir sind der Mei­
nung, daß man ra,dioakuives M<1'terial, damit die 
Umwelt nicht beeinträchtJ~gt wird, nur in Fest­
körperform lagern kann, um den absoluten Ab­
schluß -gegen die Biosphäre zu garantieren. 

Dipl.-Ing. Bin n e r:W,ir sind uns alle darüber 
eini,g, aaß wir die Umwelt möglichst frei von 
Scha,d&toffen und so gering konzentriert wie mög­
lich halten wollen. Ich habe Beispiele gebracht, die 
durchgerechnet wurden und die die extrem nied­
rig-e Wahrscheinlichkeit von Opfern aus einer 
möglichen Plutoniumkontamination unter Beweis 
stellen. 

Dr. Pr i s c hau f: Ich glaube, daß atle chemi­
schen Substanzen genauso irgeilidweiche Krank­
heiten auslösen können, auch in einer geringen 
Konzentration. Nur ist das nicht untersucht. 

Dr. G r ü m m: Ich hJaJbe ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß die Iiatüriliche StJ:iah~ung nicht 
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unschädlich ist. In der Natur kommen pro MilLion 
Menschen j~hr1lich rUnid 2 500 Krebse vor. Ich bin 
aber nach wiie vor der Meinung, der einzige Maß­
.stab, an dem wir messen ·kÖnnen, rst die Natur. 

Obmann Ahg. S ta {{Id i n ger: Das Thema 
-des heuügen Tages wlar Tnansport, Wielderaufbe­
rci,tung, Lagerung. Wir sinld .dabei auf ,die grund­
sätzliche Frage der Nutoniumwirtschaft, gekom­
men. Ich l'a1Sse diese Erörterung bei dem Versuch, 
ein Resümee zu ziehen, aus. 

Ich stelle fest, daß zu der Frage des Trans­
portes von den .A!bgeot1dneten einige konkrete 
Anfragen gesteHt wurden, die beantwortet wur­
den. Die KompetenlZifragen b'leiben offen. Auf die 
Möglichkeit der Salboo;!!ge hat insbesondere Herr 
Dr. Weish hirugewiesen. Die FraJge, ob die Normen 
rea.}istisch sinid, wurtle von Herrn Dr. Papousek 
gesteHt. Di.ese wUI1de zuminldest beantwortet. 

Es besteht die Auffassung, daß das Problem der 
Wieder:",ufibereitung noch nicht gelöst sei. Herr 
Dr. Weish ha't gemeint, daß diese Fr~e, wenn ,die 
Dosenbelastmng für die MeD!Schen herabgesetzt 
wird, auch nicht lösbar sei. Dr. Broda h;tt gesagt, 
daß keine einz'i.~e WiederauFbereitungsanl'a,ge 
funkuioniert UIl/d daß sie außet1dem viel zu teuer 
seien. Dr. Stix hat die Fr,a.ge gesteHt, wie das mit 
dem Problem der La:gerun'g sei, wenn sich die 
Wiederau'~bereitung als unmögIlich erweise, und 
ob dann überhaupt die Energiebilanz noch auf­
gehen kann. Dr. ~apousek hat gesagt, bei der 
Frage der Wiederaufbereitung gelte dasselbe wie 
bei der Fra.ge· der La.gerung, es muß einma~ 
demonstriert werden, daß es funktioniert. Hier 
ist auf die Wieder,au,fibereitJUng~anla.ge in Karls­
ruhe hingewliesen worden. Meine Frage, ob es 
auch noch andere funktionierende Anlagen gibt, 
ist mit ja beantwortet wot1den. Es ist auch er­
wähnt worden,· daß die Entsorgu'ngvon 200 
Atomkraftwerken vielleicht nicht Übera.ll maxi­
mal, aber doch gelöst sei. (Abg. Dr. S t i x: Wir 
haben aus dem ersten Protokol:l die klare Aus­
sage, daß sie praktisch nirgends gelöst sei!) 
Dr. Weish hat auf den Plutoniuttnverlust hinge~ 
wiesen und auf ,die NukleoiJde, die auch· in die 
Verglasung nicht eingeschlossen wer:den können. 

Zur Frage der Lagerung hat Dr. Broda gesagt, 
daß die Verglasung einen höchst probletnlatischen 
Wert hat, daß man keine Erfahrungen damit hat .. 
Dr. S,inner hat dazu gesagt, daß es imqlerhin seit 
20 ],ahren Erfahrungen gebe. 

Zur Frage, ob es Endiliager g~bt, k<am die Ant­
wort, daß es 400 ruaoürliche Enldlager gibt. Es sei 
so etWJas wie eine pemonstI1ation. (Abg. Dok­
tor S ti x: Bei den 400 urugewollven Endlagern 
hanldelt es S'ich um die Freisetzung von radio­
aktivem Potential aus ganz kleinen Mengen. Ein 
Endlager'umfaßt ja Tonnen!) 

Dr. G r ü m m: Pa sich Radioaktivität 
messen läßt, können Sie natürlim hochrechnen. 

Dr. Pa po U 5 e k: Es ist folgende Fnage noch 
nicht behandelt worden: Wenn es in der nächsten 
Zeit nicht Ziur Wiekieraufhereinung kommen kann, 
dann müßten die La.gerkap<tZJitä,ten in Zwenoen­
dorf erweitert werden. Pas war ja von vorn­
herein nicht vorgesehen. Man müßte darüber 
diskutieren, ob -dias nicht Noomaßnahmensind 
und ob das nicht zusällZJLiche Risken mit' sich 
bI'ingt. 

Dr. W e i 's h: Es wurde nom nicht behandelt, 
was mit einemausgebranntel;l Atomkra.~twerk in 
österreich geschieht. 

Dr.G r Ü m m: In der ganzen Wek sind die 
Kernkraftwerke -diabei, sogenannte : Ko.mpaktlager 
einzubauen. Die ua'genbecken wut1den bisher rela­
oiv beqruem ausgelegt urid auf einen flüssigen Ab­
transport zu den W,ielder.au~bereitungsanlagen. 
Gegenwärtig ist m:an da/bei, dichtere Gestelle ein­
zusetlien, um mehr Brennelemente einlagern zu 
können. Es hat in den USA begonnen und wird 
nunmehr auch in Europa angewendet. Es werden 
borha.ltige Bleche eingebaut. Diese Frage ist exper­
tenmä&i.g s'ehr~enlau untersumt wOl1den, es hat 
sichdahei kein wesendich neues Risiko heraus­
gestellt. 

Der Abbau von Kernkraftwerken ist 'Sicherlicll 
ein Problem. Es müssen aber auch andere Indu­
strieanlagen abgebaut werden, etwa ausgediente 
Kohlenkraftwerke. Beim Abtransport der letzten 
Brennelementladungenwerden etwa 99,90f0der 
Radioaktivität des Kernkraftwerkes abtranspor­
tiert. Es verbleiben allerdings im Kernkraftwerk 
Anlageteile, besonders im Reinigungskreislauf und 
auch ,der Reaktorkessel, die selbst noch strahlen. 
Nun gibt es verschiedene Methoden. . 

In einem Kraf~erk ist der Kessel ,innerhalb 
des Betons verblieben, vergossen worden, und 
das Reaktorcontainment wird von der Stadt 
als Lagerhalle verwendet. Ein Kraftwerk' in den 
USA ist komplett abgebaut worden. Es gibt ins­
gesamt vier. Beispiele versuchsweise abgebauter 
Kernkraftwerke. Der katastrophal kap'uttgegan­
gene Reaktor der Schweizer w~rde vollkommen 
zerlegt abgebaut in der Kaverne. 

Das Wesentliche ist, daß ,der große Teil der 
Anlagen nicht aktiviert ist, es handelt sich um 
Rohre, Kessel usw. Diese werden nach einer 
gewissen Abklingzeit mit Abschirmung, nötigen­
falls auch fernbedient, zerlegt. Das entscheidende 
Problem ist die Kostenfrage. Darüber gibt' es 
Abschätzungen. 

Obmann Abg. S tau d i n ger unterbricht die 
Sitzung um 13 Uhr. 
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h) Sitzung vom 14. April 1978 

Obmann-Stellvertreter Dr. H ein d I eröffnet 
die Sitzung um 9 Uhr. 

Der Unterausschuß beschließt, für die Sitzung 
am 25. April 1978 die Vertraulichkeit nicht auf­
zuheben. 

Abg. Dr. Marga Hub i n e k(VP): Schwer­
punkt aller Sicherheitsmaßnahmen werden die 
noch offenen Fragen der Endlagerung sein. Frage: 
Welche Vorstellungen hat man, wann konkret 
wir,d mit einem Standort zur Abfallagerung 
hochradioaktiven Abfalls zu rechnen sein? Die 
Bundesregierung sagt in ihrem Bericht sehr deut­
lich, daß es undenkbar erscheint, die Betriebs­
genehmigung zu erteilen, solange nicht die Kette 
der Entsorgungsmaßnahmender Endlagerung ge­
geschlossen oder als geschlossen anzusehen ist. Wie 
verhält sich die Frau Minister zu dieser Forde-
rung? 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Bin ich richtig mit 
der Überlegung, daß die Auslegung eines solchen 
Kompaktlagers von der präliminierten Zeitdauer 
der Lagerung durchaus abhängig ist? Bedeutet 
das, daß ein solches als Kompaktlager zerniertes 
Territorium entsprechend den dort zu erwarten­
den Abstrahlungen an Energie und Halbwerts­
zeit unter Umständen ~uf Jahrzehnte oder Jahr­
hunderte hinaus isoliert werden muß? 

Bundesminister Dr. L e od 0 I t er: Man kann 
das natürlich nur auf eine gewisse Zeit machen. 
Wir haben vorgesehen, daß dieses Lager zum 
Wechsel der Brennstäbedient, wobei wir an­
nehmen, daß immer ein Drittel gewechselt wer­
den muß, daß sechs, sieben, acht Jahre .die Brenn­
st~be übernommen werden können und außer­
dem noch eine Reserve da ist, so daß das ganze 
Chor, also 1000/0, hineingenommen werden ,kön­
nen. 

Dr. G r ü m m: Das Kompaktlager ist eine 
Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 t e r: Zwei vor- Adaptierung einer innerhalb des Reaktor­

rangige Vorstellungen haben bei der Endlagerung gebäudes vorhandenen Lagereinrichtung. Im Ge­
ihren Platz: ,die eine. Vorstellung is;, d.aß wir I bäude sind Wasserwannen vorgese~en, um Bren~­
alles außer Landes schicken, so daß Wir die End- elemente auslagern zu können. Bisher waren die 
lagerung nidlt im eigenen Land machen müssen. Brennelemente dort mit großem Abstand vor­
Eine andere Sache ist die, daß wir bis zu dem gesehen. Da der Transport nicht garantiert wer­
Moment, wo wir die abgebrannten Brennstäbe den kann, war nötig, das K9mpaktlager enger 
außer Landes bringen können, eine Möglichkeit einzurichten. Risken: Wärmeabfuhr muß garan­
haben müssen, Brennstäbe zu lagern. Wir können tiert werden, etwas vermehrte Aktivitäten müs­
kein Kernkraftwerk beginnen, wenn wir nicht sen aus dem Wasser herausgenommen werden, 
eine Idee haben, was machen wir mit dem Müll es muß die Kritikalität verhindert werden, das 
am Schluß. Daher haben wir gesagt, wir brauchen erreicht man wenn man zwischen die Gestelle 
ein standortbezogenes Projekt. Das bedeutet, Stahlplatten hineinschiebt. Die Speicherfähigkeit 
daß man vorher prüfen muß, ,dort und 'dort der Elemente selbst ist mit zirka 20 Jahren bis­
könnte man dieses Projekt ausführen. Bei der her nachgewiesen, ohne. daß irgendwelche Schäden 
Übergangslagerung haben wir gesagt, es würde auftreten. Die Lebensdauer des Kompaktlagers 
sich um eine sehr kurze Lagerung handeln, in- geht bequem über die Lebensdauer des Kraft-· 
zwischen haben wir gehört, ist ,diese Spanne der werkes selbst hinaus. 
Zeit länger geworden. Wir müssen ein Kompakt­
lager errichten. Das Zwischenlager ist ein inter­
nationales Problem, an dessen Lösung auch inter­
national gearbeitet wird. 

Abg. Dr. Marga Hub i n e k (VP) : Welche 
Vorstellungen hat man über das Kompaktlager, 
mit welchem Zeitraum rechnen Sie? 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 I t er: Der Zeit­
raum ist ,relativ kurz, das Kompaktlager wird 
in Kürze gebaut werden. 

Abg. Dr. Marga Hub in e k (VP): Ist es 
richtig, daß diese Umwandlung in ein Kompakt­
lager nur mehr Monate dauert? 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 tel': Das ist 
schon seit einem halben Jahr im Gange. 

Abg. Dr. Marga Hub i n e k (VP): Könnten 
Sie in zwei Monaten in der Lage sein, eine Ge­
nehmigung für das Kompaktlager zu erteilen? 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 I tel': Voraus­
gesetzt, daß die Bedingungen erfüllt sind. 

Abg. Dr. Marga Hub i n e k (VP): Die Regie­
rung - Frim Bundesminister Leodolter hat schon 
des öfteren gesagt, die Latte wäre sehr hoch ge­
legt - hat gemeint, daß die ganze Kette der 
Entsorgungsmaßnahmen, und zwar bis zur End­
lagerung als geschlossen angesehen werden muß. 
Wie sieht diese Kette bis zur Endlagerung aus? 
Welche Vorstellungen hatte man, als man diese 
Stelle des Regierungsberichtes verfaßte? 

Abg. Dr. S c r i n z i (FP): Im Regierungs~ 
bericht wird unter anderem darauf verwiesen, 
daß die U~stellung . auf Kernenel'gie unter 
anderem den Vorteil bringt, daß man durch aus­
reichende Uranlbevorratungkonjunkturunahhän­
gig werde. Frage: :Bedeutet das, ,Jaß für dieses 
Uran in Form von 'technisch vOr1bereiteten B,renn­
stäben bei uns ein Lager besteht, oder wir.d .Jas in: 
dem Land, wo wir 'es kaufen; geI:l!gert? 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 tel': Das Lager­
becken muß auf ein Kompaktlager umgebaut 
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werden, das ist in vollem Gange und 'der Bescheid Im Regierungsbericht sind die Gesamtgeste­
kann in einiger Zeit erfolgen. Das geht dann hungskosten für 1 kWh mit 31,5 bis 37,2 Gro­
auf sechs bis acht Jahre. Für die Außerlandes- schen beziffert. Der Bericht der Diskussions­
bringung gibt es einen paraphierten Vertrag, wir 'gruppe 3 hat Gestehungskosten zwischen 60 Gro­
gehen sicherlich mit dem Material dann gleich schen und 1,08 S ausgewiesen. Wie erklärt sich 
ins Ausland. Das ist eine Ke~te, die bereits da dieser Widerspruch? 
ist. Etwas anderes wäre, wenn wir hier ein End-

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Wenn lager proponieren. Ich glaube nicht, daß es sinn- . 
für Persien Kostenbeiträge in Mil1iardenhöhe zur voll ist, heute dieses Projekt im Detail durchzu-
Debatte stünden, würde es sich nicht mehr aus­denken, denn in den vielen Jahren, die dazwi-
zahlen, einen Mann hinzuschicken. Ich führe V er~ schen liegen, werden sich hier noch 'sehr viele 

N b 'W' b ch . Z' . ch handlungen diesbezüglich mit vielen Staaten, euerungen erge en. Ir rau en em WlS en-
I d· "ß ß h lb d K k ft aber mit Iran ist es am weitesten, weil Iran. er-ager, leses mu te au er a es ern ra -
werkes sein, es muß ein standortbezogenes Pro- klärt hat, es denkt an eine Lagerung, weil es 

selbst bis zu 25 Kernkraftwerke errichten wird jekt ein. Das brauchen wir noch zu unserer 
Kette. ' und sich daher das Lagerproblem genauso dar-

stellt. Diesbezügliche Verhandlungen, wie eine 
Bundesminister Dr. S t a r i ba eher: Jeder solche Kooperation ausschauen 5011, sind im 

Staat will Energiereserven anlegen, wie bei öl, Gange. Ich kann keine bestimmte Zahl nennen, 
Gas usw., soll man auch Uranstäbe in Reserve 7 Milliarden werden es nicht sein. 
haben, da man mit verhältnismäßig geringem 
Volumen ungeheure Energiemassen speichern Die zuständigen Fachleute konnten keinen 

schlüssigen Beweis bringen, daß man sagt, die kann. Für uns in Österreich ist das nicht möglich, 
d . h b . V . d' K Erfahrungen des letzten Jahres sind atypisch oder enn wlr a en elnen ertrag, wle le ern-
kraftwerksstäbe angeliefert werden, sie werden typisch. Richtig ist, daß' auf Grund der bisherigen 

Erfahrungen bis zum Einsetzen der starken 
auch ins Kraftwerk eingebracht. Rezession bzw. der Erdölkrise Zuwachsraten zu 

Abg. Dr. Marga Hub in e k (VP): An welchen erwarten gewesen wären, die auf lange Sicht 
Standort denkt man beim Zwischenlager? Gibt gesehen eine Verdoppelung' in zehn Jahren der 
,es da Kontakte mit der betroffenen Bevölke- Elastizitätskapazität der Engpaßleistung erbracht 
rung? haben, das heißt, 70/0 gewesen sind. 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Es gab Abg. Dr. S t i x (FP): Nach den geglätteten 
13ürgermeister, die zu mir gekommen sind, die Zuwachskurven waren wir das letzte Mal 1960 
mir einstimmige Beschlüsse des Gemeinderates bei einer Zuwachsrate von 7%. Von da ab ist 
vorgelegt und gesagt haben, Herr Minister, es die Zuwachsratenkurve permanent gefallen und 
erscheint uns zweckmäßig, daß Sie veranlassen, liegt bei 4,50/0. 
daß die GKT bei uns nachsieht, ob ein Zwischen-

1ager errichtet werden kann. Ein Zwischenlager Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Diese 
zu finden, ist eindeutig Aufgabe der Gesellschaft Berechnung kenne ich auch, sie wird nur von der 
und wird auch von der Gesellschaft wahrgenom- Elektrizitätswirtschaft überhaupt nicht geteilt, 
men. Die Gesellschaft versucht diesbezüglich weshalb ja auch die Elektrizitätswirtschaft im 
Standorte zu finden, weil sie letzten Endes dem Einvernehmen mit ,dem Wirtschaftsforschungsin-' 
Ministerium ein standortbezogenes Projekt ein- stitut jetzt nicht sagt 70/0, sondern nur mehr 
reichen muß. Ein Lager ist möglich, wenn die 5,7010. 
Bevölkerung was der Gemeinderat zum Aus- Bezüglich der Preise: Im Regierungsbericht 
-druck bringen muß, zustimmt. wurden auf Grund der Berechnungen der GKT 

die Ziffern angenommen, die auf S. 95 zu finden 
Abg. Dr. S ti x (FP): Zu den Verhandlungen sind. Im zweiten Heft sind die dort in dieser 

mit Persien: Wie beurteilen Sie die Aussichten? Gruppe erarbeiteten Annahmen, die meiner Mei­
Ist es richtig, daß die Perser für die Lagerung nung nach durch nichts begründet sind, außer 
des Atommülls einen Kostenbeitrag in der Grö- man sagt, man muß extrem teuer rechnen, etwa 
ßenordnung von mehr als 7 Milliarden ver- für die Kosten ,des Endlagers. Der Strom aus der 
langen? Kerntechnik wird meiner Meinung nach 45 bis 

Die tatsächliche Zuwachsrate für Strom liegt 50 Groschen kosten. 

1977 bei 1,8%, prognostiziert waren 5,7010. Dieses Abg. Dr. S t i x (FP): Die Schätzung von 45 bis 
Auseinanderklaffen ist bereits über längere Zeit 50 Groschen Hegt aber noch immer unter den 
feststellbar, wie sehen Sie, Herr Minister, die niedrigsten Schätzungen der Expertengruppe, die 
Weiterentwicklung beim Stromzuwachs, und im die Wirtschaftlichkeit berechnet haben. 
Zusammenhang damit, glauben Sie wirklich, daß 
die Nichtinbetriebnahme Zwentendorfs eine Dr. Fra n k: Die Expertengruppe hatte' nicht 
Lücke bedeutet, die nicht anders zu schließen die Aufgabe und nicht die Unterlagen, das zu 
,geht? berechnen. Sie hatte die Aufgabe zu beurteilen, 
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ist die Kernenergie billiger als die übliche kon­
ventionelle Stromerzeugung, sie ist zur Erkennt­
nis gekommen, daß die Kernenergie billiger ist. 
Allerdings war ,die überwiegende Meinung, nicht 
in dem Ausmaß, wie seinerzeit angenommen. 

Abg. Dr. S ti x (FP): Die Gruppe der Wissen­
schafter hat ihre Berechnungsgrundlagen in Ta­
bellen offengelegt. Halten Sie diese Tabellen 
für richtig oder falsch? 

Dr. F ,r a n k: Diese Tabellen sind in der Rela­
tion zueina~der im großen und ganzen richtig, 
aber sie treffen nicht auf die GKT zu, sie sind 
auf einen anderen Zeitpunkt bezogen. Die GKT 
hat 1972 zu bauen begonnen, sie hat eine Menge 
Leistungen' bekommen, die relativ billiger sind, 
als wenn sie sie heute bekommen würde. DieSe 
Tabelle bezieht sich auf den Zeitpunkt 1976. 

Abg. H i e t I (VP): Die Frau Minister hat 
erklärt, man könne alles außer Landes bringen, 
aber man braucht ein Zwischenlager. Herr Mini­
sterStaribacher hat dazu gesagt, es gibt Bürger­
meister, die 'Bohrungen durchführen lassen wür­
den. Glaubt man seitens der Bundesregierung, 
daß man solche Standorte für eine Zwischenlage­
rung im Einvernehmen mit der betroffenen Be­
völkerung in absehbarer Zeit finden kann? 

'Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Es ist 
keine Frage, daß wir versuchen, außerhalb des 
Landes diese Fragen zu lösen. Genauso ist es keine 
Frage, daß die GKT verpflichtet ist, alles zu 
unternehmen, um nachweisen zu können, was 
sie unternommen hat, um dieses Problem zu 
lösen. . 

Abg. Dr. Marga Hub i n e k (VP): Herr Mini­
ster! Sie haben sinngemäß gesagt, Sie verhandeln 
mit einem Dutzend Ländern und haben offen­
gelassen, daß diese Verhandlungen schon' eine 
Weile gehen und noch nicht abgeschlossen sind. 
Gleichzeitig aber sagen Sie, daß die Frage eines 
Zwischenlagers und Endlagers Sache der GKT ist. 
Wer ist nun letztlich veranwortlich? Der Ver­
antwortliche müßte doCh die Verhandlungen 
führen. 

Ein Zweites haben Sie anklingen lassen, ,daß 
Einflüsse von außen einstimmige Beschlüsse von 
Gemeinderäten ins Umgekehrte wenden lassen, 
die ,sie sich dann von diesen einstimmigen Be­
schluß distanzieren und die Bohrgenehmigung 
nicht, erteilen. Diese einstinimigen Gemeinderats­
beschlüsse sind doch sicher in der Annahme 
irgendwelcher Vorteile erfoLgt. Welche Vorteile 
könnten sich, diese Gemeinden erwarten? 

Bundesminister Dr. S ta r i b ach e r: Die 
Verantwortung für das Endlager oder Zwischen­
lager, wie immer Sie das nennen, liegt ausschließ­
lich bei der GKT. Die GKT selbst verhandelt 
auch. Ich habe angeboten, sowohl im Ausland als 
aum im Inland, die an mim herangetragenen 

Vorschläge zu behandeln, oder solche Vorschläge 
aus dem Ausland zu bekommen, weil die GKT im 
Ausland als privates Unternehmen gilt und im 
Iran ,keine Möglichkeit hätte, dort entsprechende 
Verhandlungen von Anfang an zu führen. Dazu 
ist notwendig, daß die Voraussetzungen auf Mini­
sterebene, auf Staatsebene, geklärt werden. 

, Was die Vorteile betrifft, so ist es am besten, 
ich lese Ihnen den Brief vor, den ich bekommen 
habe: "Aus der Niederschrift über die Gemeinde­
ratssitztmg 'ersehen Sie, daß der Gemeinderat 
einstimmig bereit ,ist, eine Lagermöglichkeit für 
Atommüll anzubieten. Alle Gemeinderäte sind 
sich über mögliche Aktionen gegen Alberndorf 
klar, die auch persönliche Diskriminierungen nach 
sich ziehen können. Der Beschluß wurde in 
ruhiger Diskussion err,eicht, keineswegs erzwun­
gen. Der Gemeinderat, ist dafür, weil es um die 
Sicherung der Energieversorgung und der Ar­
beitsplätze in Osterreich geht. Der Gemeinderat 
ist überzeugt, daß die Verantwortlichen für diese 
Dienste die ,erfol'derliche finanzielle Entschädi­
gung zuerkennen und für den Schutz der Ge­
meindebürger sorgen." Ich habe damals nur 
erklärt und wiederhole das auch hier: Wer bei der 
E-Wirtschaft anstreift, ist noch nie schlecht ge­
fahren. (Abg. Dr. Wie si n ger: Das ist kein 
Argument! Abg. Hof s t e t t e r: Für die Be­
troffenen schon!) Aber klingende Münze. (Abg. 
Hub i ne k:Also das sind die Vorteile!) 

Das ist doch immer so: Selbstverständlich gibt 
es Bedürfnisse der Gemeinden, wo die E-Wirt­
schaft tätig wird, die man bei der Gelegenheit 
bereinigen muß. 

Abg. H i e tl (VP): Herr Minister, Sie sagten. 
die GKT ist zuständig Standorte zu sumen. Wir 
haben gehört, der Iran ist bereit, wenige Tage 
später hat der Herr Bundeskanzler gesagt, so 
sicher ist das nicht. Es gibt anscheinend in der 
Bundesregierung überhaupt keine klare Auf­
fassung darüber, ob es zu solchen Standorten 
überhaupt kommt, ob man' im Ausland etwas 
finden, oder ob man nicht doch in Österreich 
die Endlagerung machen muß. 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Es gibt 
in der Regierung einen klaren Standpunkt. Wir 
bemühen uns, eine Lösung zu finden. Wir kön­
nen in der Regierung doch nichts anderes machen. 
Ich kann doch den Iran nicht zu etwas zwingen, 
ich muß mit ihm verhandeln. Die Äußerung des 
Iranischen Außenministers ist halt noch kein Ver­
trag. 

Wenn die Sicherheitsbedingungen erfüllt sind, 
dann muß man eine Lösung finden, und da wurde 
ich gefragt, welche Vorteile hat eine Gemeinde, 
da konnte ich nur sagen: Eine Gemeinde, die an 
einem Projekt der E-Wirtschaft anstreift, ist 
noch nie schleCht gefahren. 
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Abg. Dr. S er i nc i (FP): Ich sehe es kom­
men, man wird uns in kurzer Zeit klarmachen, 
wir brauchen gar kein Endlager, und es wird sich 
das Zwischenlager in ein provisorisches Endlager 
verwandeln. Ist das wissem.chaftlich fundiert, 
wenn man sagt, in 20 Jahren werden wir diese 
Rückstände weiterverwenden können? Was sind 
die wesentlichen Unterschiede in den Sicherheits­
kriterien für Zwischen- und Endlager? . Gibt es 
konkrete Hinweise für mögliche Recyclings­
Verfahren der StrahlUngsabfälle bezüglich Ver­
handlungen über Endlager: Wo verhandelt eigent­
lich die GKT und mit welchem bisher konkreten 
Erfolg über die Endlagerung, mit welcher Grö­
ßenordnung muß bei den Gestehungskosten ge­
rechnet werden? -

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Wie 
wird eine solche Verhandlung geführt? Ich habe, 
wenn ich im Ausland war, keine Gelegenheit vor­
übergehen lassen, weder im Westen noch im 
Osten, zusagen, wir haben das Problem der 
Atommüllagerung, können Sie in Ihrer Regie­
rung darüber Gespräche führen? Wenn man 
darüber gesprächsbereit ist, wird eine Delegation 
geschickt, die besteht aus Beamten und Exper­
ten, dann wird auf zwei Ebenen geredet. Es gibt 
Gespräche auf Regierungsebene, aber auch auf 
unterer Ebene, es geht darum, welche Lösungs­
möglichkeiten können gefunden werden, die im 
Interesse des Iran, der 25 Kernkraftwer ke· bauen 
wird, und österreichs mit. einem Kern­
,kraftwerk, liegen. Das sind dann die Verhand­
lungen, die auf zwei Ebenen geführt werden. Da­
her bin ~ch außerstande, Ihnen auch nur an­
nähernd eine Größenordnung zu sagen. 

Dipl.-Ing. Bin n e r: Zu Sicherheitsvorkehrun­
gen für Zwischen- und Endlager: Die Sicherheit,s­
vorschriften gelten für ,ionisierende Strahlungen, 
das heißt, das wird im Gesetz und Verordnungen 
berücksichtigt, egal woher sie kommen. In allen 
Länldern gibt es für die Durchführung der Maß­
nahmen entsprechende Vorschriften, Empfehlun'­
gen und Richtlinien. Ich möchte darauf hinwei­
sen, daß die Lagerung von abgebrannten Brenn­
elementen Sicherheitsprobleme mit sich bringen, 
die in ihrer Größenordnung geringer sind als bei 
den Kernkraftwerken. Wir haben bei der Beur­
teilung des Kompaktlage~s die Vorschriften der 
USNRC und der Bundesrepublik Deutschland 
berücksichtigt. 

Abg. Dr. Sc r i n zi (FP): Ist Kompaktlager 
und Zwischenlager ident? 

Dipl.-Ing. Bin n e r: Nein. Aber in der tech-
nischen Durchführung. . 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Was sind die Unter­
schiede in den Sicherheitskriterien? Wenn wir in 
österreich ein Zwischenlag~r ins Auge fassen, 
warum können wir nicht gleichzeitig endlagern? 

Dr. G r ü m m: Für ein Endlager oder Zwi­
schenlager einen Standort zu beschaffen, ist kein 
technisches, sondern ein politisches Problem. Das 
Kompaktlager braucht keinen Standort, weil es 
innerhalb des Reaktorgebäudes liegt. Das Zwi­
schenlager ist gedacht für abgebrannte Brennele­
mente. Das Endlager ist gedacht fürrückkeh­
rende Abfallstoffe. Ein entscheidender Unter­
schlied ist; idas Zwischenlager ist :gewissermaßen 
ein großes geschütztes Schwimmbecken, ein End­
lager ist ein geologisches. Sicherheitstechnisch 
müssen beide allen Sicherheitsstandards entspre­
chen, das ist ,aber technisch verschieden zu lösen. 
Wir könnten selbstverständlich auch ein perma­
nentes, ein Jahrtausende langes Obertagelager 
in Betracht zi€lhen, man könnte die Brennele­
mente vielleicht nach zwei Jahrzehnten aus dem 
Wasser herausnehmen und trocken lagern, weil 
die Wärme dann abgeklungen ist und die Luft­
kühlung genügen würde. Der entscheidende 
Grund ist der, daßriiemand sagen kann, wie die, . 
menschliche Gesellschaft in tausend Jahren aus­
schaut. Es müßten solche oberirdischen Lager be­
wacht, gewartet usw. werden. Vor allem aus ge­
sellschaftlichen Gründen baut man das perma­
nente Lager unter dem Boden, in ruhigen geolo­
gischen Formationen, wo sich voraussichtlich 
nichts ändern wird. 

Zur Wartung der radioaktiven Abfälle. Die 
entscheidende Substanz, die dabei ensteht, ist 
das Plutonium. Plutonium ist ein wertvoller 
Kernbrennstoff, z. B. ,hat die Bundesrepublik 
Deutschland all ihr Plutoniuin in Reaktoren ver­
bracht, durch Verbrennen verschwinden sie von 
der Erde. 

Wie schaut der Weg zu einern echten Endlager 
aus? Es scimmt, daß in der Welt noch kein be­
nütztes Endlager besteht. Es gibt Probelager, 
man bringt es vorerst in einer Form ein, daß es 
unter Umständen in 20 Jahren wieder herausge­
holt werden kann. Man nennt das rückholbare 
Endlagerung. Es unterscheidet sich vom endgül­
tigen Endlager dadurch, daß . die Grube zum 
Schluß verschüttet wird. 

Der zweite Gedanke, wenn man das' einige 
Jahrzehnte lagert, kann man unter Umständen 
auf einen Fortschritt, der Technologie Rücksicht 
nehmen, bevor man das Ganze zuschüttet und 
unzugänglich macht. 

Der Betrieb der Aufbereitungsanlageist ein 
chemischer Prozeß, in der Sie verschiedenes 
trennen können .. Je weniger Komponenten: sie 
trennen, umso wirtschaftlicher arbeitet das. Eine 
feinere Auf trennung kostet mehr. Der Gedanke 
ist, das Cäsium und Strontium abzutrennen, 
so daß Cäsium, Strontium, Plutonium, Uran 
heraußen sind, und der ganze andere Rest. Der 
ganze andere Rest ist nämlich kurzlebiger. Cä­
sium und Strontium könnte inan in den Reak~ 
tormantel hineinstecken, so daß später in schnel-
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len Brütern mit Neutronen das bombadiert 
wird, und auf diese Weise in kürzerlebige man 
das umwandelt. Das zweite ist, daß Cäsium und 
Strontium wertvolle Wärmequellen darstellen, 
und auch ,durch ihre Strahlung Chemiequellen. 

Abg. Dr. S c r i n z i (FP): Ihre Ausführungen 
würden bedeuten, daß wir heute schon technolo­
gisch in der Lage sind, Plutonium gänzlich aus~ 
zuarbeiten, also das Plutoniumzeitalter zu ver­
hindern. 

Dr. G r ü m m: In der Deutschen Bundesrepu­
blik hat Professor Stoll bisher ein, zwei Tonnen 
Plutonium verarbeitet, zum Teil aus deutschen 
Reaktoren st,ammend, zum Teil dazugekauft, zu 
sogenannten Mischoxyden. Während sie nor­
malerweise 3010 angereichertes Uran haben, kön­
nen sie bei den Mischoxyden billigeres Uran 
nehmen, sie brauchen nur 1,8°/0, den Rest macht 
das Plutonium dazu~ Diese Brennelemente setzen 
sie ganz. normal ins Kernkraftwerk ein. In 
Obrigheim ist bereits der ganze Chor gespickt mit 
Plutoniumelementen gelaufen, es sind bisher 
17 Tonnen solcher Mischoxyde erzeugt worden 
in einer automatisch völlig abgeschirmten Pro­
duktionsanlage. Damit ist der technische Nach­
weis erbracht, daß das geht. 

Der europäische Weg besteht im Augenblick 
darin, das Plutonium zu vernichten, und zwar 
zu 99,5°/0 im Reaktor. Für österreich ist noch 
nicht entschieden, was mit dem Plutonium ge­
schehen soll, das in La Hague entsteht. Nun ist 
das Problem, wie macht man solche Elemente 
den Terroristen unzugänglich. Da ist der Ge­
danke Plutonium und Uran gleichzeitig zu verar­
beiten; dann der zweite Gedanke, etwas vom 
Strontium und Cäsium mitlaufen zu lassen, sd 
daß di~se Elemente auf die frischen Elemente 
stärker strahlen, damit wird es unzugänglich 
sein. Das müßte dann in den Behälter für abge­
brannte Elemente im Kraftwerk kommen. Dieses 
Recycling hat sicherheitstechnische und wirt­
schaftliche Vorteile. 

Abg. DDr. K ö niß (VP): Wann ist der Brenn­
stoffkreislauf geklärt? Frau Bundesminister, Sie 
sagten 'o/ir brauchen ein Zwischenlager und dieses 
muß standortbezogen sein. Warum eigentlich 
ist das jetzige Lager derart gering disponiert, 
warum hat man das Kompaktlager nicht von 
Haus aus größer dimensioniert? Ist die Paraphie­
rung des Vertrages in bezug auf La Hague mit 
Wissen und Zustimmung des Ressorts erfolgt? 
Wann ist mit einem auf einen konkreten Stand­
ort bezogenen technischen Projekt für ein Zwi­
schenlager zu rechnen? Staribacher sagt, man muß 
Zwentendorf schnell in Betrieb nehmen. Wie ver­
hält sich das mit den Verwirklichungsmöglich­
keiten des Regierungsberichtes, wenn ich vom 
Endlager absehe, und das entsprechende von 
Ihnen genannte Zwischenlager nehme, daß ja 
auch da sein müßte? Wann kann das sein? 

Bundesminister Dr. S t a r i ba c her: Selbst­
verständlich soll Zwentendorf womöglich mor­
gen in Betrieb gehen, erstens, wenn es fertig 
wäre, zweitens, wenn die Sicherheitsbedingungen 
erfüllt sind, und drittens, wenn selbstverständlich 
geklärt ist, wie die Entsorgung erfolgt. Anders 
geht es ja nicht. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 I t e r: Warum 
keine größere Aufnahmefähigkeit für ,dieses Lager 
von vornherein vorgesehen war: Weil es eine 
ganz andere Konzeption war. Es war die Vor­
stellung, daß wir längstens nach drei Jahren die 
Brennstäbe aus diesem Kernkraftwerk zu einer 
Aufbereitung geben können. Die GKT hat bei 
uns wegen eines Lagers, welche die Brennstäbe 
drei Jahre aufnehmen könnte, angesucht. Inzwi­
schen hat sich ergeben, auch ,in vielen anderen 
Staaten, daß das anders ausschaut, und überall 
dort geht man auf das Kompaktlager über. 

Der CO GEMA-Vertrag hat bisher mit uns 
nichts zu tun. Das ist eine Sache, die die GKT 
mit dem Handelsministerium . gemacht hat. Im 
Moment wird das geprüft und ma.n wird dazu 
noch Stellung nehmen. Es ist nicht sicher, daß 
wir das nach der Aufbereitung wieder zurück­
nehmen müssen, denn es gibt die Möglichkeit, 
wenn COGEMA aufbereitet, daß man das gleich 
ins Ausland bringt. Aber um ganz sicher zu 
gehen, falls das zurückkommt, haben wir gesagt, 
für die Neunziger Jahre brauchen wir ein Auf­
fanglager, und deshalb muß ein standortbezoge­
nes Projekt vorhanden sein. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Der Herr Han­
delsminister hat am 21. Feber erklärt: "Die GKT 
muß zuerst mit der Regierung Kontakt aufneh­
men, ob sie diesen Vertrag tatsächlich unter­
schreiben kann." Hat· die GKT Kontakt aufge­
nommen? (Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: 
Jawohl!) 

"Die GKT wird kaum das Risiko auf sich 
nehmen, ohne. eine diesbezügliche Erklärung der 
Bundesregierung einen Vertrag abzuschließen, 
aber das liegt im Ermessen der GKT." Hat die 
GKT einen Kontakt mit dem zuständigen Res­
sortminister aufgenommen, haben Sie die GKT 
davon in Kenntnis gesetzt, daß die Bundesregie­
rung eine derartige Erklärung abgeben. wird? Wie 
und wann wird eine derartige Erklärung der 
Bundesregierung erfolgen? 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Die 
GKT hat mit mir Kontakt aufgenommen und mir' 
persönlich mitgeteilt, daß sie einen solchen V er~ 
trag paraphieren wird. Ich habe der GKT mit­
geteilt, ·daß das im Risiko und Ermessen der 
GKT liegt, weil in diesem Vertrag drinnensteht, 
daß es ,inder Hand der COGEMA liegt, ob und 
inwieweit sie den "Mura" zurücknehmen muß. 
Das kann sie nur, wenn die österreichische Bun­
desregierung eine diesbezügliche Option in dem 
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Vertrag akzeptiert. Gibt die Bundesregierung 
eine solche Erklärung nicht ab, müßte die GKT 
vom Vertrag zurücktreten, dadurch verliert sie 
15 Millionen Pönale. ' 

Abg. Dr. S c r i n z i (FP) : Im Vertrag ist vor­
gesehen, daß nicht die GKT, sondern die Repu­
blik österreich die Option übernimmt. Ich würde 
die Schlußfolgerung zi~hen, wir können einem 
solchen Vertrag solange nicht, zustimmen, als in 
österreich die Frage einer provisorischen Zwi­
schenlagerung nicht gelöst ist. , 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Wenn 
von seiten der GKT dann der konkrete Antrag 
mit der übersetzung des Vertrages vorliegen 
wird, wird die Bundesregierung darüber natür­
lich befinden müssen. 

Abg. Dr. Sc r i n zi (FP): Es :vird eine Zustim­
mung geben, ohne daß das Zwischenlagerproblem 
gelöst ist? 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Konkret 
wird es sicherlich davon abhängen, wie die Ver-

Abg. Dr. Wies i n ger (VP): Wann werden 
Sie das entscheiden können, werden Sie am 
24. April das sagen können? ' 

Bundesminister Dr. S t a r i b a,c her: Das 
kann ich nicht sagen, denn das ist von verschiede­
nen Vorfragenabhängig: Wie schaut es mit der 
Endlagerung aus, wie weit ist die GKT nicht nur 
bereit, sondern auch willens, gegebenenfalls das 
Risiko auf sich zu n~hmen, den Vertrag zu 
unterschreiben, auch dann, wenn, sie keinerlei 
Zusagen hat. Es ist zu klären, wie überhaupt der 
Genehmigungsfortgang dieses Vertrages ist. 
österreich hat noch nie einen solchen Vertrag 
unterzeichnet. (Abg. Dr. Wie s i n ger: Haben 
Sie verfassungsrechtliche Bedenken?) Ich habe 
überhaupt keine Bedenken, sondern ich habe 
nur die Pflicht und Schuldigkeit, das gewissen­
haft prüfen zu lassen. (Abg. Sc r i n z i: Könnte 
die GKT einen Vertrag abschließen 
Albg. W. i e s i n 'g ,e r: Ist er albgesch10ssen oder 
paraphiert? - Direktor S tau d i n ger: Jawohl, 
abgeschlossen. ) 

handlungen geführt werden. Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Er ist abgeschlossen 
Abg. Dr. Wie s ,i n ger (VP): HatdieGKT und enthält zumindest eine negative Funktion 

der Regierung den Vertrag in der übersetzung für ,die Republik, ohne daß deren Zustimmung 
vorgelegt? (Bundesminister S t a r i ba c her: Bis bisher eingeholt wurde. Wenn, wie z. B. in der 
jetzt nicht.) Darf ich die Herren der GKT fra- Schweiz, besondere Gesetze beschlossen werden 
gen: Ich habe gehört, daß die GKT der Bundes- würden, 'entsteht die Situation, daß, ein ofIen­
regierung den Vertrag zugeleitet hat. Darf ich um sichtlich priV'atrechtlicher Vertrag besteht, deren 
Beantwortung bitten? Einhaltung dem Gesetzgeber nicht aufgezwungen 

- werden kann. Das Parlament könnte sehr wohl 
Direktor S tau d i n ger; Die GKT hat erst Gesetze beschließen, die die Zurücknahme zu den 

nach Paraphierung des, Vertrages entsprechend Vertragsbedingungen ausschließen. Frage: Welche 
qualifizierte Fachleute in österreich beauftragt, Situation entsteht dann? 
eine authentische übersetzung' herzustellen, und 
diese authentische übersetzung wird in den näch­
sten Tagen fertig sein. DerVertragsinhalt ist dem 
Handdsministerium bekannt, es wurden mehrere 
Exemplare in englischer Originalfassung über­
sendet. Nicht die Republik österreich steigt in 
die vertragliche Option zur Rücknahme des Ab­
falles ein, sondern die Republik, österreich gibt 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Eine 
eindeutige, die ich auch eindeutig mit der Ge-, 
seilschaft klargelegt habe. Ich habe der Gesell­
schaft kL~r und deutlich gesagt, daß es ein Risiko 
ist, das die Gesellschaft eingeht, weil die Bundes­
regierung keine Wlie immer geartete Obligation 
übernehmen kann. 

eine Erklärung ab, die allenfalls verlangte Rück- Ahg. Dr. Wie s i n ger (VP): In welcher Form 
lieferung des Abfalles grundsätzlich nicht durch haben Sie das der GKT zukommen lassen. 
Gesetz, Verordnung oder sonstige Maßnahmen 
zu verhindern, Die österreichischen Behörden 
haben meinigen Jahren noch immer die Möglich­
keit zu sagen, grundsätzlich Rücknahme ja, aber 
die Spezifikation entspricht nicht den österreichi­
schen Rechtsvorschriften. Die Franzosen haben 
sich, für diesen Fall verpflichtet, die Brennele­
mente bis 1995 zu lagern. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Der Inhalt des 
Vertrages wurde der Regierung zur Kenntnis 
gebracht. Nun haben wir kaum 14 Tage Zeit zu 
entscheiden ja oder nein, oder wir zahlen Pönale. 
Wann wird die Bundesregierung in dieser Frage 
entscheiden? 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Das 
kann ich Ihnen zu diesem Zeitpunkt nicht sagen. 

Bundesminister Dr. S ta r i ba c her; Es gibt 
einen Schriftverkehr. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Ist es möglich, 
das dem Ausschuß zur Verfügung zu stellen, 
wo drinnen steht, daß Sie die GKT warnen, 
diesen Vertrag abzuschließen. 

BundesministerDr. S ta r i ba c her: Sie,müs­
sen streng unterscheiden zwischen dem Gespräch, 
welches ich mit den, Herren geführt habe, und 
zwischen dem Schriftverkehr, der zwischen Sek­
tion und Gesellschaft durchgeführt wurde. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): In welcher 
Form liegt das schriftlich vor? Haben Sie die 
GKT ,davor gewarnt? Gibt es darüber einen 
Schriftverkehr? 

8 
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Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Es gibt 
nicht nur einen Schriftverkehr, sondern auch Aus-

. sprachen. Ich kann nur wiederholen, daß ich 
ausdrücklich aufmerksam gemacht habe, daß ich 
nicht imstande bin, eine Zusage zu machen für 
diesen VertragsteXl, weil ich natürlich dazu gar 
nicht ermächtigt bin. Das ,ist Sache der Regie­
rung, ich hatte noch keine Gelegenheit zu einem 
Antrag, weil keine übersetzung vorliegt. Wir 
werden dem Ausschuß selbstverständlich den gan­
zen Schriftverkehr zur Verfügung stellen., 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Sind Sie in der 
Lage und bereit, Gedächtnisprotokolle dem Aus­
schuß vorzulegen? 

Blindesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Alle 
Aufzeichnungen, ·die in der Sektion liegen, wer­
den zur Verfügung gestellt. 

Abg. Dr. Marga Hub i n e k (VP) : Herr 
Minister, Sie haben also die GKT nicht im un­
klaren gelassen, daß der Vertragsabschluß das 
ausschließliche Risiko der Gesellschaft ist. War 
es das kalkulierbare Risiko wert, diesen Vertrags­
abschluß vorzunehmen? Welche überlegungen 
waren für die Gesellschaft maßgebend? 

Direktor S tau d i n ger: Bei jedem Vertrag 
tragen die Vertragspartner das Risiko. Wir müs­
sen daher in alle Verträge, wo ein solches recht­
liches Risiko gegeben ist, entsprechende Formeln 
aufnehmen, was zu geschehen hat, wenn sich die 
Rechtslage in einem Land ändert. , 

Zur Frage der Abg. Hubinek, was uns ver­
anlaßt hat den Vertrag jetzt abzuschließen: Die 
GKT hat ni~t allein abgeschlossen, es handelt 
sich um einen ganzen Block europäischer Ver­
tragsparteien. Die Verträge sind alle wortgleich. 
Die cOGEMA hat verlangt, daß alle Verträge 
zur gleichen Zeit bis spätestens Ende März abge­
schlossen werden. Hätte die GKT niCht abge­
schlossen, wäre der Zug abgefahren gewesen. 
Für die Auflösung des Vertrages gibt es auch 
keine' Pönale, sondern eine Stornogebühr von 
rund 15 Millionen. 

Abg. W i I I e (SP): Es ist doch offensichtlich, 
daß ein französisches Unternehmen mit einem 
österreichischen einen Vertrag abgeschlossen hat, 
warum zielt Kollege Wiesingerso kräftig auf die 
Regierung. Daß die beiden Unternehmen nicht 
die künftige Rechtslage in Österreich bestimmen 
werden, ,ist doch ganz offensichtlich. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Voraussetzung für 
die Betriebsbewilligung ist in jedem Fall, daß es 
ein Lager geben muß, da die Franzosen Wert 
darauf legen, wenn sie einen Verarbeitungsver­
trag schließen, daß sie' das Material rückliefern 
können. Es ist ganz klar, wennn sie eine Erklä­
rungder Bundesregierung verlangen, verlangen 
sie es nicht nur von uns, sondern auch von allen 
anderen. Wie steht es mit der Zustimmung der 
Amerikaner, das amerikanische Uran einer Wie-

deraufbereitung zuzuführen? Ich glaube, ich bin 
richtig ,informiert, wenn bis zum Ablauf von 
90 Tagen die Erklärung nicht abgegeben wird, 
ist der Vertrag obsolet, dann ist die Option weg. 
Wo fällt dann der Groschen oder ist das ad fini­
tum streckbar, wenn sich die Bundesregierung 
auch in den nächsten drei Monaten nicht erklärt. 

Direktor S tau d i n ge r: Zustimmung der 
USA: Ich kann an die Amerikaner erst heran­
treten, wenn ich ein konkretes Projekt habe, 
einen konkreten Vertrag habe, daher nicht wir 
können herantreten, sondern das muß die öster­
reichische Bundesregierung tun, die Zuständig­
keit liegt beim BKA. 

Abg. DDr. K ö n i g NP): Wie hoch ist die 
Stornogebühr ? , 

Direktor S tau d i n ger: Die 15 Millionen 
gelten für 120 Tage, 90 plus 30, die Rücktritts­
möglichkeit zu einem späteren Zeitpunkt umfaßt 
komplizierte kaufmännische Berechnungen. 

Bundesminister Dr. S t a ri ba ehe r: Die Re­
gierung, soweit es in meinem Ressort liegt, hat 
die Voraussetzungen geschaffen, indem eine No­
velle zilm Außenhandelsgesetz demnächst dem. 
Haus zugeleitet wird. Was die Amerikaner be­
trifft, so lautet deren jetzige Auskunft, es handelt 
sich um Probleme, die nur bei einem aktuellen 
Transfer entschieden werden. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Meine Herren 
der GKT: Haben Sie in gutem Glauben gehan­
delt, den Vertrag abschließen zu können? Haben 
Sie damit gerechnet, daß die Bundesregierung' 
ihre Zustimmung gibt? Es haben sich nicht nur 
die GKT, sondern auch andere an der Errichtung 
dieser Wiederaufbereitungsanlage mit einem sehr 
großen Betrag beteiligt. 

Direktor S tau d i n ger: Die Geschäftsfüh­
rung trifft die Entscheidungen nach bestem Wis­
sen und Gewissen. Mehr möchte ich dazu nicht 
sagen. Zur Frage der Beteiligung an den Inve­
stitionen .. Der Vertrag ist so aufgebaut, daß die 
GKT oder jeder Vertragspartner volle Kosten 
tragen muß für die Wiederaufbereitung. Es ist 
abgeschlossen auf Selbstkostenbasis. Die Gesamt­
kosten . liegen in einer Größenordnung von 
1 Milliarde Schilling, ,das ist die Gesamtkosten­
berechnung für die Wiederaufbereitung und nicht 
die Investition. 

Abg. Dr. Wie si n ger (VP): Angenommen, 
die Regierung erteilt keine Bewilligung, müssen 
wir trotzdem die 1 Milliarde bezahlen? 

Direktor S tau d i n ger: Nein. Es gibt kom­
plizierte Vertragsbestimmungen, die sagen, was 
bei CO GEMA verbleibt, und was wir zurückbe­
kommen. Es gibt Fälle, wo wir alles auf Heller 
und Pfennig' zurückbekommen unter gewissen, 
im Vertrag festgel~gten Bedingungen. 
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Abg. Dr. S t i x (FP): Herr Bu~desminister, 
schon am ersten Ausschußtag habe ich Ihnen die 
Frage bezüglich CO GEMA-Vertrag gestellt. Sie 
haben damals wörtlich erklärt: Die GKT wiI'd 
ohne Rückversicherung' durch die Bundesregie­
rung kaum das Risiko des Vertragsabschlusses 
eingehen. 

Bundesminister Dr. S t a r i ba c her: Das ist 
überholt, weil sie abgeschlossen hat. 

Abg. Dr. S ti x (FP): Dann steht fest, daß die 
GKT das Risiko voll eingegangen ist. Welches 
Risiko sehen Sie, wenn Sie später nicht in der 
Lage sind, den Vertrag zu erfüllen? 

Direktor S tau d i n ger: Das kann ich heute 
nicht sagen, "die GeschäftsfriihruIl1g muß ~hI'e Be­
schlüsse auf Grund der dann gegebenen Situa­
tion fassen und die erforderliche Zustimmung der 
Gesellschaftsorgane einholen. Es ist nicht ausge­
schlossen, daß wir zurücktreten. (Abg. S t i x: 
Es ist auch nicht ausgeschlossen, daß sie nicht 
zurücktreten.) Sicher, die Gesellschaft faßt immer 
die Beschlüsse auf Grund einer Momentaufnahme. 

befristet möglich, im Vertrag ist nur eine Frist 
von zwei Monaten vorgesehen. Während dieser 
Frist muß GKT mit CO GEMA verhandeln über 
das weitere Vorgehen. Es muß auf jeden Fall 
eine Entscheidung getroffen werden. Jetzt unter­
stellen wir, die Franzosen wären bereit, das weit 
über die 60 und 120 Tage auszudehnen, ein Denk­
modell. Sie würden aber sicher nicht ein Brenn­
element abtransportieren, wenn nicht vor dem 
ersten Transport diese Regierungserklärung da 
ist. Wir können also diese Entscheidung nicht 
beliebig lang aufschieben, wobei die Franzosen 
auch ,das Recht haben, gegen unseren Willen den 
Vertrag aufzulösen. Wie die Franzosen handeln 
werden, kann ich nicht sagen, aber es ist nicht 
ausgeschlossen, daß die Franzosen uns den Ver­
trag kündigen, denn es gibt große Gruppen von 
Interessenten, die diese geringe Menge, die öster­
reich hier kontaktiert hat, ungeschaut nehmen. 
Das ist zu berücksichtigen, wenn die Geschäfts­
leiuung trotz des finanziellen Risikos für die 
,Aufrechterhaltung des Vertrages plädiert, denn 
das Risiko keinen Vertrag zu haben, ist doch ein 
erhebliches. 

Abg. Dr. S t i x (FP): Also 
sicherung der Bundesregierung 
Vertrag einhalten? 

Carter: Wahlen finden in allen Ländern statt. 
auch ohne Zu - Wie ich das Faktum Carter in meiner Kalkula- ' 
können Sie den 

Direktor S tau d i n ger: Herr Abgeordneter! 
Sie können mich hier nicht festlegen, ich kann 
Ihnen nur sagen, wenn die Frist abgelaufen ist, 
wel'den wir die gesamte Situation überprüfen 
und den Gesellschaftern einen Vorschlag unter­
breiten. 

Abg. Will e (SP): In diesem Fall geht es nicht 
darum, ob die GKT -zurücktritt, sondern 
COGEMA würde zurücktreten und sagen, jetzt 
zahlt 15 MiUionen. 

Abg. Dr. S t i x (FP): Erstes Risiko: Die Bun­
desregierung gibt Ihnen nicht die Zustimmung 
auf diese Option. Möglichkeit: Rücktritt. Für 
Sie ist dieses Risiko klein, denn bis 1995 ver­
pflichtet sich die COGEMA ohnedies zu lagern, 
und Sie sagen, bis dorthin wer,den wir in Öster­
reich das Problem der Zwischenl,ager gelöst haben. 
Zw,eiies Risiko: Schwierigkeiten aus den USA, die 
bei einem so unberechenbaren Präsidenten wie 
Carter durchaus als gegeben erachtet werden 
können. Drittes Risiko: Nichterfüllbarkeit des 
Vertrages durch österreich. Wenn österreich aus 
Gründen, die etwa im Betriebsablauf liegen, den 
Wiederaufbereitungsvertrag mit CO GEMA nicht 
einhalten kann, bedeutet das, daß das, finanzielle 
Auswirkungen hat. Was passiert, wenn COGEMA 
seinerseits nicht in der Lage ist, den Vertrag ein­
zuhalten? (Bundesminister S t a r i ba c her: Das 
geht nichtl) Ich frage aber. 

Direktor S tau d i n ger: Die Verlängerung 
,des Vertrages ohne Regiemmgserkläru11lg ist nur 

tion einsetze, entZlieht sich momentan meiner 
Kenntnis. Carter ist im Vertrag berücksichtigt, 
nur steht nicht sein Name drinnen, sondern: 
Durch Einfluß fremder Länder, die weder öster­
reich noch Frankreich sind. Ahnliche Konstruk­
tion wie für höhere Gewalt. Wenn österreich 
Brennelemente nicht liefern kann, ist das auch 
höhere Gewalt. Wenn Frankreich nicht in der 
Lage ist, zu erfüllen, muß man unterscheiden' 
aus welchen Gründen, ob auf ewig oder nur 
vorübergehend, auth ein Fall höherer Gewalt. 

Abg. Dr. Marga Hub i n €I k (VP): Herr 
Minister! Innerhalb der nächsten-14 Tage ent­
scheidet es sich, ob die GKT 15 Millionen zu 
zahlen hat oder nicht. Ich kann mir vorstellen, 
daß sie das etwas beunruhigt. Was werden Sie 
namens der Bundesregierung unternehmen, daß 
irgendeine Entscheidung in den nächsten 14 Tagen 
geschieht. ' 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Das ,ist 
ein PmbIem, das ich vOr1her reichlichst mit den 
Herren der GKT besprochen habe. Ich persönlich 
werde mich natürlith bemühen, Lösungen zu fin­
den. (Abg. Wie s i n ger: Wie schätzen Sie die 
Chancen ein?) Das ist keine Fallfrcist. Es gibt 
die verschied,ensten Möglichkeiten, etwa, daß 
man den Franzosen klar macht, daß im Parla­
ment eine Aussprache geführt wird. All das ist 
viel beweglicher, gnädige Frau,' als Sie glauben. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Mit der Wieder­
aufbereitung besteht die Chance, daß es gar 
nicht zurückkommt. Ohne Wiederaufbereitung 
bleibt es sither in österreith.' , 
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Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Nein, 
Wir haben auch versucht, mit ,den amerikanischen 
Stellen Kontakte aufzunehmen, wir sind ja stän­
dig in Kontakten. Wir loten aus, was Präsident 
Carter mit seiner Erklärung gemeint hat; wie 
sich das in der Administration auswirkt. (Abg. 
DDr. K ö n i g: Brennstäbe zurückzunehmen?) 
Richnig. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Sie sprachen von 
einer Novelle zum Außenhandelsgesetz, da Sie 
derzeit keine Möglichkeit haben, Einfluß zu neh­
men auf den Handel mit Brennstäben. Das heißt, 
Inhalt Ihrer Erklärung an die Franzosen müßte 

,nur sein, daß die Bundesregierung keinerlei ge­
setzliche Handhabe hat, den Transport zu unter­
sagen, sofern die geltenden Sicherheitbedingun­
gen eingehalten werden. Und jetzt wollen Sie ein 
Außenhandelsgesetz, um die Möglichkeit zu 
haben, das zu untersagen, und um denen zu 
sagen, sie .werden davon nicht Gebraum mamen, 
oder habe lich das falsch verstanden? 

Bundesmimster Dr. S t a ,r i b ach e r: Das 
haben Sie ein bißchen falsch verstanden. Auf 
Grund der derzeitigen Rechtslage gibt es für 
den Außenhandelsminister keine wie immer ge­
artete Möglichkeit, man muß' Möglichkeiten 
schaffen, falls die GKT mcht willens ist, denn sie 
könnte sagen, jetzt nehme ich die Brennstäbe 
doch zurück, obwohl die Regierung diese Er­
klärung nicht abgegeben hat, und ich kann nichts 
machen. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Wenn die Regierung 
die Absicht hat, die Erklärung abzugeben, daß 
man einer Rücknahme, ~enn die Franzosen die 
Option ausüben, nicht im Wege stehen wird, 
dann ist der Zustand erreicht, der jetzt ist, daß 
sie dem gar nicht im Wege stehen können. 

Bundesminister Dr: S t a r i ba c her: Da ich 
einen Vertragsteil akzeptiere, auf den ich öffent­
lich-rechlich keinen Einfluß habe, muß ich mir 
diese öffentlich-rechtlichen Einflußmöglichkeiten 
schaffen. 

Dr. Fra n k: Sinn der Novelle zum Außen­
handelsgesetz ist der, daß die Verantwortung 
nicht vom Unternehmen plötzlich auf die Re­
gierung übergeht. 

,.ÄJbg. Dr. Sc r i n,z i (FP): Wir Ibeschreiten 
jetzt den Umweg des Außenhandelsgesetzes, um 
mit untauglichen Mitteln eine Lücke zu schließen, 
die Sie, Frau Minister über ein spezifisches Gesetz 
Ihres Ressorts schließen müßten. 

Bundesminister Dr. L e 0 cl 0 I t e r: Gegen 
Kompetenzerweiterungen werde ich mich nicht 
wehren. Die Frage war seinerzeit, ob das Gesetz, 
,das wir heute für den Strahlensdtutz haben, aus­
reicht. Ich habe damals gesagt, das ist ausreichend, 
auch andere Stfaten haben Lim wesentlichen genau 

dieselben Grundlagen in ihren Gesetzen enthal­
ten. 

Direktor S tau d i n ger: Was passiert, wenn 
Frankreim nicht zurücknehmen kann: Man muß 
unterscheiden, ob überhaupt nicht erfüllt wer­
den kann oder nur nimt wiederaufbereitet wird. 
Wenn nur die Wiederaufbereitung nicht funk­
tioniert, dann übernimmt Frankreich auf jeden 
Fall die Brennelemente in Zwischenlager und 
lagert sie bis 1995. 

A:bg. Dr. Sc r i n z i (FP): Für den Ausfall, der 
dadurch entsteht, daß wir nicht wiederaufb,e­
reitete Brennstäbe wieder verarbeiten können, 
ist da etwas vorgesehen? 

Direktor S tau d i n ger: Soweit im Vertrag 
nichts vorgesehen ist, müßte man allfällige Scha­
denersatzforderungen nam französischem Recht 
geltend machen. 

Dr. G r ü m m: All diese Transaktionen sollen 
sicherstellen, daß hier im Lande nichts passieren 
kann. Dazu ist die Zeitskala wichtig. Wenn wir 
annehmen, daß heuer in Betrieb gegangen wird, 
dann werden wir bis 1986 ,in der Lage sein, die 
Brennelemente in Kompaktlager zu halten, falls 
man sie nicht abtransportieren kann. Könnte 
uns theoretisch bis dahin das niemand abnehmen, 
so bedeutet das, das Kraftwerk ist abzustellen 
mit einem vollen Kompaktlager. Zu dieser Zeit 
wird es in der Welt 600 bis 700 Kernkraftwerke 
geben. Alle Länder beschreiten bereits neue Wege, 
z. B. Bundesrepublik Deutschland und Iran 
haben Lager:pools, vidleimt ist es dann möglich, 
in solche Pools zu gehen. 

Wenn Sie von 1995 zurückremnen und für 
ein Endlager oder' Zwismenlager zehn Jahre 
Bauzeit annehmen, was ja reichlich bemessen ist, 
dann ist hier im Lande 1985 ein Eritsmeidungs­
zeitpunkt. Was wir brauchen, um mit ruhigem 
Gewissen in Betrieb gehen zu können, sind 
Pläne für ein bewiIIigungsfähiges Endlager bzw. 
Zwischenlager hier im Lande. Man hat etwa 
sieben Jahre Zeit zur Standortauffindung usw. 
Wir können in dieser Zeit w;esentlich besser vor­
aussehen, was sich in der Welt ereignet hat, da 
die gleiche Situation für Hunderte laufende 
Kraftwerke in Europa und Japan besteht, be­
müht sich eine Zahl von Leuten, und wir müssen 
sagen, bei der COGEMA steht alles Schlange. Die 
schwedische Regierung hat verlangt, daß derartige 
Verträge abgeschlossen werden, um das 6. bis 
11. Kraftwerk in Betrieb gehen zu lassen. 

Abg. Dr. Marga Hub in e k (VP): War es 
ausschließlich diese Zeitskala, die die Geschäfts­
führung bewQgen hat, auch eine Stornogebühr 
auf sich zu nehmen, und haben Sie einen gewissen 
Optimismus, daß innerhalb der Frist Entschei­
dungen fallen? (Abg. Z i n g I e r: Bezogen auf 
10 Milliarden ist das gar nichts.) 
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Direktor S tau d in ge r: Der Herr Abgeord- Abg. DDr. K ö n i g (VP): Es würde mich 
nete Zingler hat einen Teil meiner Antwort schon interessieren, ob die Entscheidung der GKT eine 
vorweggenommen. 15 Millionen sind drei bis fünf Entscheidung der Geschäftsführung war oder 
Ta.ge Stillstand,des Kraftwerkes. Wenn man da- auch mit Zustimmung der Gesellschafter erfolgte. 
mit erreicht, daß eine Verzögerung der Inbetrieb- Im Bericht steht auf S. 100, daß die Lösung 
nahme hintangehalten wird, dann ist dieses des standortbezOgenen Projektes der Endlagerung 
Risiko durchaus vertretbar. Wir haben seit nur mit Zustimmung der theoretisch betroffenen 
Herbst mit dem Handelsministerium Gespräche ~evölkerung geschehen soll. Meine Frage: Was 
geführt und haben es durchaus im Bereich der versteht die Bundesregierung unter "theoretisch 
Möglich.keit gesehen, daß diese Erklärung der betroffener Bevölkerung"? Wie soll diese um ~l:tre 
österreich ischen Bundesregierung abgegeben wer- Zustimmung gefragt werden? 
den kann. Es ist nicht so, daß am 31. Tag nach 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 I t e r: Eine Zu­der Vertragsunterzeichnung die GKT 15 Millio-
nen nach Frankreich schicken muß, es gibt ent- stimmung ist nur möglich, wenn der Schutz des 

d Lebens und der Gesundheit der Menschen ein-sprechen e Bestimmungen im Vertrag, wie das 
abzuwickeln ist. Es kann auch sein, daß die Ge- schließlich der Nachkommenschaft gewährleistet 
schäftsführung beschließt, vor Ablauf des 30. Ta- ist. Es gibt also keine von einer solchen Einwirkung 
ges ein Telegramm nach Frankreich zu senden,' praktisch betroffene Bevölkerung. Mit theoretisch 
um den Vertrag Zu kündigen, dann kostet es betroffener Bevölkerung sind gemeint alle jene 
gar nichts. Dann muß man aber berücksichtigen. Menschen, die sich wegen der relativen Nähe 
welche Konsequenzen das für die Zukunft hat ihres Wohnsitzes von solchen Anlagen betroffen 
hinsichtlich der Glaubwürdigkeit österreichs, fühlen. Wie die Zustimmung einzuholen ist, ist 

nicht Sache des Gesundheitsressorts.' solche Verträge überhaupt abzuschließen, um 
nach 30 Tagen wieder auszusteigen. 

Direktor N e n t w 1. c h: Wir haben unter Hin­
weis auf die im Vertrag genannte Frist das Han­
deIsministerium ersucht, diese Verhandlungen so 
zu führen, daß es innerhalb der 120 Tage-Frist 
zu einer diesbezüglichen Erklärung kommt. Dar­
über hinaus haben wir das Handelsministerium 
ersucht, uns innerhalb der 30 Tage-Frist gen au 
mitzuteilen, welche Bedin!gungen die GkT er­
füllen muß. Wir haben bis heute keine Antwort 
bekommen. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Es hat unter den 
vielen Erklärungen des Herrn Bundeskanzlers 
eine gegeben, die gelautet hat: Probebetrieb nur 
unter der Voraussetzung, daß die Entsorgung 
gesichert ist. Jetzt gibt es die neue Variante, wir 
müssen bis 1985 mit dem Bau eines Lagers be­
ginnen. Wenn wir tatsächlich zu einem ober­
irdisch angelegten Zwischenlager kommen sollten, 
ergibt sich eine Problematik, das ist die, daß im 
Falle nichtfriedlicher Entwicklung ein solche~ 
Lager enorm anfällig ist. Aber das werden wir das 
nächste Mal erörtern. 

Frau Minister, würden Sie vom gesundheits­
politischen Standpunkt, eine Lösung, die lautet, 
die faktische Endlagerung ist auch dann schon 
gesichert, wenn der CO GEMA -Vertrag zustande 
kommt, in Verbindung mit dem dargestellten 
Zeitplan, als eine Erfüllung der vom Bundes­
kanzler genannten Bedingungen ansehen. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 te r: Wir haben 
uns hier genau festgelegt, daß wir nur die End­
lagerung oder eine Kette von Entsorgungseinhei­
ten bis zur Endlagerung-anerkennen. Das ist eine 
hohe Latte. Es muß ein ,standortbezogenes Pro­
jekt da sein, es müssen Möglichkeiten für alle 
Abschlllitte gefunden sein. 

i}bg. DDr. K ö n i g (VP): Wenn Sie sagen, die 
theorenisch betroffene Bevölkerung ist jene, die 
sich wegen der relativen Nähe ihres Wohnsitzes 
betroffen fühlt: Auf dieser Basis läßt sich keine 
Beurteilung des J}erichtes treffen. Irgend jemand 
muß doch in der Lage sein, zu sagen, was mit 
diesem 'nebulosen Begriff gemeint ist. Ist das 
die Bevölkerung vQn ganz österreich, was ist 
das? Das muß man doch definieren können. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Für diese Abgren­
zung muß es doch ein wissenschaftliches Krite­
rium geben. Eventuell Festlegung nach mrem, wer 
mit soundsoviel mrem zu rechnen hat,. ist be­
troffen. 

Dr. G r ü m m: Kann' man aus Sicherheitsab­
stand, Strahlenbelastung u. dgl. irgendwie ab-', 
grenzen, wer Betroffener ist? Bei einem End­
lager gi~t es lediglich berufliche' Expositionen 
z. B. Personen, die bei einem Abfallbehälter 
hantieren. Für -die Bevölkerung steht nur die 
direkte Strahlung zur Diskussion. Das Gebäude 
ist aber so ausgeführt, daß die Bevölkerung von 
direkter Strahlung abgeschirmt wird. Eine Studie 
zeigt, daß die Belastung der Bevölkerung, die in 
einem Katastrophenfall grundwasserabwärts 
Grundwasser trinkt, unter 1/10 mrem per anno 
bleibt. Dementsprechend müßte man sagen, daß 
von einer 'Endlagerstelle selbst kein Risiko aus­
geht. Beim oberirdischen Zwischenlager würde 
ich das Risiko etwas höher ansetzen, als bei einem 
unter Tage. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 I t e r: Es ist Ab­
sicht, und das wird eingehalten, daß ·die theore­
tisch betroffene Bevölkerung befragt bzw. mit 
ihr gesprochen wird. Wenn man ein standort­
bezogenes Projekt hat, wird ,man natürlich auch 
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feststellen, WIe weit eme Belastung dieser Be­
völkerung gegeben ist. Weil Sie gesagt haben, 
wie die Willensäußerung sein müßte: Ein von 
der Mehrheit der Bevölkerung gefaßter Beschluß. 

Dipl.-Ing. Bin n e r:Das Risiko eines Zwi­
schenlagers ist um Größenordnungen geringer 
als das Risiko eines Kernkraftwerkes. 

Abg. Dr. S c r i n z i (FP): Das Kernkraftwerk 
soll .in absehbarer Zeit in Betrieb gehen. Werden 
Sie Ihre Zustimmung davon abhängig machen, 
daß wenigstens die Projekte vorliegen und die 
von den Wissenschaftern begutachtet sind. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 te r: Das Zwi­
schenlager muß projektiert sein, ein positives 
Guta~ten muß vorliegen. 

Abg. Will e (SP): Bedenken gegenem Zwi­
schenlager sind mir absolut unverständlich. 
Offensichtlich ist das das geringste Problem. Aus 
diesem geringsten Problem 1st jetzt bei uns das 
größte Problem geworden. Meine Meinung ist; 
die Regierung hat sich diesbezüglich die Latte 
zu hoch gelegt. Kollege Hietl, ich verstehe nicht, 
warum man gerade in Ihrem Bereich da Sch~ie­
nigkeiten macht, warum man nicht alles gemein­
sam tun könnte, daß dieses Problem einvernehm­
lich gelöst wird. Ich würde an Ihrer Stelle über 
diese Frage sehr gründlich nachdenken. 

Abg. H i e t 1 (VP): Die Frau Minister hat 
heute gesagt, ,daß man von seiten der Regierung 
bestrebt ist, alles außer Landes zu bringen. Erst 
in der Folge der Diskussion hat sich gezeigt, daß 
wir wohl oder übel über ein Zwischenlager in 
Österreich nicht hinwegkommen werden. 

"Ein von der Mehrheit gefaßter Beschluß." Soll 
das heißen, daß eine politische Mehrheit in Öster­
reich und deren Vertreter hier die Entscheidung 
haben, oder meint man, daß die Bevölkerung 
des Standort'es hefmgt wil1d und die Mehrheits­
entscheidung des Bevölkerungskreises Gültig­
keit haben soll. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 t e r: Ich habe 
gemeint, einem mit überzeugender Mehrheit ge­
faßten Gemeinderatsbeschluß einer Anzahl von 
Gemeinden der näheren und ferneren Umgebung. 

Dr. Fra n k: Bei den Abfällen aus der Wie­
deraufbereitung verringert sich nicht die Menge, 
sondern es ist dieselbe Menge an strahlenden 
Elementen, die in einem Trockenlager unterzu~ 
bringen sind, wenn wir nur liie Brennelemente 
lagern würden. Die Menge muß sich eher ver­
mindern. 

Dr. G r ü m m: Auch das externe Brennele­
mentbecken hat die Funktion eines Zwischen­
lagers. Dieses Becken kann genaugenommen in 
doppelter Funktion verwendet werden, und zwar 
Elemente noch zu speichern, falls sie nicht ab-

transportiert werden können. Theoretisch be­
steht auch die Möglichkeit, bereits verglaste Sub­
stanzen auf dem Rückweg eine gewisse Zeit dort 
einzusetzen. 

Bundesminister Dr. L e 0 d 0 1 te r: In der 
Bundesrepublik Deutschland befinden sich Lager­
becken in allen Kernkraftwerken und sind in 
der Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe zum 
Teil schon seit Jahren im Einsatz. Ernste Stö-
rungen hat es an keiner Stelle gegeben. " 

Direktor S tau d i n ger: In' der Bundesrepu­
blik Deutschland geht die Tendenz dahin, ein 
Lager so wie ein Kraftwerk zu bewilligen, also 
auf Grund eines Bundesgesetzes im übertragenen 
Wirkungsbereich der jeweiligen Landesbehörde. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Frau Minister, Sie 
haben immer erklärt, Sie haben sich die Latte 
sehr hoch gelegt. Wann haben Sie die GKT be­
scheidmäßig in Kenntnis gesetzt, daß Voraus­
setzung für die Betriebshewilligung ein standort~ 
bezogenes Endlager ist. 

Dr. Ha vIa s e k: Bescheidmäßig mußte das 
nicht erfolgen, sondern im Zuge der verschiede­
nen Verhandlungen mit der GKT wurde seitens 
des Ministeriums in Niederschriften zum Aus­
druck gebracht, daß gewisse Entsorgungsmaß­
nahmen notwendig sind. Das war etwa vor ein, 
zwei Jahren. (Diese Niederschriften werden bei 
der nächsten Verhandlung zur Verfügung ge-
stellt.) . 

Direktor S tau d i n ger: Ich bedaure außer­
ordentlich, hier eine Aussage des zuständigen 
Sektionsleiters bei der Genehmigungsbehörde 
modifizieren zu müssen. Er bezieht sich offen­
sichtlich auf die Verhandlungen am 23. Juni 1977, 
dort hat der Amtssachverständige Dr. Vichytyl 
mit allen nur möglichen Einschränkungen erklärt, 
daß es sich. nicht um die offizielle Meinung' des 
Hauses, sondern um seine persönliche handelt, 
daß ein Konzept vorgelegt werden inüsse. Die 
GKT hat damals leider vergeblich versucht, 
schriftlich ,und mündlich eine verbindliche Aus­
sage des Ministeriums zu erhalten, welche kon­
kreten Maßnahmen tatsächlich vor der Erteilung 
der Betriebsbewilligung vorliegen müssen. Es 
gibt mehrere Varianten, die wir wiederholt vor­
gelegt haben, leider keine verbindJ,iche Aussage. 
Wenn wir die Aussage so dezitiert erhalten hät­
ten, wie wir sie heute von der Frau Bundes­
minister gehört haben, wenn wir das schriftlich 
erhalten können, noch 'vor Ablauf ider 30-Tage­
Frist, hat das sicher auf die Entscheidung einen 
wesentlichen Einfluß, weil nämlich das Vor­
liegen der Forderung begutachtetes Zwischen­
lager und die Frage Endlager eine Einflußnahme 
auf die Inbetriebnahme des Kraftwerkes nicht 
ausschließbar macht. Wir haben uns bemüht, 
seit Monaten eine verbindliche eindeutige Aus-
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kunft zu erhalten. Uns geht es darum, einmal 
ein Papier zu haben, wo dezitiert drinnen steht, 
das sind die Forderungen des Ministeriums und 
nicht die Einschränkungen. Das ist meine per­
sönliche Meinung. 

De. Fra n k: Der Brief in Sachen cOGEMA 
ist bereits beantwortet, unterschrieben, die Ant­
wort ist jedenfalls an die Gesellschaft unterwegs, 
und zwar in voller übereins~immung mit den 
übrigen Ressorts. 

Direktor N e n t wie h: Bei der Entscheidung 
über den cOGEMA-Vertrag ist mit dem Auf­
sichtsrat urid der Gesellschafterversammlung der 
GKT eine Abstimmung erfolgt, am 24. Feber 
1978 hat eine außerordendiche Generalversamm­
lung stattgefunden. 

QbmannsteUvertreter AJhg. Dr. H 'e i n d I: 
Darf ich zusammenfassend Saigen hinsichtlich des 
CO GEMA-Vertrages und der Entsorgungsthema­
tik list weitreichend Klarheit geschaffen worden. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Heute zusammen­
zufassen ist schwierig, denn die' Zusammenfas­
sung müßte lauten, daß weitgehende Klarheit 
geschaffen wurde, daß noch keine Klarheit be­
steht./Es ist Auskunft gegeben worden! 

Obmannstellv,ertreter Albg. 'Dr. H ein d I: 
Ich halbe es so gemeint, Idaß aiuJf seiten der Abge­
ordneten Klariheit besteht, was gemacht worden 
ist, in welch'er Richtung wir unsere überlegungen 
a.nstellen können. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): In einer Richtung 
ist eine wichtige Feststellung getroffen worden. 
Die Aussage der Frau Bundesminister hat gelau­
tet: Wenn die Kette bis zur Endversorgung 
(diese eingeschlossen) nicht geschlossen ist, wird 
es keine Zustimmung zur Inbetriebnahme geben. 

Obmannstellvertreter Albg. Dr. H 'e i n d 1: 
Das ist ja im Protokiolldrinnen. Wir haben heute 
llIuch den R'egierungslbericht diskiutiert, Schwer­
punkt war Entsor,gung und cOGEMA -Vertrag. 

Abg. Dr. S t i x (FP): Ich rege folgendes an: 
Man kann sagen, weil es noch fortgesetzt wird, 
ist eine Zusammenfassung nicht notwendig, Aus­
künfte wUl'den erteilt zu den Bereichen 
cOGEMA-Vertrag, Transport, Kompaktlager, 
externes Zwischenlager, Entsorgungskette. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Ich schließe mich 
dem voll an. 

Obmannstellvertreter Aibg. Dr. He i n d 1: 
Danndarif ich ergänzen dahin, .daß diese Thema­
tik des Regierungs'berichtes fortgesetzt wiI'ld. 

(Die Sitzung wird um 13 Uhr unterbrochen.) 

i) Sitzung am 25. April 1978. 

Anwesend sind: 

1. Herr Bundesminister für Inneres Erwin 
La n e, Herrengaisse 7, 1014 Wien; 

2. Frau Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz, Dr. Ingrid L e 0 d 0 1 t e r, Stu­
benring 1, 1011 Wien; 

3. Herr Bundesminister für Handel, Ge-, 
werbe und Industrie, Dipl.-Vw. Dr. Josef 
S t a r i.b ach ,e r, Stubenring 1, 1011 Wien; 

4. Herr Sektionschef im Bundesministerium 
für Gesu~dheit und Umweltschutz, Dr. Herbert 
Pindur; 

(3 ständige Experten): 

5. Abgeordneter Dr. Wa1ter Hau s e r, 
Bauernmarkt 13, 1010 Wien; 

6. Herr Univ.-Prof. Dr. Hans G r ü m m, 
Österreichische Studiengesellsch'aft, 2444 Seibers­
dorf; 

7. Herr Direktor Friedrich S tau d i n ger, 
Gemeinschaftskernkraftwerk Tullner Feld, Mare 
Aurel-Straße 4, Postfach 477, 1010 Wien; 

8. Herr Direktor Alfred N e n t wie h, Ge­
meinschaftskernkraftwerk Tullner Feld, Mare 
Aurel-Straße 4, Postfach. 477, 1010 Wien; 

9. Herr Sicherheits direktor für Niederöster­
reich, w. Hofrat der Niederösterreichischen Lan­
desregierung, Dr. Emil Sc hüll e r, Oberzeller­
gasse 1, 1030 Wien; 

10. Herr Magistratsrat Dr. Werner Se j k a, 
p. A. Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabtei­
lung 64, Friedrich Schmrdt-Blatz 5, 1082 Wien; 

11. Herr w. Hofrat der Niederösterreichischen 
Landesregierung, Dr. Ernst Hof f man n, Ab- _ 
teilung VI/9, Bankgasse 2, 1014 Wien; 

12. Herr Institutsleiter für Reaktorsich'erheit, 
Dipl.-Ing. Walter Bin n e r, Sobieskigasse 21, 
1090 Wien; 

13. Herr Amtsfiihrender Stadtrat für die Ge­
schäftsgruppe Inneres und Bürgerservice', Peter 
Sc h i e der, Rathaus, Lichtenfelsgasse 2, 1082 
Wien. 

Obmann-SteHvertreter Albg. Dr. He in d I er­
'öffnete -die Sitzung um 14 Uhr 10 Minuten. 
Diese Sitzung wird v,ertraulieh behandelt. Ge-' 
genstand der Diskussion sind die Sicherheits­
fragen. 

Die Reise nach La Hague findet nicht statt. 

Dr. Ha vIa s e k: Die StSchVO sieht im 
§ 117 vor,. daß in einer Kernanlage Vorkeh­
rungen in personeller und sachlicher Hinsicht zu 
treffen sind, durch die heim Auftreten von 
Zwi>chenfällen und von Strahlenunfällen die 
Auswirkungen so gering wie möglich gehalten 
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werden können. Diese Vorgangsweise ist durch physikalisch-technische Prüfanstaltfür Radiologie 
einen Alarmplan zu regeln, der vom Betreiber und Elektmmedizin herangezogen. Als nächstes 
aufzustellen ist und der der Genehmigung der kommen Sanitätsdienste in EiDJSatz, dann das 
Behörde ·bedarf. In Zwentendorf ist ein solcher Marktamt, Vetel'inäramt und ·dann die Dienst­
örtlicher Alarmplan ausgear:beitet worden und stellen, die für behördliche Anordnungen in An­
zur Genehmigung eingereicht worden. gelegenheiten des Strahlenschutzes ein Betracht 

Der § 38 Abs. 1 ,des StSchG sagt, daß, wenn kommen, nämlich Sanitätsrechtsangelegenheiten, 
die Strohlenintensität zu hoch sei, der Lan- Schiffahruswesen und die magistratischen Bezirks­
deshauptmann Maßnahmen zu treffen habe, der ämter. Gleichzeitig werden die Bezirksvorsteher 
Absatz 2 führt demonstrativ die Schutz- und verständigt, die örtliche Maßnahmen anordnen 

können. Selbstverständlich wird die MA 63 Ge­Sicher:heitsmaßnahmen an. 

Stadtrat Sc h i e der·; Nach dem StSchG 1969 
hat der Larudeshauptmann als Träger der Bundes­
verwaltung veI'schiedene Aufgaben zu' 'erfüllen. 

Das StSchG sieht hier auch spezielle Verständi .. 
gungsverpflichtungen vor. Es wurden Einrich~ 
tungen, die notstromversorgt sind, für die 
Verständigung zwischen Land, Bund und Infor­
mationsdienststellen geschaffen. Es besteht auch 
eine derartige. Verbindung zwischen den Ein­
satzzentralen und dem :aRF. Es' gibt beim ORF 
einen Beauftragten, der informiert ist, wie in 
einem solchen Fall eine Information stattfinden 
würde. Es werden auch Gespräche mit Zeitungs­
herausgebern geführt. Eine VereinJbarung gibt 

/ es auch mit dem Taxifunk und den Taxi-
zentralen. 

Alle Aufgaben, die nach dem StSchG 1969 
vorgesehen sind, können daher in Wien in der 
vom Gesetz vorgesehenen Art und Weise vom 
Landeshauptmann wahrgenommen werden. 

Die zweite Grundlage ist das Wiener Katastro­
phenhilfegesetz 1978, 'das den Katastrophenein­
satz für alle Katastrophenarten regelt. , 

we1"bewesen und die MA 64, die für Strahlen-
schutz zuständig ist, herangezogen. 

Als nächstes _ werden dann die Dienststellen 
des Bundes herangezogen. 

Dieser Alarmplan ist bindend für die F'euer­
wehr und für die Dienststellen des Magistrates. 
Über notwendige Anderungen würde nach § 3'8 
StSchG der Lan:deshauptmann entscheiden bzw. 
würde er eine Verordnung erlassen. Es wurde 
auch ein Strahlenalarm- und Einsatzplan für den 
Militärkommandobereich Wien entwickelt, der 
vertraulich ist. Dieser Plan ist seit 1976 in Kraft. 

Es besteht ein laufender Kontakt zwischen 
Polizeidirektion Wien, Feuerwehr Wien, Militär­
kommando und Landessanitätsrat, die einander 
in der Regel einmal im Monat treffen. Der Kon­
takt mit Niederösterreich besteht über die 
Feuerwehr. Es ist die Funkverbindung über die 
Schule Tulln möglich, die von der Feuerwehr ge­
halten wird. Es ist die Verbindung über das 
Staatsgrundnetz möglich. Wir müssen vor allem 
das fortsetzen, was Niederösterreich begonnen 
hat. 

Dr. Hof f man n: In Niederösterreich haben 
Es sind interne Alarmie1"ungs- und Einsatz- wir seit 4. Dezember 1972 das Katastrophenhilfe­

pläne vorhanden, die genausicherstellen, was gesetz. Hier ,gibt es umfassende Richtlinien zur 
jede einzeln~ Dienststelle im konkreten Fall zu Aufstellung der Katastrophenschutzpläne. Die 
tun hat. Dadurch ist sichergesteUt, daß alle Auf- -:;emeinden und B,ezirke haben ihre Katastrophen­
gaben des Landeshauptmannes bzw. des zuständi- schutzpläne aufgestellt. 
gen Mitgliedes der Landesregierung bis zu dessen Innerhalb des Katastrophenhi1f.sdienstes haben 
Wirksamweflderi von der F'euerwehr wahI1genom- wir 'einen eigenen Strahlenschutzdienst. Es wur­
men wet'den. Dieser Alarm- und Einsatzplan den Strahlenspürtrupps ausgerüstet und ausge­
stammt aus 1974. Ihs neue Katastrophenhilfe- . bildet. Auf Landesebene gibt es die AtomrneIde­
gesetz bietet die rechtliche Deckung für diesen zentrale. Diese hat rein strahlenphysikalische Auf­
Alarmplan wie für ähnlich gelagerte. gaben. Die fachliche Beratung, was zu- geschehen 

Diese Alarmpläne sagen, wie di'e technischen hat, wurde der der EinsatzsteIle, angeschlossenen 
Dienste der Stadt zu funktionieren haben. Wich- Beratertruppezugewiesen. 
tig ist, daß jede städtischeD1enststelle, die damit Am 16. Mai 1976 entstand der aUgemeine 
befaßt ist, '5ofort den Kontakt mit Feuerwehr, Strahlenalarmplan. Dieser wurde sChon getestet. 
Polizei und Rettung herstellt. Das Stadtbauamt, 
hat einen sogenannten Permanenzingenieur, des- Es wi~d jetzt noch ,ein allgemeiner Alarmplan 
sen Büro auch in der Feuerwehrzentrale unter- ausgearbeitet. 

gebracht ist. Dieselbe Aufgabe hat die MA 48. Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 d 01 t e r: Ge­
Wenn es nötig ist, können auch private Firmen spräche üher diesen Ala1"mplan gibt es seit vielen 
verpflichtet werden, Gerät beizusteHen. Jahren. Es bestand aber nie das Bedürfnis, daß 

Für die Schutz- rund SicheIiUngsmaßnahmen in wir diesbezüglich Weisungen oder Verordnungen 
strahlentechnischer Sicht wird dann die erlassen sollen, sondern es war immer gemei~t, 
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daß .das ,dJas Land Niederösterreich in seiner Auf- . Material des Militärs, aber rechtlich können wir 
gabe machen wird. Ich bin :lIber bereit, hier noch hier nicht5 anordnen. 
irgendwelche Richtlinien zur Verfügung zu Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 d 0 I t e r: Ich 
stellen. würde emen überregionalen Krisenstab be-

Der örtliche Alarmplan ist die Bedingung für grüßen. 
den Betrieb, er liegt bereits im Min~sterium vor. 
Er kann in kurzer Zeit beschlossen werden. Abg. Dkfm. DDr. K ö ni g (VP): Wenn eine 

Abg. Dr. Wie s i n g er (VP): Auf S. 106 
Ihrer Informationsbroschüre steht, . daß das 
Ministerium die Betriebsbewilligung vom Vor­
liegen eines sogenannten Ü'berörtlichen Alarm­
planes :lIbhängig macht. Auf S. 27 der Studie "Der 
überörtlich,e Alarmplan für ,da5 Gemeinschafts­
kernkraftwerk Tullner Feld" steht: Die Strahlen­
schutzbehörde kann auch bei strengster Aus­
legung den Auftrag des§ 6 StSchG nicht so ver­
stehen, daß sie derartige Vorkehrungen als Be­
dingung für eine Betriebsbewilligung stipulieren 
könnte. Es besteht hier eine Diskrepanz. 

Bundesminist'er Dr. Ingrid L e 0 d 0 I te r: Auf 
S. 106 handelt es sich nicht um die rechtliche 
Auslegung. Es ist von vornherein nicht ausge­
schlossen, daß wir den überörtlichen Alarmplan 
als einen AlarmpIan im Sinne 'des Gesetzes an­
sehen. In Wirklichkeit gibt es nur einen Alarm­
plan, und das ist der örtliche Alarmplan. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Erstens möchte 
ich Sie bitt,en, die rechtliche Frage zu regeln. 
Zweitens glaube ich, daß daJs Instrumentarium des 
StSchGdoch nicht .ausreicht. 

Bundesmin~ster Dr. Ingrid L e 0 d 0 I t e r: Die 
Kooperation mit den Bundesländern ist sehr gut. 
Es ist fraglich, ob wir dann, wenn wir ein Gesetz 
haben, 'dies besser im Griff haben. . 

Ahg. Dr. S c h 'm i d t (FP): Mir ist schon 
klar, daß ör,t1iche Katastrophenpläne notwendig 
sind. Dennoch stellt sich die Frage~ ob im Ernst­
fall diese Kontakte wirklich so kIappen. Ich ver­
misse ·die Kon~truktioneines regionalen Kr,isen­
stahes. 

Herr Stadtrat Schieder! Sie haben gesagt, die 
internen Alarmierungs- und Einsatzpläne sind 
für Feuerwehr und Dienststellen des Magistrates 
bindend. Für die anderen Diensts~ellen nicht? . 

Sind, wenn eine Panik aushricht, Zwangsmaß­
nahmen vorgesehen, die etwa die Grund- und 
Freiheitsr,echte beeinträchügen? 

Stadtrat Sc h i e cl 'e r: Es ergibt sich aus dem 
Strahlenschutzgesetz die Verpflichtung für die 
Landeshauptleute, zusammenzuarbeiten. Nach 
dem Gesetz wird im Falle der Anwendung die 
Verpflichtung für die Landeshauptleute da sein, 
das zu koordinieren. 

Was lhre zweite . F rage betrifft, muß ich 
sagen: Ich habe· es im strikten rechtlichen Sinne 
gemeint. Faktisch rechnen wir zwar xpit dem 

Katastrophe im großen Ausmaße gegeben ist, 
wird es zuwenig sein, wenn man einen über~ 
regionalen Kdsenstab einrichtet. Da braucht 
man -eine zentrale Einsatz·stelle, 'die von Haus aus 
weiß, was sie zu tun hat. 

Wie weit gilbt es entsprechende Schutzein­
richtungen, auch im Vergleich mit der Schweiz? 

Bundesm:inister Dr. Ingrid L eo,d 0 I t e r: Die 
Schweizer Maßnahmen sollen erst 1981 ver­
wirklicht werden. Wir haben uns aber diesen 
Maßnahmen sehr angenähert. . 

Bundesminister L a n c: Es kann nicht Aufgabe 
einer Katastrophenplanung sein, daß irgendein 
besonders ausg,eklügelter Krisenstab zusammen­
gestellt wird, ~oll!dern es muß die Aufgabe sein, 
daß .die Automatik in Gang gesetzt. wird. 

Abg. Dr. Wie s in ger (VP): Auch wir glau-. 
ben, ·daß ·die eunzige Chance bei einem so 
schwerwiegenden Ereignis ,in der Automatik 
liegt. Aber ·diese Automatik gehört, wenn man 
die .einzelnen Landesrgesetze betrachtet, besser zu­
sammengefaßt. 

Alle die Fr~gen, die in der Studie "Der iiber­
örtliche Alarmplan für das Gemeinschaftskern­
kraftwerk Tullner Feld" völlig richtig zur Dis­
kussion gestellt wurden, bedürfender politi­
schen Umsetzung. Diese ist noch nicht erfolgt. 

Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 d 0 I t e r: Ich 
glaube, daß' das Wort Studie nicht ganz richtig 
gewählt ist, sondern ich hätte Zusammenfassung 
gesagt. 

Abg. Dr. Sc h m i d t (VP): Im StSchG steht, 
daß man im Falle einer Panik .gewisse Zwangs­
maßnahmen anwenden kann, was im Wi,der­
spruch zu der Studie steht. 

Bundesminister La n c: Das StSchG regelt in 
seinem § 38 Abs. 2 eindeutig Art und Umfang 
der Schutz- und Sicherungsmaßnahmen des Ab­
satzes 1 in Form einer demonstrativen Auf­
zählung. Im .Abs. 5 heißt ,es: Schutz- und 
Sicherungsmaßnahmen können bei Gefahren 
auch gegen den Willen des Betroffenen durch 
unmittelbaren Zwang vollzogen werden. 

Wir haben im Rahmen der Exekutivkörper 
einen Stock von 1 200 konkret ausgebildeten 
Beamten, mit übungen, mit der Lagerung der 
entsprechenden Schutzanzüge und Geräte. 

Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 d 0 I t e r: Wir 
haben einen Ring von Meßstellen um Zwenten­
dorf. Wir haben einen weiteren Ring, wo auto-

------- -----'------
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matisch gemessen wird. Wir haben darüber 
hinaus auch eine' regelmäßige Kontrolle der 
M.essungen inden Lebensmitteln und so weiter. 
Wir ha!ben ein Frühwarnsystem, wo jede Ver­
strahlung angezeigt wird. Es gibt also Warn­
anlagen, die ,das Kernkraftwerk betreibt, und 
solche, die von uns betrieben werden. 

Nach einem Störunfall schwärmen Spezial­
dienste aus, die sowohl vom Bund als auch vom 
Land Niederösterreich kommen. 

Stadtrat Sc h i ed 'e r: Gemäß § 37 Abs. 2 
StSchG würde die Bezirksverwaltungsbehörde 
diese Agenden wahrnehmen müssen m~t Hilfe der 
Feuerwehr, der Poliz'ei und des Bundesheeres. 
Wa.s den unmittelharen Zwang betrifft, möchte 
ich sagen: Es wird tatsächlich mit Zwang ge.­
handelt, allerdings wird hier eine Abwägung zu 
treffen sein. 

Leute zu zWLngen, ein bestJimmt7es Gebiet zu 
verla>ssen, ist schon nach ,dem Katastrophenhilfe­
gesetz möglich. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP) : Werden Sie den 
Schußbefehl ,erteilen? 

Dr. Hof f man n:Es .ist die Frage, ob 
Strahlenspürtrupps strahlenexponierte Personen 
nach § 5 StSch VO sind. Dies ist mit ja und nein 
zu -beantworten. Sie sind zeitweilig strahlen­
exponierte Personen, wenn man weiß, um wel­
ches Materiales sich handelt. 

Wir haben uns in Niederösterreich so ge­
holfen: Die strahlenphysikalische Kontrolle wird 
perfekt durchgeführt, als wüIiden diese Personen 
strahlenexponiert sein. Schwierig' ist es bei der 
ärztlichen Kontrolle ,und bei ,den Sozialrnaß­
nahmen. Wir gehen so vor, daß wir diese Be­
dienstetert eignungsuntersuchen, un:d nach jeder 
Übung werden sie wieder untersucht. Die Kosten 
werden von der Landesverwaltung getragen, ohne 
BeiziehMg der sozialrechtlichen Möglichkeiten. 
Dam~t ist auch ein Idienstrechtliches Problem ver­
bunden, zum Beispiel 'Im Falle eines Unfalles. 

Die Rechtslage bezüglich des Zwanges ist klar. 
Unklar ist nur ,die V,erwaltungsvorschrift, wie 
man evakuieren soll. Es Wlird nur möglich sein, 
im Rahmen der Verw:altungspolizei die Evakuie­
rung in ,den. Kata'strophenhilfegesetzen vorzu­
sehen. 

Nach amerikanischen Unter,suchungen lassen 
sich 40Q/o Ider Bevölkerung freiwillig evakuieren. 
Also muß m:an vom Zwang optimal Abstand 
nehmen. Nach ,dem StSchG wäre 'allerdings 

,echter Zwang möglich. 

Stadtrat ~ chi e ,d e r: Wir gehen ,davon aus, 
daß der § 38 Abs. 2 des StSchG eindeutig die 
gesetzliche Handhabe für ein:e Evakuierung bietet. 
Die Frage der Vollziehung ist eine andere Sache. 

Es hesteht, für das Land Wien keine gesetzliche 
Bestimmung, die überhaupt ,die Einrichtung der 
Erteilun'g eines Schußbef.ehls durch den Landes­
hauptmann kennt. 

Dr. G r ü m m: Es i,st im eigenen Interesse der 
Bevölkerung, wenn sie in den Häusern bleibt. 
Die Mauern bieten eine hohe Abschirmung. 
Auch ein nasses Tuch vor dem Mund schützt vor 
flüchtigen Stoffen.' Es ist daher entscheidend, auf 
die Bevölkerwng beruhügend einzuwirken. 

In der Schweiz giht es außerordentlich viele 
Zivilschutzräume, die Iden besten Schutz bieten. 

Es wäre auch notwendig, gewi.sse Lebensmittel 
zu sperren. In Österreich sind weit über 10 000 
Leute im Strahlenschutz ausgebildet worden: 
bei der Exekutive, bei den Feuerwehren usw. 
Hier gibt 'es also .eine sehr weite Umweltmeß­
kapazität. Auch ,die instrumentelle AUlsrüstung 
wird verbessert. Es Wlurde auch das Dosimetrie­
eichlaboratorium geschaffen, ,das ab diesem Jahr 
in Seibersdorf arbeiten wiI1d. Hier werden die 
Strahlenmeßgeräte in österreich geeimt und 
Kontrollen unt7erworfen. So erhält man also ein 
gutes Bild der Verstrahlung: 

Bundesmini~ter La n c: Die Frage, wann von 
der Waffe Gebraum gemacht werden darf, wird 
durm das Waffengebraumsgesetz ger,egelt. 

Abg. Dr. Wie.s in ger (ViP): Im Vorwort 
steht, daß das Gesundhei1lsministerium für über­
örtliche Aiarmpläne nicht zustän'dig sei, daß es 
,aber ein legitimes Interesse des Ministeriums sei, 
eine solche Existenz vorzufinden. - Das ist für 
uns die politische EntJscheidung. Wir glauben, 
daß der 'Gesun:dheitsminister dieses Instrument 
zur Verfügung haben muß. 

Es wird weiters gesagt, daß wir de facto noch 
keinf\n funktionierenden Alarmplan haben. Frau 
Bundesm~nister! Wel1den Sie daher auf Grund 
dieser Unterlage eine entspremende Vorlage vor­
legen? 

Dr. Ha vIa se k: Der § 38 Abs. 2 bietet tat­
säChlim eine remtliche Grundlage für Maßnah­
men, die die Freiheit der Person und des Eigen­
tums beschränken. Auch durch die Grund- und 
Freiheitsrechte haben wir eine r:echtliche Ab-
deckung. ' 

Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 d 0 I t e r: Ich 
möchte sagen, es werden von uns keine Alarm­
pläne gemacht, auch kein überörtlicher Alarm­
plan. Wir prüfen und genehmigen den örtlichen 
Alarmplan. ICh rnachedie Betriebshewilli,gung 
vom Vorhandensein des sogenannten überört­
lichen Alarmplanes abhängig, so wie es auch in 
der Broschüre steht. Das heißt, meine Beamten 
sind seit Jahren damit beschäft7igt, diesen über­
örtlichen Alarmplan auch mitzugestalten. Die 
Lücken wollen wir gerne miteinander ausfüllen. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Aus welchem 
Rechtstitel le~ten Sie Ihre H~ltung ab, die Be-
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triebsbewilligung von dem Vorliegen eibes über- neuen Bundeskompetenz, oder Sie haben diese 
regionalen Alarmplanes abhängig zu machen? Kompetenz ohnedies schon, was meine Mei-

Die Studie setzt voraus, daß es unmöglich ist, 
die Bewilligung ,des Kernkraftwerkes daran 
scheitern zu lassen. 

Bundesminister Dr. lngrid L e 0 d 0 It e r: Das 
ist die for;malrechtliche Auslegung. 

Dr. Ha via s e k: Es g~bt keine formalrecht­
liche Verbindung zwischen der Erteilung der 
Betriebsbewilligung und ,dem formalen Bestehen 
von überörtlichen Alarmplänen. For;malrecht­
lich! 

Abg. Dr. Wies i n.g e r (VP): Entweder ist 
es Ihre Verpflichtung, dann müssen Sie es auch 
machen, oder es i~t nicht Ihre Verpflichtung, 
dann können Sie ,es nicht machen. Aber Sie wei­
gern sich, der GKT die Betriebsbewilligung des­
wegen zu geben. 

Bundesminil'lter Dr. Ingrid L e 0 d 0 1 t er: Ich 
glaube, daß wir so weit s'~nd, daß wir das alles 
gleichzeitig haben werden. Ein Plan für das 
Land Niederösterreich ist bereits 'erstellt, es ist 
der Alarmplan, der den Strahlenschutz anbelangt, 
schon 1976 gemacht worden vom Land Nieder­
österreich. Dieser soll aber auf den heutigen 
Stand überarbeitet wer;den, was auch geschieht. 

Ich glaube, daß wir wesentlich weiter sind in 
der Realisierung all dieser Vorstellungen, als es 
hier in ,·dieser sogenannten Studie drinnen ist. 

Dipl.-Ing. Bin ne r: Der überörtliche Alarm­
planbesteht im Prinzip darin, der Bevölkerung 
Verhaltensmaßregeln zu g,eben, die sie mit den 
Mitteln durchführen kann, die sie im täglichen 
Leben bei sich hat. Es geht darum, die radio­
aktive Strahlung abzuschwächen. Erst in der 
zweiten Phase werden Hilfsmannschaften einge­
setzt. Man hat nun also Zeit, Maßnahmen zu 
treffe~., 

Dr. G rü m m: Wir müssen auch das Ausland 
mitbetrachten. Bis 1990 sind in der CSSR 
17 Ke,rnkraftwerke vorg'esehen. Es wäre von 
Vorteil, hier auch mit dem Ausland eine Ver­
einbarung zu treffen. 

Abg. Dr. Wie s i 'TI ger (VP): Ich möchte 
auch den ga;nzen Alarmplan unabhängig von dem 
Problem Zwentendorf gesehen haben. 

Weiters .schneidet er die Kompetenzfrage der 
Frau Bundesminister an. Ich glaube, es wäre gut, 
dies ,durch ein Gesetz im Parlament zu regeln. 

Abg. Dr. Hau s er (VP): Nach dem StSchG 
besteht eine Vrerpflichtung des Ministeriums, 
Leben \lind Gesundheit ,usw. zu bewahren. 
(Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 Id 0 I te r: Das 
ist nur ein Rechtsstreit!) Aber diesen Rechtsstreit 
müssen wir austragen. Entweder bedarf es einer 

nung ist. 

Die örtliche Alarmplanung genügt, um die 
Bewil1igungsberechti~ung für Zwentendorf schon 
in Gang zu setzen. Sie haben nur die Beein­
trächtigung der Gesundhe~t ,der Bevölkerung 
durch ionisierende Strahlen zu verhindern. Was 
ist jetzt in Ihren Augen der überortliche Alarm­
plan? Eigentlich müßte das gesamte Bundes­
gebiet vor ionisierenden Strahlen bewahrt wer­
den. 

Dr. Hof f man n: Wir unterscheiden zwei 
Fälle: Den Anlaßfall, wo eine Meldung von 
urrten nach oben kommt, oder .den Aufwlgsfall. 
Hier wird unterstellt, Idaß der Landesharuptmann 
seitens des Ressortminilsters den Auftrag be­
kommt. Dies ist hei ,der Auslösung des Strahlen­
alarmes der Fall. Wir alarmieren dann unsere 
gesamten Stablinienorganisatio'nen. 

Stadtr;at S c h ,i e der: Auch rin Wien gibt es 
keine Streitfrage Landeskompetenz-Bundeskom­
petenz. Ich glaube, ,daß derWiener Landeshaupt­
mann mit den Mitteln des Landes alle Vorsorgen 
getroffen hat. Ich glaube nicht, ,daß wir sagen 
mü:ssen, wir hedürfen irgendwelcher Anweisun­
gen vom Bund her, ,damit \das besser geht. Ist 
aber irgendeine Form der Regelung gewünscht, 
wird es dem Land Wien recht sein. 

Die nun folgende Diskussion über ,den Ter­
rorismusfall wird vertraulich behandelt. 

Abg. Obmann S tau ding er 'schließt die 
Sitzung um 16 Uhr 50 Minuten.' 

j) Sitzung vom 10. Mai 1978 

Obmann-Stellvertreter Dr. He i nd 1 eröffnet 
die Sitzung um 9 Uhr 5 MinutJen und teilt mit, 
daß bei der heutigen Sitzung anstelle des ent­
schuldigten Ausschußmitgliedes Wille der Abge­
ordnete zum Nationalrat Alois Rechberger als 
Schriftführer anwesend ist. 

Bundesminister Dr. S ta r i ba c he r infor­
miert den Ausschuß, daß die Möglichkeit besteht, 
die Anlag,en in Asse bei Braunschweig zu besich­
tigen. Gedacht ist an einen Charterflug. (Abflug 
in der Früh, Rückkehr am Abend desselben 
Tages.) 

Hierauf wird beschlossen, als Reisetermin 
Freitag, 9. Juni 1978 in Auss'icht zu nehmen. 
(Voraussichtliche Teilnehmer: 7 SPö-Mitglieder, 
5 öVP-MitJglierder, 2 FPö-Mitglieder; gegen eine 
Einladung von Vertretern des ORF, Fernsehen 
und Hörfunk, besteht kein Einwand.) 

Obmann-Stel!vertJreter Dr. H ein d I geht so­
dann in die Tagesordnung ein 'und verweist auf 
folgende schriftlich vorliegende Unterlagen: 
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IGese~zliche Maßnahmen Zur För,derung des 
sinnvollen Ein:satzes von Energie, HandelsmIni­
sterium, GZ. 50.916/2-V/9/78. (Beilage 2 zum 
Amtlichen Protokoll.) 

Niederschrift über ,das am 15. Feber 1978 in 
der Sektion V des Handelsministeriums stattge­
fundene Gespräch zwi:schen dem Bund und den 
Ländern über "koordinierte Maßnahmen zur 
Förderung des sinnvollen Einsatzes von Energie". 
(Beilage 3 zum Amtlichen Protokoll.) 

'Stellungnahme des Ha1l'delsministeriums, 
Zl. 51.369/1~V/9/78, zu den einzelnen Prunkten 
des Initiativantrages 56/ A. (Beilage 4 zum Amt­
lichen Protokoll.) 

-Beiträge zur regionalen Energiepolitik öster­
reichs, Band 2: "Einflüsse der Heizkostenver­
reChnung auf ,den Energievel"brauch". (Beilage 5 
zum Amüichen ~rotokoII.) 

Beitr;Lge zur region'alen Energi'epolitik öster­
reichs, Band 3: "Betriebswirkungsgrade von 
Heizsystemen des HausbraIlldes''. (Beilage 6 zum 
Amtlichen Protokoll.) 

Beiträge Zur regionalen, Enel"giepol1tik öster­
reichs, Band 4: ,;Kraft-Wärme-Kupplung im Be­
reich ,der öff,entlichen Versorgung". (Beilage 7 
zum Amtlichen Protokoll.) . 

Bundesminister Dr.· S ta r ,i b ach er: Vom 
Hailidelsministeri~m wurden Arbeitsgruppen 
eingesetlzt, die sich mit den verschiedensten Pro­
blemen befaßten. Die einzelnen rbehanddten 
'f,hemen sind aus der Gliederung (S. 1 ,der Bei­
lage 2 zum Amt,Lichen Protokoll) ersichtlich. 
Die zu treffenden legistischen Maßnahmen wur­
den ebenfaUs imeinzdnen aufgeführt. _ (S. 2' der 
Beilage 2 zum Amtlichen Protokoll.) Die Länder­
kompetenzensoIlen nicht beschränkt werden, 
was auch gegenüber den Ländervertretern. er­
Märt wurde (S; 8 der Beilage 3 zum Amtlichen 
ProtokoJ,l), sondern 'es könnte bzw. müßte der 
Wortlaut des neuzusch,aHenden Artikels 15 a 
Bundes-Verfassungsgesetz zur Anwendung kom­
men. 

Die dieshezü~lichen Verhandlungen mit den 
Ländern ,sind noch nicht abgeschlossen. Es gibt 
zwei Möglichkeiten: Entweder die Länder akzep­
tieren den in Aussicht genommenen Wortlaut 
dieser neuen Bestimmung der Bundesverfassung, 
oder sie versuchen eine Regelung in ihrem eige­
nen Bereich. 

Bisher wurden folgende Maßnahmen zur Fö,r­
derung der zweckmäßigen Nutzu.ng der Energie 
sowie zur Förderung von Investitionen für soge­
nannte alternative Ener,gieformen gesetzt: 

ERP-Großkredite für industrielle und gewerb­
liche Lnvestitionen ab 500 000 S; Förderungs­
schwerpunkt iBevorratung, Energieeinsparung. 
Kompetenz B,undeskanzleramt. 

ERP-Mittelkredite für industriel.le und gewerb­
liche Investitionen von 100000 S bis 500000 S; 
Förderungsschwerpunkt En,ergieeinsparung. 
Kompetenz Bundeskanzleramt. 

ERP-Kredite für den Fremdenverkehr ,ohne 
Kredi\)grenzen in den RichtEnien; Förderungs­
schwerpunkt bei Errich\)ung von Schwimmbädern 
sowie Frcischwimm:bädern mit Warmwasserauf­
bereitungsmöglichkeit. 

Kredite und Zuschüsse für industriell-gewerb­
liche Forschungs- unld Entwicklungsprojekte 
durch den ForschungsföJ.1derungsfondsd'er ge­
werblichen Wirtschaft; Kredithöhe nicht be­
schränkt; Förderungssch werpunkt volkswirt­
schaftlich,e Auswirkungen des Energiesparens. 

Fremdenverkehrsoonderkreditaktion der Bürg­
schaftsfoIllds Ges. m. h. H.; Förderungsschwer­
punkt Anhebungdes Sta~dards der Leistung. 

Kreditkostenzuschüsse nach dem Gewerbe­
strukllurverlbesserungsgesetz his 2,5 MiUio­
nen Schilling bei Neu- und Zuhauten (Qualitäts­
verbesserung) und Schaffung von Lagerkapazi­
täten (GemeinschaftsIa.ger). 

Fl"e.mdenverkehrs-Zinsenzuschußaktion; 
Schwerpunkt Schw,imm- und Ha'l1 enbäd er. 

Schließlich nahe der Finanzminister unter 
Hinweis auf eine Novel1ierung des Binkommen­
steuel"gesetzes ihm gegenüber erklärt, führt Bun­
desminister Dr. Staribacher abschließend aus, 'es 
werde erwogen, Anlag,en, die ausschließlich und 
unmittelbar ,der Energieeinsparung dienen, der 
vorzeitigen Abschrei'bung zu unterwerfen. 

Albg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Ich danke 
für die z,ur Verfügung gesteHten Unt,er,Jagen. 
Die Bemühungen des Ressorts, durch eine Reihe 
von Unt.ersuchungen entsprechende Diskussions­
~rundlagen zu erarbeiten, sind anzuerkennen. Es 
soLlten aber mit Rücksicht auf die Politik der 
OPEC Voraussetzungen geschaffen werden, daß 
di'e anlaufenden Anwendungsmöglichkeiten -auf 
,dem Sektor der Alter,na;tivenergien genützt wer­
den. Ahn'liches gilt auch für den weiten Bereich 
der WärmeisoIierung. 

Da der zur Diskussion stehende Initiativ­
antrag 56/A bereits fm Juni 1977 eingebracht 
wurde, soHten bereits konkn~te geseuzEche Maß­
nahmen ins Auge gefaßt we~den. Dies betrifft 
vor allem die steuerlichen Erleichterungen rund 
Anreize. Für Unternehmen käme' eine vorzeitige 
Abschreibung bzw. die Herausnahme aus dem 
Bewertungsgesetz in Frage. Für Unselbständige 
könnt~ ein weiterer Sonderausgahen!betrag ge­
schaffen werden. Das Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium wäre in anaologer Weise wie 

,bei den Beratung'en im Justizausschuß herzu­
stellen. ' 

Ahg. Dr. S t i x (PP): Die "Philosophie der 
Förderung", WIe SIe vom Handelsministerium 
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betrieben wird, ist nicht ganz zweckmäßig, denn 
sre nützt gewisse vorhandene Möglichkeiten 
nicht aus. ös~erreich wird, wenn man sich nur 
auf di'e 'industrielle und. forschungsmäßige Ent­
wicklung ",erläßt, ins Hinte.rtreffen geraten; es 
geht um die Erfahrungen am Markt. Personen, 
die im BeWußtsein der derzeitilgen Unwirtschaft­
Echkeit solcher Anlage.n trotzdem zu deren Er­
richtung bereit sind, sollten eine Förderung er­
halten. 

Bezüglich der Wäl1mepurnpen ·ist es falsch, ,diese 
isol.iert zu betrachten. Es wird nämlich zu Kom­
binationen von verschiedenen Systemen kom-

omen. Die Wärmepumpe ist zu fördern, weil sie 
in den Systemverbund künftiger moderner Heiz­
techno'logiengehört. Ähnlich ist es bezüglich der 
derzeit nur bei Großprojekten zum Einsatz kom­
menden Gasmotorwärmepumpen. 

Abschließend verweist Dr. Snix auf den von 
seiner Fraktion eingebrachten Entschließungsan­
trag 86/ A betreHend die Änderung des Gasöl­
Sneuerbegünstigungsgesetzes und macht darauf 
a:ufmerksam, daß in ,der Bundesrepublik 
Deutschland ein anatoges Gesetz in Kürze in 
KJrafttret;en wird. 

Ahg. Dr. F ,i s'c her (SP): Dieser Unteraus­
schuß hat die Aufgabe, Vorarbeiten für den 
Handels<l!usschuß zum großen Gesamtkomplex 
"Energie" zu leisren. Es geht einerseits um Fra­
gen, die mit der Nutzung heuer Energieformen 
zusammenhängen, und andererseits um Fragen, 
dre mit der besseren Verwendung -bestehender 
konventioneller En1ergieformen zusammenhän­
gen. 

Das Steuerrecht kann a!us den parlamentarischen 
En.tscheidungen in diesem Zusammenhang nicht 
ausgesch;lossen werden. Der Gedanke, für be­
stimmte Investitionen etwa AbsetzbeträJge zu 
gewähren, ihat etwas für sich, doch darf der 
dadurch entstehende Einnahmenentgang nicht 
übersehen werden. 1m jetzigen Stadium schon 
eine Entschei,dung ülber ,den formell einzuschla­
genden Weg zu tl1effen - Ausarbeitun.g der 
steuel1recht:1ichen Regelung im Handdsaus­
schuß oder Init;iativantrag oder Ersuchen an die 
Regierung, ,entsprechende Vorschläge zu erstat­
ten -, hält er für verfrüht. 

Hierauf geht der Ausschuß in die punkteweise 
Behandlung ,des Entschließungsantrages 56/ A 
unter Bedachtnahme ·auf die SteUungnahme des 
Handelsministeriums(Beilage 4 zum Amtlichen 
Protokoll) ein. 

Zu ,den Punkten I, 2, 3, und 4 ,des Initiativ­
antrages: 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Diese 
Punkt;e des Initiativantrages beziehen sich auf 
einen besseren Wärmeschutz. Es sol,len Normen 

geschaffen werden, die für öHentlich geförderte 
B,auten verbind·lich sind. Also Förderung nur für 
jene B:wten, bei denen die Einhaltung dieser 
NOI1men g.ewälhrleistet ist. 

Die Erreichung dieses Zieles ist auf folgende 
zwei Arten denkbar: Entweder eine Verein­
ba:rung mit den Ländern, oder. eine Novellierung 
des Wohnibauförderungsgesetzes, wobei die För­
derungsmittel entsprechend erhöht werden 
müßten. 

Albg. Dr.. H e i nd 1 (SP): Bei der Wohnbau­
förderung . darf das KompetenzprohIem nicht 
übersehen werden. , 

A:bg. DHm. DDr. K ön i g (VP): Ich ver­
weise auf den analogen FaH,' wie er bei der Er­
höhung der Organstrafmandate ge.geben war: 
Entweder man kommt zu einem "Staatsvertrag 
mit den Ländern", oder 'es muß eine bundes­
gesetzliche Regelung getroHen werden. 

Obmann S tau d i n g·e r faßt zusammen, 
daß der Unterausschuß bezüglich der Punkte 1 
bis 4 '.des gegenständlichen Initiativantrages 
grun,dsätzlich iiJbereinstimmender Meinung ist. 

.Bundesminister Dr. S t a r i b ac h er: Zu den 
Wortmeldungen betreHend die "Philosophie der 
Förderung" des. Handelsministeriums: Solange 
die Fachleute erklären, daß bestimmte Anlagen 
nicht wrrtscha.fdich sind, kann man von mir nicht 
erwarten, daß ich il'gend jemand zum Bau der­
seLben ·ermuntere. Ich werde aber, sofern mir 
Unterlagen zur Verfügung gesteHt werden, aus 
denen sich das Gegentei:l erg~bt, diese entspre­
chend prüfen Ilassen. 

Zu Punkt 5 des Initiativantrages: 

A1bg. Dkfm. DDr. K ö n i,g (VP): Dieser, 
Punkt betrifft die Novel1lrerung des Wohnungs­
vel1besserungsgesetzes. . 

'Bundesminister Dr. S ta r i:b ach er: Der 
Bautenminister bemüht sich, eine Lösung zu fin­
den. Die Mittel werden in den Jahren 1978 bis 
1981 um jeweils 20 Milli'onen Schilling aufge­
stockt, und zwar mit Schwerpunkt Wärmedäm­
mung. 

Dr. Sc hub e r t h' (Bautenministerium): Die 
Novelle zum Wohnungsvel1besserungsgesetz 
wir,d in ,den nächsten Wochen dem Ministerrat 
vorgelegt wel'den .. 

Obmann S tau d i n ger stellt zusammen­
fassend. die .gr,undsätzliche übereinst~mmung in 
di:eser Frage fest. 

Zu den Punkten 6 und 7 des Initiativantrages: 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g. (VP): Nach dem 
W ohnungtSeigentumsgesetz erfol~t die Abrech­
nung oder Heizkosten für eine Gemeinschafts­
heizung zur Gänze nach der Fläche. Eine ahwei-
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chende Regelung kann nur auf Grund einer ein­
stimmigen Vereinbarung aller Wohnungseigen­
tümer festgelegt weI'den. Mit der vorgeschla­
genen Anderung soll ein Spareffekt durch die 
psychologische Wirkung erreicht werden. 

. Dr. Z I u w a (Handelsministerium): Es werden 
auch die zivilrechtlich,en Aspekte - Mieten­
gesetzgebung - z,u untersuchen sein. 

Abg. Dr. He i n d I (SP): Man sollte entspre­
chende Untersuchungen vornehmen mit Blick­
ri~tung auf die Erreichung dieses Zieles. 

Ahg. Dkfm. DDr. K ö ni g (VP): Dieser 
Aspekt sollte etwa bei den Beratungen über das 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz berücksichtigt 
werden. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Gegen 
eine Absichtserklärung, bei künftigen Gesetzes~ 
vorlagen auch diesen Umstand zu berücks.ichtigen, 
besteht kein Einwand. 

Obmann S tau d i n ger faßt zusammen, daß 
bezüglich ,der Punkte 6 und 7 des Initiativ­
antrages Übereinstimmung in der Richtung be­
steht, es solle eine Berücksichtiguilig bei künfti­
gen Gesetzesnovellen erfolgen. 

Zu Punkt 8 des Initiativantrages: 

Abg. Dkfm. DDr. K ö ni g (VP): Diesbezüg­
lich liegt eine klare Stellungnahme des Handels­
ministeriums vor. Es müßte meiner Ansicht die 
tl-NORM A 2050 geändert werden. 

Dr. Sc hub e r t h (Bautenministerium): Das 
Bautenministerium ist in Erlaßform tätig gewor­
den. Die i\nderungen der tl-NORM werden in 
Verhandluiligen zwischen dem Handelsmini­
sterium und dem Bautenministerium beraten. 

Obmann S tau d i n ger faßt zusammen, es 
besteht Übereinstimmung, daß in dieser Frage ein 
"Wunsch" ·deponiert ist. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n.i g (VP): Der Grund­
gedanke ist folgender: Ohne Solarheizung keine 
Freiluftschwimmbäder. Ausnahmen sind jedoch 
denkbar. 

Abg. Dr. H ein d I (SP): Ich schlage eine 
Empfehlung vor, wonach in den Bauordnungen 
vorzusehen ist, daß Freiluftschwimmbäder mit 
Solarheizungen ausgestattet werden. 

Ahg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Es wurde ja 
die Formulierung "nach MaßgaJbe der technischen 
Möglichkeiten" gewählt. Auch ~st die für Mitte 
der achtziger Jahre vorausgesagte Erdölver­
knappung zu berücksichtigen. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Die. Erd­
ölverknappung wird von den Fachleuten vor­
ausgesagt, doch ist damit nicht gesagt, daß eine 
solche Verknappung eintreten muß. Gegen 
Empfehlungen an ,die Länder ist nichts einzu­
wenden. 

Obmann S tau cl i n ger faßt zusammen, es 
besteht Übereinstimmung hinsichtlich einer 
Empfehlung,' wonach die Länder bei der Gestal­
tung der Bauordnung hetreffend die Errichtung 
von Freiluftschwimmbädern und hei der För,. 
derung solch,er Anlagen auf diesen Punkt Be­
dacht nehmen. 

Zu den Punkten 10 und 17 des Initiativ­
antrages: 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Es handelt 
sich hiebei um Maßnahmen, die im Rahmen einer 
Einkommensteuerreform verwirklichbar sind. 

Bundesminister Dr. S ta r i ha c her:' Ich 
bitte um Verständnis, daß ich dazu heute keine 
Erklärungen abgeben kann. Die diesbezüglichen 
Verhandlungen werden im Finanz- Uilid Budget­
ausschuß zu führen sein. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Wir sehen 
das als eine Einheit, als ein Paket. Ich verweise 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n ig (VP): Hiebei geht noch ,einmal darauf, daß das Einvernehmen mit 
'es um eine Signalwirkung. Dadurch wird die' dem Finanzministerium in analoger We~se wie bei 
Prüfung der Frage, ob eine Zweitheizung erfor- den Beratungen im Justizausschuß herzustellen 
derlichist, nicht ausgeschlossen. wäre. 

Zu Punkt 9 des Initiativanorages: 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Bezüg­
lich der Fremdenv'erkehrsbetri<ebe kann nicht 
akzeptiert werden, daß "für. Neubauten ledig­
lich Solarheizung gestattet wird". 

Abg. Hof s t e t te r (SP): Es soll ein Anreiz 
für den Bau von Solarheizungen gegeben 
werden. 

Dr. G r ü m m(österreichische Snudiengesell­
schaft): Vielleicht wä,re eine Formulierung denk­

BundesminislJer Dr. S ta r i ~ ach e r: Ich wie­
derhole den Standpunkt des Finanzministers be­
züglich ,einer Novellierung -des § 8 Ans. 4 Ein­
kommensteuergesetz. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Die Auße­
rungen des Finanzministel"s beziehen sich nur auf 
die Selbständigen, nicht· jedoch auf die Unselb­
ständigen. 

bar, wonach ein Nachweis gefordert wird, Obmann S tau d i n ger faßt zusammen, daß 
warum indem betreffenden Einzelfall keine bezüglichdiese~ Frage keine Übereinstimmung 
Solarheizung möglich ist. I erzielt werden konnte. . 
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Zu Punkt 11 des Initiativantrages: 

A:bg. Dkfm. DDr. König (VP): Es geht um 
die Vollklimatisierung von Bürogebäuden. Also 
kein Sondertarif für solche Anlagen. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Ich bin 
gernber,eit zu prüfen, welche Vorkehrungen im 
Fall der Einführung eines sogenannten gespal­
tenen Tarifs getroff,en werden müßten. Diese 
Prüfung wird sich auch darauf erstrecken, inwie­
weit Industrietarife bei, Büros zur Anwendung 
kommen. 

Obmann S tau d i n ger faßt zusammen, daß 
diese Frage somit noch nicht erledigt ist. 

Zu Punkt 12 >des Initiatti viantrages : 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Ich 
werde, sofern der Ausschuß eine solche Empfeh­
lung beschließt, diese gern an die betreffenden 
Unternehmeri weitergeben. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Der Nut­
zung von Abwärme kommt eine große Bedeu­
tung zu. Es geht in erster Linie um die Bereit­
schaft der Versorgungsunternehmen, im Verbund 
Zu fahren. 

Obmann S tau d i n ger stellt fest" daß zu 
dieser Frage keine weitere Wortmeldung vor­
liegt. 

Zu Punkt 13 des Initiativantrages: 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Damit soll 
zunächst eine bessere Information der einschlä­
gigen Gewerbe erreicht werden. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Es gibt 
Beratungsstellen, doch werde ich im Sinne dieser 
Anregung mit den Interessenvertretungen dies­
bezügliche Verhandlungen aufnehmen. 

Obmann S t a. u d i n ger stellt fest, daß zu 
dieser Frage keine weitere Wortmeldung vor­
liegt. 

Zu Punkt 14 des Initiativantrages: 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Es geht um 
die Nutzung der Kraft-Wärme-Kupplung. 

Bundesminister Dr. S t a ; i b ach er: Id'l 
verweise auf die Stellungnahme meines Ressorts, 
wo~ach diesbezüglich ernsthafte überlegungen 
im Gange sind. 

Obmann S tau d i n ger stellt fest, daß zu 
dieser Frage keine weitere Wortmeldung vor­
liegt. 

Zu den Punkten 15 und 16 des Initiativan­
trages: 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Mit diesen 
Maßnahmen soll eine maximale Ausnutzung der 
Wasserkräfte erreicht werden, wobei insbeson­
.dere auch auf alle Fragen betreffend Eigenan­
lagen Bedacht zu nehmen ist. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Dies­
bezüglich verweise ich auf die vorliegende schrift­
liche Stellungnahme des Ressorts. 

Dr. Z 1 u w a (Handelsministerium): Die Aus­
wertung der im Zuge des Begutachtungsverfah­
rens für eine entsprechende Verordnung einge­
langten Stellungnahmen ist im Gange. Dabei darf 
aber ,die komplizierte Verfassungslage nicht über­
sehen werden. 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r : Unter­
lagen darüber, ob Wärmekraftwerke in den Bun­
desländern zeitweise stillgelegt werden bzw. in 
welchem Ausmaß, können nach Einholung der 
entsprechenden Informationen vorgelegt werden. 

Obmann-Stellvertreter Dr. He i n d 1 stellt 
fest, daß diesbezüglich keine weitere Wortmel­
dung vorliegt. 

Zu Punkt 18 des Initiativantrages: 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Mit Rück­
sicht auf die Stellungnahme des Ressorts ist 
sohin nur mehr die .Frage zu prüfen, worüber 
berichtet werden soll. 

Der Ausschuß einigt sich, daß dieser Bericht 
auch folgendes enthalten müßte: Die tatsächlich 
erzeugte Strommenge; den Verbrauch der pri­
vaten Haushalte; in welcher Weise von Alter­
nativenergien Gebrauch gemacht wul1de; die Aus-' 
stattung der privaten Haushalte mit Elektro­
geräten. 

Dies sagt Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r 
unter Hinweis auf die Äußerung zu Punkt 18 
des Initiativantrages zu. 

Obmann-Stellvertreter Dr. He i n d I stent 
. fest, daß alle Punkte .des Initiativantrages be­
handelt wurden. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö ri i g (VP): Es konnte 
somit über den Initiativantrag - ausgenom­
mendie Punkte 10, 11 und 17 - grundsätzlich 
Übereinstimmung erzielt werden. 

Obmann-Stellvertreter Dr. He i n d I unter­
bricht die Sitzung um 11 Uhr 30 Minuten. 

Vorsitzender Abg. S tau d i n ger ni1ll;mt die 
unterbrochene Sitzung um 13 Uh;r 10 Minuten 
wieder auf. 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r stellt 
fest, daß in unseren Breiten Schwimmbäder von 
Mitte Juni bis Ende September mit Hilfe von 
Kollektoren geheizt werden .können. Der isolie­
renden Abdeckung kommt eine besondere Be­
deutung zu. über die Wirtschaftlichkeit der 
Sonnenheizung gibt es noch keine zuverlässigen 
Unterlagen'. 

Ein weiterer Ausschußtermin wird für 31. Mai,' 
9 Uhr 30 Minuten festgelegt. Ein Handelsaus­
schuß wird für den 20. Juni vOligeselhen. 
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Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Wie sieht 
es bei einer Dauerlagerung abgebrannter Brenn~ 
elemente mit der jederzeitigen Wiederaufberei­
tung aus? Wäre das Kompaktlager, das geplant 
ist, eine Alternative oder nicht? 

Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 d 0 I t er: Das 
ist nicht dieses Lager, sondern das ist ein über­
gangslager, das man braucht, wenn Brennele­
mente ausgewechselt werde müssen, um sie dort 
hineinzugeben. Das wird für 8/9 Jahre das Aus­
langen finden. , 

Abg. Dr. Wi e s i n ge r (VP): Ich ~ntnehme 
Zeitungsberichten, daß der Gemeinderat Zwen­
tendorf kürzlich einen ablehnenden Beschluß ge­
faßt hat. Stimmt das? 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Der 
Gemeinderat hat ja die Baukompetenz an das 
Land abgetreten. Natürlich könnte der Bürger­
meister jederzeit diese Baukompetenz zurück­
nehmen. Mir ist aber nicht bekannt, daß er das 
macht. Es ist aber richtig, daß es diesen Ge­
meinderatsbeschluß gibt, daß keine zusätzliche 
Lagerung dort in Aussicht genommen wird. 
Aber es ist noch nicht entschieden, ob das end­
gültig ist. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Im Regie­
rungsbericht steht, daß in einem demokratischen 
Staat eine solche Lösung nicht gegen die theo­
retisch betroffene Bevölkerung gefunden wer­
den kann. Das heißt, wenn dieser Beschluß des 
Gemeinderates Zwentendorf tatsächlich besteht, 
ist die gesamte Frage des erweiterten, Kompakt­
lagers illusorisch. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Das be­
zieht sich nicht auf das erweiterte Kompaktlager, 
sondern auf die lidee,. auch im Tul1nemelder Be­
triebsgebäude einen Ingenieurbau zu errichten. 

Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 cl 0 I t er: Auf 
das Kompaktlager bezieht es sich nicht, weil das 
schon ein fest umrissenes Lager isi:, das nur in 
seiner inneren Ausstattung geändert wird, damit 
es dichter belegt werden kann. ' 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Wann rech­
net man mit dem Abschluß dieser Verhandlun­
gen bezüglich des Kompaktlagers? 

Bundesminister Dr. Ingrid L e 0 d 0 I t er: Uns 
müßte es darum gehen, daß wir dieses Lager 
freimachen und zum Kompaktlager umbauen. 
Das dauert nicht sehr lange. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Es wurden 
Gespräche mit dem Iran und den USA geführt. 
Kann man etwas über den Stand der Gespräche 
erfahren und über den vermutlichen Fortgang? 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Mit 
dem Iran werden gerade Gespräche geführt, mit 
den USA mußten ja Gespräche geführt werden, 
weil es sich hier um amerikanische Uranstäbe 

handelt. Amerika überlegt gerade, ob unsere 
Brennstäbe in Amerika gelagert werden können. 
Amerika hätte keine Bedenken, wenn wir die 
Brennstäbe im Iran lagern. 

Abg: Dr. Wi e si n ger (VP): Ich entnehme 
dem heutigen "Kurier", daß sich das Parlament 
auch mit dem cOGEMA-Vertrag beschäftigen 
wird. Werden Sie also mit einem Antrag an das 
Parlament kommen, den Beschluß der Bundes­
regierung zu genehmigen? Heißt da,s, daß mit 
der Zustimmung zu dieser Rücknahme die ge­
samte Atomdiskussion erledigt ist? 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Ich 
gehe den Weg, den mir ,die Verfassung vor­
schreibt. Der Verfassungsdienst hat festgestellt, 
daß die Erklärung ·der Rücknahme nicht von 
einem Regierungsmitglied allein abgegeben wer­
den kann, auch nicht von der· gesamten Regie­
rung, sondern daß das ein Beschluß des Parla­
mentes sein muß. Es wird von mir vorgeschlagen 
werden, daß es ein Passivbeschluß wird: Wir 
beschließen, daß wir nicht in einigen Jahren 
einen Beschluß fassen werden, der die Rückfüh­
rung verhindert. ES liegt dann also bei der GKT, 
eine Lagerstätte vorzuweisen. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Eine Ablehnung 
oder Zustimmung bedeutet ja eine Festlegung 
für alle weiteren Vorgangsweisen. Wenn man 
hier also zustimmt, hat man die Inbetriebnahme 
Zwentendorfs akzeptiert. Sehen Sie das auch so? 

Bundesminister Or. S t ar i ba ehe r: Auf 
Grund ·des Antrag,es, den ich stellen werde, 
wind nur einfdeuti>g kla!'lgestellt, daßrdie Bun­
desregierung der cOGEMA 'versichert, 'daß kei­
ne wie '~ffilmer Igeartete lniit~ative ergriffen lWIird, 
einer Rückna1hme entgegenzutreten. ,- Eine 
Außen'hanidelS'geseoznoveI1e gi'eht vor, daß die 
GKT eine Bewi1ligung ,braucht, wenn sie a'p­
gebrannte Brennelemente hinausliefern 'will. 
Die Veranllwortung ,liegt bei der GKT. 

Wir /genehan'i'gen 'keinen Veru,ag. Es gibt 
einen Vertr,31g zwischen CO GEMA und GKT. 
In diesem Vertr~g ist vongesehen, daß die GKT 
Müll zurlücknehmen muß. 

Wir weI1den mit .der fran~ösischen Regie­
rung einen Notenwechsel haiben. Wir verpflich­
ten uns nur, kdin,e wie immer geartete Maß­
nahme zu setzen, daß Idie GKT die im Ver­
trag mit ider OOGiEMA fe91lgesetzten Verpflich­
wngen nicht ·emüHt. , 

,Aibg. Dr. W ii e si ng e r (VP) : Für !die Be­
völkerimg steIlt ,es sich 'so dar, daß damit prak­
llischeine RJückU'ahmeerklärung durch das Par­
hment eflfolgen .solI, obwohl nicht Mar ist, 
wo das dann ,gel<ligel't wird. Herr Bundes­
minister! Glauben Sie nicht, daß idurch Idiese 
VO!'lgangsweise die Beratungen doch sehr er-
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schwert wOl1den sind? Werden Sie diese Rati­
fizierung vor ,dem von uns :in Aussicht ge­
nommenen Termin 30. Juni im Plenum 
verlan,gen, oder wird <das ein Akt sein,der 
nach der Abstimmung über den Bericht der 
Bunldesrtlgi.erung Izur Atomfrage stattfin1det? 

iBundesminister IDr. S t a ri ba ehe 1": Es ob­
liegt ganz dem Präsidi,aJentscheid, w,ann dieses 
Problem ,auf die 'Iiagesordnung ßesetlZt wir:d. 

Ich 'halte es laib er für vollkommen unmöglich, 
jetzt einen Terminplan festzulegen, wo ich nicht 
weiß, wie Idie GKT, ,die ja lenzten Endes für 
das Problem der Endlagerung ver:antwortlich 
ist, entscheiidet, welche Schritte sie unterneh­
men Wil1d., 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Wir vertreten 
nach wiie vor Idie Meinung, daß ,es nicht Ange­
legenheit Ider GKT iist, ,für die Endlagerung 
Vorsol"gezu 'treffen. Unserer Aulffassunrg nach 
ist Id:ie Bundesregierung I,laifür zuständvg. 

W elche Kon~equenzen ergeben sich für Sie, 
wenn diese Ratifizierung vom Piarlament ;ahge­
lehnt wird? 

,Bundesminister Dr. S ta r:i b ach e 1": Ich 
muß Idann Ider französis~en Regierung mittei­
len, daß ich Idiesen Notenwechsel nicht durch­
führen kann, we~l das Bar1ament ,abgelehnt hat. 

Abg. Dkiim. DDr. K ö ni g (VP): Das Par­
lament würde praktisch mit der Zustimmung 
aUes in Idie Hand ,der Regierung legen und 
würde auch ,ohne Voriiegen einer Lösung für 
das Endl3lger eine BlankovoUrn:achrt: gegeben ha­
ben; Ich 'g~au!be,das kann man vorn Par,1ament 
nicht verlanlgen. Es muß also vorher über die 
En1d.lageflung ,K'larheit ,herrschen. 

Abg. Dr. Hau s e 1" (V'P): Ich bitte Sie, uns 
das Gutachten ides Verfassungsdienstes zur Ver­
fügung 'zu stellen. 

Abg. DkiEm. DDr. K ö n i g (VP): Im Bericht 
steht an 7;wei Stellen, daß die tatsächliche Inbe­
tl"iebnahme im August 197 8 erfolgen wird. Wie 
ist diese Aussage z'u werten? 

Bunldesminister Dr. Ingrid L e 0 d 0 I tel": 
Das hängt nicht von uns a!b. 

Dr. G 1" Ü m m: In Schweden liegt' eine ähn­
/liche SiruatJion vor. Dort wU1'ide von Seite der 
Regierung Idie Forderung gestellt, vor Inbetrieb­
nahme Ider weiteren Kernkflafuwel"ke müsse die 
Entsorgungsanlage im Konzept geklärt werden. 

Es liegt von der GKT ein Endlagerkon­
zept vor, 'es 'grbt Gesteinsuntersuchungen. Es 
gibt auch für das externe Brennelementbecken ein 
sehr weites Projekt. nie standorrunabhängigen 
'f,eile 'dieses Konzeiptes sind meiner Meinung 
nach techn~sch beurteilu11lgsfähig. 

Dr. Ne n ,t wie h: Hinsichüich ,des Brenn­
elementdauerlagers haben wir Anfang April,. 
dem Wlunscheldes Miinisteriums folgend, ein 
standortlbewgenes ·Projekt übermittelt. Es liegt 
seit Anfang ApriJ im MintisteriiUm. Es hat .den 
Stanldort Zwentendot1f. 

Die Montagearbeiten auf der Baustelle sind so 
weit fortgeschritten, daß ,das Ket:nkraftwerk Ende 
Mai, Anfang Juni so weit technisch fertiggestellt 
ist, Idaß dUe nukleare lnibetl"iebnahme beginnen 
könnte. Voraussetzung Idafür sind ntürloich die 
erfo~derlichen ißewilligungen. Der erste Schritt 
der In<betl"iebnahme wäre Idie teilweise Beloa­
dun'g des Reaktors in einer schachbrettartigen 
FOl"m. Die für Idiesen Schrint von der Behörde 
geforderten Nachweise können wir sicherlich 
bis Mitte Juni der Behörde vorlegen. Bei diesem 
Schrüt ,ist der ReaktJor noch nicht kritisch, 
hier kann man eine ganze Reihe von Unter­
suchungen und Tests durchführen. 

Der nächste Schritt wäre dann die vollstän­
dige Be1adung des Re.rktors. Daran anschließend 
wind der Reaktor kritisch 'gemacht, und es wer­
den die Nulleistungsversuche gefamren. Hier 
müssen wir den Nachweis über die .uns aufer­
legten Auf,Lögen bringen. Dies wird spätestens 
bis Ende Juli möglich sein. Somit könnte man 
noch im August den Reaktor echt kritisch 
machen unld die Nulleistungsversuche beginnen. 
Unter der Vomussetzung, daß dann alle weite­
ren Genehmig~ngen rechtzeinig kommen, könn­
ten wir im kommenden Winter mit dem Kern­
kraftwerk einen namhaften Beitra.g zur Strom­
erzeugung leisten. 

Dr. Pi n Id u 1": Die GKT' hat mit Brief vom 
7. April 1978 ein standortbezogenes Projekt 
für ein Brennelementdauer1ager dem 'Mini­
sterium mitgeteilt, mit dem Ersuchen um Be­
urteilung, ob es tatsächlich sicherheitstechnisch 
realisierbar wäre. Ein Antllag auf Errichtungs­
bewilligung besteht nicht. Wir sind dabei, jetzt 
dazu Sachverstänld]ge zu hören. 

Abg. Dr. W.j e s in ger (VP): Wann ist mit 
dem Ergebnis der Beurteilung zu rechnen? 

Dr. P ,i nd ur: Ungefähr eine Woche nach 
dem Einlangen des Gutachtens., Das Ministe­
rium hat Idieses Gutachten in Auftrag gegeben. 
Es ist eine Frist von zwöl,f Wochen gest,ellt 
worden, die 'a!ber unter Umständen von dem 
Gutach-ter auch 'ütberschritten werden kann. Der 
A'll'ftr,a,g wUlide erst ,in diesen Ta,gen erteilt. 

Abg. Dr. W ue s in ger (VP): Vor Mitte 
August wird also nicht damit zu rechnen sein. 

Dr. Pi n dur: Die sicherheitstechnische 
Miachbat'keit ist j1a nicht die einzige fra.ge. Es 
müssen unter Umständen ,auch noch andere 
Kriterien beurteilt werden. 

9 
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A'bg. Dr. Wiesinger (VP): Wir s'tehen 
auf dem Stan:dpunkt, ,daß für die Bestimmung 
des Standortes des Enidlagers die Burudesregie­
l'Ung zuständig ist. Die Frau Bundesminister 
hat in einer 'Fr,ages.tunde erklärt, daß der Ver­
fassun~dtien:s<t der Meinung sei, daß das nicht 
der Fall sei. Welche Untedagen ~,jegen dies­
bezü,g.lich vom Verfassungsdienst vor? 

·BundesministerDr. Ingri,d L e 0 d 0 I t e r: 
. Es. liegt eine Information ides Verfassungsdien­

stes vor. Diese hat der Herr Bundeskanzler 
dem LandeshauptJmann Maurer damals ge­
schickt. Wir haben auch angeordnet, ·daß Sie, 
Herr Arbgeordneter dies auch hekommen sollen. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Nach meine.r 
Infol'mation haben die meisten Staaten in 
Europa ,eine Regelung, ,die darauf hinausläuft, 
daß für die kurz- und mittelfristige Lagerung 
die Gesellschaft zustän,d~g ist, für die Endlage­
rung aber der Staat d,ie Verantwortung trägt. 
Dies wird a,uchvon der OECD empfohlen. Wie 
stellt sich das zuständige Ressort zu dieser Emp­
fehlungder OECD? 

Dr. Pi n ,d u r: Nach ,uns~rer Auffassung .foLgt 
das österreichische StSchG geradezu prototypisch 
der Forderung der OECD, weil es das letzte 
Wort üher die Zulässigkeit einer Lageranlage 
keineswegs eanem privaten Betreiber, sondern 
der staatlichen Strahlenschutibehörde zuweist. 
Die Verantwortlichkeit für die Sicherheit einer 
solchen Lagerstätte ubernimmt selbstverständ­
lich die Strahlenschutzhehörde. Eine Empfehlung, 
daß der Staat eine solche Anlage seIhst betrei­
ben sollte, ist mir nicht bekannt. Die Kosten 
würden auch gemäß dieser Empfehlung ,der Be­
treibergesdlschaft übertragen. 

Dr. Hau se r (VP): Sie müssen als Behörde 
den Ort dieser Entsorgungsanstalt sozusagen fi­
xieren. Bevor Sie das nicht .bestimmt hahen, kann 
die Geselhchaft überhaupt nichts machen. Nach 
Ihrer Meinung muß die GKT den Standort vor­
schlagen. Was ha;ben Sie dann noch zu bestim­
men? - Ob 'er geeignet ist? 

Bundesminister Dr. lngri'd L e 0 d '0 I t er: Ja. 

Dr. Pi nd u r: Wenn die Behörde keinen Ort 
bestimmen kann, weil es keinen gibt, kann sie 
die Betriebsbewilligung nicht erteilen. Deswegen' 
ist ja die an der Betriebsbewilligung interes­
sierte Gesellschaft auch verhalten, für die Ent­
stehung einer solchen Anlage zu sorgen. Die 

. Verantwol'tung über die Sicherheit einer solchen 
Anlage wird der Behörde übertragen. Die Ko­
sten muß die BetreibergeseUschaft begleichen im 
Sinne ,des Verursacherprinzips. 

Abg. Dr. Wie si n g e 'r (VP): Ich gla,ube, 
wir wel'den vom Parlament eine authentisch,e In­
terpretation dieses Gesetzes verlangen. Wie ist 
das in anderen Ländern? 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Ich halte 
diese Auslegung für höchst unbefriedigerud. Die 
Gesellschaft könnte dann den gerade möglichen, 
aJber nicht ,den Ibestgeeigneten StandOl't wählen. Es 
sind, mangels eines Entsot'lgungsgesetzes auch die 
Bedingungen nicht festgelegt. 

Bundesminister Dr~ Ingrid L e 0 cl 0 J' t er: 
Es ist nur eine Frage, wem diese Untersuchungen 
Geld kosten. Alber diese Untersuchungen müssen 
auf jeden Fall gemacht werden. Von vornherein 
zu sagen, soundso ,muß das ausschauen, ist un­
möglich. 

Bundesminister Dr. Sta r i b ach 'e r: Ich bin 
hier nicht kompetent .. 

Dr. N e n t wie h: Das deutsche Atomgesetz 
sagt: Die Länder haben LandessammelstdIen für 
die Zwischenla,gerung der in ihrem Gebiet anfal­
lenden radioaktiven Abfälle, der Bupd hat An­
lagen zur Sicherste!J.ung und Endlagerung radio­
aktiver Atbfälle einzurichten. Sie können sich zur 
ErfüHung ihrer Pflichten Dritter bedienen. 

Die GKT hat beim Bundesministerium für Ge­
sundheit 'und Umweltschutz ein standortneutra­
les Projekt für ei,n geologisches Endlager einge­
reicht, <und zwar im Dezemher 1977, und hat im 
gIeichen Monat eine Standortuntersuchung, die 
auf ganz Österreich ausgedehnt wurd'e, über­
reicht. Aus dieser Standortstudie geht, belegt 
durch österreichische Experten, deren Aussagen 
durch ausländi-scheExperten hestätigt wurden, 
hervor, daß es in österreich vor aUem in der 
Böhmischen Masse geeignete ,geologische Forma­
tionen gibt, um dort ein Endlager zu errichten. 
Es ist uns aber nicht möglich, die nöoigen Vor­
arbeiten durchzuführen, weil die zuständigen 
Gemeinden dies ahlehnen. 

A:bg. Dr. Wie s i n ger (VP): Stimmt es, 
daß der Forschungsreaktor der Universität Wien 
in der Schüttelstraße noch immer keine Betrielbs­
bewilligung hat? 

Dr. Pi nd u r: Diese Frage wäre an das Bun­
desministerium für Wissenschaft und Forschung 
Zu richten, denn die Genehmig,ungsJbehörde für 
Wissenschaftsreaktoren ist der ·Bundesminister 
für Wissenschaft 1,lnd Forschung. Das Gesund­
heitsministerium agiert nur im Einvernehmen 
mIt dem Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung. Im- Einvernehmen mit dem Ge­
sundheitsministerium wurde keine Bewilligung 
erteilt . 

Abg. Dr. Wie s ~ n ger (VP): Es gibt auch 
keine hundes einheitliche Regelung, was mit dem 
strahlenden Material zu geschehen hat, . das in 
der Medizin und in der technischen Forschung 
anfällt. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. He i nd 1: 
Die Inbetritlbnahme - im kern technischen Sinn' 
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wäre also mit Beginn der NuHeistung. Wenn Sie 
also, Herr Direktor Nentwich, hier schachJbrett­
arüg belegen, hat das üherhaupt keinen Einfluß. 
Es ist also reversihel. 

Dr. Ne nt wie h: Es entstehen k,eine Spalt­
produkve. Bei der Nulleistung entstehen Gramin­
quantitäten. Erst bei hoher Leistung entstehen 
viele. 

Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Welcher Zeit­
punkt ist für die Ausfuhr zur Wiederaufarbei­
tung vorgesehen? Wann steht die Wie,deraufarbei­
tungsanlage nach Plan zur Verfügung? 

Dr. Ne nt wie h: Der Wiederaufarbeitungs­
vertrag ,sieht vor" ,daß die Brennelemente nach 
einer etJwa einjährigen Abfüllungszeit, die im 
Kernkraftwerk selbst stattfindet, zur Wieder­
aufarbei1tungsanlage abtransportiert und dort 
vorläufig zwischengelaf;el't werden. Wenn wIr 
unterstellen, daß wir heuer noch m 
Betrieb gehen, so wird der erste Ab­
transport dieser Brennelemente im Jahre 1981 
erfolgen. Die Vorstellung der CO GEMA lautet, 
daß die echte Wiederaufarbeitung etwa in den 
achtziger Jahren beginnen wir,d. Voraussetzung 
ist allelldings, daß eine übereinstimmung zwi­
schenden F,ranzosen und den österreichern er-
zielt wird. ' 

Unabhängig von der Frage, ob -wieder auf­
gearbeitet wird oder nicht, bleiben diese Brenn­
elemente, selbst dann, wenn man zu keine'r 
Einigung kommt, :bei der cOGEMA in Frank­
reich bis zum Jahre 1995. 

Dr. G ,r ü m m: Wir haben also einen doppel­
ten Puffer. Wir haben min'destens acht Jahre 
im Kompaktlager des Kraftwerkes selbst und 
bis 1995 bei ,der cOGEMA. ' 

Abg. Dkfm. DDr. K ö ni g (VP): Was ge­
schieht, wenn trotz des Vertrages eine, Wieder­
aufarbeitung nicht erfolgen kann? 

Dr. Ne n t wie h: Nach dem jetzigen Wie­
deraufbereitungsvertrag werden die Brennele­
mente abtransportiert, unabhängig davon, ob 
wieder aufgearbeitet wird oder nicht. Das 
Kompakda.ger reicht etwa bis zu acht oder 
neun Betriebsjahren. 

Abg. Dr. S ti x (FP): Herr Bundesminister, 
wie sehen Sie die künftige Uranvel1sorgung? 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Es ist 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Wodurch ist 
sichergestellt, daß bei Einsatz, von Kernenergie 
der Erdölimpoct entsprechend reduziert wird? 
Im Regierung:sbericht steht, daß man eine Mil­
lion Tonnen Heizöl einsparen kann. 

Bundesminister Dr; S t a r i ba ehe r: Es gibt 
heute viele Werke, Idie äußerst .unrentabel arbei­
ten. Es ist auch notwendig, stets eine Reserve­
kapazität zu haben. Wir müssen uns auch heute 
mit größter Anstrengung durch Importe zu­
sätzliche StJrommengen verschaffen. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö ni g (VP): Halten Sie 
Zwentendorf für aus1"eichend, um längerf,ristig 
unsere Abhängigkeit von Olimporten zu ver­
ringern? Ist der ursprüngliche Energieplan, der 
von der Bundesregi,erung revidiert wurde, obsolet 
geworden, weil man doch der Meinung ist, daß 
man auskommt, oder ist das nur eine zeitliche 
Phasenverschiebung? 

Bundesminister Dr. S ta r i ba ehe r: Darauf 
kann ich keine endgültige Antwort geben; weil 
es sich erst in den nächsten Jahren herausstellen 
wird, ob evn zweites Kernklraftwerk ,gebraucht 
wird oder nicht. Derzeit ist innerhalb der näch­
sten zehn Jahre kein weiteres Kernkraftwerk 
vorgesehen. Bevor wir ein großes Kernkraft­
werk bauen, wollen wir die Erfahrungen der 
anderen Staaten abwarten. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Wann wird 
der revidierte Plan bis zum Jahre 1988 heraus­
kommen? 

Bundesminister Dr. S t a r i b a c 'h e r: Ich 
hoffe; noch im Laufe dieses Jahres. Dieser ist eine 
Arbeit aller energieproduzierenden und energie-
verbrauchendenGruppen. ' 

Abg. Dkfm. DDr. Köni,g (VP): Halten Sie 
es für realisierbar, wenn wir für Mitte der 
achtziger Jahre eine B1"dölv,erknappung voraus­
sagen; ,daß wir eine Erhöhung der Importe vor­
nehmen? 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Das ist 
eine sehr schwierige Frage. Wir sind dabei; sie 
zu lösen. Die Bundesregierung unternimmt seit 
1970 ,alles, um alternative Energien zu fördern_ 

Abg. Dkfm. DDr. K ö ni g (VP): Sehen Sie 
einen Weg, die Erdölimporte auf das Niveau von 
1974/75 zu drücken? 

gar keine Frage, daß auf dem Uransektor ein Bundesminister Dr. S ta r i b ach er: Wir 
Engpaß eintreten Wil1d. Bei schnellen Brütern werden uns bemühen, weitere Importverträge zu 
würde dieser Engpaß nicht eintJreten. Dieses bekommen. Die, Idie wir bis jet~t abgesch)ossen 
Problem !tritt aber erst dann auf, wenn immer haben, haben alle gehalten. Wlr werden auch 
mehr Kernkraftwerke gebaut werden. 'I versuchen, zu substituieren, ,gegebenenfalls über 

" .. . ..... Kohle. Ich sehe keine Möglichkeit, die geringen 
Dr. G.r u m m: Dle Staaten, dle uber genu- Ziffern von 1974 zu ellreichen. ' 

gend UQ'an verfügen, sehen keine Veranlassung, 
einen schnellen 'Brüter zu hauen, im 'Gegensatz 
zu jenen Staaten, die über keine Uranlager ver­
fügen. 

A:bg. Dkfim. DDr. K ö ni.g (VP): Der Herr 
BUnldeskanzler hat gemeint, nur Zwentenclorf 
komme in Frage' aber welt er nichts. Ich halte 
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diese Aussagef.ür im höchsten Maße unbefrie­
digend. Herr BUnidesminister, vertreten Sie hier 
nur Ihre eli,gene Meinung o'der auch die :des Bun­
deskanzlers? 

Bundesminister Dr. S t a r ,i h ach e r: Ich 
vertrete grundsätzlich nur meine eigene Mei­
nung. Mein Energieplan ,ist von der Bundes­
regierung zur Kenntnis genommen wOI1den. Es 
wenden aber aUe ,Pläne, aUe Berichte, alle Re­
gierungsvorla,gen, alle Gesetzentwürfe von .der 
Bundesregierung zur Kenntnis genommen. 

Abg. Dkfm. >DDr. KöIii,g(VP): Wir haben 
geringere EnergiezuW'achsraten als progno~ti­
ziert. Wie sehen Sie das ,im HinbliCk auf die 
Wasserkr:a!ft? 

Bundesminister Dr. S t a r i ba ehe r: Wir ha­
ben ide facto, ,das heißt 7 Prozent, eine' sehr 
hohe Zuwachsrate in 'den ersten Monaten ge­
habt. Wir müssen aber. rauch, wenn rgeringe Zu­
wachsraten prognostiZJiert sinid, vorsorgen. Wir 
versuchen, La11lgfristige Lösungen zu erstellen. 

AJhg. Dr. Marga Hub ,i n e k (VP): Ist auch 
einkalkuliert, ,daß es V'ielleicht Möglichkeiten 
gebe, die Spargesinnung in der Bevölkerung 
zu wecken? 

Bunldesmini~ter Dr. S t a r.i ha c her: Die 
Prognose wiI1d vom Wirtschaftsforschungs'insti­
tut gemacht und von anderen dafür geschaffenen 
Stellen. Wir im Hailideisministerium prüfen sie 
nur. Die Ziffern, die Wlir übernehmen, sind von 
allen Seiten ,hieb- und s,nichfest. Natürlich geht 
die Prognose vom Status quo ,aus. Bei einer 
an:deren EntwickI ung wird die Prognose eben 
für das nächste Jahr revidiert. Es ist notwendig, 
den Planstä11ld,iJg ,den Gegebenheiten anzupassen. 

Es muß auch gesagt werden, wo gespart 
weJ:1den 50111. Die wirkLiche Sparmöglichkeit liegt 
nicht beim Licht, sonrdern bei der Wärme und 
be'i rder Kraft. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): Welche 
Einsparung an Enel1gie_,erWlartet man sich kon­
kret? Ist es möglich, in den nächsten Jahren 
ein Prozent an Energie einzusparen, wie es 
die OE CD gefoI1dert hat? 

IBundesmini.ster Dr. S ta r ib ach e r: Wir 
hoffen es. Der Bundeskanzler hat eine eigene 
Kommission eingesetzt. Dort werden für ·die Be­
hörden Vorschläge ,erstattet. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n ,i g (VP): Wo sind in 
Ihrem Entwurf die Einsparungen gelegen, . die 
Ihnen entgangen sind, weil Sie k.eine Kompe~ 
tenz bekommen haben? 

Bundesminister Dr. S t a r ri b ach e r: Es gibt 
nun eine Novelle zu dem Energie!Yicherungs­
gesetz ;in Form eines In~tiativantrages, we,il ich 
ja leider abgekoppelt wurde. Bei der Dampf-

kesselüberprüfung usw. kann man dann weitere 
Energiesparmaßnahmendurchführen. War ,sind 
gespannt, wie hier das Haus ,entscheiden wird. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö ni g (VP): W,ie sehen 
Sie die Höhe der Kraftfahrzeugsteuer ~m Ver­
hältnis zum Kraftfahrslloffverbrauch? 

Bundesminisller Dr. S t a r i ba c h ,e r: Ich hoffe, 
daß man auch im Finanzministerium dieser mo­
dernen Idee näher tritt. Mehr kann ich nicht 
sagen, es ,ist nicht meine Kompetenz. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n ,i g (VP): Es wurden 
die rinternationalen Oberevnkommen über So­
larheizungen, Kühlsyslleme und Wärmepumpen 
von uns noch nicht ratJifiziert. Wie sieht es damit 
aus? 

Bundesminister Dr. S t a r ,j b ach e r: Diese 
Materje wurde am 28. April dem Parlament 
zugewiesen. Die Solarhelizung, wird rim nächsten 
Mini'sterrat eingebracht. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n i g (VP): TdiIt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß dieSon­
nenenergie in einem Zeitraum von ,rund 15 Jah­
ren rund 4 Prozent des Gesamtenergrieverhrauches 
decken kann? 

Bundesminister Dr. S't a r.j ba c he r: Ich 
habe keinen 'Grund, es zu bezweifeln. Ich kann 
es aber auch nichtbewei'sen. Im Enellgieplan 
wird auch zumindest verbal auf ,diese Werte 
hingew,iesen. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n;j g (VP): Sind 5ie 
der Auffassung, daß d~e Bundesregierung noch 
weitere legtistische Maßnahmen vorbereiten sollte 
zur !rascheren Entwlicklung der nichtkonven­
tionellen Energieträger? 

Bundesminister Dr. S ta r ti b ach e r: Nein. 
Das· heZJieht sich nur auf meine Kompetenz. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö ni g (VP):. BeabSiich­
tigt die Bundesregierung, das internationale Haf­
tungsübereinkommen zu ratifizieren? . 

Bundesminister Dr. S ta r ~ b ach e r: Das ist 
nicht meine Kompetenz. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n ri g (VP): Die Haf­
tungen nach den rinternationalen Normen sind 
höher. Ich wünsche, daß das zuständige Ressort 
das beantwortet. 

Abg. Dr. W,i es in g e ,r (VP): Erachten die 
hier anwesenden Miitglieder d.er Bundesreg,ierung 
die derzeitige Kompetenzv,erteilung für befrie­
digend im Zusammenhang mit der Kernkraft 
oder beabsichtigen Sie, der Forderung nach einem 
Atomreaktorsicherheitsgesetz unter Federführung 
des Gesundheitsministeri'llms zur Entwi.rrung der 
Kompetenzen beizutragen? 

Bundesminister Dr. S t a ri ha eher: Ich be­
absichtige, keine KOl1,1petenz für mich in An­
spruch zu nehmen. 
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Bundesminister Dr. Ingrud L e o.d 0. It e r: Ich 
habe immer den Sta,ndpunkt vertreten, daß wir 
mit der vorhandenen Kompetenz für die Sicher­
heit des Kernkraftwerroes den nötigen Schutz 
le~sten können. Ich werde mich aber nicht dem 
entgegen stellen, wenn ,die Abgeordneten etwas 
anderes beschließen. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Herr Handels­
minister, haben Sie nicht doch den Eindruck 
gewonnen, daß Sie als maßgebliiches Mitglied 
der Bundesregierung auf eine Änderung der 
derzeitigen Gesetzeslage hinwirken sollten? 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Das ist 
. das Problem, das hei jeder Mater,ie auhritt. Es 
tritt automatisch eJin, daß mehrere Ministerien 
davon betroffen sind. Das läßt sich gar nicht 
anders regeln: 

Vorsitzender S tau d :i n ger unterbricht die 
Sitzung um 15 Uhr 40 Minu1len. 

k) Sitzung vom 17. Mai 1978 

Obmann Abg. St a u d,j n ger eröffnet die 
Sitzung um9 Uhr. Nach einer Debatte über 
geschäftsordnungsmäßige Angelegenheiten wer­
den die Vertreter von Ol"ganisationen gegen 
Atomenergien ,in den Saal gebeten. 

Foltgende Organisationen wur,den geLaden: 

1. Aktion "Wissenschaftler gegen Atomkraft­
werke" Akademie der Wissenschaft zuhanden 
Herrn Professor Dr. Konrad L 0 ren z, Adolf­
Lorenz-Gasse 2,3422 Greifensteiin/ Altenberg; 

2. Niederösterreichische Frauen-Initiative 
Gruppe Mödling, zuhanden Frau Irmgard 
W und e r er, Straußgasse 23, 2340 MödEng; 

3. BürgeI1inin1aniv,e gegen Atomgefahren Möd­
Eng, zuhanden Frau Gemeinder,at Dr. Elisabeth 
Hell er, Haydengasse 18, 2340 Mödlling; 

4. Gruppe unabhängiger Wti,ssenschaftler, W,ien, 
zuhanden Herrn Präsidenten Professor 
DDr. Friedrich M. F e ren ca k, Schmalzhof­
gasse 5, Stg. 1,1060 Wien; 

5. österreichischer N atJurschutzbund Salz burg, 
zuhanden Herrn Präsidenten Professor Dr. E. 
S t übe r, Museumsplatz 5, 5020 Salzburg; 

6. 'österreichische Umweltschutzbewegung, Lan-
desgruppe Kärnten, e/o N Q m r i. e h t e r 
9563 Gnesau; 

7. Aktionsgemeinschaft Umweltschutz Gmun­
den, zuhanden Herrn Mag. Roland Lei c h t, 
4813 Altmünster; 

8. Niederösterreichischer Naturschutzbund 
Wien, zuhanden Herrn Kurt F r:i t s ehe r, 
Herrengasse 9, 1010 Wien; 

9. Dachverband der Initia,tivgruppen österrei­
chischer Atomgegner, zuhanden Herrn Vize-

präsildenten Vet. Rat Dr. Josef Lu k a s, Haupt­
straße 133, 8401 Karlsdod bei Graz; 

10. Arbeitsgemeinschaft gegen Umweltschäden, 
zuhanden Herrn Ing. Karl N 0 w a k, Mo.llard­
gasse 8, 1060 Wien; 

11. Aktion Lebensraum Wien, zuhanden 
Herrn Oberbaurat Dipl.-Ing. Walter K iss e r, 
Schiffmühlenstraße 89, 1220 Wien; 

12. Bürgerinitia'tive Waldviel'tel, Arbeitskreis 
gegen Atommüll, zuhanden Herrn Peter W. 
K ast n e r, Honorius Burgerstraße 18, 
3580 Horn; 

13. Präsi,dium des WeLtbundes zum Schutz 
des Lebens, Landesgruppe Vorarlberg, zuhan~ 
den Herrn Dlirektor Karl Li e per t, 6812 Mei­
ningen, Vorarlberg; 

14. Mütter gegen Atomkraftwerke im Welt­
!bund Zlum Schutz ,des L'e1bens, zuhanden 
Herrn Manfred R ü n z 1 e r, Postfach 300, 
6800 Feldki.rch; 

15. Arbeitskreis Ato.menerg,ie, Klosterneuburg, 
Postfach 14, 3400 Klosterneuburg; 

16. Bürgef1initiative .gegen Atomgefahren, Klo­
sterneuburg, zuhanden Herrn Dipl.-Ing. Herwig 
Kam pi, Dehmgasse6, 3400 Weidling-Kloster­
neuburg; 

17. BürgerinitJiative gegen Atomgefahren Wien, 
zuhanden Herrn Rechtsanwalt Dr. Ernst 
Z ö rn l,a i h, Pos,tfach 14, 1123 Wien; 

18. Bürger,initiallive gegen Atomgefahren im 
Weltbund zum Schutz des Lebens, Landesgruppe 
Oberösterreich, zuhanden Herrn Dipl.-Ing. 
W i t z an y, e/o Amt der Oberösterreichischen 
Landesregierung, :K!lostJerstraße 7, 4010 Linz; 

19,. Gewerkschafter gegen Atomkraftwerke 
Wien, zuhanden Herrn Franz S c hall m e i­
ne r, Schotten ring 35/1, 1010W,ien; 

20. Gesun!des Leben, Bund für Volksgesund­
heit, zuhanden Herrn Obmann Ing. Stefan 
Mi c k 0, Dl1illgasse 17, 1238 Wiren; 

21. Aktion "Wien gesunde Weltstadt", zu­
handen Herrn Alois D 0 rn er, Fach 1, 
1204 Wlien; 

22. Aktio.n Umwelt, Niessenstraße 25, 
5020 Salzburg ; 

23. Weltbund zum Schutz des Lebens, Lan­
des direktion Salzburg, zuhanden Herrn W. 
Go cl e f.r 0 y, Möwenstraße 17, 5020 Salzburg; 

24. Ärzte gegen Atomkraftwerke, zuhanden 
Herrn Dr. Herbert K 1 aar, Nikolsdorfer Gas­
se 1, 1050 Wien; 

25. W.dtbund zum Schutz des Lebens, Lan­
desdirektion Kärnten, zuhanden Frau. Direk­
tor Annemarie L 0 r be e r, Getreidega~se 13/2, 
9020 KLagenfurt; 
- 26. Bür,gel'initiative "Mittelschüler gegen Atom­
kraftwerke", zuhanden Herrn Stephan A cl 1 e r, 
Alsz,eile 76/4, 1170 Wien; 
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27. Dachverband für ökolog,ische Lebenssiche­
rung und zukunftsorientierte Umwelt, zuhan­
den Frau Renate Ger t ne r, 'thaI-Eck 436, 
8051 G;raz; 

28. Bürgerinitiative "Weinsberg-Forst", über­
parteiliche Interessengemeinschaft gegen den Bau 
und Bett1ieb von Kernkraftwerken und Atom­
mülldepol1lien, zuhanden Herrn Obmann Wal­
ter Ma yer, ,Postfach 5, 3665 Gutenbrunn; 

29. Weltbund zum Schutze des Lebens (WSL), 
Landesgruppe Wien, N~ederösterreich und Bur­
genland, zuhanden Herrn Dkfm. Friedrich 
V 0 I k, Ziegelhofstraße 36/13/12, 1220 Wrien. 

Obmann Abg. S tau d i n ger erteilt als er­
stem Dipl.-Ing. Nowak ,das Wo~t .. 

Dipl.-Ing.N 0 w a k (AllDeinsgemeinschaft ge­
gen Umweltschäden): In einem Reak,tor ent­
stehen einige ·hundert· Curie je Watt Reaktor­
leistung. Es entstehen enorme Ener~iemengen, 
also Aktiv.itätsmengen ,inden Reaktoren, der 
700 Megawatt-Reaktor ,in Zwentendorf würde, 
nimmt man 100 Gurie j'e Watt an, 70 Milliarden 
Curie enthalten. Dr. K3!tscha, spt1icht von nur 
5 Milliarden Curie, wa:s, wie er ausführt, 
5 000 Tonnen Radium 'entsprechen würde. Diese 
Zahlen wollte rich nennen, -damit Sie sich eine 
Vorstellung maChen können, welche Gefahr In 

diesem Kernkraftwerk schlummert. 

Es .ist leider nicht ,so, ,daß ,der Reaktor sO 
abgeschrirmt ,ist, daß l1Iichts passieren kann. Die 
Brennstäbe bekommen ständ~g :&rsse, bekom­
men oft Löcher, man stellt ,den Reaktor deshalb 
n,ich,t ab, man läß,t dLe Aknivität beim Schorn­
stein hinaus. Was beim Schornstein heraus­
kommt, ,i'st .dann leider nicht bekannt, welildie 

. Genehmigungsverfahren geheim sind. Aiber nach 
dem Hörensagen sind es ungefähr 90 000 Curie 
im Jahr. Das würde ungefähr dem entsprechen, 
was bei den Ideutschen Kernkraftwerken geneh­
migt wUllde. Die Aktivität, die beim Schorn­
stein herauskommt, ist unvernlichtbare Aktivität, 
sie ist wohl gegliedert !in verschiedene Halbwelrt­
zeiten, es .ist aber leider nicht harmlos. 

Die Mauern und die Umschirmungen des Kern­
kraftwerkes unterliegen einer molekularen Ver­
änderung, wenn sie. unter radioaktlivem ·Einfluß 
sind. Die Brennstäbe Ideshalb, weil sie direkt 
durch Neutronen getroffen werden, auch der 
gesamte Kühlkreislauf untediegt ,der Sprödbruch­
gefahr, einer unkontrollierbaren Versprödung 
der Materialien. 

Die Erklärung, daß in Zwentendod bis zur 
Richter:skala 5 bei Erdbeben nichts passieren 
kann, glilt für die nichtJbeschaidigte Mater,ialbe­
schaffenheit. Wenn d.ie Materi.albeschaffenheit 
durch Idie RadioaktiVlität verändert ist, kann beti 
geringen Et1dstößen die Katastrophe auftreten, 
der Supergau. 

Die Aktivität, die da drinnen schlummert, 
entspricht ungefähr 100 Hiroshima-Bomben, 
und wenn die rauskommt, so ist es passiert. 
Es genügen a,ber .auch 5% 40 km von Wien. 

Von einem Katastrophenplan wird iwar ge­
sprochen, aber wird der uns schützen? Ge­
schützt ist nur die Bundesregiet1Ung, denn die 
Bundesregierung hat am Dach des Innenministe­
riums ihren HU'bschrau'berlandeplatzund dann 
geht . es weg .. Wir aber sitzen da und werden 
genau so eingeschlossen, wie die. anderen in 
Hamhurg usw. 

Durch die Sprödbruchgefrahr ist ein Unglück 
in Zwentendod Vlielwahrscheinlicher als . der· 
Einsturz der Reichsbrücke, die eingesturzt ist. 
Was tritt dann ein? In 100 km Entfernung 
4400 rem Ganzkörperbestrahlung, 700 rem 
sind tödlich. 

Was geschieht mit dem radioaktiven Material? 
Es verlhrennen 3/10 Promille und verwal1ldeln sich 
in Energie. 99,93% verbleilben als radioaktiver 
Abfall und die sind nun zu versorgen. 

Wenn man sagt, die natürliche Strahlung von 
150 mrem wird in der Umgebung des K,ern~ 
kraftwerkes nur um 1 mrem erhöht, so ist das 
nicht so, weil durch drequadratische Abhä~gig­
keit der Dosis bzw. der Intensität auf die ein­
zelne Zelle bekommen einzelne Zellen nicht 
1 mrem p. a. sondern 10 000 bis 100 000 rem 
pro Stunde, die Zelle stirbt dann entw,eder oder 
sie verändert sich in ihrer Struktur zur Krebs­
zeUe. 

Prof. DDr. F e ren c a k (Gruppe unabhän­
giger . Wissenschaftler): Ich schl~eße mich voll­
inhaltlich den Ausführungen meines Vorredners 
an. Ich halbe eine Alternative, es gebe die Mög­
lichkeit, Zwentendod im Laufe von sechs Mo­
naten bis einem Jahr mit geonhermischen 
Dampf in Betrieb zu setzen. NASA-Aufnahmen 
beweisen, daß Bohrungen möglich wären. Ich 
hahe diesen Bericht mit BiMern und Dias Herrn 
Minister Staribacher vor sechs Monaten zur 
Verfügung gestellt. Leider. hat er gesagt; wir 
haben kein Geld. Die Gruppe unabhängiger 
WissenschaftLer hat jetzt die Zusage bekommen, 
daß sie für die Bohrungen zirka 1 Milliarde 
Dollar bekommt, so ,wer<den wir dieses Problem 
lösen. 

Daß das mit Dampfblase stimmt, haben WIr 
in Simmerung erlebt, obwohl ich die He,rren 
Geologen von der öMV gewarnt habe, hat der 
Geologe der öMV behauptet, unter Basalt-, 
bzw. Kristallingestein kann es kein" Wasser 
geben, noch viel weniger da. Na, den Dampf 
halben sie gekriegt mit ·150 Atü. Wir behaupten, 
daß die Dampfiblase im TuHner Becken bis 
Wien nach dem Süden zu zirka 360 bis 400 Grad 
Celsius hat. 
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Ich appelliere, noch ein Jahr zuzuwarten und 
in dem Moment, wo wir das GeLd haben, wer­
den wir die Bohrungen durchführen. Dieser 
geothel'inische Dampf ist nicht nur im Gebiet 
vom Tullner Feld, -sondern auch im Radkers­
burger Becken. 

Abg. DDr. K ö n i g (VP): Nach MC:!inung 
der öVP-Fraktion feMen überr'egionale AIarm­
pläne, . haben wir ~m Gegensatz zur Schweiz 
keine ausreichenden Schutzräume, das Problem 
der Lagerung ist nicht geklärt. Deshalb sind 
wir der Meinung, jetzt sinld diese Voraus­
setzungen noch nicht gegeben. 

Unbestritten ist aUer,dingsauch seitens der 
Experten, die von' ihren Organisationen ge­
nannt w,ur,den, geblieben, daß sich ,die gleichen 
Wirkungen im Falle eines Unfalles bei den 
Grenzkraftwerken einstellen würderi.- Dasselbe 
gilt hei schweren Unfällen inhoehchemischen 
Kraftwerken, etwa an der Donau. Es ist hier 
eine ähnliche Situation gegeben, was die Aus­
breitung und die Ge.fährLichkeit anlangt. Die 
allergrößte Gefähl1dung giht es natül1llich durch 
die Lagerung von Atomsprengköpfen und 
Atombomben. . 

Herr Nowak hat mir seine Vorschläge zur' 
Kernfusion ZlUgeleitet. Was tut' ein Abgeord­
neter, wenn er einen solchen Vorschlag be­
kommt? Ich bin zu drei unabhäng-igen Pro­
fessoren 'bzw. Dozenten an österreichischen 
Hochschulen gegangen, darüber hinaus habe ich 
mich an Jülich gewendet, ich muß Ihnen leider 
sagen, Herr Ing. Nowak, überall habe ich ge­
hört, das ist nicht machbar. Mehr kann man 
nicht tun, als daß man unabhängige Wissen­
schafter das prüfen läßt. 

Auf Grund des Artikels von Professor 
Ferencak habe ich mich mit der öMV in Ver­
bindung gesetzt. Die öMV hat mir bestätigt, 
daß sie durchaus bereit ist, P1'Obebohrungen 
durchzuführen, wenn die finanzierung sicher­
gestellt ist. Di,e öMV behauptet, es ist unter 
700 Millionen Schilling nicht zu machen. Die 
öMV führt es deswegen nicht kost'enlos durch, 
weil sie iiberzeugt rst, daß diese Anna.hmen 
nicht scimmen. Die öMV hat gesagt, sie ist 
an der geOothermischen Forschung interessiert, 
aber sie bringt auf ihre Kosten nur dort Probe­
bohrung,en nieder, wo sie glaubt, daß es einen 
Sinn hat. 

Abg. Dr. Sc r i n z i (FP): Ich halte die 
geothermische Energie für eine ernst zu neh­
mende Altemativ.e. Inwieweit sind Sie kompe­
tent? Sind Sie Fachmann für Geothermik? 

DDr. Fe ren c a k: Ich bin der Präsident der 
Gruppe unabhängiger Wissenschafter, der Orga­
nisator der finanziellen Mittel und der ganzen 

Arbeitsweise, ich !bediene mich Leuten vOn der 
NASA, . die Daten sind von denen überprüft. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach er: Herr 
Dr. Ferencak, als Sie -bei mir' waren, ha:ben Sie 
gesagt, Sie brauchen keine wie immer geartete 
finanzielle Unterstützung, Sie haben auch heute 
mitgeteilt, daß Sie die finanziell,en Mittel ohne 
weiteres aufbringen, können. 

. Dipl.-Ing. No w a k: Ich habe jetzt nicht 
über die Kernfusion gesprochen, wohl aber' die 
Ahgeordneten informiert,dami!t es nicht heißt, 
die haben' nichts -gewußt. Ich möchte auf ein 
Symposium verweisen; es waren dort viele Leute 
aus Kanada, aus den USA, aus Frankreich usw., 
nur die österreichischen Universitäten waren 
nicht yertl'eten, man will das alsonQcht wissen. 
Die Fusion gibt es, sie· ist schon einsatzfähig, 
hat einen positiven Wirkungsgra.d usw. Es ist 
also nicht so, wie Dr. König sa.gt, daß es nicht 
ausführbar ist, es ist leicht aus.führhar; und ich 
werde es mit eigenen Mitteln machen, natür­
lich geht es ins Auslan,d. 

DDr. Fe ren ca k: DieöMV hat prinzipiell 
ja gesagt, ich habe aber vorgeschlagen, da ja 
garantiert Erdgas und Erdöl vorkommt bei 
4000 bis 5000 m laut NASA-Aufnahmen, daß 
bis dorthin die öMV auf ihre Kosten bohrt 
und die Differenz von 4000 auf 7000 m woll­
ten . wir zahlen,' das wollten Sie riichtakzep­
tieren. 

Wa!lter S 00 y k a schläigt 'dem Abgeordneten 
Dr. König vor, mit Herrn Struskewitsch Kon­
takt aufzunehmen, denn dieser hatte von der 
öMV Auftrag, zu prüfen, ob an dieser FUsÜons­
sache etwas dran ist, und der hat mir erzählt, 
daß die Leute, die er gefragt hat, nichts Gra­
yierendes gegen Nowak YOrlbringen konnten. 
Aber wir sollen einen Frist-Class-Theoretiker 
bringen. (Abg. Dr. König steht gern für ein 
Gespräch mit Her.rn Struskewitsch zur Ver­
fügun,g~) 

Rechtsanwalt Dr. Z ö r n 1 ,a i h führt im 
wesentlichen aus, daß die Eröffnung des Kern­
kraftwerkes Zwentendorf einen rechtlichen 
Aspekt hat. 1972 hahe ich angesucht -:- in 
Vertr.etung von Bürgern von Zwentendorf -, 
Aroteneinsicht in die Bewilligungsakte beim Ge­
sundheitsministenum nehmen ~u dürfen. Ich 
habe die ParteisteIlung für diese Personen be­
antra'gt, mir wUl"de damals kein Bescheid sei~ens 
des Ministeriums zugestellt, sondern ein Brief, 
in dem das Ministerium schrieh, daß eine Par­
teistellung der Zwentendorfer Bürger 'und so­
mit eine Ausübung von PartJeienrechten nicht 
existent sei. Ich wurde aufgefordert, anzu­
geben - nach Meinung des Ministeriums war 
§ 8 A VG nicht anwendbar --:-, auf Grund wel­
cher Rechtsyorschriften eine Parteistellung ge-
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geben sei. Das bedeutet, daß die davon Be­
troffen von jedem Mitspracherecht ausgeschlos­
sen sind. 

Als erste Stufe ist zuständig das Land Nie­
derösterreich als Baubehörde. Das Land Nieder­
österreich hat sich den Standpunkt des Gesund­
heitsministeriums, wonach der Staatsbürger 
von jeden staatlichen Rechnen a'Usgeschlossen 
wür,de, eigenartigerweise ebenso zu eigen ge­
macht, obwohl es ein ganz modernes Baurecht 
besitzt, welches ganz g,enau die Stellung der 
Partei umschreibt. Danach war es unmöglich, 
Bürgern aus der Umgebung bis nach Wien die 
Parteistellung ~bzusprechen. Im Erkenntnis ,des 
Verwaltungsgerichtshofes ist nun klargestdlt 
worden, daß der ein,zelneStaatsbürger alle 
Rechte, die ihm Verfassung und Gesetze garan­
tieren, bei der Errich,tung eines Atomkraft­
werkes voll ausschöpfen kann. Wenn das Land 
Niederösterreich als Baubehörde erster und 
letzter Instanz darüber entscheidet, ob dieses 
Atomkraftwerk errichtet werden darf, kommen 
den Staatsbür@ern jene Rechte zu, die dem 
Schutze vor Gefahren dienen. 

Durch ,dieses Erkenntnis des Verwaltungs­
gerichtshofes gibt es die Rechtslage, daß dem 
Atomkraftwerk jegliche rechtliche, Grundlage 
genommen ist. Durch dieses Erkenntnis, daß 
die Ablehnung der Parteistellung der davon 
Betroffenen rechtswidrig ist, steht fest, daß es 
für Zwentendorf derzeit eine Baubewilligung 
rechtlich überhaupt nicht gibt. 

Wenn heute, in den nächsten Ta.gen, in diesem 
Jahr, Zwenterudorf in Betrieb geht, dann gibt 
es am gleichen Tag und in der ersten, Stunde 
der Inbetrvebnahme dieses Kraftwerkes eine 
Leiche, und diese Leiche ist ein Abstraktum, 
der österreichische Rechtsstaat! Wem dieses 
Opfer das wert ist, der möge für die Inbetrieb­
nahme stimmen! 

Abg. Dr. S:t i x (FP): Ich habe, als das Er­
kenntnis des V,erwakungsgerichtshofes bekannt 
wurde, seinerzeit den Antrag gestellt, die Be­
ratungen zu unterbrechen, bis die Rechtslage 
geklärt ist. Bedauerlicherweise ist dieser An­
trag mit Mehrheit abgelehnt worden. 

Wie sehen Sie als Jurist die Möglichkeit, die 
off,enkundig zutage getret,enen Rechtsmängel in 
den verschiedenen Verwalt'Ungsverfahren zu be­
heben, und welche Zeit wäre dafür zu ver­
anschlagen? 

Abg. Dr. Sc ri n z i (FP): Herr Dr. Zörn­
,La~b, sind Sie !der Auffassung, daß ,das StSchG 
in seiner heutigen Fassung geeignet ist, die 
völlig anders li,egende Problematik, die die In­
betriebnahme von Kernkraftwerken mit sich 
bringt, zu bewältigen, wenn nein, wo sehen 
Sie die Notwendi,gkeiten, Mängel zu beheben? 

Eine Frage an das Gesundheitsministerium: 
Wie gedenkt <{ieses auf die neu eingetretene 
Situation zu reagier.en? 

Rechts~nwait Dr. Z Ö r nl ai b: Bitte, sich 
einfach die Entscheidung des Verwaltungs­
gerichtshofes anzusehen, da steht alles drinnen. 
Der - Schutz nach der ß.auol'ldnlUng hinsichtlich 
der Eigenschaften des Bauwerkes bezieht sich 
in erster Linie auf den Schutz ,von Sachen, etwa 
der agrarischen Produkte des Tullner Feldes, 
während sich das StSchG nur auf den Schutz 
der Menschen beschränkt. Daher muß laut Ver­
waltungsgerichtshof die Behörde, die Entschei­
dung treffen, in welch jeweiliger Sache der Bund 
oder das Land zuständig ist. 

Eine Knderung des StSchG, halte ich für ab­
solut nicht erforderlich, denn es ist ein modernes 
Gesetz, hat höchstens den einen Mangel, daß 
es das Wort "Partei" als solch,es nicht aufweist. 

Herr Abgeordneter Dr. Stix, I·hr Antrag auf 
Unterbrechung ·des Hearings war durchaus 
sinngemäß und zweckmäßig. 

Wenn die Stunde Null geschlagen hat: Der 
Herr Handelsminister wird doch zugeben, daß 
sich noch niemand beschwert hat, wenn bei 
derartigen Verfahren, etwa bei Genehmilgung 
einer Fabrik, jemand Immissionen zum Gegen­
stand seiner Anträge machen kann. 

Dr. Wie dem an n (Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz): Das Ministe­
rium ist durch das Erkenntnis in keiner Weise 
berührt, in diesem Falle wäre es Acuf,gabe des 
Amtes der Niederösterreichischen Landes­
regierung, KonsequeIllZien zu ziehen. (Rechts­
anwalt Dr. Z ö rn la i ,b: Sümmt!) 

Abg. Dr. Sc r in z i (FP): Wird im weit'eren 
Bewilligungsverfahr,en auf der Basis eines völlig 
rechtswidrigen Zustandes fortgesetzt? 

Dr. Wie dem a n n: Für uns besteht vom 
StSchG her keine Veranlassung, eine Unter­
brechung im Verfahren vorzunehmen. Wir er­
lassen weiterhin BescheLde, das Verfahren wird 
genauso fortgesetzt wie bisher. 

Abg.DDr. König (VP)': Wir waren der 
Meinung, daß es sinnvoll war, mit den Ex­
perten die grundsätzlichen Fragen der Kern­
energie zu diskutieren, weil ganz unahhängig 
davon, wie das V.erfahren ausgeht, diese grund­
sätzlichen Fragen einer gruIl,dsätzlichen Erörte­
rung bedürfen. 

Dr. Wob.j s c h (Bürgerinitiative WaLdviertel, 
Arbeitskreis gegen Atommüll) deponrert den 
Willen der WaIdviertier Bevölkemng, daß eine 
AtommüHagerung i,m--WaI.dviertel nicht in Frage 
kommt, daß man die demokratische Willens­
bildung . beachten solle, auch wenn die Direk-
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toren Nentwidl und Staudinger nur nach kauf­
männisch,en Gesichtspunkten vorgehen wollen. 
Ich weiß eines, die Granitlagerung ist weltweit 
nicht erprobt und nicht erforscht, weil über­
haupt noch nicht existent. 

Eines konnten wir bereits feststleHen: Der 
wirtschaftliche Rufmord an unserem Waldviertel 
ist bereits geschehen! 

Dr. K 1 aar (Krzte gegen Atomkraftwerke) 
weist darauf hin, auch wenn die behördlich 
bewiHigten ra.dioaktiven' Ausstoßgrenzwerte 
noch so klein sind, durch die Nahrungsmittel­
kette kann es zur vieltausendfachen Kumula­
tion kommen. Erscheint Ihnen, me~ne Damen 
und Herren, d'as bedenkenlose überwälzen eines 
Spahungsreaktorbetriebes auf die Nachkommen­
schaft als überschaubares Risiko? 

Es wurde bekannt, daß beim GAU der Innen­
minister in Erwägung zieht, daß die Verseuchten 
nicht in den Kreis der' noch nicht Verseuchten 
zurückdürfen. Diese sollen nicht tot-, sondern 
"nur" angeschossen wenden. 

Hierauf wird eine HeideLbenger St'udie zitiert, 
die zeigt, ,daßd,ie gemessenen Werte weit über 
den behördlich festgelegten Werten liegen, etwa 
die im Regenwasser gemess'enen Tritiumwerte 
lagen bis zum Hunderttausendfachen darüber. 

Obmann-Stellvertreter Dr. He i n d 1: lhre 
Ausführung bezügUch des Schießbefehls ist ab­
solut unrichtig, wir haben uns darüber ver­
gewissert, klargestellt, daß daran nicht einmal 
gedacht' worden ist. 

Dr. G r ü m m nimmt zur Ausführung von 
Dr. Klaar betreffend hunderttausendfacher über­
schreitung der behör,dlich festgelegten Grenz­
werte Bezug und stellt fest, daß es Slich um 
keine Arbeit der Universität Heidelberg handelt, 
sondern um eine Arbeit des Dieter Teufel. Das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozial­
ordnung, Baden-Württemberg, widerlegte in einer 
Stellungnahme alle die von Dieter Teufel auf­
gestellten Behauptungen u11ld wies nach, daß 
diese niicht der Realität entsprechen. "Zusammen­
.fassend kann Idie Analyse lediglich als polemischer 
und wissenschaftliich nicht halvbarer Versuch der 
Diskrim~n~eru'ng Ider Amtlichen überwachung 
gewertet werden." 

Dr. L ö t s c h: Dieter Teufel beklagt sich dar­
über, daß ihm die angebliche Widerlegung seiner 
Arbeit nie zu Gesicht gekommen ist und man 
sie hinter seinem Rücken verteih hat. 

Dipl.-Ing. K 'i s se r (AktJion Lebensraum 
Wien): Durch Zwentendorf treten Belastungen 
des Donauwa'ssers mit Isotopen' elin, obwohl man 
an zwei Stel1.en, ,in Nußdorf und inder Lobau, 
unfiltriertes Wasser als Trdnkwasser verwendet. 
Auch die Luft wird durch Isotopen verseumt. 

Krisenpunkt eines Atomkraftwerkes ist die 
Kl1isenanfälligkeit, es ist nur eine bestimmte 
Betriebszeit verfügbar, ,im höchsten Maße repa­
raturanfälLüg, bedarf regelmäßig einer Absmal­
tung, finanziell gesehen ist der Atomstlrom der 
teuerste Strom. ' 

Was könnte man mit Zwentendorf anfangen? 
Man könnte ,das Stroh verwerten, wir haben 
jährlich in österreim eine Ernue von 3,5 Mil­
lionen Tonnen Stroh, wenn mir nur 1,5 Mil­
lionen für die Energ'ienutzung verwenden, 
4000 Kalorien Heizwert, so kommen wir auf 
eine jährliche Leistung von 2,43 Milliarden kWh 
bzw. 554 Megawatt. 

Franz S eh all m e ci n er (Gewerkschafter ge­
gen Atomkraftwerke W~en): Unsere Initiative 
hat sim zur Aufgahe gesetzt, ,die Bevölkerung 
auf die Gefahren Ider Atomwaffen und der 
Atomkraftwerke aufmerksam zu machen. 

Letztlich wird Idie Entscheidung üherdie Nut­
zung der Atomenergie sicherlich immer eine 
pol,illische Entscheidung bleiben. Es werden sich 
auch die Vertreter des Volkes an die Meinung und 
den Willen des Volkes zu halten haben. Die 
Meinungsbildung ein ,der Bevölkerung ist so ver­
laufen, daß in dieser Frage fa1sme bis unzu" 
reichende Entsche~dungska1kü1e prä'sentiert wur-

, den. 

So wird zum Beispi,el in ,den Menschen die 
Hoffnung erweckt, daß die Atomenergie in der 
Lage s~, unsere Beschäft~gungsprobleme zu lösen. 
Aber gerade die Länder mit dem höchsten Ener­
gieverbrauch pro Kopf haben ,die höch'Sten Ar­
beits10senraten zu verzeichnen. Es muß aber dar­
auf hingewiesen werden, daß das zur Verfügung­
steIlen von mehr ErieI1gie bedeutet, ,daß mehr 
Atibeitskräfte durch a'ndere Energien ersetzt wer­
den können. Das Eneq~ieangebot nimmt also 
Arbeitsplätze weg. Aber der Effekt, daß Ar­
beitsplätze geschaffen werden, ,ist derzeit nicht 
wirksam, 

Innerhalb von zehn Jahren hat sich die 
Relation Stundenlohn zu PreLS für Energie um 
einen Faktor von 100 zuungunsten der Arbeits­
kraftentWlickelt. Auch eine Schweizer Kollegin 
konnte ,deutlich ,darlegen, Idaß ,das Argument 
und der Glaube, Arbeitsplätze könnten durch 
Atomenergie gesichert oder aufrechterhalten 
werden, nicht snimmen. Die Ur.sachen, warum 
es in unseren Ländern zu Arbeitslosigkeit kommt, 
liegen auf anderen Gebieten. 

Ein zweites Beispiel bezieht sich auf ai,e Ver­
brauchsentmick1ung bzw. auf ,den Aspekt der 
Versol'\gung. Es kursiert in ,der Bevölkerung 
die Angst :und die Sorge, Idaß :sowohl in der 
unmittelbaren Zukunft, aber auch später die 
Versorgung für die Konsumwünsche als, auch 
für die industriellen Bereiche nicht ausr.eich,end 
gesimert wä,re. Die Wirtschaftsentwicklung hat 
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sim aber vor allem seit 1974 zu ändern begon­
nen. :Es kristallisiert '9im immer deudimer ein 
struktureller Umbrumeffek-t hera;us. Man geht 
eher weg von der Smwer- und Grundstoff­
industr·ie h~n zur Finalgütecindustrlie. 

Der Energiekoeffizient im Bereim der Industrie 
istdeudim !im Sinken begriffen. Dieselbe Ent­
Wlicklung 1st festzustellen im Hinblick auf den 
Energiekoeffizienten ,in Relation gesetzt zum bis­
.her üblichen W,irtschaltswachstum. Nach der 
neuesten Prognose vom Wirtsma~t'sforsmungs­
institut list mit einem Wachstum herkömmlimer 
Art von 3,5°/0 zu .remnen. Das ,ist eine ,deut­
liche ReduZiierung gegenüber den bisherigen An­
nahmen. 

Es zelligen sim aum sehr deutLiche Auswir­
kungen auf ,den Verbraum der Energie insge­
samt. Die 5Iinkende Zuwachsrate an Ener.~ie hat 
natürlim aum Auswirkungen auf den St,rom­
verbraum. 

Im Berimt der Diskussion·sgruppe 1 kann man 
namlesen,daß. bis 1985 die bisher bekannten 
und genutzten Kapazitäten inklusive ,der vorge­
sehenen Ausweitung ·der konventionellen Ener­
giegew.innung ausreimen würden, eine jährlime 
Zuwamsrate von 5 bis 5,5% abZl\ldecken. Darin 
stimmen alle in dieser. Gruppe mitarbeitenden 
Wissenschafter überein. Bis 1990 wird ein Strom­
verbrauchszuwachs .in der Größenordnung von 
4 bis 4,5010 prognosniziel."1t. 

Die Prognosen, ,die jetzt bei 7010 lagem., wurden 
ständig nam unten revidiert. Jetzt kommt eine 
neuerIime . Revision der Energieprognose, die 
ni mt nur den Verbraum ·der Gesamtenergie 
nach unten setzt, sonde1"n :!Ium· diew erwarten­
den Stroiffiverbra'Um~. Dieser Prognose kann man 
entnehmen, d:aß his 1985 ein Stromverbraumszu­
wachs .in der Höhe von ~,1%erwartet wird. 
Bis 1990 wird ein Stromverbraumszuwams in der 
Größenordnung von 4,3°/0 erwartet. Dieser Ener­
giezuwach's kann mit den bishel."1igen Mitteln 
und MögIimkeiten abgedeckt werden. DLes sollte 
man mit berücksichügen. 

Ausgeklammert bei diesen V orher.sagen ist 
immer noch, daß es bereits neue MögI.imkeiten 
sowohl Ider Energiegewinnung als aum der effi­
zienteren Nutzung der Energie gibt. Hier ist 
vor allem die Nutzung der Sonnenenergi'e zu 
erwähnen. Wir könnten also die Versorgung 
ohne Atomstrom in einem ausreimenden Maße 
gewährleisten. 

Besmäftigunglismw~erigkei;ten treten nicht we­
gen der Energie auf, sondern hauptsächllim weil 
die Betriebe Smwierigkeiten mit dem Absatz 
haben. Eine Studie zeigt, daß die Branmen 
und Bereime, die die hömste Energieintensität 
aufweisen, den 'relativ geringeren Beitrag zum 
Nettoproduktionswert leisten und· zum anderen 
einen relativ geringeren Besmäftigungseffekt ha-

ben. In den Betrieben, die weniger Energie 
braumen, entstehen Arbeitsplätze mit höherer 
QuaIitäot. 

Ein drittes Argument besmäftigtsim mit den 
im Bereim der Atomenergie unmittelbar Besmäf­
tigten. Es ist namg,ewiesen, daß diejenigen, die 
im Zuge des Brennstofflaufes besmäftligt sind, 
zwei zusätzlümen Belastmngen ausgesetzt sind. 
Was die Gesundheit betrifft, g,ibt es eine Sligni­
fikante EI'Ihöhung der Mortalität auf Grund von 
Krebsstrahlung. Die in diesem Bereim besmäftig­
lien Leute müssen Ein'sch'ränkungen ihrer und 
der üb1imen bürgerlimen Freiheiten und Remte 
in Kauf nehmen. 

Ein A'uS/druck !des Unmutes der 3!ustralism'en 
Arbeiter, die [n ,den Uranminen arhei.ten, sind 
die Streikbewegungen. 

Was die Mcinungsooldung·sowohl.in der öffent­
hmkeit als aum .innerhalb der R,egierung an­
langt; muß im feststellen, daß sie nicht den 
Argumennen, die von Famleuten Ider einen oder 
anderen Seite vorgetragen werden, Remnung 
trägt. 

Ich habe diese vier Bände, die als Dokumenta­
tion zu Iden Informauionsveranstaltun~en der 
Bundesieglierung· ersm,ienensind, ein'igermaßen 
sorgfältüg studiert. Im muß sagen, daß einige 
sehr wesentlime Aspekte ,in ,dem Berichtt der 
Regiefiung ZIlIr Atomenergie nimt aufsmeinen. 

Es .ist nimt so, daß· man auf Grund der 
Samverständligengutamten, ganz gleim, welmer 
Gruppe sie angehören, zu den Smluß kommen 
müßte, Atomenergie sei friedlim und illützlim 
zu verwenden. Es .gibt hier ausreimende Argu­
mente, die zu :dem gegenteiligen SmJuß berem­
tigen, nämlim Atomenergie nimt zu nutzen. 

Aum ,die Snudie von Laxenburg zcigt einen 
gangbaren Weg auf. 

Bundesminister Dr. S t a r i b ach e r: Es war 
nimt die Absicht der Bundesregierung, in dem 
Berimt über die Aotomenergie ein Resümee zu 
ziehen. Es war eine Darstellung, wie die Bundes­
regierung die Situation sieht. Damit alle, die sim 
dafür interessieren, alle Meinungen genau kennen­
lernen können, wurden die vier Berimte als 
Dokumentation beigegeben. 

Franz Scha,llmeiner: Was ,im so sehr 
vermisse, list, ,daß in der öffentlichen Diskussion 
wesendime Argumente nicht aum von Reprä­
sentan'ten unserer Idemokranrschen Binrtimtungen 
VOI1getragen werden. 

Die Ener~iezuwams'raten sind nam den neue­
sten Prognosen ,so, daß die herkömmLimen Ener­
giequellen reimen. Herr Minister, wie stehen 
Sie dazu? Aumder Vorstandsdirektor lier Elek-
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tr,izitätSWlinschaft erkläl'te, !daß für Idie Jahre 
1978/79 nicht mit Schw,ierli.gketten in der Ener­
gieversorgun,g zu rechnen sei. 

Bundesminister Dr. S t a r.i b a. ehe r: Die Re­
gierung hat ja 'd,ie ganze Dokumentacion der 
Bevölkerung zur Verfügung gesteHt. Es wurde 
eine breite Diskussion lin' allen neun Bundes­
ländern durchgefühl't. 

Was die Enel'gieprognose bet!1ifft, möchte ich 
sagen: Schon beim ersten Energlieplan habe .ich 
ges"!gt, ,daß ,dieser Plan zwar für einen Zeit­
raum von 1 0 Jahren erstellt sei, ,doch bestimmt 
im näch'sten Jahr zu korl1igieren sein wel'de, weil 
neben den Energieprognosen VIieIe andere neue 
Entwicklurugen berücksichtigt. wel'den mÜSSen. 
Damals konnte tich entscheiden, daß ein. zweites 
unJd ,drittes Atomkraftwerk ruicht an Angriff 
genommen werden muß. 

Wir müssen natürlich vorsoI'gen, daß die not­
wendligen StJrommerugen zur Verfügung .stehen. 
Zu diesem Zwecke mußten sehr Iteure Import­
verträge abgeschlossen werden. Damit konnten 
wir unsere bisher,igen ElektrizlÜtätsbeldürfnisse 
decken, ~llel'dIDg-s um den Preis einer sehr pas­
siven Handelsbilanz. Sollte ,der Bedarf sinken, 
wird der nächste revidierte Plan dies natürlich 
berücksichtigen: 

Franz Sc hall me i ne r: Nach den selben 
Prognosen könnte heute das Argument der Not­
wencLi.gkeit eines Atomkraftwerkes wegfallen. 
Warum trägt man also nicht dem Wunsch der 
Bevölkerung Rechnung und verzichtet auf die 
Inbet!1iebnahme? 

Burrdesmillli'ster Dr. Star i b ach e r: Geän­
dert hat sich diie ziffernmäßige Prognose, geän­
dert hat sich aber nicht, daß Idas HandeIsmini­
steriumdafür ventfiitwort!~ch ,ist, die notwendi­
gen Enelig:iemengen zu -den günstigsten Kondi­
tionen urud Bedingungen zur Verfügung zu stel­
len. Ich werde von -Dr. Kön'ig immer wieder at­
tackiert, daß w,ir durch eine verstärkte Import­
abhängikeit in eine immer größere Ostabhängig­
keit geraten. 

Abg. Dkfm. DDr. K ö n .i g (VP): Wir s,ind 
auch bei Uran - von Importen abhängig. Aber 
die Drtinglichkeit der Inbetriebnahme des Kern­
kraftwerkes Zwentendorf ,ist -sehr wohl von 
den zugrunde liegenden Ziff·ern abhängig. Wich­
tig list die Frage ,des Brsatzes fossiler Ener'güe­
träger, vor allem des El'döles und E~dgases. 

Abg. Dr. Marga Hub i ne k (VP): Ich giaube, 
wir sollten doch mehr die gesundheinspolit1rschen 
Fragen beleuchten. Ich würde bitten, für den 
Nachmittag die Fr,au Gesundheitsminister her­
zubitten. 

in zahllosen großen Konfeninzen und Betniebs­
versammlungen immer wieder gedrängt, der Mei­
nungder Atomenergiegegner mehr Entschlossen­
heit zu zeigen. Meine Ausführungen sind meist 
am roritische9ten und stellen das Problem als 
nicht gekläl't dar. Im Bundesvorstand Ides ö'Ster­
reichischen Ge.werkschah!>bundes wUl1de gegen 
eine Snimme W1iederho1tdie Inbetriebnahme des 
Kernkraftwerkes gefordert. Bei unserer eigenen 
Gewerkschaft habe iÜb. verhindert; daß wir .in 
eigenen ResoLutionen in ,der öffdntLichkeit auf­
treten. Die größte Gewerkschaft,.die Gewerk­
schah der Privatangestellten, hat die Inbetrieb­
nahme von Zwentendorf gefordel't.Beim öster­
reichischen Arbciterkammerta.gverlangten alle 
Fraknionen einstimmig die Inbetriebnahme von 
Zwentendorf. Wir wsen sehr gut, daß jede 
neue Te<:hnologie mit einer Menge von Fragen 
konfronlliert ist. Aber es ist ,geraidezu ein Zwang 
der Entwicklung, daß diese Technologien einge­
setzt werden. 

Es ist auch die Fuge aufgeworfen wonden, 
wer 'sich um ,die Beschäftigten ,im Kernkl'aftwerk 
kümmert. Die Arbeiter .des Kernkraftwerkes 
sind in der Gewerkschaft Metall, Bergbau, Ener­
gie, in der Gewerkschaft, in der ich Zentralsekretär 
bin, organisiert. Die Bes~äfuigten haben einen 
Betr:iebsrat gewählt un:d 'nur die Inbetl'iebnahme 
des Kernk,raftwerkes v-erlangt. Mir ,ist nicht 
bekannt, daß irgendeine Fordel'ung der Beschäf-. 
tligten dort unerfülli: ist. Mir ist nicht bekannt, 
daß die Beschäfnigten irgerude1~n B~denken. gegen 
die Technologrie vO/l'gebracht hätten. Es ist das 
Gegenteil :der Fall. 

Kollege Schallmeiner, ich respektiere viele Ihrer 
Aussagen. Aber ich möchte, daß man zu einem 
Gespräch kommt, -das nicht zwischen Flixiel'ten 
stattfindet. Die Schweiz wird ,in Zukunft fünf 
Kernkraftwerke betreiben. Sie werden doch nicht 
annehmen, daß wir das eine Kernkraftwerk, das 
wir besitzen, schleifen werden. 

Unser Problem n:st; daß sich die Technologie 
viel schneller vel'doppelt, als sich das gesamte 
wirtschaftliche Wachstum zu verdoppeln ver­
mag. Das heißt, die Technolo!,'iie erübnigt einfach 
Arbei1tsplätze. Dies führt zu einer gewissen tech­
nologischen ArbeitslosligkeitlgeI'31de in den Län­
dern mit hoher Technologie. Es wird daher die 
Forderung auftreten, ,die A,rbeitszeit zu ver-
kürzen. . 

Vorsitzender-Stellvertreter Abg. Dr. He i nd I 
untenbricht die ,Beratungen um 13 Uhr 35 Mi­
muten. 

Die Beratungen werden um 15 Uhr wieder 
aufgenommen. 

Abg. W ti 11 e (SP): Nur eine' sehr k,leine Dr. L ö t sc h: Der österreichische Natur-
Gruppe von Gewerkschaftern nennt sich Ge- schutzbund hat mich gebeten, seinen Standpunkt 
werk'Schaft gegen Kernenergie. Ich selbst werde im Parlament zu vertreten. 
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Der Naturschutzbund versumt seit 1974, die I annähernd erfüllen, viele kommen in die roten 
Ursamen dafür aufzudecken, daß trotz größter Zahlen. Es wäre also besser, mit dieser falsmen 
Lippenbekenntnisse für den Umweltschutz sich Entscheidung aufzuräumen. 
die Umweltsituation laufend verschlemtert. Wir Es wurde aum das Argument gebramt, daß 
sind zu dem Ergebnis gekommen, daß das größte es in unseren Nachbarländern Kernkraftwerke 
Problem ist, daß wir riesige Apparate in der gebe. Wir können auf diplomatischem bilateralem 
Gesellschaft aufgebaut haben, die nach dem Krieg Wege Grenzstandorte anfechten, aber wir ver­
sinnvolle Dienstleistungsfunktionen der Gesell- li eren den völkerrechtlichen Anspruch, dies zu 
schaft erfüllt haben. Nun können wir diese k tun, wenn wir im eigenen Land ein Kern raft-
enormen Apparate, die ein Eigenleben entwickelt werk in Betrieb nehmen. Auch müssen wir andere 
haben, nimt mehr abstellen. Jetzt stellt sich die Staaten um das Trartsitrecht für unsere heißen 
Frage, ob wir nun angesichts dieser Entwicklung Exporte ersumen. Das heißt, auch wir müssen 
eine neue, große wirtschaftliche Macht in öster- anderen Staaten das Transitrecht für ihre heißen 
reich heranzüchten sollen, die wir dann ebenfalls, Transporte einräumen. Bisher waren bei Trans­
wenn Abhängigkeiten davon gesmaffen sind, nicht porten doch erheblime Zwischenfälle. Die Biolo­
mehr abservieren können. Die Kernenergie ist gen, Genetiker und Mediziner vertreten folgen­
keine übergangslösung. den Standpunkt: Es ist Einigkeit darüber, daß 

Nun stellt sim weiter die Frage, ob diese Ent- geringe Mengen von Radioaktivität aus der Kern­
widdung dann überhaupt noch kontrollierbar technik, die goespe'ichert werden, zu lokalen Kon­
durch unsere gesellsmaftlichen Memanismen sein zentrierungen im Körper führen können und 
wird. damit eine el"hÖlhte Motationsrate Igekoppelt sein 

Nun rührt sich ein wachsendes Gewissen bei 
den Wissenschaftlern. Es gibt viele Wissenschaft­
ler, die heute die Kernindustl'ie ablehnen. Der 
Naturschutzbund hält sich an die Aussagen der 
Warner. Festkörperphysiker haben erkannt, daß 
kein Material den Anforderungen der Kerntech­
nik entspricht. Kesselfachleute haben erkannt, 
daß aum die Kessel bersten ki,innen. Es gibt Kraft­
werks- und Reaktortechniker, die sagen: Wenn 
nur ein Bruchteil der Smlampereien und Fehler 
auftl'itt, die sie seit Jahrzehnten bei Kontrollen 
in konventionellen Kraftwerken finden, dann 
lehnen sie jede Verantwortung ab. Es gibt Demo­
kraten und Gewerksmafter, die gegen die Kern­
energie sind. Im Interesse der öffentlichen Simer­
heit könnte hier kein Streik mehr stattfinden, 
etwa in einer Wiedera ufberei tungsanlage. 1975 
hat es in La Hague 453 Arbeitsunfälle mit radio­
aktiver Verseumung gegeben. 

Was bedenklich ist, ist, daß sim die Vertreter 
des Strahlenschutzes öffentlich als Propagandisten 
der Kernindustrie betätigen. Würden sie die 
Kernenergie prinzipiell in Frage stellen, würden 
sie ,damit die Grundlage des eigenen Berufes 
untergraben. . 

Die Kernenergie ist auch keine angepaßte Tech­
nologie für Entwicklungsländer. Christen sagen, 
daß Versmwendung, Umweltzerstörung auf Ko­
sten künftiger Generationen unmoralisch sei und 
daß zur christlimen Ethik ein partieller Konsum­
verzicht gehöre. 

Auch in der Arbeiterkammer gibt es Atom­
gegner, die jedoch überstimmt werden. 

Es hat Vorentsmeidungen ,in der verstaat­
limten Industrie gegeben, daß österreich ins 
Reaktorkomponentengeschäft einsteigen werde. 
Die großen Kernkrafthersteller in aller WeIt 
können ihre Export-, Liefererwartungen nimt 

könnte. Wir leben in einer Gesellschaft, in der 
eine ständige Zunahme von Erbdefekten zu er­
warten ist, weil immer mehr Erbgeschädigte 
Fortpflanzungschancen bekommen. Manifest wer­
den diese Erbdefekte unter Umständen erst in 
einer Generation darauf. 

Wer übernimmt die Verantwortung, wenn ein 
Kernkraftwerk abgeschaltet werden soll? 

Geologen sagen, der Grundwasserkörper im 
Tullner Feld, der von einem Störfaktor betroffen 
wäre, wäre so groß, daß die Wasserversorgung 
etlicher don au naher Gemeinden auf Jahre lahm­
gelegt werden müßte. 

Angesimts so vieler schwerwiegender Einwände 
stellt sich die Frage: Sind wir legitimiert, trotz. 
der ungelösten Folgeprobleme das Kernkraftwerk 
in Betrieb zu nehmen? Das Weiseste wäre zu 
warten. Der Pro-Kopf-Stromverbrauch ver­
schiedener wirtschaftlicher Aktivitäten müßte 
zuerst geprüft' werden, und dann müßte man 
die förderungspolitJischen Smwerpunkte danach 
setzen. Bei Pflanzen, die um ein ordnungsgemäß 
arbeitendes Kernkraftwerk wachsen, wur.de eine 
erhöhte Mutationsrate festgestellt. Die Krebs­
raten in der Kernindustrie sind unterschätzt wor­
den. Es wäre gut, eine restriktive Energiepolitik 
zu betreiben. Dies. würde eine Trendänderung 
bedeuten, die Beschäftigung schafft. 

Im habe hier eine Liste von Ordinarien öster­
reimismerHomschulen mit einer Erklärung auf 
Grund der Kampagne der Bundesregierung, die 
ein mindestens zweijähriges Moratorium für die 
Inbetriebnahme von Zwentendorf verlangen. 

Hat der Begriff der politischen Verantwortung 
angesimts dieser neuen Rlisikosituation überhaupt 
noch Gehalt? 

G r i e s m a y r (Aktion Umwelt): Wir haben 
unsere Gruppe zwar primär zum Widerstand 
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gegen Atomkraftwerke gegründet, aber wir haben 
sehr ra sm erkannt, daß nur vernünftige Alter­
nativen gute Argumente gegen Atomkraftwerke 
bringen können. Trotzdem muß gesagt werden, 
daß das Simerheitsbedürfnis an erster Stelle zu 
stehen hat. 

Es darf den Zwang der Entwicklung nimt 
geben, wenn nimt jede vernünftige Entsmei­
dungsfindung auf der Strecke bleiben soll. Wer 
unter Zwang steht, kann nimt frei entsmeiden. 
Erst wenn die Simerheitsfrage eindeutig gelöst 
ist, kann unserer Meinung nam entsmieden wer­
den, ob wirtsmaftlime Notwendigkeiten bestehen. 
Jedenfalls smeint Atomkraft Abhängigkeiten zu 
erzeugen, die der Abhängigkeit von einem Sumt­
gift durmaus vergleimbar sind. 

Atomstrom smeint aber nimt dringend be­
nötigt zu werden. Aus einem Artikel in den 
"Salzburger Namrimten" geht hervor, daß 1977 
die Exporte von Strom 6,34 Milliarden K,ilowatt­
stunden betragen haben, die Importe 2,38 bei 
einem Gesamtaufkommen von 32,63. Die Be­
lastung der Handelsbilanz dürfte also durm 
Importe von Primärenergie, also öl, hervor­
gerufen werden. Hier kann Abhilfe wohl nur 
durm Sparmaßnahmen erreimt werden. 

Österreim kann jedenfalls auf Atomstrom ver­
zimten, wenn sämtlime Möglimkeiten genützt 
werden, andere· Energieformen nutzbar zu 
mamen. österrelm könnte aum ohne Atom­
strom das fortsmrittlimste Land der Welt sein. 
Das Atomkraftwerk Zweritendorf könnte in ein 
konventionelles Kraftwerk umgebaut werden, be­
trieben könnte es mit Braunkohle aus Wolfsegg 
werden. Eine geringfügige Investition würde eine 
rentable Ausbeute bis 1989 ermöglimen. 

Weiters mömte im gegen die Werbung prote­
stieren, die auf die österreimer via Postwurf­
sendung hereinbrimt. Mit obj~ktiver Information 
hat das alles nimts zu tun. Aum aus der Bro­
smüre des Gesundheitsministeriums geht über 
die tatsämlime Gefährdung durm Atomkraft 
nichts hervor. 

Im mömte die Herren Abgeordneten bitten, 
die Diskussion über die Atomkraft nimt in den 
Parteienstreit zu ziehen. 

Dr. Otto T h i eIe (Bürgerinitiative gegen 
Atomkraftwerke Mödling): Im mömte hier über 
die Gefährdung durm Erdbeben spremen. 1590 
war das TuUner Feld Hauptsmadensgebiet. 

Der Gemeinderat von Mödling hat bereits 
eine Resolution. gegen die Inbetriebnahme des 
Kernkraftwerkes Zwentendorf besmlossen. Der 
Bürgermeister wurde damit beauftragt, diesen 
Protest der Bundesregierung zu übermitteln. 
Bevor ein Entsmluß bezüglim Zwentendorf ge­
faßt wird, möge das Simerheitsrisiko in Seibers­
dorf überprüft werden. Seibersdorf ist heute 

smon aus geologismen Gründen eine unzumut­
bare Gefährdung für die Bevölkerung von Wien. 
Die Mitterndorfer Senke ist der wimtigste Grund­
wassertrager desWiener Beckens. Aum Seibers­
dorf liegt in einer erdbebengefährdeten Zone. 

Wir fordern daher die Einstellung des Reaktor­
betriebes in Seibersdorf, die Verlegung des Plu­
toniumlagers der Internationalen Atombehörde 
an einen erdbebensimeren Ort, die Einstellung 
des Baues der Atommüllverbrennungsanlage und 
den Abtransport ·des radioaktiven Mülls, der 
bereits in Seibersdorf lagert. 

Walter M a y e r (Bürgerinitiative Weins berg­
Forst): Im bitte Sie, aum ein wenig ,in' die 
E-Wirtsmaft hineinzuhören. Der Exekutiv­
direktor der.OECD hat gesagt, daß es sim nach~ 
teilig in anderen Ländern auswirken würde, wenn 
österreim kein Kernkraftwerk bauen würde. Im 
glaube, wir haben nur ein Alibikernkraftwerk 
gebaut. Was gehen uns andere Länder an? 

Bundesminister' Staribamersagte, - wir bauen 
nur dieses eine Kernkraftwerk. Wieso gibt man 
dann immer Kapitaleinsmüsse nam Stein-Sankt 
Pantaleon? Wir haben eine klipp und klare Studie, 
dUe auf den Beteiligungen der Wienet Stadtwerke 
basiert .. Die Wiener Stadtwerke haben bis zum 
Jahre 1977 bereits über 52 Millionen Smilling 
nam Stein-St. Pantaleon eingesmossen. Insgesamt 
belaufen sim die Einsmüsse auf etwa 700 Mil­
lionen SmiUing. 

Ein jeder Politiker dokumentiert: Gegen den 
Willen der Bevölkerung wird es keinen Einsatz 
der, Kernenergie geben. Wann fragen Sie aber 
die Bevölkerung? . 

Die Werbung der E-Wirtsmaft ist einseitig. 
Die Bürgerinitiativen haben ja nimt dieselben 
Möglimkeiten. Es werden aum Bohrgenehmigun­
gen ein ge reimt. Wo ist da der Wille der Be-
völkerung? . 

Die Uranankäufe für das zweite Atomkraft­
werk Stein-St. Pantaleon, die bereits 1974 ge­
tätigt wur.den, muß man natürlim aum mamen. 
Wenn man aber eine Ware im Ausland liegen 
hat, dann kann man die sehr wohl an einen 
Dritten weitergeben, wenn man sie nimt braumt. 

Otto H ä u sIe r (österreimisme Umwelt­
smutzbewegung): Mängel und Gefahren, die in 
aller Welt auftreten, zeigen, daß die Bevölkerung 
ni mt mehr sicher ist. Das Volk selbst hat über 
die Inbetriebnahme von Zwentendol-f zu ent­
smeiden. Meinungsumfragen zeigen, daß bereits 
50()!o der Bevölkerung gegen das Atomkraftwerk 
eingestellt sind. Wie reimt sim das mit Ihren 
Aussagen, Herr Abgeordneter Wille? 

Stefan A dIe r (Mittelschüler gegen Atom­
kraftwerke): Atomkraftwerke sind aus medizi­
nism-biologismen überlegungen nimt zu verant-
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worten. Amerikariische Studien beweisen die er­
höhte Krebs- und Leukämierate im Um~reis 
von Atomkraftwerken. Genschäden zeigen sich 
oft erst nach der dritten Generation: Wer kann 
für 2,5 Millionen Menschen die Verantwortung 
tragen? Wo sind die Schutzräume, wo sind. die 
Alarmpläne? Können 1,7 Millionen Menschen 
überhaupt evakuiert werden? Wer ,ist verant­
wortlich und wer haftet? 

Stadtrat Schiedel' hat festgestellt, daß Wiens 
Bevölkerung am verlassen der Stadt gehindert 
werden müßte. 

Eine Studie aus Heidelberg weist nach, daß 
die gesetzlichen Grenzwerte an radioaktiven 
Emissionen ständig und stark überschritten wer­
den und Kernkraftwerke äußerst störanfällig 
sind. 

Sichert Atomstrom wirklich Arbeitsplätze? Die 
Gewerkschaft soH für ein ausreichendes Maß an 
Arbeitsplätzen kämpfen, nicht für weniger. 

österreichs Ener:gieversorgung ist in immer 
größerem Ausmaße von Importen abhängig. Dies 
ist ein unübersehbares Moment der Unsicherheit. 
Der Aufbau eigener Kernkraftwerke verstärkt 
noch diese Unsicherheit, da vier Fünftel der Uran­
reserven in nur vier Ländern liegen. Es liegt bis 
jetzt noch keine befriedigende Kosten- und Nut­
zenrechnung vor. Würden alle Zahlen berück­
sichtigt, wäre Atomstrom ohne massive Strom­
preiserhöhung keineswegs rentabel. 

Die E-Wirtschaft treibt massive Propaganda 
für Stromverschwendung. Es sollten diese Be­
träge für die Erforschung umweltfreundlicher 
Energien verwendet werden. Subventionen für 
Sonnen anlagen hätten eine enorme Energieein­
sparung zur Folge. 

Eine der wichtigsten Forderungen' unserer 
Aktion ist, alle Möglichkeiten der Energieein­
sparring auszuschöpfen und der Energiever­
schwendung einen Riegel vorzuschieben. 

Der Energieverbrauchdes Jahres 1977 ging um 
311/0 zurück. Das bedeutet, daß die Notwendig­
keit für den Einsatz der Kernenergie nicht gege­
ben ist. 

Es gibt drei klare Standpunkte, die man .ein­
nehmen kann und die man einnehmen sollte. 
Das erste wäre die rasche Inbetriebnahme von 
Zwenten.dorf, Planung und Bau von Zwischen­
und Endlagern in österreich und Bau weiterer 
Atomkraftwerke. Das wäre unter Umständen 
wirtschaftlich an der Grenze der Rentabilität. Es 
~bt zwei Gruppen, die daran interessiert sind, 
daß Zwentendorf in Betrieb geht: Die Gruppe, 
die an der Entscheidung beteiligt war, und die, 
die am billigen Abfallstrom interessiert ist. 

Bundeskanzler Kreisky hat gesagt, es wäre un­
verantwortlich, wenn ein hochentw~ckelter Indu­
striestaat auf die .Nutzung der Kernenergie ver­
zichten würde. 

Das zweite Argument ist die billige Energie­
erzeugung. 

Das dritte Argument ist die sichere und unab­
hängige Energ;ieerzeugung. Der Beitrag Zwenten­
dorfs zur Gesamtenergieerzeugung ist 1,51l/0. Sek­
tionschef Frank hat eine Studie herausgegeben, 
in der steht: Innerhalb von 15 J3ihren können 
wir 2411/0 des jeweiligen Energiebedarfes einsparen 
durch rein technische Verbesserung. 

Abg. Dr. S ti x (FP): Es gtilbt sehr wohl eine 
klare StelLungnahme der Freiheitlichen Partei. 
Die FreiheitMche Partei h>1it ~ich gegen die In­
betr.iebnahme von Zwentendorfund gegen den 
Bau von Altomkraf.twerken mehrmals ausge­
sprochen. 

Dr. Fra n k: Eine Tatsachenbenichtiigung. Sie 
berufen sich sicher auf meinen Vortrag 
im Vorjahr im Ingenieur- und Architekten­
verein. Dort habe ~ch den "World Eriergy Out­
look" zitliert, eine Broschüre der ~!lIternaciOdlJalen 
Enel1gtieagentur, die sich mit Einsparungsmög­
lichkeiten beschäftigt. Ich habe angegeben, daß, 
wenn wir alle Maßnahmen el1gn:lifen, wUr damit 
'rechnen können, daß wlir Ihis 1990 15% der 
:Enel1gie einsparen können, das bedeutet 1% 

pro J.ahr. ' 

Dkfm. V 0 I k: Was geschieht m~t dem fertigen 
Zwentendorf? 

Zur Studie von Dr. ,Frank möchte ich s'agen, 
daß das nur ~e technischen Mögmchkeiten sind. 
Andere MögliichkeJiten sind .ein Viielfaches davon. 
Es hat bisher in österreich keine Ener!;1iepolitik, 
sondern nur eine Energiepropheterje gegeben. 

Dkfm. Friedrich V 0 I k (Weltbund zum 
Schutze des Lebens, Landesgruppe Wien, Nieder­
österreich und Burgenland) : Es ist wichtig, daß 
Regierungsmitglieder, Nationalräte und auch jeder 
Bürger mitentscheidet, ob das Kernkraftwerk in 
Betrieb genommen wird. SPO, OVP, KPö und Ahg. Dr. Sc r i n z ,i (EP):Wir fordern die 
FPO vertreten im wesentlichen über die Kern- UmsteIlung von Zwententdorf auf. kalorischen 
energie die gleiche Ansicht. Herr Abgeordneter Betrieb. 
Stix, ,ich vermisse eine konsequente Entscheidung Ho rn e r (Aktiion ,,-Wien, gesunde Welt­
rhrer Partei darüber, was mit Zwentendorf zu 'stadt"): Wir haben Informationen, daß die er­
geschehen hat. laubten Abgaberaten in -Zwentenldorf nicht ein-

Die Sicherheit wird nur mit Hilfe der Statistik gehalt~n werden können, weil Werkstoffe bei 
vorgetäuscht. Diese relative Sicherheit ist. aber den Brennstäben V'erwendet wenden, die eine 
im Falle von Kriegen und Krisen unbrauchbar. J erhöhte Emiission verullsachen. Die Transporr::-
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und Anreicherung,sfaktoren ,der Radiionukleoide 
inden versch,iedenen Pflanzen und Tieren .sind 
zum Teil um mehrere Größenordnungen zu 
optimistisch eingeschätzt worden. Es g~bt große 
Fehler in ,den meteorologischen AUISbreitungs­
berechmmgen. Mes.sun~en ider Radiiu1l1i.sotope 
am Kamin :sind nur sehr schlecht durch·zuführen. 

Bs wind immer wieder behauptet, ~n Zwenten­
dorf sei die Werk~toffprüfung ganz neu gewe­
!Sen. Die Schallemissionsprüfung ist neu gewesen, 
allerdings gibt es auch da Probleme, ebenso wie 
bei der Ultna'schaJlmessung. Die 'Überprüfung 
des Reaktordruckgefäßes ist sehr schlecht. Außer­
,dem hat der Reaktordruckbehä.lter kcinen Berst­
,schutz. Kein Reaktorteil iSt hinreichCllld ausge­
legt gegen grobmechan~sche Einflüsse. 

Ein besonders bri~antes Thema ist ,d'as Schnell­
abscha]tJsystem und der Schnellabschaltbehälter. 
Diese Behälter sind schlecht, sieSiind nur mehr 
zwei bis fünf Jahre zu verwenden. In Zwenten­
dorf ,ist das alte System eingebaut. 

Das Vendüsungssystem an den Druckahbau­
rohren, ist nicht .ausreichend getestet worden. 
Das System list nur für bestimmte berechnete 
Störfälle ausgelegt. Die R.egelungsmechanismen 
in den Reaktoren lSind vephälinJismäßlig störan­
fällig. Zustände ~n benachbarten Atomkraftwer­
ken sind oft skandalös. 

Abg. Dr. Wlies,in;ger (VP): Könnten Sie 
mir bitte diese Zusammenstellung überlassen? 

Ich möchte Herrn Dr. Grümm blitten, uns zu 
diesen Punk'ten eine schriftlJche Stel1ungrrahme 
zu geben. 

Wa.lther So y k a: Zu Professor Grümm 
möch,te ich 'sagen, daß Herr Dr. KLaar gesagt 
hat, ,daß Angehö~ige ,der Universität Heidel­
berg auf' Grund dreier eigen'er Messungen fest­
gestellt hahen, daß einmal der Tr1iJtiumwert um 
den Faktor 2 000 im Wasser uiliddreimal in 
den Luftprobcn um den Faktor 5000 his 100000 
überschritten wur,de. Das Problem, ob mit 
Glasdosimetern überhaupt Alphast,rahlen ermit­
telt werden können, ist vielschichtig. 

Herr A-bgeol1dneter Wille! Im Jahre 1969 
war tin der "Sol~darität" ein großer dokumen­
tal1ischer Ber>icht über das Reaktorprogramm 
vorgesehen. Dieser Artikel war druckreif, er 
ist aber bis heute nicht ersch,ienen. 

Der Zentral betriebsrat ,der Donaukraftwerke 
hat energi'sch gegen das Reaktorprogmrnm oppo­
niert und ist lahmgelegt worden. Es wurde großer 
Druck auf die Leute ausgeübt. 

. , 

Es wfir,d !immer mit Curlie und rein' openiert. 
Es wäre hier eine einheidiche Diktion von Vor­
teil. Wenn eine Abgaberate von 10 Curie pro 
Jahr in das Wasser der Donau gestattet wird, 
dann müßte mindestens Ihr Gremium dafür 

sorgen, daß festgestellt wlil'd, ob dasein Ge­
misch ,unbekannter Nukleoidartep, ist oder Wle 
isotopenspezlifisch die Zusammensetzung des Ge­
misches enmiueltwürd. 

1 Gl'amm Plutonium rCJicht, 54 Mii,uionen Fälle 
von Krebs zu erzeugen. Sie haben ja überhaupt 
keine Nachwcistechnik vorgesehen. 

Abg. Dr. Wie s i n ger (VP): Wir haben von 
der Frau BUilidesminister gehört, daß angebLich 
in der Umgebung von Zwentenidorf 60 Meß­
stellen aufgesteHt wurden. 

Dr. S tamp f I (Dach verband für öko IOg[­
schen Landbau): Ich habe 43 Jahre Erfahrung in 
Radiologie und Röntgenologlie. Ich habe mich 
mit ökologie lSehr, sehr intenSiiv beschäftigt. ' 

Im Herbst waren üm "Merucal Tf\ibune" 
186 Arbeiten, von denen keine einzige gestimmt 
hat. Daher 'Siind für mich versch,iedene Angaben 
m:irt: !größter Vorsicht zu genießen. 

Ich frage Sie: Woher wissen die Gewerkschaf­
ter jetzt alles, was w-iruns mühsam emrbeitet 
haben? Das können Sie uns nicht weismachen, 
daß das mit rechten Dingen zugeht; Sie müssen 
sich auch an Experten ha.\ten. 

Wirsli11ld gerne hereit, mit denselben fünan­
zieHen Mitteln w,ie ,die Kernkraftwerke die Be­
völkeruilig zu informieren. Ich möchte ,die Her­
ren Politiker bitten, daß auch Siie s~ch von Ex­
perten ,informieren lassen, ,die Ihnen dlie Wahr­
heit sagen und auch der Bevölkerung ,c:Li.e Wahr-
heit sagen. ., 

Dipl.-Ing. Sc ha u b erg e r: Ich hatte noch 
Gelegenheit, in Cambridge mit dem Vater des 
Neutrons zu ,reden. Er meinte, daß wir hier 
eine schlechte Straße gehen.,. . 

Bin Nobelpreisträger für Molekularphysik 
meinte, daß wir mitten :drinnen lin der größten 
Krise der Naturwissensch,aft sind. 

Ich sehe auch, Jdaß ,die P;rognosen nicht in 
Or,dnung Slind. Ich habe der Sektion eine Arbent 
gegeben, ,das sogenannte natlionale Energieein­
sparungsprogramm. 

Ich habe Unterlagen vom deutschen Bundes­
tag. Wenn man ,das durchliest, kommt man 
dahinter, ,daß ,die Frag,e ,der Wiederaufbereitung, 
der Zwischenlagerung und der Entsorgung abso­
lut noch offen war, zumindest im Mari 1977. Ich 
frage nun, warum werden ,diese Dinge der 
öffeIlltl~chkeit gegenüber ganz anders dargestellt, 
als es in den linternen Papieren 'zu lesen :ist. 

62 MiHiarden Kilowattstunden können wir 
uns aus der Wasserenergie holen. 1990 liegen wir 
erst bei 33, Milliarden Kilowattstunden. ' 

Dipl.-Ing. W i tz a n y (Bürgerinitiative gegen 
Atomgefahren ,im Weltbund zum Schutz des 
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Lebens, L<lindesgruppe Oberösterreich): Die Vor­
arlberger sind heulte 'aus P,rotest nicht gekom­
men. 

Das Kernkraftwerk kiann ein ökonomischer 
Bumerang wertlen. 

Prof. Dr. Konrad L 0 ren z: Ich bin ein ein­
gefleischter Gegner nicht so sehr ,der Kernenerg,ie 
als des Wirtsch'aftswachsllums. 

E~ gibt eine ganze Menge Dinge, die wachsen 
können, ohne auf Ener~ie angewiesen zu sein: 
Lebensqualität, Kunst, Ku1üur. Der Energie­
zuwachs halt limmer einen Teufelskreis im Ge­
foLge. Es w~rd timmer mehr produziert. Das 
Aflgument ist, das muß sein, um Arbeitsplätze 
zu schaffen und ZlU erhalten. Welche Arberts­
losigkeit entsteht aber, wenn der erudgUlcige 
Zusammenbruch eintritt. Das Ende ist unaus­
bleiblich. 

Die Atomkraft list nur insofern besonders ge­
fährlich, als der Bau und ,die Inbetiiebnahme 
eines Kernkraftwerkes ein unwiderruf1iches Er­
eignis :ist. Wenn ,dieses Atomkraftwerk ausge­
dient hat, muß ein neues gebaut wenden. Aber 
der Platz, an :dem es steht, ,ist für Tausende 
Jahre vergiftet. 

Ich vertl1aue darauf, daß Bruno Kreisky die 
Einsicht haben w,ird, -in letzter Stunde dem ver­
derblichen Beginn ,eines Teufelskfleises Einhalt zu 
gebieten. Esgibtv;iele Länder, ,die sich nach 
österreich richten wollen. 

Ich kenne keinen Biologen, der nicht em 
ebenso efl!)itterter Atomkraftgegner wäre Wile 
ich. 

Dr. G r ü m m: Es fällt mir 'schwer, Blehörden 
eines benachbarten Landes als solche Schurken 
zu betrachten, daß sie einen Fehler vom Faktor 
100000 in der Messung machen. Auf ,dem Ge­
biet der ßliologie Igibt es internatiional extrem 
angesehene Körperschaften, die' Iden :R!egrierungen 
Empfehlungen geben. 

Es stlimmt, daß da's Kernkraftwerk Würgassen 
in der Bundesrepuhlik Deutschland ein Sorgen­
k<Ü1iddan~te1It. österreichische Gutachter haben 
den Finger auf die Fl"age ,des Kondensboden­
beckiens 'gelegt, ,der Dü;sen usw. Sie haben er­
klärt,' da kann etwas passieren. Daraufhin wurde 
im Kernkr,aftwerk Zwentendorf der Sicherheits­
behälter geändert. Das Problem ,i9t ,in Würgassen 
ohne radiologi:sche Belastung ,der Bevölkerung 
eingetreten. Der Schaden war also betriebs­
ol"ientiert' und hat die StromViersorgung in Frage 
gestellt, nicht ,aber ,dlie Sicherheit. 

men, die beim größten eintreffenden Unfall 
9icherstellen, daß die Bevölkerung in der Um­
gebung nicht mehr Stnahlung bekommen kann, 
als sie beim Röntgenfiacharztbekommt.' Ich bin 
nicht damit einverstanden, ,daß lin unserer Umge­
bung Kernkraftwerke ,gebaut wenden, die kein 
solches Containment haben. Es ~bt ,aber auch 
Kernkraftwerke, ,die ein solches Containment 
haben. 

Ich möchte nun auf die Fragle der Dosimeter 
eingehen. Ich möchte betonen, messen kann 
man nur, Curie. Bei einer Reihe von Kohlen­
kraftwerken :ist die radioaktJive Belastung durch 
herausflie&ende natürliiche Alphastrahler oft 
größer 'als bei Kernkraftwerken. Das rem ist 
ein Maß, die biologisch schädliche Auswirkung 
zu messen. Man muß herausfinden, was die Leit­
isotope sind, ,die die Hauptbelastung ausmachen 
und die man daher entschendend bekämpf.en 
muß. 

Von Curie kommt man zu rem d<adurch, daß 
man zunächst eine Ausbreitungsrechnung macht. 
Die nächste Frage ist; wievliel atmet der normale 
Mensch cin. Nun mil1d festgestellt, was die ver­
schiedenen Organe erreicht. Die Wirkung auf das 
kr1~tische Organ ist letzten Endes das, w,as wir in 
rem feststellen. Die Menge ,radioaktiv.er Stoffe, 
eLie von einem Kernkr.aftwerk die Umgebung 
erreicht, <ist .so klein, daß S1ie an der :Grlenze der 
Meßbarkeit liegt. Diese, lie~t bei einigen mrem 
pro Jahr. Es gibt auch Schwankungen der natür­
J,ichen Radioaktivität, die über das erheblich 
hinausgehen. Wir können aber ,sehr wohl die 
R3!dioakcivität ,dort erfassen, wo sie noch sehr 
stark konzentriert i-st, nämlich ,bevor sie sich 
verdünnt hat, 'am Schlot. 

Das Forschungszentrum Seibersdorf versor'gt 
Zehntausende Mediziiner usw. -mit Dosimeter­
messungen nach ,einem neuen Pr,il!lZip. Dieser 
Dosimeter mGßt auch die na'türliche Strahlung 
zum Unterschied vom Filmdosimeter. Die Glas­
dosimeter sind für hohe Stmhlendosen bestimmt. 
Diese sind hauptsäch1ichfür den Fall cines Un­
falles eingesetzt. Der Faktor von 100 000 er­
klärt sicha.us der Fehlauslegung der Funktion 
von Glasdosimetern und [hrer besonde!\en Eigen­
schaften. Der Herr Teufel hat den Gehalt von 
Tritium in der Luft und <in der Luftfeuchtigkeit 
verwech'selt. 

Die Kerntechnik ist .immerhin die einzige 
Technik, rue ein solchles Maß wie das rem hat. 
Die Belastung der Bevölkerung durch die Kern­
technik macht nur einen winzigen Bruchteil des­
sen aus, was ,auf IUns einströmt. 

Ich persönlich ,bekenne mich zum Containment, Vorsitzender Abg. S tau d i n ger unterbricht 
.zum Sicherheitseinschluß, das heißt zu Maßnah-die Sitzung um 17 Uhr 35 Minuten. 
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